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Kirchliche Arbeits- und Vergiitungsordnung (KAVO)
fir das Bistum Trier

vom 18. Januar 2008

(KA 2008 Nr. 38; zuletzt gecindert durch 38. Ordnung zur Anderung der KAVO, KA 1. Februar
2018, Nr. 30)

Praambel

'Diese Ordnung ist ausgerichtet auf die besonderen Erfordernisse der kirchlichen
Dienste. 2Im Ubrigen entspricht sie den wesentlichen Bestimmungen des Tarifvertrages
fir den 6ffentlichen Dienst (TV6D-VKA) sowie des Tarifvertrages zur Uberleitung der
Beschaftigten der kommunalen Arbeitgeber in den TVOD und zur Regelung des
Ubergangsrechts (TVU-VKA). 3Soweit die Bestimmungen der KAVO mit denen des
TVSD-VKA oder des TVU-VKA (ibereinstimmen, werden sie in gleicher Weise ausgelegt.
4Entsprechendes gilt fur sonstige Regelungen der KAVO, die mit anderen tariflichen
Regelungen Ubereinstimmen.

I. Regelungen der KAVO

§1
Geltungsbereich
(1) Diese Ordnung gilt fir Arbeitsverhaltnisse von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern

. des Bistums Trier,
o der Kirchengemeinden und Kirchengemeindeverbande im Bistum Trier,

. der gemeinnttzigen Tragergesellschaften Katholischer
Kindertageseinrichtungen im Raum Koblenz, im Raum Trier und im Saarland
mbH und

. der sonstigen kirchlichen Rechtstrager unbeschadet ihrer Rechtsform nach
MaBgabe der Bestimmungen in Anlage 14.
(2) Fur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr.2 SGB IV
geringflgig beschaftigt sind, gelten die Bestimmungen der Anlage 1.

§2
Arztliche Untersuchung
(1) Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter hat auf Verlangen des Dienstgebers vor der

Einstellung den Gesundheitszustand und die Arbeitsfahigkeit durch das Zeugnis
eines vom Dienstgeber bestimmten Arztes nachzuweisen.
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@)

3)

(4)

(M)

)

'Der Dienstgeber ist bei begriindeter Veranlassung berechtigt, die Mitarbeiterin
oder den Mitarbeiter zu verpflichten, durch arztliche Bescheinigung nachzuweisen,
dass sie oder er zur Leistung der arbeitsvertraglich geschuldeten Tatigkeit in der
Lage ist. °Bei der beauftragten Arztin oder dem beauftragten Arzt kann es sich um
eine Betriebsarztin oder einen Betriebsarzt handeln, soweit sich die
Einrichtungsparteien nicht auf eine andere Arztin oder einen anderen Arzt geeinigt
haben.

Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter, die besonderen Ansteckungsgefahren
ausgesetzt oder in gesundheitsgefahrdenden Einrichtungen beschaftigt sind, sind
in regelmaBigen Zeitabstdnden arztlich zu untersuchen. ?Diejenigen, die mit der
Zubereitung von Speisen beauftragt sind, kdnnen in regelmaBigen Zeitabstéanden
arztlich untersucht werden.

'Die Kosten der Untersuchung tragt der Dienstgeber. 2Das Ergebnis der arztlichen
Untersuchung ist der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter bekannt zu geben. 3Die
Kosten arbeitsschutzrechtlich zwingender Impfungen tragt ebenfalls der
Dienstgeber.

Protokollerklarung zu § 2 Absatz 4 Satz 3: *

'Der Anspruch auf Ubernahme von Kosten arbeitsschutzrechtlich zwingender
Impfungen im Rahmen des bestehenden Arbeitsverhdltnisses durch den
Dienstgeber wurde bislang Gber Satz 1 geregelt. °Durch die Ergdnzung in Satz 3
erfolgt insofern eine Klarstellung.

§3
Schriftform, Nebenabreden

Der Arbeitsvertrag ist schriftlich nach Muster (Anlage 2) abzuschlieBen; der
Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter ist eine Ausfertigung auszuhandigen. 2Mehrere
Arbeitsverhaltnisse zu demselben Dienstgeber durfen nur begriindet werden, wenn
die jeweils Ubertragenen Tatigkeiten nicht in einem unmittelbaren
Sachzusammenhang stehen. 3Andernfalls gelten sie als ein Arbeitsverhaltnis.
"Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. 2Eine
Nebenabrede kann gesondert mit einer Frist von einem Monat zum Monatsende
gekiindigt werden, soweit dies in dieser Ordnung vorgesehen oder durch den
Arbeitsvertrag vereinbart ist.

§4
Probezeit

Die ersten sechs Monate der Beschéaftigung gelten als Probezeit, soweit nicht eine
kiirzere Zeit vereinbart ist. 2Bei Ubernahme von Auszubildenden im unmittelbaren
Anschluss an das Ausbildungsverhaltnis in ein Arbeitsverhaltnis entfallt die Probezeit.

" Hinweis: Die Protokollerklarung wurde eingefiigt mit Wirkung vom 01.06.2014 durch die 25. Ordnung
zur Anderung der KAVO (KA 2014, Nr. 106)
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(M)

)

(3)

(4)

(/)

(8)

§5
Allgemeine Pflichten

'Die im Rahmen des Arbeitsvertrages geschuldete Leistung ist gewissenhaft und
ordnungsgemaB auszufiihren. °Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter hat
Anordnungen, deren Ausfliihrung ihr oder ihm erkennbar den Strafgesetzen
zuwiderlaufen wiirde, nicht zu befolgen; hierliber soll sie oder er dem Dienstgeber
Mitteilung erstatten.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben Uber Angelegenheiten, deren
Geheimhaltung durch gesetzliche Vorschriften vorgesehen oder vom Dienstgeber
angeordnet ist, Verschwiegenheit zu wahren; dies gilt auch Uber die Beendigung
des Arbeitsverhaltnisses hinaus.

Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter hat auf Verlangen des Dienstgebers
dienstliche Schriftstiicke, Zeichnungen, bildliche Darstellungen und Ahnliches sowie
Aufzeichnungen tber Vorgange aus dem dienstlichen Bereich herauszugeben.

'Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter diirfen von Dritten Belohnungen, Geschenke,
Provisionen oder sonstige Verglnstigungen in Bezug auf ihre Tatigkeit nicht
annehmen. 2Ausnahmen sind nur mit Zustimmung des Dienstgebers moglich.
3Werden den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern derartige Verglnstigungen
angeboten, haben sie dies dem Dienstgeber unverziglich anzuzeigen.

'Die Arbeitszeit ist plnktlich einzuhalten. ?Persénliche Angelegenheiten hat die
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter unbeschadet des § 36 grundsatzlich aulBerhalb
der Arbeitszeit zu erledigen.

'Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter darf nur mit vorheriger Zustimmung des
Dienstgebers von der Arbeit fernbleiben. 2Kann die Zustimmung den Umsténden
nach vorher nicht eingeholt werden, so ist sie unverztiglich zu beantragen. 3Bei nicht
genehmigtem Fernbleiben hat die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter keinen
Anspruch auf Fortzahlung der Bezlge.

Die Schadenshaftung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist bei dienstlich oder
betrieblich veranlassten Tatigkeiten auf Vorsatz und grobe Fahrlassigkeit
beschrankt.

In Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, in Einrichtungen und in sonstigen
Tatigkeitsbereichen, zu deren Aufgaben die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen
gehort, ist der Dienstgeber berechtigt, von der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter
regelmaBig die Vorlage eines aktuellen erweiterten Fihrungszeugnisses gemaB den
jeweiligen Bestimmungen des Bundeszentralregistergesetzes (BZRG) zu verlangen.
2Die hierbei anfallenden Kosten tragt der Dienstgeber.

Protokollerklarung zu Absatz 8 Satz 2:

Zu den Kosten nach Satz 2 des Absatzes 8 zahlt auch der Unfallschaden an einem
Fahrzeug der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters (ggf. nebst Kaskoschaden), der
entsprechend § 12 der Anlage 8 zu ersetzen ist.
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§6
Vorgesetztenverhaltnisse

Die Vorgesetztenverhaltnisse sind der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter bekannt zu
geben.

§7
Nebentatigkeiten

"Nebentatigkeiten gegen Entgelt hat die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter ihrem oder
seinem Dienstgeber rechtzeitig vorher schriftlich anzuzeigen. ?Der Dienstgeber kann die
Nebentatigkeit untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn diese geeignet ist, die
Erfillung der arbeitsvertraglichen Pflichten der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters oder
berechtigte Interessen des Dienstgebers zu beeintrachtigen. 3Zu diesen Auflagen kann
auch eine Ablieferungspflicht gehoren.

§8
Versetzung, Abordnung, Zuweisung und Personalgestellung

(1) 'Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter kann aus dienstlichen oder betrieblichen
Grinden versetzt oder abgeordnet werden. 2Soll die Mitarbeiterin oder der
Mitarbeiter an eine Dienststelle auBerhalb des bisherigen Dienstortes versetzt oder
vor-aussichtlich langer als drei Monate abgeordnet werden, so ist sie oder er vorher
zu horen.

(2) "Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern kdnnen im dienstlichen/ betrieblichen Interesse
mit ihrer Zustimmung voribergehend eine mindestens gleich vergitete Tatigkeit
bei einem Dritten zugewiesen werden. 2Die Zustimmung kann nur aus wichtigem
Grund verweigert werden. 3Die Rechtsstellung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
bleibt unberthrt. “Beziige aus der Verwendung nach Satz 1 werden auf das Entgelt
angerechnet.

(3) "Werden Aufgaben der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu einem Dritten verlagert,
ist auf Verlangen des Dienstgebers bei weiter bestehendem Arbeitsverhaltnis die
arbeitsvertraglich geschuldete Arbeitsleistung bei dem Dritten zu erbringen
(Personalgestellung). %8 613 a BGB sowie gesetzliche Kindigungsrechte bleiben
unberihrt.

Protokollerklarungen zu Absatz 1:

1. Abordnung ist die Zuweisung einer vorlbergehenden Beschaftigung bei einer
anderen Dienststelle oder einem anderen Betrieb desselben oder eines anderen
Dienstgebers unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhaltnisses.

2. Versetzung ist die Zuweisung einer auf Dauer bestimmten Beschaftigung bei einer
anderen Dienststelle oder einem anderen Betrieb desselben Dienstgebers unter
Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhaltnisses.

Protokollerkldrung zu Absatz 2:
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Zuweisung ist — unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhéltnisses — die vor-
Ubergehende Beschaftigung bei einem Dritten im In- und Ausland, bei dem der
Allgemeine Teil der KAVO nicht zur Anwendung kommt.

Protokollerklarung zu Absatz 3:

Personalgestellung ist — unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhaltnisses — die
auf Dauer angelegte Beschaftigung bei einem Dritten. 2Die Modalitdten der
Personalgestellung werden zwischen dem Dienstgeber und dem Dritten vertraglich
geregelt.

§9
Personalakten

(1) 'Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben ein Recht auf Einsicht in ihre
vollstandigen Personalakten. 2Sie kénnen das Recht auf Einsicht auch durch eine
oder einen hierzu schriftlich Bevollméachtigte bzw. Bevollmachtigten ausliben lassen.
3Sie konnen Ausziige oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten.

(2) 'Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter muss Gber Beschwerden und Behauptungen
tatsachlicher Art, die fir sie oder ihn ungunstig sind oder ihr oder ihm nachteilig
werden kénnen, vor Aufnahme in die Personalakte gehort werden. 2Die AuBerung
ist zu der Personalakte zu nehmen.

§10
Qualifizierung

(1) 'Ein hohes Qualifikationsniveau und lebenslanges Lernen liegen im gemeinsamen
Interesse von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und Dienstgebern. >Qualifizierung
dient der Steigerung von Effektivitat und Effizienz des kirchlichen Dienstes, der
Nachwuchsférderung und der Steigerung von beschaftigungsbezogenen
Kompetenzen. 3Qualifizierung ist auch als Teil der Personalentwicklung zu
verstehen.

(2) "Wor diesem Hintergrund stellt Qualifizierung ein Angebot des Dienstgebers dar,
das durch freiwillige Dienstvereinbarung néher ausgestaltet werden kann. °Die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben einen individuellen Anspruch nach
MaBgabe der Regelungen in Absatz 4.

(3) 'QualifizierungsmaBnahmen sind:

a. die Fortentwicklung der fachlichen, methodischen und sozialen Kompetenzen
fur die Ubertragenen Tatigkeiten (Erhaltungsqualifizierung),

b. der Erwerb zusatzlicher Qualifikationen (Fort- und Weiterbildung),

c. die Qualifizierung zur Arbeitsplatzsicherung (Qualifizierung fir eine andere
Tatigkeit; Umschulung) und

d. die Einarbeitung bei oder nach langerer Abwesenheit
(Wiedereinstiegsqualifizierung).
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(4)

()

(6)
(/)

8)

’Die Teilnahme an einer QualifizierungsmaBnahme wird dokumentiert und den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern schriftlich bestatigt.

'Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben — auch in den Féallen des Absatzes 3 Satz 1
Buchst. d - Anspruch auf ein regelmaBiges Gesprach mit der jeweiligen
Fihrungskraft, in dem festgestellt wird, ob und welcher Qualifizierungsbedarf
besteht. °Dieses Gesprach kann auch als Gruppengesprach gefiihrt werden. *Wird
nichts anderes geregelt, ist das Gesprach jahrlich zu fihren.

4Der Dienstgeber gewahrt den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern fur die Teilnahme
an von ihm anerkannten QualifizierungsmaBnahmen im Sinne des Absatzes 3
Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung der Vergitung bis zu finf bzw. je nach
wochentlicher Arbeitsverpflichtung bis zu sechs Arbeitstagen im Jahr, wenn
dienstliche oder betriebliche Belange nicht entgegenstehen. °Bestehende
weitergehende berufsgruppenspezifische Regelungen des Dienstgebers bleiben
hiervon unberihrt. ®Mit Zustimmung des Dienstgebers kann der Anspruch auf
Freistellung fur drei Kalenderjahre zusammengefasst werden. Freistellungen fur die
Teilnahme an QualifizierungsmalBnahmen, die aufgrund staatlicher Regelungen
gewahrt werden, sind auf den Anspruch nach Satz 4 anzurechnen.

'Die Kosten einer vom Dienstgeber angeordneten QualifizierungsmaBnahme -
einschlieBlich Reisekosten — werden, soweit sie nicht von Dritten ibernommen
werden, grundsatzlich vom Dienstgeber getragen.

?Die Ubernahme der Kosten fiir die Teilnahme an einer von der Mitarbeiterin oder
dem  Mitarbeiter beantragten und vom Dienstgeber genehmigten
QualifizierungsmaBnahme im Sinne des Absatzes 3 bestimmt sich nach den
Grundsatzen einer fairen Kostenverteilung unter Berlicksichtigung des betrieblichen
und individuellen Nutzens und nach MafBgabe der vom Rechtstrager fur
QualifizierungsmaBnahmen zur Verfigung gestellten Haushaltsmittel. 3Ein
maoglicher Eigenbeitrag wird durch eine Qualifizierungsvereinbarung geregelt. “Der
Eigenbeitrag der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters kann in Geld und/ oder Zeit
erfolgen. °Die Einrichtungsparteien (Dienstgeber und Mitarbeitervertretung)
konnen die Grundsatze einer fairen Kostenverteilung unter Beriicksichtigung des
betrieblichen und individuellen Nutzens regeln. ©®Der Eigenbeitrag fir
QualifizierungsmaBnahmen nach Satz 2, die auch fir den Dienstgeber von hohem
betrieblichem Nutzen sind, wird vom Bischoflichen Generalvikar fur die einzelnen
Berufsgruppen festgelegt. "Weitergehende Beteiligungsrechte der
Mitarbeitervertretungen nach den Bestimmungen der MAVO bleiben davon
unberthrt.

Zeiten von QualifizierungsmalBnahmen nach Absatz 5 Satz 2 gelten als Arbeitszeit.
Gesetzliche Forderungsmdglichkeiten kdnnen in die Qualifizierungsplanung
einbezogen werden.

Fir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit individuellen Arbeitszeiten sollen
QualifizierungsmaBnahmen so  angeboten werden, dass ihnen eine
gleichberechtigte Teilnahme ermoglicht wird.
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(M)

@)

3)

(4)

()

(6)

§11°
RegelmiBige Arbeitszeit

'Die regelmaBige Arbeitszeit betragt ausschlieBlich der Pausen durchschnittlich 39
Stunden wochentlich. 2Die regelméaBige Arbeitszeit kann auf finf Tage, aus
notwendigen betrieblichen/dienstlichen Grinden auch auf sechs Tage verteilt
werden.

'Fur die Berechnung des Durchschnitts der regelméBigen wochentlichen Arbeitszeit
ist ein Zeitraum von bis zu einem Jahr zugrunde zu legen. Abweichend von Satz 1
kann bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die standig Schichtarbeit zu leisten
haben, ein langerer Zeitraum zugrunde gelegt werden.

'Soweit es die Dbetrieblichen/dienstlichen Verhéltnisse zulassen, wird die
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter am 24. Dezember und am 31. Dezember unter
Fortzahlung des Entgelts nach § 24 von der Arbeit freigestellt. °’Kann die Freistellung
nach Satz1 aus betrieblichen/dienstlichen Grinden nicht erfolgen, st
entsprechender Freizeitausgleich innerhalb von drei Monaten zu gewéhren. 3Die
regelmaBige Arbeitszeit vermindert sich fiir jeden gesetzlichen Feiertag sowie fir
den 24. Dezember und 31. Dezember, sofern sie auf einen Werktag fallen, um die
dienstplanmaBig ausgefallenen Stunden.

Protokollerklarung zu Absatz 3 Satz 3:

Die Verminderung der regelmaBigen Arbeitszeit betrifft die Beschaftigten, die
wegen des Dienstplans am Feiertag frei haben und deshalb ohne diese Regelung
nacharbeiten mussten.

'Die regelmaBige Arbeitszeit kann aus dringenden betrieblichen/ dienstlichen
Grinden nach MaBgabe des § 7 Absatz 1 Nr. Ta ArbZG auf Uber zehn Stunden
verlangert werden, wenn in die Arbeitszeit regelmaBig und in erheblichem Umfang
Arbeitsbereitschaft oder Bereitschaftsdienst fallt.

’Die Ruhezeit gemaB § 5 Abs. 1 ArbZG kann nach MaBgabe des § 7 Abs. 1
Nr. 3 ArbZG um bis zu zwei Stunden verkirzt werden. 3Die Verklrzung muss
umgehend, spatestens jedoch innerhalb von vier Wochen durch Verlangerung einer
anderen Ruhezeit auf mindestens 12 Stunden ausgeglichen werden.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind im Rahmen begriindeter betrieblicher/
dienstlicher Notwendigkeiten zur Leistung von Sonntags-, Feiertags-, Nacht-,
Schichtarbeit sowie — bei Teilzeitbeschaftigung aufgrund arbeitsvertraglicher
Regelung oder mit ihrer Zustimmung — zu Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft,
Uberstunden und Mehrarbeit verpflichtet.

Bei Dienstreisen gilt nur die Zeit der dienstlichen Inanspruchnahme am auswartigen
Geschéftsort als Arbeitszeit. 2Fir jeden Tag einschlieBlich der Reisetage wird jedoch
mindestens die auf ihn entfallende regelmaBige, durchschnittliche oder
dienstplanmaBige Arbeitszeit berticksichtigt, wenn diese bei Nichtberticksichtigung
der Reisezeit nicht erreicht wiirde. 3Uberschreiten nicht anrechenbare Reisezeiten
insgesamt funf Stunden im Monat, so werden auf Antrag 75v.H. dieser

*Soweit flr eine Berufsgruppe besondere Regelungen bestehen, gehen diese vor.

Vgl. insoweit Anhang zu § 11
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(M

@)

(3)

(4)
()

(/)

Uberschreitenden Zeiten bei fester Arbeitszeit als Freizeitausgleich gewahrt und bei
gleitender Arbeitszeit im Rahmen der jeweils geltenden Vorschriften auf die
Arbeitszeit angerechnet. “Der besonderen Situation der Teilzeitbeschaftigten ist
Rechnung zu tragen. *Soweit durch besondere Verhaltnisse begriindet, kann von
den Regelungen abgewichen werden.

§12
Sonderformen der Arbeit

Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmaBigen
Wechsel des Beginns der taglichen Arbeitszeit um mindestens zwei Stunden in
Zeitabschnitten von langstens einem Monat vorsieht, und die innerhalb einer
Zeitspanne von mindestens 13 Stunden geleistet wird.

Bereitschaftsdienst leisten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich auf Anordnung

des Dienstgebers auBerhalb der regelmaBigen Arbeitszeit an einer vom Dienstgeber

bestimmten Stelle aufhalten, um im Bedarfsfall die Arbeit aufzunehmen.

'Rufbereitschaft leisten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich auf Anordnung

des Dienstgebers auBerhalb der regelmaBigen Arbeitszeit an einer dem Dienstgeber

anzuzeigenden Stelle aufhalten, um auf Abruf die Arbeit aufzunehmen.

?Rufbereitschaft wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass Mitarbeiterinnen und

Mitarbeiter vom Dienstgeber mit einem Mobiltelefon oder einem vergleichbaren

technischen Hilfsmittel ausgestattet sind.

Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 22 Uhr und 6 Uhr.

Mehrarbeit sind die Arbeitsstunden, die Teilzeitbeschaftigte liber die vereinbarte

regelmalBige Arbeitszeit hinaus bis zur regelméaBigen wochentlichen Arbeitszeit von

Vollbeschéftigten (§ 11 Abs. 1 Satz 1) leisten.

Uberstunden sind die auf Anordnung des Dienstgebers geleisteten Arbeitsstunden,

die Uber die im Rahmen der regelmaBigen Arbeitszeit von Vollbeschaftigten (§ 11

Abs. 1 Satz 1) fur die Woche dienstplanmaBig bzw. betriebsiiblich festgesetzten

Arbeitsstunden hinausgehen und nicht bis zum Ende der folgenden Kalenderwoche

ausgeglichen werden.

Abweichend von Absatz 6 sind nur die Arbeitsstunden Uberstunden, die

a. im Falle der Festlegung eines Arbeitszeitkorridors nach § 14 Abs. 5 Satz 2 Gber
45 Stunden oder Uber die vereinbarte Obergrenze hinaus,

b. im Falle der Einfihrung einer taglichen Rahmenzeit nach § 14 Abs. 2 auBerhalb
der Rahmenzeit,

c. im Falle von Schichtarbeit Uber die im Schichtplan festgelegten taglichen
Arbeitsstunden einschlieBlich der im Schichtplan vorgesehenen Arbeitsstunden,
die bezogen auf die regelmaBige wochentliche Arbeitszeit im Schichtplanturnus
nicht ausgeglichen werden,

angeordnet worden sind.
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§13
Ausgleich fiir Sonderformen der Arbeit

(1) 'Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter erhalt neben dem Entgelt fur die tatsachliche

(@)

Arbeitsleistung Zeitzuschlage. 2Die Zeitzuschldge betragen - auch bei
Teilzeitbeschaftigten — je Stunde

a. fir Uberstunden

in den Entgeltgruppen 1 bis 9 30 v.H,

in den Entgeltgruppen 10 bis 15 15v.H,
b. fir Nachtarbeit 20 v.H,,
C. flr Sonntagsarbeit 25 Vv.H,
d. bei Feiertagsarbeit

mit Freizeitausgleich 35v.H,
e. fur Arbeit am 24. Dezember und

am 31. Dezember jeweils ab 6 Uhr 35v.H,
f. fur Arbeit an Samstagen von 13 bis 22 Uhr,

soweit diese nicht im Rahmen von Schichtarbeit

anfallt 20 v.H.

des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der Stufe 3 der
jeweiligen Entgeltgruppe. 3Beim Zusammentreffen von Zeitzuschldgen nach Satz 2
Buchst. c bis f wird nur der héchste Zeitzuschlag gezahlt.

4Auf Wunsch der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters konnen, soweit ein
Arbeitszeitkonto (8§ 14) eingerichtet ist und die betrieblichen/dienstlichen
Verhaltnisse es zulassen, die nach Satz 2 zu zahlenden Zeitzuschlage entsprechend
dem jeweiligen Vomhundertsatz einer Stunde in Zeit umgewandelt und
ausgeglichen werden. °Dies gilt entsprechend fiir Uberstunden als solche.

®Die Buchstaben b bis f gelten nicht fir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im
Fahrdienst und die Buchstaben c bisf gelten nicht flr Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter im pastoralen und liturgischen Dienst.

'Uberstunden sind grundsatzlich durch entsprechende Freizeit auszugleichen.
2Sofern kein Arbeitszeitkonto nach & 14 eingerichtet ist, oder wenn ein solches
besteht, die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter jedoch keine Faktorisierung nach
Absatz 1 geltend macht, erhdlt die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter fiir
Uberstunden (§ 12 Abs. 6), die nicht bis zum Ende des dritten Kalendermonats —
moglichst aber schon bis zum Ende des nachsten Kalendermonats — nach deren
Entstehen mit Freizeit ausgeglichen worden sind, je Stunde 100 v.H. des auf die
Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und
Stufe, hochstens jedoch nach der Stufe 4. 3Der Anspruch auf den Zeitzuschlag fur
Uberstunden nach Absatz 1 besteht unabhingig von einem Freizeitausgleich.
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(3) Fur Arbeitsstunden, die keine Uberstunden sind und die aus betrieblichen/
dienstlichen Grinden nicht innerhalb des nach § 11 Abs.2 Satz1 oder2
festgelegten Zeitraums mit Freizeit ausgeglichen werden, erhélt die Mitarbeiterin
oder der Mitarbeiter je Stunde 100 v.H. des auf eine Stunde entfallenden Anteils des
Tabellenentgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe.

Protokollerkldrung zu Absatz 3:

Mit dem Begriff ,Arbeitsstunden” sind nicht die Stunden gemeint, die im Rahmen
von Gleitzeitregelungen im Sinne der Protokollerklarung zu § 14 anfallen, es sei
denn, sie sind angeordnet worden.

(4) "Zum Zwecke der Entgeltberechnung wird die Zeit des Bereitschaftsdienstes mit
25v.H. als Arbeitszeit gewertet. 2Fir die tatsachlich wéhrend des
Bereitschaftsdienstes geleistete Arbeit wird flr jede angefangene Stunde das
Stundenentgelt nach MaBgabe der Entgelttabelle gezahlt. 3Auf Wunsch der
Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters kdnnen, soweit ein Arbeitszeitkonto eingerichtet
ist, die nach Satz 1 und Satz 2 zu bezahlenden Arbeitsstunden dem Arbeitszeitkonto
gutgeschrieben werden.

(5) 'Fur die Rufbereitschaft wird eine tagliche Pauschale je Entgeltgruppe bezahlt. *Sie
betragt fur die Tage Montag bis Freitag das Zweifache, flir Samstag, Sonntag sowie
fur Feiertage das Vierfache des tariflichen Stundenentgelts nach MaBgabe der
Entgelttabelle (Anlagen 5a und 5b). 3MaBgebend fir die Bemessung der Pauschale
nach Satz 2 ist der Tag, an dem die Rufbereitschaft beginnt. #Fir die Arbeitsleistung
innerhalb der Rufbereitschaft auBerhalb des Aufenthaltsortes im Sinne des § 12
Absatz 3 wird die Zeit jeder einzelnen Inanspruchnahme einschlieBlich der hierfur
erforderlichen Wegezeiten jeweils auf eine volle Stunde gerundet und mit dem
Entgelt fiir Uberstunden sowie mit etwaigen Zeitzuschldgen nach Absatz 1 bezahlt.
*Wird die Arbeitsleistung innerhalb der Rufbereitschaft am Aufenthaltsort im Sinne
des § 12 Absatz 3 telefonisch (z. B. in Form einer Auskunft) oder mittels technischer
Einrichtungen erbracht, wird abweichend von Satz4 die Summe dieser
Arbeitsleistungen auf die nachste volle Stunde gerundet und mit dem Entgelt fur
Uberstunden sowie mit etwaigen Zeitzuschlagen nach Absatz 1 bezahlt. *Absatz 1
Satz4 gilt entsprechend. 7Satz 1 gilt nicht im Falle einer stundenweisen
Rufbereitschaft. 8Eine Rufbereitschaft im Sinne von Satz7 liegt bei einer
ununterbrochenen Rufbereitschaft von weniger als zwolf Stunden vor. °In diesem
Fall wird abweichend von den Satzen 2 und 3 fir jede Stunde der Rufbereitschaft
12,5 v.H. des tariflichen Stundenentgelts nach MalRgabe der Entgelttabelle gezahlt.

Protokollerklarung zu Absatz 5:
Zur Ermittlung der Tage einer Rufbereitschaft, fir die eine Pauschale gezahlt wird,
ist auf den Tag des Beginns der Rufbereitschaft abzustellen

§ 14
Arbeitszeitkonto

(1) Fir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach § 1 Abs. 1 mit Ausnahme

10
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a. der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV
geringfligig beschaftigt sind,
b. der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die in einem Ausbildungsverhaltnis
stehen,
c. der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im pastoralen Dienst sowie
d. der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im liturgischen Dienst
wird nach MaBgabe der Anlage 3 ein Arbeitszeitkonto eingerichtet.

(2) Der Dienstgeber richtet fur die Arbeitstage, an denen die Mitarbeiterin oder der
Mitarbeiter in der Regel arbeitet, in der Zeit von 6 bis 22 Uhr eine tagliche
Rahmenzeit von bis zu 12 Stunden ein.

(3) Im Falle einer unverziglich angezeigten und durch arztliches Attest nachgewiesenen
Arbeitsunfahigkeit wahrend eines Zeitausgleichs vom Arbeitszeitkonto (Zeiten nach
§ 4 Abs. 1 der Anlage 3) tritt eine Minderung des Zeitguthabens nicht ein.

(4) Das Arbeitszeitkonto tritt an die Stelle des Ausgleichszeitraumes gemaB § 11 Abs. 2
KAVO.

(5) 'Durch eine Dienstvereinbarung kann eine von der Anlage 3 abweichende
Arbeitszeitkontoregelung unter Berlicksichtigung folgender MaBBgaben getroffen
werden. °Statt einer taglichen Rahmenzeit kann ein  wdchentlicher
Arbeitszeitkorridor von bis zu 45 Stunden vereinbart werden.
3In der Dienstvereinbarung sind insbesondere folgende Regelungen zu treffen:

a. die hochstmaogliche Zeitschuld (bis zu 40 Stunden) und das hochstmdgliche
Zeitguthaben (bis zu einem Vielfachen von 40 Stunden), die innerhalb eines
bestimmten Zeitraums anfallen durfen,

b. nach dem Umfang des beantragten Freizeitausgleichs gestaffelte Fristen fiir
das Abbuchen von Zeitguthaben oder fiir den Abbau von Zeitguthaben oder
fur den Abbau von Zeitschulden durch die Mitarbeiterin oder den Mitarbeiter,

c. die Berechtigung, das Abbuchen von Zeitguthaben zu bestimmten Zeiten
(z.B. an so genannten Brickentagen) vorzusehen,

d. die Folgen, wenn der Arbeitgeber einen bereits genehmigten
Freizeitausgleich kurzfristig widerruft.

(6) 'Der Dienstgeber kann mit der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter die Einrichtung
eines Langzeitkontos vereinbaren. ?In diesem Fall und bei Insolvenzfahigkeit des
Rechtstragers, ist eine Regelung zur Insolvenzsicherung zu treffen.

Protokollerklarung zu § 14:

Gleitzeitregelungen sind unter Wahrung der jeweils geltenden Beteiligungsrechte
unabhangig von den Vorgaben zu Rahmenzeit und Arbeitszeitkorridor (Absatze 2
und 5) moglich. 2Sie durfen keine Regelungen nach § 11 Absatz 4 enthalten.

§15
Teilzeitbeschiftigung

(1) "Mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern soll auf Antrag eine geringere als die
vertraglich festgelegte Arbeitszeit vereinbart werden, wenn sie
a. mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder

11
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(@)

3)

(M

(@)

b. einen nach arztlichem Gutachten pflegebediirftigen sonstigen Angehorigen
tatsachlich betreuen oder pflegen und dringende dienstliche bzw. betriebliche
Belange nicht entgegenstehen.

’Die Teilzeitbeschaftigung nach Satz 1 ist auf Antrag auf bis zu funf Jahre zu
befristen. 3Sie kann verlangert werden; der Antrag ist spatestens sechs Monate vor
Ablauf der vereinbarten Teilzeitbeschaftigung zu stellen. “Bei der Gestaltung der
Arbeitszeit hat der Arbeitgeber im Rahmen der dienstlichen bzw. betrieblichen
Moglichkeiten der besonderen personlichen Situation der Mitarbeiterin oder des
Mitarbeiters nach Satz 1 Rechnung zu tragen.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in anderen als den in Absatz 1 genannten
Fallen eine Teilzeitbeschaftigung vereinbaren wollen, kénnen von ihrem Arbeitgeber
verlangen, dass er mit ihnen die Mdglichkeit einer Teilzeitbeschaftigung mit dem
Ziel erdrtert, zu einer entsprechenden Vereinbarung zu gelangen.

Ist mit friher Vollbeschaftigten auf ihren Wunsch eine nicht befristete
Teilzeitbeschaftigung vereinbart worden, sollen sie bei spaterer Besetzung eines
Vollzeitarbeitsplatzes bei gleicher Eignung im Rahmen der dienstlichen bzw.
betrieblichen Moglichkeiten bevorzugt berlcksichtigt werden.

§16
Eingruppierung

Die Eingruppierung der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters richtet sich nach den
Tatigkeitsmerkmalen der Anlagen 4a, 4b und 4c, soweit nicht in den Anlagen 12b
und 13¢ zur KAVO die unmittelbare Eingruppierung in die Entgeltgruppe 1
vorgesehen ist. °Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter erhalt Entgelt nach der
Entgeltgruppe, in der sie bzw. er eingruppiert ist. 3Die Uberleitung der
Eingruppierung von den Vergutungsgruppen der Anlagen4a und 4b in die
Entgeltgruppen erfolgt nach den jeweiligen Uberleitungsbestimmungen der
Anlagen 12 und 13 in Verbindung mit den dort vorgesehenen weiteren Regelungen.
Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter ist in der Verglitungsgruppe bzw.
Entgeltgruppe eingruppiert, deren Tatigkeitsmerkmale die gesamte von ihr bzw.
ihm nicht nur voriibergehend auszulibende Tatigkeit entspricht.

Die gesamte auszulibende Tatigkeit entspricht den Tatigkeitsmerkmalen einer
Vergltungsgruppe bzw. Entgeltgruppe, wenn zeitlich mindestens zur Halfte
Arbeitsvorgange anfallen, die fir sich genommen die Anforderungen eines
Tatigkeitsmerkmals oder mehrerer Tatigkeitsmerkmale dieser Verglitungsgruppe
bzw. Entgeltgruppe erfiillen. Kann die Erfillung einer Anforderung in der Regel erst
bei der Betrachtung mehrerer Arbeitsvorgange festgestellt werden (z. B. vielseitige
Fachkenntnisse), sind die Arbeitsvorgange fir die Feststellung, ob diese
Anforderung erfullt ist, insoweit zusammen zu beurteilen.

Werden in einem Tatigkeitsmerkmal mehrere Anforderungen gestellt, gilt das in
Unterabsatz 2 Satz 1 bestimmte MaB, ebenfalls bezogen auf die gesamte
auszulibende Tatigkeit, fur jede Anforderung.

12
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(4)

Ist in einem Tatigkeitsmerkmal ein von Unterabsatz 2 oder 3 abweichendes
zeitliches Mal3 bestimmt, gilt dieses.

Ist in einem Tatigkeitsmerkmal als Anforderung eine Voraussetzung in der Person
der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters bestimmt, muss auch diese Anforderung
erfillt sein.

Tatigkeitskombinationen, die in den Anlagen 4a und 4b genannt sind, gelten als ein
Tatigkeitsmerkmal, mit der MaBBgabe, dass in diesen Fallen nicht nach Unterabsatz 2
zu prifen ist, welche der kombinierten Tatigkeiten Uberwiegt.

Verglitungs- bzw. Entgelt- und Fallgruppe der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters
sind im Arbeitsvertrag anzugeben.

Protokollerkldrung zu § 16:

Soweit im Abschnitt | der KAVO auf bestimmte Entgeltgruppen Bezug genommen wird,

entspricht
die Entgeltgruppe der Entgeltgruppe

2 S2

4 S3

5 S4

6 S5

8 S6bisS8b
9 S9 bis S 14
10 S15undS 16
11 S17

12 S18

§17

Eingruppierung in besonderen Fillen

(1) TIst der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter eine andere, héherwertige Tatigkeit

nicht Gbertragen worden, hat sich aber die ihr bzw. ihm Gbertragene Tatigkeit (§ 16
Absatz 2 Unterabsatz 1) nicht nur voriibergehend derart geandert, dass sie den
Tatigkeitsmerkmalen einer hoheren als ihrer bzw. seiner bisherigen
Vergutungsgruppe bzw. Entgeltgruppe entspricht (§ 16 Absatz 2 Unterabsatz 2
bis 5) und hat die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter die hoherwertige Tatigkeit
ununterbrochen sechs Monate lang ausgelbt, ist sie bzw. er mit Beginn des
darauffolgenden Kalendermonats in der hoheren Vergltungsgruppe bzw.
Entgeltgruppe eingruppiert. 2Fir die zurtickliegenden sechs Kalendermonate gilt
§ 18 Absatz 1 sinngemal.

3Ist die Zeit der Ausibung der hoherwertigen Tatigkeit durch Urlaub,
Arbeitsbefreiung, Arbeitsunfahigkeit, Kur- und Heilverfahren oder Vorbereitung auf
eine Fachprifung fur die Dauer von insgesamt nicht mehr als sechs Wochen
unterbrochen worden, wird die Unterbrechungszeit in die Frist von sechs Monaten
eingerechnet. “Bei einer langeren Unterbrechung oder bei einer Unterbrechung aus

13
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anderen Grinden beginnt die Frist nach der Beendigung der Unterbrechung von
neuem.
*Wird der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter vor Ablauf der sechs Monate wieder
eine Tatigkeit zugewiesen, die den Tatigkeitsmerkmalen ihrer oder seiner bisherigen
Vergltungsgruppe bzw. Entgeltgruppe entspricht, gilt § 18 Absatz 1 sinngemal.
(2) Falls die Tatigkeitsmerkmale fir die Eingruppierung in eine bestimmte
Vergutungsgruppe bzw. Entgeltgruppe eine abgelegte Priifung voraussetzen, ist
eine Hohergruppierung in dieser Gruppe nicht moglich.

§18
Voriibergehende Ubertragung einer hherwertigen Titigkeit

(1) Wird der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter voriibergehend eine andere Tatigkeit
Ubertragen, die den Tatigkeitsmerkmalen einer héheren als ihrer oder seiner
Eingruppierung entspricht, und hat sie oder er diese mindestens einen Monat
ausgelibt, erhélt sie oder er fir die Dauer der Ausibung eine persdnliche Zulage
rickwirkend ab dem ersten Tag der Ubertragung der Téatigkeit.

(2) 'Die personliche Zulage bemisst sich fir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in
eine der Entgeltgruppen 9 bis 14 eingruppiert sind, aus dem Unterschiedsbetrag zu
dem Tabellenentgelt, das sich fur die Mitarbeiterin oder den Mitarbeiter bei
dauerhafter Ubertragung nach §21 Abs.4 Satz1 bis3 ergeben hatte. 2Fir
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in eine der Entgeltgruppen 1 bis 8
eingruppiert sind, betragt die Zulage 4,5 v.H. des individuellen Tabellenentgelts der
Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters; bei voriibergehender Ubertragung einer
hoherwertigen Tatigkeit Gber mehr als eine Entgeltgruppe gilt Satz 1 entsprechend,
wenn dies flr die Mitarbeiterin oder den Mitarbeiter glinstiger ist.

§19
Tabellenentgelt

(1) 'Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter erhalt monatlich ein Tabellenentgelt. Die
Hohe bestimmt sich nach der Entgeltgruppe, in die sie oder er eingruppiert ist, und
nach der flr sie oder ihn geltenden Stufe.

(2) Das Tabellenentgelt der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bestimmt sich nach der
Anlage 5a, mit Ausnahme des Tabellenentgeltes fiir angestellte Lehrkrafte, das sich
nach der Anlage 5b richtet und des Tabellenentgeltes fir die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter im Erziehungsdienst der Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbande
und gemeinnutzigen Tragergesellschaften Katholischer Kindertageseinrichtungen,
das sich nach der Anlage 5c richtet.

Protokollerkldrung zu § 19 Absatz 2:*

" Hinweis: Protokollerklarung eingefiigt durch 34. Ordnung zur Anderung der KAVO (KA 2017, Nr. 4) mit
Wirkung vom 01.03.2016

14
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(3)

(M)

(@)

Der bisherige Text der Protokollerklarung zu § 19 Absatz 2 (KA 2016 Nr. 156) wird
gestrichen. ?Das seit dem 1. Juli 2016 nach MaBgabe dieser Protokollerklarung
einbehaltene Entgelt wird an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zurlickgezahlt.
Auf Antrag der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters, die oder der geringfligig im
Sinne von § 8 Absatz 1 Nr. 1 SGB IV tatig ist oder tatig werden mochte, kann eine
von den Bestimmungen dieser Ordnung abweichende, geringere Vergitung
vereinbart werden.

Protokollerklarung zu § 19 Absatz 3:
'Die Vergltung gemdB § 19 Absatz 3 verandert sich bei allgemeinen
Entgeltanpassungen um den fir die KAVO fir die jeweiligen Entgeltgruppen
festgelegten Vomhundertsatz. ?Die Mdglichkeit der Vereinbarung einer geringeren
Vergutung bleibt davon unberihrt.

§ 20
Stufen der Entgelttabelle

Die Entgeltgruppen 2 bis 15 bzw. S 2 bis S 18 umfassen sechs Stufen. Die
Abweichungen zu Satz 1 sind im Anhang zu § 20 geregelt.

'Bei Einstellung werden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stufe 1
zugeordnet, sofern keine einschlagige Berufserfahrung vorliegt. ?Verfigt die
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter Uber eine einschlagige Berufserfahrung von
mindestens einem Jahr, erfolgt die Einstellung in die Stufe 2. 3Verfugt die
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter Uber eine einschlagige Berufserfahrung von
mindestens drei Jahren und im Zuordnungsbereich der Anlage 4c von mindestens
vier Jahren, erfolgt

a. bei der Einstellung nach dem 31. Dezember 2008 bei einer Kirchengemeinde,
einem Kirchengemeindeverband sowie einer gemeinnitzigen
Tragergesellschaft Katholischer Kindertageseinrichtungen bzw.

b. bei der Einstellung nach dem 30. April 2011 beim Bistum Trier oder bei einem
sonstigen kirchlichen Rechtstrager, soweit in der Anlage 14 nichts anderes
geregelt ist,

in der Regel eine Zuordnung zur Stufe 3. “Unabhéngig davon kann der Dienstgeber
bei Neueinstellungen zur Deckung des Personalbedarfs Zeiten einer vorherigen
beruflichen Tatigkeit ganz oder teilweise fur die Stufenzuordnung berticksichtigen,
wenn diese Tatigkeit fiir die vorgesehene Tatigkeit forderlich ist.

Protokollerklarungen zu Absatz 2 Satz 2:

1. Ein Berufspraktikum nach den kirchlichen Bestimmungen fir das
Berufspraktikum gilt grundsatzlich als Erwerb einschlagiger Berufserfahrung.

2. Fur ab 1. April 2011 neu zu begriindende Arbeitsverhaltnisse von Lehrkraften
werden im Rahmen des §20 Absatz2 Satz2 Zeiten -einschlagiger
Berufserfahrung aus mehreren Arbeitsverhaltnissen zum selben Arbeitgeber,
zuzuglich einer einmaligen Berticksichtigung der nach der Protokollerklarung zu
Absatz 3 angerechneten Zeit des Referendariats oder Vorbereitungsdienstes,
zusammengerechnet.
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Protokollerklarung zu Absatz 2 Satz 3:

1. Furab 1. August 2016 neu zu begriindende Arbeitsverhaltnisse von Lehrkraften

im Sinne der Anlage 4d, die gemaB der Entgeltordnung Lehrkrafte (Anlage 4d
zur KAVO) in Entgeltgruppe 9 der besonderen Stufenlaufzeit von flnf Jahren in
Stufe 2 unterfallen, gilt § 20 Absatz 2 Satz 3 in folgender Fassung:
.Ist die einschlagige Berufserfahrung von mindestens einem Jahr in einem
Arbeitsverhaltnis zu einem anderen Arbeitgeber erworben worden, erfolgt die
Einstellung in die Stufe 2, beziehungsweise — bei Vorliegen einer einschlagigen
Berufserfahrung von mindestens sechs Jahren — in Stufe 3.

2. Firab 1. August 2016 neu zu begriindende Arbeitsverhaltnisse von Lehrkraften

im Sinne des Abschnitt 2 Ziffer 1 der Entgeltordnung Lehrkrafte (Anlage 4d zur
KAVO) gilt § 20 Absatz 2 Satz 3 in folgender Fassung:
.Ist die einschlagige Berufserfahrung von mindestens zwei Jahren in einem
Arbeitsverhaltnis zu einem anderen Arbeitgeber erworben worden, erfolgt die
Einstellung in die Stufe 2, beziehungsweise — bei Vorliegen einer einschlagigen
Berufserfahrung von mindestens sieben Jahren —in Stufe 3."

(2a) 'Erfolgt die Neueinstellung unmittelbar aus einem Arbeitsverhaltnis, das dem

(3)

Geltungsbereich der KAVO unterfallt, werden bislang erreichte Stufenaufstiege bei
Eingruppierung in die der bisherigen Entgeltgruppe entsprechende Entgeltgruppe
anerkannt. 2Bei Einstellung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in unmittelbarem
Anschluss an ein Arbeitsverhdltnis zu einem Arbeitgeber, der ein der KAVO
vergleichbares Regelwerk anwendet, kann die in dem vorhergehenden
Arbeitsverhaltnis erreichte Stufe bei der Stufenzuordnung ganz oder teilweise
beriicksichtigt werden. 3Unterbrechungen von bis zu sechs Monaten bleiben
unschéadlich. 4Soweit mit der Neueinstellung eine Hohergruppierung verbunden ist,
gilt § 21 Absatz 4 entsprechend. *Absatz 2 Satz 3 bleibt unberiihrt.

Protokollerkldrung zu Absatz 2a:
Erreichte Stufe im Sinne der Satze 1 und 2 kann auch eine individuelle Zwischen-
oder Endstufe sein.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erreichen die jeweils nachste Stufe — von
Stufe 3 an in Abhangigkeit von ihrer Leistung gemaB § 21 Abs. 2 — nach folgenden
Zeiten einer ununterbrochenen Tatigkeit innerhalb derselben Entgeltgruppe bei
ihrem Dienstgeber (Stufenlaufzeit):

—  Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1,

—  Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2,

—  Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3,

—  Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und

—  Stufe 6 nach funf Jahren in Stufe 5.
’Die Abweichungen von Satz 1 sind im Anhang zu § 20 geregelt.

Protokollerkldrung zu Absatz 3:
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(4)

(M)

)

'Flr ab 1. Marz 2009 neu zu begriindende Arbeitsverhaltnisse von Lehrkraften wird
die zur Vorbereitung auf den Lehrerberuf abgeleistete Zeit des Referendariats oder
des Vorbereitungsdienstes im Umfang von sechs Monaten auf die Stufenlaufzeit der
Stufe 1 angerechnet. 2Fir ab 1. August 2016 neu zu begrindende
Arbeitsverhaltnisse von Lehrkraften im Sinne von Abschnitt 2 Ziffer 1 der
Entgeltordnung Lehrkrafte (Anlage 4d zur KAVO) betragt die Stufenlaufzeit in Stufe
1 zwei Jahre und in Stufe 2 finf Jahre.

'Die Entgeltgruppe 1 umfasst funf Stufen. 2Einstellungen erfolgen in der Stufe 2
(Eingangsstufe). 3Die jeweils nachste Stufe wird nach vier Jahren in der
vorangegangenen Stufe erreicht; § 21 Absatz 2 bleibt unberuihrt.

§ 21
Allgemeine Regelungen zu den Stufen

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten vom Beginn des Monats an, in dem
die nachste Stufe erreicht wird, das Tabellenentgelt nach der neuen Stufe.

'Bei Leistungen der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters, die erheblich tber dem
Durchschnitt liegen, kann die erforderliche Zeit fiir das Erreichen der Stufen 4 bis 6
jeweils verklrzt werden. ?Bei Leistungen, die erheblich unter dem Durchschnitt
liegen, kann die erforderliche Zeit fiir das Erreichen der Stufen 4 bis 6 jeweils
verlangert werden. 3Bei einer Verlangerung der Stufenlaufzeit hat der Dienstgeber
jahrlich zu prifen, ob die Voraussetzungen fiir die Verlangerung noch vorliegen.
4Fur die Beratung von schriftlich begriindeten Beschwerden von Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern gegen eine Verlangerung nach Satz 2 bzw. 3 ist eine betriebliche
Kommission zustandig. °Die Mitglieder der betrieblichen Kommission werden je zur
Halfte vom Dienstgeber und von der Mitarbeitervertretung benannt oder falls keine
Mitarbeitervertretung gewahlt ist von der Mitarbeiterschaft in einer Urwahl gewahlt;
sie missen der jeweiligen Einrichtung angehoren. ¢Der Dienstgeber entscheidet auf
Vorschlag der Kommission dartiber, ob und in welchem Umfang der Beschwerde
abgeholfen werden soll.

Protokollerklarung zu Absatz 2:

Die Instrumente der materiellen Leistungsanreize (§ 18) und der leistungsbezogene
Stufenaufstieg bestehen unabhangig voneinander und dienen unterschiedlichen
Zielen. “2Leistungsbezogene Stufenaufstiege unterstlitzen insbesondere die
Anliegen der Personalentwicklung.

Protokollerklarung zu Absatz 2 Satz 2:

Bei Leistungsminderungen, die auf einem anerkannten Arbeitsunfall oder einer
Berufskrankheit gemal’ §8 8 und 9 SGB VII beruhen, ist diese Ursache in geeigneter
Weise zu bericksichtigen.

Protokollerklarung zu Absatz 2 Satz 4:

Die betriebliche Kommission besteht in der Regel aus vier Personen. *Die Urwahl
ist unverzlglich vom Dienstgeber zu veranlassen, sobald eine Beschwerde im Sinne
von Abs.2 Satz3 vorliegt. 3Er ladt zu diesem Zweck zu einer
Mitarbeiterversammlung ein und leitet sie. “Die Mitarbeiterversammlung wahlt aus
ihrer Mitte in der Regel zwei Personen als Mitglieder der betrieblichen Kommission.
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3)

(4)

Protokollerkldrung zu Absatz 2 Satz 6:

Die Mitwirkung der Kommission erfasst nicht die Entscheidung Uber die
leistungsbezogene Stufenzuordnung.

'Den Zeiten einer ununterbrochenen Tatigkeit im Sinne des § 20 Absatz 3 stehen
gleich:
a. Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz,
b. Zeiten einer Arbeitsunfahigkeit nach § 25 bis zu 39 Wochen,”
c. Zeiten eines bezahlten Urlaubs,
d. Zeiten eines Sonderurlaubs, bei denen der Dienstgeber vor dem Antritt
schriftlich ein dienstliches bzw. betriebliches Interesse anerkannt hat,
e. Zeiten einer sonstigen Unterbrechung von weniger als einem Monat im
Kalenderjahr,
f. Zeiten der voriibergehenden Ubertragung einer héherwertigen Tatigkeit.

2Zeiten der Unterbrechung bis zu einer Dauer von jeweils drei Jahren, die nicht von
Satz 1 erfasst werden, Zeiten eines Sonderurlaubes gemaB § 35 Abs. 1 und Elternzeit
sind unschadlich, werden aber nicht auf die Stufenlaufzeit angerechnet. 3Bei einer
Unterbrechung von mehr als drei Jahren — ausschlieBlich der Zeiten aufgrund von
Elternzeit — erfolgt eine Zuordnung zu der Stufe, die der vor der Unterbrechung
erreichten Stufe vorangeht, jedoch nicht niedriger als bei einer Neueinstellung; die
Stufenlaufzeit beginnt mit dem Tag der Arbeitsaufnahme. “Zeiten, in denen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit einer kirzeren als der regelmaBigen
wochentlichen Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschaftigten beschaftigt
waren, werden voll angerechnet.
Bei Eingruppierung in eine héhere Entgeltgruppe werden die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter derjenigen Stufe zugeordnet, in der sie mindestens ihr bisheriges
Tabellenentgelt erhalten, mindestens jedoch der Stufe2. 2Betréagt der
Unterschiedsbetrag zwischen dem derzeitigen Tabellenentgelt und dem
Tabellenentgelt nach Satz 1
— in den Entgeltgruppen 1 bis 8
— vom 1. Marz 2016 bis 31. Januar 2017 weniger als 57,63 Euro,
— ab 1. Februar 2017 weniger als 58,98 Euro,
— in den Entgeltgruppen 9 bis 15

— vom 1. Marz 2016 bis 31. Januar 2017 weniger als 92,22 Euro,

— ab 1. Februar 2017 weniger als 94,39 Euro,
so erhalt die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter wahrend der betreffenden
Stufenlaufzeit anstelle des Unterschiedsbetrages den vorgenannten jeweils
zustehenden Garantiebetrag. *Wird die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter nicht in
die nachsthohere, sondern in eine dartber liegende Entgeltgruppe hohergruppiert,
ist das Tabellenentgelt fir jede dazwischen liegende Entgeltgruppe nach Satz 1 zu
berechnen; Satz 2 gilt mit der MaBgabe, dass auf das derzeitige Tabellenentgelt und
das Tabellenentgelt der Entgeltgruppe abzustellen ist, in die die Mitarbeiterin oder
der Mitarbeiter hohergruppiert wird. “Die Stufenlaufzeit in der hoheren
Entgeltgruppe beginnt mit dem Tag der Hohergruppierung. °Bei einer

" Hinweis: Abweichungen zu § 21 Absatz 3 Buchstabe b sind im Anhang zu § 21 geregelt
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Eingruppierung in eine niedrigere Entgeltgruppe ist die Mitarbeiterin oder der
Mitarbeiter der in der héheren Entgeltgruppe erreichten Stufe zuzuordnen. ®Die
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter erhdlt vom Beginn des Monats an, in dem die
Veranderung wirksam wird, das entsprechende Tabellenentgelt aus der in Satz 1
oder Satz5 festgelegten Stufe der betreffenden Entgeltgruppe und ggf.
einschlieBlich des Garantiebetrages.

Protokollerklarung zu Absatz 4 Satz 3:

Satz 3 gilt bis zum Inkrafttreten von neuen Vorschriften zur Eingruppierung (neue
Entgeltordnung) nicht fir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, deren Tatigkeit vor dem
1. Januar 2005 der Rentenversicherung der Angestellten unterlegen hatte, wenn sie
von der Entgeltgruppe 3 in die Entgeltgruppe 5 oder von der Entgeltgruppe 6 in die
Entgeltgruppe 8 hohergruppiert werden und nicht fir Lehrkrafte nach Anlage 13c
Teil C als ,Erfiller”, wenn sie von der Entgeltgruppe 11 in die Entgeltgruppe 13
hohergruppiert werden. 2Satz 1 gilt entsprechend in den Féllen des § 18 Absatz 2
Satz 2 2. Halbsatz.

§ 22

Leistungsentgelt
(nicht besetzt)

Protokollerklarung zu § 22:

Die Einfihrung eines Leistungsentgeltes wird zum gegenwartigen Zeitpunkt nicht
beschlossen. ?Die Auszahlung der fur das Leistungsentgelt zur Verfiigung stehenden
Entgelte an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erfolgt nach MaBgabe des § 22a.

§ 22a
Auszahlung der fiir das Leistungsentgelt vorgesehenen Entgelte

'Das fir das Leistungsentgelt zur Verfligung stehende Gesamtvolumen entspricht

ab dem 1. Januar 2010 1,25 v.H,,
ab dem 1. Januar 2011 1,50 v.H.,
ab dem 1. Januar 2012 1,75 v.H. und
ab dem 1. Januar 2013 2,00 v.H.

der standigen Monatsentgelte des Vorjahres aller unter den Geltungsbereich der
KAVO inklusive ihrer Entgeltregelungen fallenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
jeweiligen Dienstgebers.

’Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten mit dem Tabellenentgelt bzw. der
pauschalen Vergiitung des Monats Dezember 15 v.H. des fir den Monat September
jeweils zustehenden Tabellenentgelts bzw. der fir den Monat September jeweils
zustehenden pauschalen Vergutung ausgezahlt, insgesamt jedoch nicht mehr als das
fur das jeweilige Kalenderjahr vorgesehene Gesamtvolumen gemaB Satz 1. 3Der
Vomhundertsatz nach Satz 2 erhoht sich im Kalenderjahr 2011 auf 18 v.H.,, im
Kalenderjahr 2012 auf 21 v.H. und ab dem Kalenderjahr 2013 auf 24 v.H.
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Protokollerklarung zu § 22a:

1Standige Monatsentgelte sind insbesondere das Tabellenentgelt bzw. die pauschale
Vergltung (ohne Sozialversicherungsbeitrage des Dienstgebers und dessen Kosten fir
die betriebliche Altersvorsorge), die in Monatsbetragen festgelegten Zulagen
einschlieBlich Besitzstandszulagen sowie Entgelt im Krankheitsfall (§ 25) und bei Urlaub,
soweit diese Entgelte in dem betreffenden Kalenderjahr ausgezahlt worden sind; nicht
einbezogen sind dagegen insbesondere Abfindungen, Aufwandsentschadigungen,
Einmalzahlungen, Jahressonderzahlungen, Leistungsentgelte, Strukturausgleiche,
unstandige Entgeltbestandteile und Entgelte der auBertariflichen Beschéftigten.
2Unstandige Entgeltbestandteile konnen betrieblich einbezogen werden.

§ 23
Jahressonderzahlung
(1) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die am 1. Dezember im Arbeitsverhaltnis stehen,

haben Anspruch auf eine Jahressonderzahlung.
(2) 'Die Jahressonderzahlung betragt bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern

in den Entgeltgruppen 1 bis 8 90 v.H,,
in den Entgeltgruppen 9 bis 12 80 v.H. und
in den Entgeltgruppen 13 bis 15 60 v.H.

des der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter in den Kalendermonaten Juli, August
und September durchschnittlich gezahlten monatlichen Entgelts; unberticksichtigt
bleiben hierbei das zusatzlich fir Uberstunden und Mehrarbeit gezahlte Entgelt (mit
Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen Uberstunden und Mehrarbeit),
Leistungszulagen, Leistungs- und Erfolgspramien. 2Der Bemessungssatz bestimmt
sich nach der Entgeltgruppe am 1.September. 3Bei Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern, deren Arbeitsverhéltnis nach dem 30. September begonnen hat, tritt
an die Stelle des Bemessungszeitraums der erste volle Kalendermonat des
Arbeitsverhaltnisses. 4In den Fallen, in denen im Kalenderjahr der Geburt des Kindes
wahrend des Bemessungszeitraums eine elterngeldunschadliche
Teilzeitbeschaftigung ausgelibt wird, bemisst sich die Jahressonderzahlung nach
dem Beschaftigungsumfang am Tag vor dem Beginn der Elternzeit.

Protokollerklarung zu Absatz 2:

'Bei der Berechnung des durchschnittlich gezahlten monatlichen Entgelts werden
die gezahlten Entgelte der drei Monate addiert und durch drei geteilt; dies gilt auch
bei einer Anderung des Beschaftigungsumfangs. 2Ist im Bemessungszeitraum nicht
fur alle Kalendertage Entgelt gezahlt worden, werden die gezahlten Entgelte der drei
Monate addiert, durch die Zahl der Kalendertage mit Entgelt geteilt und sodann mit
30,67 multipliziert. 3Zeitrdume, fir die Krankengeldzuschuss gezahlt worden ist,
bleiben hierbei unbertcksichtigt. “Besteht wahrend des Bemessungszeitraums an
weniger als 30 Kalendertagen Anspruch auf Entgelt, ist der letzte Kalendermonat, in
dem fir alle Kalendertage Anspruch auf Entgelt bestand, maBgeblich.
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(3) Auf Antrag der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters, die oder der geringfligig im
Sinne von § 8 Absatz 1 Nr. 1 SGB IV tatig ist oder tatig werden mochte, kann eine
von den Bestimmungen dieser Ordnung abweichende, geringere
Jahressonderzahlung vereinbart oder auf deren Zahlung ganzlich verzichtet werden.

(4) 'Der Anspruch nach den Abs&tzen 1 bis 3 vermindert sich um ein Zwolftel fir jeden
Kalendermonat, in dem Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter keinen Anspruch auf
Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts nach § 25 haben. 2Die Verminderung
unterbleibt fir Kalendermonate,

1. fur die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter kein Tabellenentgelt erhalten haben
wegen
a. Ableistung von Grundwehrdienst oder Zivildienst, wenn sie diesen vor dem

1. Dezember beendet und die Beschaftigung unverziiglich wieder
aufgenommen haben,

b. Beschaftigungsverboten nach § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. T MuSchg,

c. Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und
Elternzeitgesetz bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind
geboren ist, wenn am Tag vor Antritt der Elternzeit Entgeltanspruch
bestanden hat;

2. in denen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Krankengeldzuschuss gezahlt
wurde oder nur wegen der Hohe des zustehenden Krankengelds ein
Krankengeldzuschuss nicht gezahlt worden ist.

(5) 'Die Jahressonderzahlung wird mit dem Tabellenentgelt fir November ausgezahlt.
’Ein Teilbetrag der Jahressonderzahlung kann zu einem friheren Zeitpunkt
ausgezahlt werden.

(6) "Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, fir welche die KAVO bis zum 31. Januar 2008
gegolten hat und die bis zum 31. Marz 2005 Altersteilzeitarbeit vereinbart haben,
erhalten die Jahressonderzahlung auch dann, wenn das Arbeitsverhaltnis wegen
Rentenbezugs vor dem 1. Dezember endet. *Gleiches gilt fir Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter im Sinne des § 1 Absatz 1 der Anlage 13 zur KAVO, wenn diese bis zum
31. Juli 2007 Altersteilzeitarbeit vereinbart haben. 3In diesem Falle treten an die
Stelle des Bemessungszeitraums gemal3 Absatz 2 die letzten drei Kalendermonate
vor Beendigung des Arbeitsverhaltnisses.

§ 24
Bemessungsgrundlage fiir die Entgeltfortzahlung

In den Fallen der Entgeltfortzahlung nach & 11 Abs. 3 Satz 1, § 25 Abs. 1, § 34, § 36 und
§ 12 der Anlage 13 werden das Tabellenentgelt sowie die sonstigen in Monatsbetragen
festgelegten Entgeltbestandteile weitergezahlt. 2Die nicht in Monatsbetragen
festgelegten Entgeltbestandteile werden als Durchschnitt auf Basis der dem
maBgebenden Ereignis fir die Entgeltfortzahlung vorhergehenden letzten drei vollen
Kalendermonate (Berechnungszeitraum) gezahlt. 2Ausgenommen hiervon sind das
zusatzlich fir Uberstunden und Mehrarbeit gezahlte Entgelt (mit Ausnahme der im
Dienstplan  vorgesehenen Uberstunden und Mehrarbeit), Leistungsentgelte,
Jahressonderzahlungen sowie besondere Zahlungen nach § 28 Absatze 2 bis 4.
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Protokollerklarungen zu den Satzen 2 und 3:

1.

(M)

(@)

Wolle Kalendermonate im Sinne der Durchschnittsberechnung nach Satz 2 sind
Kalendermonate, in denen an allen Kalendertagen das Arbeitsverhaltnis bestanden
hat. 2Hat das Arbeitsverhaltnis weniger als drei Kalendermonate bestanden, sind die
vollen Kalendermonate, in denen das Arbeitsverhaltnis bestanden hat, zugrunde zu
legen. 3Bei Anderungen der individuellen Arbeitszeit werden die nach der
Arbeitszeitanderung liegenden vollen Kalendermonate zugrunde gelegt.
Der Tagesdurchschnitt nach Satz 2 betragt bei einer durchschnittlichen Verteilung
der regelmaBigen wochentlichen Arbeitszeit auf finf Tage 1/65 aus der Summe der
zu berlcksichtigenden Entgeltbestandteile, die fiir den Berechnungszeitraum
zugestanden haben. 2MaBgebend ist die Verteilung der Arbeitszeit zu Beginn des
Berechnungszeitraums. 3Bei einer abweichenden Verteilung der Arbeitszeit ist der
Tagesdurchschnitt entsprechend Satz 1 und 2 zu ermitteln. 4Sofern wahrend des
Berechnungszeitraums bereits Fortzahlungstatbestande vorlagen, bleiben die in
diesem Zusammenhang auf Basis der Tagesdurchschnitte zustehenden Betrage bei
der Ermittlung des Durchschnitts nach Satz 2 unberticksichtigt.
'Tritt die Fortzahlung des Entgelts nach einer allgemeinen Entgeltanpassung ein, ist
die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter so zu stellen, als sei die Entgeltanpassung
bereits mit Beginn des Berechnungszeitraums eingetreten. Der Erhéhungssatz fur
Lehrkrafte, die unter die Anlage 5b fallen, betragt fiir

e vor dem 1. Januar 2017 zustehende Entgeltbestandteile 1,98 v.H. und

e vor dem 1. Januar 2018 zustehende Entgeltbestandteile 2,12 v.H.

§ 25
Entgelt im Krankheitsfall

'Werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durch Arbeitsunféhigkeit infolge
Krankheit an der Arbeitsleistung verhindert, ohne dass sie ein Verschulden trifft,
erhalten sie bis zur Dauer von sechs Wochen das Entgelt nach & 24. °Bei erneuter
Arbeitsunfahigkeit infolge derselben Krankheit sowie bei Beendigung des
Arbeitsverhéltnisses gelten die gesetzlichen Bestimmungen. 3Als unverschuldete
Arbeitsunfahigkeit im Sinne der Satze 1 und 2 gilt auch die Arbeitsverhinderung im
Sinne von § 3a und 9 Entgeltfortzahlungsgesetz (EFZG).

Protokollerklarung zu Absatz 1 Satz 1:
Ein Verschulden liegt nur dann vor, wenn die Arbeitsunfahigkeit vorsatzlich oder
grob fahrlassig herbeigefiihrt wurde.

Nach Ablauf des Zeitraums gemaB Absatz 1 erhalten die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter fur die Zeit, fir die ihnen Krankengeld oder entsprechende gesetzliche
Leistungen gezahlt werden, einen Krankengeldzuschuss in Hohe des
Unterschiedsbetrags  zwischen  den  tatsachlichen  Barleistungen  des
Sozialleistungstragers und dem Nettoentgelt. 2Nettoentgelt ist das um die
gesetzlichen Abzlige verminderte Entgelt im Sinne des § 24 (mit Ausnahme der
Leistungen nach § 28 Absatz 1); bei freiwillig in der gesetzlichen
Krankenversicherung versicherten Beschaftigten ist dabei deren Gesamtkranken-
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(5)

und Pflegeversicherungsbeitrag abzliglich Arbeitgeberzuschuss zu berticksichtigen.
3FUr Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nicht der Versicherungspflicht in der
gesetzlichen Krankenversicherung unterliegen und bei einem privaten
Krankenversicherungsunternehmen versichert sind, ist bei der Berechnung des
Krankengeldzuschusses der Krankengeldhdchstsatz, der bei Pflichtversicherung in
der gesetzlichen Krankenversicherung zustiinde, zugrunde zu legen. “*Bei
Teilzeitbeschaftigten ist das nach Satz 3 bestimmte fiktive Krankengeld
entsprechend § 27 Absatz 2 zeitanteilig umzurechnen.

Protokollerklarung zu § 25 Absatz 2:

Im Falle der Arbeitsverhinderung nach § 3a EFZG stehen den tatsachlichen
Barleistungen des Sozialversicherungstragers das Krankengeld nach § 44a SGB V
oder die tatsachlichen Leistungen des privaten Krankenversicherungstragers oder
des Beihilfetragers gleich.

'Der Krankengeldzuschuss wird bei einer Beschaftigungszeit (§ 40 Abs. 3)

e von mehr als einem Jahr langstens bis zum Ende der 13. Woche und
e von mehr als drei Jahren langstens bis zum Ende der 39. Woche

seit dem Beginn der Arbeitsunfahigkeit infolge derselben Krankheit gezahlt.
’MaBgeblich fur die Berechnung der Fristen nach Satz 1 ist die Beschaftigungszeit,
die im Laufe der krankheitsbedingten Arbeitsunfahigkeit vollendet wird.

'Entgelt im Krankheitsfall wird nicht Gber das Ende des Arbeitsverhaltnisses hinaus
gezahlt; § 8 EFZG bleibt unberiihrt. 2Krankengeldzuschuss wird zudem nicht tber
den Zeitpunkt hinaus gezahlt, von dem an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine
Rente oder eine vergleichbare Leistung auf Grund eigener Versicherung aus der
gesetzlichen Rentenversicherung, aus einer zusatzlichen Alters- und
Hinterbliebenenversorgung oder aus einer sonstigen Versorgungseinrichtung
erhalten, die nicht allein aus Mitteln der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter finanziert
ist. 3Innerhalb eines Kalenderjahres kann das Entgelt im Krankheitsfall nach Absatz
1 und 2 insgesamt langstens bis zum Ende der in Absatz 3 Satz 1 genannten Fristen
bezogen werden; bei jeder neuen Arbeitsunfahigkeit besteht jedoch mindestens der
sich aus Absatz 1 ergebende Anspruch. “Uberzahlter Krankengeldzuschuss und
sonstige Uberzahlungen gelten als Vorschuss auf die in demselben Zeitraum
zustehenden Leistungen nach Satz 2; die Anspriiche der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter gehen insoweit auf den Dienstgeber tber. *Der Dienstgeber kann von
der Rickforderung des Teils des iberzahlten Betrags, der nicht durch die fur den
Zeitraum der Uberzahlung zustehenden Beziige im Sinne des Satzes 2 ausgeglichen
worden ist, absehen, es sei denn, die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter hat dem
Dienstgeber die Zustellung des Rentenbescheids schuldhaft verspatet mitgeteilt.
Bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, fur die bis zum 31. Januar 2008 der § 29
KAVO in der bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung gegolten hat, wird anstelle
des Krankengeldzuschusses nach Absatz 2 und Absatz 3 fur die Dauer des iber den
31.Januar 2008 hinaus fortbestehenden ununterbrochenen Arbeitsverhaltnisses der
Krankengeldzuschuss in Hohe des Unterschiedsbetrages zwischen dem
Nettoentgelt und der um die gesetzlichen Beitragsanteile der Mitarbeiterin oder des
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Mitarbeiters  zur Sozialversicherung verminderten Leistungen des
Sozialleistungstragers fur die Dauer von
a. langstens bis zum Ende der 13. Woche bei einer Beschaftigung von mehr als
einem Jahr und
b. langstens bis zum Ende der 26. Woche bei einer Beschaftigungszeit von mehr
als drei Jahren
gezahlt.
2Auf Antrag der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters im Sinne des Satzes 1 finden die
Bestimmungen des § 25 mit Ausnahme dieses Absatzes Anwendung. 3Der Antrag ist
spatestens bis zum 30. Juni 2008 zu stellen.
(6) Die Regelungen des § 56 Nr. 2 der KAVO in der Fassung bis zum 31. Januar 2008
bleiben unberihrt.

§ 26
Anzeige- und Nachweispflichten

§ 5 Entgeltfortzahlungsgesetz gilt mit der MaBBgabe, dass der Arbeitgeber berechtigt ist,
in Einzelfallen die Vorlage der arztlichen Bescheinigung friher zu verlangen.

§ 27
Berechnung und Auszahlung des Entgelts

(1) 'Bemessungszeitraum  fir das Tabellenentgelt und die sonstigen
Entgeltbestandteile ist der Kalendermonat, soweit in dieser Ordnung nicht
ausdricklich etwas Abweichendes geregelt ist. 2Die Zahlung erfolgt am letzten Tag
des Monats (Zahltag) flr den laufenden Kalendermonat auf ein von der
Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter benanntes Konto innerhalb eines Mitgliedstaats
der Européischen Union. 3Féllt der Zahltag auf einen Samstag oder auf einen
Wochenfeiertag gilt der vorhergehende Werktag, fallt er auf einen Sonntag, gilt der
zweite vorhergehende Werktag als Zahltag. “Entgeltbestandteile, die nicht in
Monatsbetragen festgelegt sind, sowie der Tagesdurchschnitt nach § 24 sind am
Zahltag des zweiten Kalendermonats, der auf ihre Entstehung folgt, fallig.

(2) Soweit in dieser Ordnung nicht ausdricklich etwas anderes geregelt ist, erhalten
Teilzeitbeschaftigte  das  Tabellenentgelt (§19) und alle sonstigen
Entgeltbestandteile in dem Umfang, der dem Anteil ihrer individuell vereinbarten
durchschnittlichen Arbeitszeit an der regelmaBigen Arbeitszeit vergleichbarer
Vollzeitbeschéftigter entspricht.

(3) 'Besteht der Anspruch auf das Tabellenentgelt oder die sonstigen
Entgeltbestandteile nicht fir alle Tage eines Kalendermonats, wird nur der Teil
gezahlt, der auf den Anspruchszeitraum entfallt. Besteht nur flr einen Teil eines
Kalendertags Anspruch auf Entgelt, wird fiir jede geleistete dienstplanmalige oder
betriebstbliche Arbeitsstunde der auf eine Stunde entfallende Anteil des
Tabellenentgelts sowie der sonstigen in Monatsbetrdgen festgelegten
Entgeltbestandteile gezahlt. 3Zur Ermittlung des auf eine Stunde entfallenden
Anteils sind die in Monatsbetragen festgelegten Entgeltbestandteile durch das
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(4)

()

(6)

(8)

4,348fache der regelmaBigen wochentlichen Arbeitszeit (8§ 11 Abs.1 und
entsprechende Sonderregelungen) zu teilen.

'Ergibt sich bei der Berechnung von Betrdgen ein Bruchteil eines Cents von
mindestens 0,5, ist er aufzurunden; ein Bruchteil von weniger als 0,5 ist abzurunden.
2Zwischenrechnungen werden jeweils auf zwei Dezimalstellen durchgefihrt. 3Jeder
Entgeltbestandteil ist einzeln zu runden.

Entfallen die Voraussetzungen flr eine Zulage im Laufe eines Kalendermonats, gilt
Absatz 3 entsprechend.

Einzelvertraglich kdnnen neben  dem  Tabellenentgelt  zustehende
Entgeltbestandteile (z. B. Zeitzuschlage, Erschwerniszuschlage) pauschaliert werden.
Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter hat sich von der Hohe des ausgezahlten
Betrages sofort zu Uberzeugen und eine etwaige Nichtliibereinstimmung des
gezahlten Betrages mit der Abrechnung sofort zu beanstanden.

Worschiisse konnen nach den Richtlinien fir die Gewahrung von Vorschissen in
besonderen Fallen (Anlage 6) gewahrt werden. 2Dariber hinaus kann den wegen
Verrentung ausgeschiedenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, wenn sich die
Rentenzahlung verzégert, gegen Abtretung des Rentenanspruchs ein Vorschuss auf
die Rente gewahrt werden.

Protokollerklarungen zu § 27 Absatz 1:

Teilen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ihrem Dienstgeber die fiir eine kostenfreie bzw.
kostengiinstigere Uberweisung in einen anderen Mitgliedstaat der Europ&ischen Union
erforderlichen Angaben nicht rechtzeitig mit, so tragen sie die dadurch entstehenden
zusatzlichen Uberweisungskosten.

(M

@)

§ 28
Besondere Zahlungen

'Nach MaBgabe des Vermdgensbildungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung
haben Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, deren Arbeitsverhaltnis voraussichtlich
mindestens sechs Monate dauert, einen Anspruch auf vermdgenswirksame
Leistungen. 2Fir Vollbeschaftigte betragt die vermdgenswirksame Leistung fiir
jeden vollen Kalendermonat 6,65 Euro. 3Der Anspruch entsteht frihestens fir den
Kalendermonat, in dem die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter dem Dienstgeber die
erforderlichen Angaben schriftlich mitteilt, und fir die beiden vorangegangenen
Monate desselben Kalenderjahres; die Falligkeit tritt nicht vor acht Wochen nach
Zugang der Mitteilung beim Dienstgeber ein. “Die vermogenswirksame Leistung
wird nur fiar Kalendermonate gewahrt, fir die den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern Tabellenentgelt, Entgeltfortzahlung oder Krankengeldzuschuss
zusteht. °FUr Zeiten, fir die Krankengeldzuschuss zusteht, ist die
vermogenswirksame  Leistung  Teil des  Krankengeldzuschusses.  ®Die
vermogenswirksame Leistung ist kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.
"Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten ein Jubilaumsgeld bei Vollendung einer
Beschaftigungszeit (§ 40 Abs. 3)

a) von 25 Jahren in H6he von 350 Euro,

b) von 40 Jahren in H6he von 500 Euro.
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3)

(4)

@)

’Teilzeitbeschaftigte erhalten das Jubilaumsgeld in voller Hohe.

'Flr die Sauglings- und Kleinkinderausstattung jedes lebend geborenen Kindes wird
eine Beihilfe von 410 Euro gewahrt (Geburtsbeihilfe); dies gilt auch, wenn die
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter ein Kind vor Vollendung seines zweiten
Lebensjahres annimmt oder es mit dem Ziel der Annahme an Kindes statt in Pflege
nimmt und fur dieses Kind bisher keine Beihilfe zu den Kosten einer Sauglings- und
Kleinkinderausstattung gewahrt worden ist. °Der Anspruch nach Satz 1 besteht auch,
wenn das Beschaftigungsverhaltnis wegen Elternzeit oder Sonderurlaubs zum
Zwecke der Erziehung eines Kindes ruht. 3Bei Beschaftigungsverhaltnissen zu
mehreren Dienstgebern, die das Arbeitsvertragsrecht der KAVO anwenden, erhalt
die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter die Geburtsbeihilfe von jedem Dienstgeber
anteilig, insgesamt jedoch nur ein Mal. 4Stehen beide Ehegatten in einem
Beschaftigungsverhaltnis, das dem Geltungsbereich der KAVO unterfallt, erhalten
sie die Geburtsbeihilfe anteilig, insgesamt jedoch nur ein Mal. *Teilzeitbeschéftigte
erhalten die Geburtsbeihilfe in voller Hohe; die Satze 3 und 4 bleiben unberuhrt.
Beim Tod von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, deren Arbeitsverhaltnis nicht
geruht hat, wird der Ehegattin oder dem Ehegatten oder den Kindern ein Sterbegeld
gewahrt. ?Als Sterbegeld wird fur die restlichen Tage des Sterbemonats und - in
einer Summe - flr zwei weitere Monate das Tabellenentgelt der oder des
Verstorbenen gezahlt. 3Die Zahlung des Sterbegeldes an einen der Berechtigten
bringt den Anspruch der Ubrigen gegeniiber dem Dienstgeber zum Erldschen; die
Zahlung auf das Gehaltskonto hat befreiende Wirkung.

§ 29
Beihilfen

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die am 31. Januar 2008 schon und am 1. Februar
2008 noch in einem Arbeitsverhaltnis stehen, auf das die KAVO Anwendung findet
oder deren Arbeitsverhdltnis mit Wirkung vom 1. Februar 2008 in den
Geltungsbereich der KAVO Ubergeleitet wurde, erhalten in Krankheitsfallen Beihilfen
nach MaBgabe der Regelungen Uuber die Gewahrung von Beihilfen in
Krankheitsfallen (Anlage 7).

Nicht vollbeschaftigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Sinne des Abs. 1 erhalten
von der errechneten Beihilfe den Teil, der dem Verhaltnis entspricht, in dem die
regelmaBige wochentliche Arbeitszeit einer entsprechenden vollbeschaftigten
Mitarbeiterin oder eines entsprechenden vollbeschéaftigten Mitarbeiters zu der
arbeitsvertraglich vereinbarten durchschnittlichen regelmafigen wdchentlichen
Arbeitszeit steht.

§30
Dienstreisekostenerstattung

Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter erhalt eine Erstattung ihrer oder seiner
Dienstreisekosten nach MaBgabe der Regelungen der Anlage 8.
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§ 30a
Schutz- und Dienstkleidung

Der Umgang mit Schutz- und Dienstkleidung richtet sich nach den Bestimmungen der
Anlage 8a.

§ 31
Regelung der Altersteilzeitarbeit

Fur die Vereinbarung von Altersteilzeit und flexibler Altersarbeitszeit finden die
Bestimmungen der Anlage 9 Anwendung.

§ 32
Rationalisierungsschutz

Zur Regelung des Rationalisierungsschutzes flr Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gelten
die Bestimmungen der Anlage 10.

§33
Zusatzversorgung’

(1) Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter, fir die oder den nach der Satzung der
Kirchlichen Zusatzversorgungskasse des Verbandes der Di6zesen Deutschlands
(KzVK) Versicherungspflicht besteht, hat Anspruch auf Versicherung zum Zwecke
einer zusatzlichen Alters-, Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenversorgung
nach MaBgabe der Anlage 16.

(2) Soweit bei Inkrafttreten der Anlage 16 Dienstgeber im Sinne des § 1 Abs. 1 Beteiligte
einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung sind, erfolgt die Versicherung im Sinne
des Absatzes 1 nach MaBgabe der fir diese Zusatzversorgungseinrichtung
geltenden tarifvertraglichen Bestimmungen in ihrer jeweiligen Fassung und der
Satzung des Versicherers in der jeweiligen Fassung.

(3) Soweit bei Inkrafttreten der Anlage 16 Anspriiche auf betriebliche Altersversorgung
Uber andere Durchfiihrungswege einzelarbeitsvertraglich eingeraumt waren,
bleiben diese, solange das Arbeitsverhaltnis fortbesteht, unberihrt.

§34
Erholungsurlaub

(1) "Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben in jedem Kalenderjahr Anspruch auf
Erholungsurlaub unter Fortzahlung des Entgelts (8 24). 2Bei Verteilung der
wochentlichen Arbeitszeit auf finf Tage in der Kalenderwoche betragt der
Urlaubsanspruch in jedem Kalenderjahr 30 Arbeitstage.

" Hinwelis: die Neuregelung des § 33 KAVO tritt mit Wirkung zum 1. Januar 2017 in Kraft.
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)

3Bei einer anderen Verteilung der wochentlichen Arbeitszeit als auf finf Tage in der
Woche erhoht oder vermindert sich der Urlaubsanspruch entsprechend. #Verbleibt
bei der Berechnung des Urlaubs ein Bruchteil, der mindestens einen halben
Urlaubstag ergibt, wird er auf einen vollen Urlaubstag aufgerundet; Bruchteile von
weniger als einem halben Urlaubstag bleiben unberlcksichtigt. >Der
Erholungsurlaub muss im laufenden Kalenderjahr gewahrt und kann auch in Teilen
genommen werden.

Im Ubrigen gilt das Bundesurlaubsgesetz mit folgenden MaBgaben:

a. Im Falle der Ubertragung muss der Erholungsurlaub in den ersten sechs
Monaten des folgenden Kalenderjahres angetreten werden. Kann der
Erholungsurlaub wegen Arbeitsunfahigkeit oder aus dringenden betrieblichen
Grinden nicht bis zum 30.Juni angetreten werden, ist er bis zum
30. September anzutreten.

b. Beginnt oder endet das Arbeitsverhaltnis im Laufe eines Jahres, erhalt die
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter als Erholungsurlaub fir jeden vollen Monat
des Arbeitsverhaltnisses ein Zwolftel des Urlaubsanspruchs nach Absatz 1; § 5
BUrIG bleibt unberihrt.

c. Ruht das Arbeitsverhaltnis, so vermindert sich die Dauer des Erholungsurlaubs
einschlieBlich eines etwaigen Zusatzurlaubs fur jeden vollen Kalendermonat
um ein Zwolftel.

d. Das nach Absatz1 Satz 1 fortzuzahlende Entgelt wird zu dem in §27
genannten Zeitpunkt gezahlt.

Protokollerkldrung zu Absatz 1 Satz 5:

Der Urlaub soll grundsatzlich zusammenhangend gewahrt werden; dabei soll ein
Urlaubsteil von zwei Wochen Dauer angestrebt werden.

(M)

§ 35
Sonderurlaub

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern soll auf Antrag Sonderurlaub ohne Fortzahlung
der Beziige gewahrt werden, wenn sie

a. mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder

b. einen nach arztlichem Gutachten pflegebedirftigen sonstigen Angehdrigen
tatsachlich betreuen oder pflegen und dringende dienstliche bzw. betriebliche
Belange nicht entgegenstellen.

Der Sonderurlaub ist auf bis zu flinf Jahre zu befristen. Er kann verlangert werden;
der Antrag ist spatestens sechs Monate vor Ablauf des Sonderurlaubs zu stellen.

Sonderurlaub ohne Fortzahlung der Beziige aus anderen als den in Abs. 1
Unterabsatz 1 genannten Griinden kann bei Vorliegen eines wichtigen Grundes
gewahrt werden, wenn die dienstlichen oder betrieblichen Verhaltnisse es gestatten.
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§ 36
Arbeitsbefreiung

(1) 'Als Falle nach § 616 BGB, in denen die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter unter
Fortzahlung des Entgeltes (§ 24) im nachstehend genannten AusmaB - vorbehaltlich
des Unterabsatz 2 - von der Arbeit freigestellt wird, gelten die folgenden Anlasse:

a)  Kirchliche Trauung der Mitarbeiterin oder des

Mitarbeiters 1 Arbeitstag
b)  Niederkunft der Ehefrau 1 Arbeitstag
c¢)  Taufe, Erstkommunion, Firmung und entsprechende

religidse Feiern und kirchliche EheschlieBung des

Kindes, 1 Arbeitstag

sofern sich die kirchliche Feier auf mehr als einen Tag

erstreckt 2 Arbeitstage
d) Silberne Hochzeit der Mitarbeiterin oder des

Mitarbeiters 1 Arbeitstag
e) Tod von Eltern, GroBeltern, Schwiegereltern,

Stiefeltern oder Geschwistern 1 Arbeitstag
f)  Tod des Ehegatten oder eines Kindes 4 Arbeitstage

g) Schwere Erkrankung

aa) des Ehegatten

bb) eines Kindes, das das 14. Lebensjahr noch nicht
vollendet hat, wenn im laufenden Kalenderjahr kein
Anspruch auf § 45 SGB V besteht oder bestanden
hat,

cc) eines Kindes, das das 14. Lebensjahr vollendet hat
und im Haushalt der Mitarbeiterin oder des
Mitarbeiters lebt

dd) der Eltern, Schwiegereltern, Stiefeltern, GroBeltern
oder Geschwister der Mitarbeiterin oder des
Mitarbeiters,

ee) einer Betreuungsperson, wenn die Mitarbeiterin oder
der Mitarbeiter deshalb die Betreuung des Kindes,
das das 10. Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder
wegen korperlicher, geistiger oder seelischer
Behinderung  dauernd pflegebediirftig ist,
Ubernehmen muss

bis zu 6 Kalendertage im Kalenderjahr,
die nach Bedarf aufgeteilt werden
konnen.

Eine Freistellung erfolgt nur, soweit eine andere Person zur Pflege oder

Betreuung nicht sofort zur Verfligung steht und der Arzt in den Fallen der
Doppelbuchstaben aa) bis dd) die Notwendigkeit der Anwesenheit der
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(@)

3)

Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters zur vorlaufigen Pflege bescheinigt. Die
Freistellung darf insgesamt 6 Arbeitstage im Kalenderjahr nicht
uberschreiten.

h)  Arztliche Untersuchung, érztliche Behandlung und &rztlich verordnete
Behandlung der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters, wenn diese wahrend
der Arbeitszeit erfolgen muss,

erforderliche nachgewiesene Abwesenheit einschlieBlich
erforderlicher Wegezeiten,

i)  Umzug aus dienstlichem oder betrieblichem Grund an
einen anderen Ort 1 Arbeitstag

j)  Dienstjubilaum
25-, 40-und 50-jahriges Dienstjubilaum je 1 Arbeitstag

k)  Teilnahme an Exerzitien und Einkehrtagen

bis zu 3 Arbeitstage jahrlich mit der MalBgabe, dass die
innerhalb eines Jahres nicht in Anspruch genommenen
Tage in das nachstfolgende Jahr Gbertragen werden
kdnnen.
2Fallt in den Fallen der Buchstaben a, c und d der Anlass der Freistellung auf einen
arbeitsfreien Tag, entfallt der Anspruch auf Freistellung. 3In den Fallen der
Buchstaben g und k vermindert sich der Anspruch auf Freistellung um jeden in den
Anspruchszeitraum fallenden arbeitsfreien Tag. #in den Féllen der Buchstaben b, e,
f, h und i erfolgt keine Minderung.
Protokollerklarung zu § 36 Absatz 1 Buchstabe j:
Die Freistellung ist innerhalb eines Monats nach Eintritt des Dienstjubildaums in
Anspruch zu nehmen, ansonsten verfallt der Anspruch auf Freistellung.

Bei Erfullung allgemeiner staatsbirgerlicher Pflichten nach deutschem Recht,
soweit die Arbeitsbefreiung gesetzlich vorgeschrieben ist und soweit die Pflichten
nicht auBerhalb der Arbeitszeit, gegebenenfalls nach ihrer Verlegung,
wahrgenommen werden koénnen, besteht der Anspruch auf Fortzahlung des
Entgeltes (8 24) nur insoweit, als die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter nicht
Anspriiche auf Ersatz dieser Bezlige geltend machen kann. ?Die fortgezahlten
Bezlige gelten in Hohe des Ersatzanspruchs als Vorschuss auf die Leistungen der
Kostentrager. 3Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter hat den Ersatzanspruch
geltend zu machen und die erhaltenen Betrage an den Dienstgeber abzufiihren.
Der Dienstgeber kann in sonstigen dringenden Fallen Arbeitsbefreiung unter
Fortzahlung des Entgeltes (§ 24) bis zu drei Arbeitstagen gewéahren. ?In begriindeten
Fallen kann bei Verzicht auf das Entgelt kurzfristig Arbeitsbefreiung gewahrt werden,
wenn die dienstlichen oder betrieblichen Verhéltnisse es gestatten. 3Hierzu kénnen
auch solche Anlasse gehdoren, fur die nach Abs. 1 kein Anspruch auf Arbeitsbefreiung
besteht (z. B. Umzug aus personlichen Griinden).
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(M)

(@)

3)

(@)

(3)

§ 37
Fiihrung auf Probe

'Fihrungspositionen konnen als befristetes Arbeitsverhaltnis bis zur Gesamtdauer
von zwei Jahren vereinbart werden. 2Innerhalb dieser Gesamtdauer ist eine
hochstens zweimalige Verldangerung des Arbeitsvertrages zuldssig. 3Die
beiderseitigen Kiindigungsrechte bleiben unberthrt.

FUhrungspositionen sind die ab Entgeltgruppe 10 zugewiesenen Tatigkeiten mit
Weisungsbefugnis, die vor Ubertragung vom Dienstgeber ausdriicklich als
FUhrungspositionen auf Probe bezeichnet worden sind.

Besteht bereits ein Arbeitsverhaltnis mit demselben Dienstgeber, kann der
Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter voriibergehend eine Flhrungsposition bis zu
der in Absatz 1 genannten Gesamtdauer Ubertragen werden. ?Der Mitarbeiterin
oder dem Mitarbeiter wird fir die Dauer der Ubertragung eine Zulage in Hohe des
Unterschiedsbetrags zwischen den Tabellenentgelten nach der bisherigen
Entgeltgruppe und dem sich bei Hohergruppierung nach § 21 Abs. 4 Satz 1 bis 3
ergebenden Tabellenentgelt gewahrt. 3Nach Fristablauf endet die Erprobung. “Bei
Bewahrung wird die Flihrungsfunktion auf Dauer Gbertragen; ansonsten erhalt die
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter eine der bisherigen Eingruppierung
entsprechende Tatigkeit.

§38
Fiihrung auf Zeit

'Fihrungspositionen kénnen als befristetes Arbeitsverhaltnis bis zur Dauer von vier
Jahren vereinbart werden. °Folgende Verlangerungen des Arbeitsvertrages sind
zulassig:
a) inden Entgeltgruppen 10 bis 12 eine hdchstens zweimalige Verlangerung bis
zu einer Gesamtdauer von acht Jahren,
b) ab Entgeltgruppe 13 eine hochstens dreimalige Verlangerung bis zu einer
Gesamtdauer von zwolf Jahren.
3Zeiten in einer Fihrungsposition nach Buchstabe a bei demselben Dienstgeber
kénnen auf die Gesamtdauer nach Buchstabe b zur Halfte angerechnet werden. Die
allgemeinen Vorschriften Uber die Probezeit (§4) und die beiderseitigen
Kindigungsrechte bleiben unberihrt.
Fihrungspositionen sind die ab Entgeltgruppe 10 zugewiesenen Tatigkeiten mit
Weisungsbefugnis, die vor Ubertragung vom Dienstgeber ausdriicklich als
Fihrungspositionen auf Zeit bezeichnet worden sind.
'Besteht bereits ein Arbeitsverhaltnis mit demselben Dienstgeber, kann der
Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter voribergehend eine Fihrungsposition bis zu
den in Absatz 1 genannten Fristen tGbertragen werden. °Der Mitarbeiterin oder dem
Mitarbeiter wird fiir die Dauer der Ubertragung eine Zulage gewahrt in Hohe des
Unterschiedsbetrags zwischen den Tabellenentgelten nach der bisherigen
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(1)

(@)

3)

Entgeltgruppe und dem sich bei H6hergruppierung nach § 21 Abs. 4 Satz 1 bis 3
ergebenden Tabellenentgelt, zuzliglich eines Zuschlags von 75v.H. des
Unterschiedsbetrags zwischen den Entgelten der Entgeltgruppe, die der
Ubertragenen Funktion entspricht, zur nachsthoheren Entgeltgruppe nach § 21
Abs. 4 Satz 1 und 2. 3Nach Fristablauf erhalt die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter
eine der bisherigen Eingruppierung entsprechende Tatigkeit; der Zuschlag entfallt.

§ 39
Beendigung des Arbeitsverhiltnisses ohne Kiindigung

Das Arbeitsverhaltnis endet, ohne dass es einer Kiindigung bedarf,

a. mit Ablauf des Monats, in dem die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter das

gesetzlich festgelegte Alter zum Erreichen der Regelaltersrente vollendet hat,

b. jederzeit im gegenseitigen Einvernehmen (Auflésungsvertrag).
'Das Arbeitsverhaltnis endet ferner mit Ablauf des Monats, in dem der Bescheid
eines Rentenversicherungstragers (Rentenbescheid) zugestellt wird, wonach die
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter voll oder teilweise erwerbsgemindert ist. 2Die
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter hat den Dienstgeber von der Zustellung des
Rentenbescheids unverzuglich zu unterrichten. 3Beginnt die Rente erst nach der
Zustellung des Rentenbescheids, endet das Arbeitsverhaltnis mit Ablauf des dem
Rentenbeginn vorangehenden Tages. “Liegt im Zeitpunkt der Beendigung des
Arbeitsverhadltnisses eine nach §92 SGBIX erforderliche Zustimmung des
Integrationsamtes noch nicht vor, endet das Arbeitsverhaltnis mit Ablauf des Tages
der Zustellung des Zustimmungsbescheids des Integrationsamtes. °Das
Arbeitsverhaltnis  endet  nichtt wenn nach dem  Bescheid des
Rentenversicherungstragers eine Rente auf Zeit gewahrt wird. ®In diesem Fall ruht
das Arbeitsverhaltnis flir den Zeitraum, flr den eine Rente auf Zeit gewahrt wird;
beginnt die Rente rickwirkend, ruht das Arbeitsverhaltnis ab dem ersten Tag des
Monats, der auf den Monat der Zustellung des Rentenbescheids folgt.
Im Falle teilweiser Erwerbsminderung endet bzw. ruht das Arbeitsverhaltnis nicht,
wenn die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter nach ihrem oder seinem vom
Rentenversicherungstrager festgestellten Leistungsvermégen auf ihrem oder
seinem bisherigen oder einem anderen geeigneten und freien Arbeitsplatz
weiterbeschaftigt werden konnte, soweit dringende dienstliche bzw. betriebliche
Grinde nicht entgegenstehen, und die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter innerhalb
von zwei Wochen nach Zugang des Rentenbescheids ihre oder seine
Weiterbeschaftigung schriftlich beantragt.
Werzogert die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter schuldhaft den Rentenantrag oder
bezieht sie oder er Altersrente nach § 236, § 236a oder § 236b SGB VI oder ist sie
oder er nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung versichert, so tritt an die Stelle
des Rentenbescheids das Gutachten einer Amtsarztin oder eines Amtsarztes oder
einer oder eines nach §2 Abs.2 Satz2 bestimmten Arztin oder Arztes. 2Das
Arbeitsverhaltnis endet in diesem Fall mit Ablauf des Monats, in dem der
Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter das Gutachten bekannt gegeben worden ist.
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Soll die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter, deren oder dessen Arbeitsverhaltnis
nach Absatz 1 Buchstabe a geendet hat, weiterbeschaftigt werden, ist ein neuer
schriftlicher Arbeitsvertrag abzuschlieBen. 2Das Arbeitsverhéltnis kann jederzeit mit
einer Frist von vier Wochen zum Monatsende gekindigt werden, wenn im
Arbeitsvertrag nichts anderes vereinbart ist.

§ 40
Kiindigung des Arbeitsverhaltnisses
Bis zum Ende des sechsten Monats seit Beginn des Arbeitsverhéltnisses betragt die

Kindigungsfrist zwei Wochen zum Monatsschluss. 2lm Ubrigen betragt die
Kindigungsfrist bei einer Beschaftigungszeit (Absatz 3 Satz 1 und 2)

bis zu einem Jahr ein Monat zum Monatsschluss,
von mehr als einem Jahr 6 Wochen,

von mindestens 5 Jahren 3 Monate,

von mindestens 8 Jahren 4 Monate,

von mindestens 10 Jahren 5 Monate,

von mindestens 12 Jahren 6 Monate

zum Schluss eines Kalendervierteljahres.

1Arbeitsverhéltnisse von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die das 40. Lebensjahr
vollendet haben, kdnnen nach einer Beschaftigungszeit (Absatz 3 Satz 1 und 2) von
mehr als 15 Jahren durch den Dienstgeber nur aus einem wichtigen Grund
gekiindigt werden. 2Soweit Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach den jeweils bis
zum 31. Januar 2008 geltenden arbeitsvertraglichen Bestimmungen unkiindbar
waren, verbleibt es dabei.

Beschaftigungszeit ist die bei demselben Dienstgeber im Arbeitsverhéltnis
zurlickgelegte Zeit, auch wenn sie unterbrochen ist. 2Unbericksichtigt bleibt die Zeit
eines Sonderurlaubs gemal § 35, es sei denn, der Dienstgeber hat in den Féllen des
§ 35 Abs. 2 vor Antritt des Sonderurlaubs schriftlich ein dienstliches oder
betriebliches Interesse anerkannt. 3Wechseln Beschaftigte zwischen Dienstgebern,
die vom Geltungsbereich dieser Ordnung erfasst werden, werden die Zeiten bei dem
anderen Dienstgeber als Beschéaftigungszeit anerkannt. 4Satz 3 gilt entsprechend bei
einem Wechsel von einem anderen kirchlichen Dienstgeber.

§ 41
Ausgleichszulage bei Arbeitsunfall und Berufskrankheit

lIst die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter infolge eines Unfalls, den sie oder er nach
mindestens einjahriger ununterbrochener Beschaftigung bei demselben Dienstgeber in
Auslibung oder infolge ihrer oder seiner Arbeit ohne Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit
erlitten hat, in ihrer oder seiner bisherigen Entgeltgruppe nicht mehr voll leistungsfahig
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und wird sie oder er deshalb in einer niedrigeren Entgeltgruppe weiterbeschaftigt, so
erhalt sie oder er eine Ausgleichszulage in Hohe des Unterschiedsbetrages zwischen des
ihr oder ihm in der neuen Entgeltgruppe jeweils zustehenden Entgeltes und des
Entgeltes, das sie oder er in der verlassenen Entgeltgruppe zuletzt bezogen hat. ?Das
gleiche gilt bei einer Berufskrankheit im Sinne des § 9 SGB VII nach mindestens
dreijahriger ununterbrochener Beschaftigung.

§41a
Betrieblicher Gesundheitsschutz/Betriebliche Gesundheitsforderung

(1) Die nachfolgenden Regelungen gelten flr die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Erziehungsdienstes, soweit sie nach MalBgabe der Anlage 4c zur KAVO eingruppiert
sind.

(2) 'Betriebliche Gesundheitsforderung zielt darauf ab, die Arbeit und die
Arbeitsbedingungen so zu organisieren, dass diese nicht Ursache von Erkrankungen
oder Gesundheitsschadigungen sind. °Sie fordert die Erhaltung bzw. Herstellung
gesundheitsgerechter Verhaltnisse am Arbeitsplatz sowie gesundheitsbewusstes
Verhalten. 3Zugleich werden damit die Motivation der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter und die Qualitdtsstandards der Einrichtungen verbessert. “Die
betriebliche Gesundheitsférderung basiert auf einem gemeinsam vom Dienstgeber
und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern betriebenen Arbeits- und
Gesundheitsschutz. °>Dieser reduziert Arbeitsunfélle, Berufskrankheiten sowie
arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren und verbessert durch die Reduzierung von
Fehlzeiten die Weiterentwicklung und Qualitat der Einrichtungen.

(3) 'Jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter hat einen individuellen Anspruch auf die
Durchfihrung einer Gefahrdungsbeurteilung. 2Die Durchfihrung erfolgt nach
MaBgabe des Gesetzes Uber die Durchfihrung von MalBnahmen des
Arbeitsschutzes zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der Arbeit (Arbeitsschutzgesetz). 3Die
Mitarbeiterinnen  und  Mitarbeiter sind in die Durchfihrung der
Gefahrdungsbeurteilung einzubeziehen und Uber das Ergebnis zu unterrichten.
“MaBnahmen, die aus der Gefdhrdungsbeurteilung resultieren sind ebenso wie
MaBnahmen im Rahmen eines kreativen Gesundheitsmanagements innerhalb der
Einrichtung gemeinsam mit allen Beteiligten zu erdrtern und abzustimmen.
*Widersprechen betroffene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter den vorgesehenen
MaBnahmen, ist die betriebliche Kommission nach Absatz 4 zu befassen. ®Die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter konnen verlangen, dass eine erneute
Gefahrdungsbeurteilung durchgefiihrt wird, wenn sich die Umstande, unter denen
die Tatigkeiten zu verrichten sind, wesentlich andern, neu entstandene wesentliche
Gefahrdungen auftreten oder eine Gefahrdung auf Grund veranderter
arbeitswissenschaftlicher Erkenntnisse erkannt wird. ’Die Wirksamkeit der
MaBnahmen ist in angemessenen Abstanden zu Uberprifen.

(4) 'Beim Dienstgeber wird auf Antrag der Mitarbeitervertretung eine betriebliche
Kommission gebildet, deren Mitglieder je zur Halfte vom Dienstgeber und von der
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Mitarbeitervertretung benannt werden. 2Ist eine Mitarbeitervertretung nicht
gebildet, werden die Mitglieder von der Mitarbeiterschaft der Einrichtung gewahlt.
3Die Mitglieder mussen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Dienstgebers sein.
4Soweit ein Arbeitsschutzausschuss gebildet ist, konnen Mitglieder dieses
Ausschusses auch in der betrieblichen Kommission tatig werden. °Im Falle des
Absatzes 3 Satz 6 berdt die betriebliche Kommission Uber die erforderlichen
MaBnahmen und kann Vorschlage zu den zu treffenden MaBnahmen machen. ®Der
Dienstgeber fihrt die MaBnahmen durch, wenn die Mehrheit der vom Dienstgeber
benannten Mitglieder der betrieblichen Kommission im Einvernehmen mit dem
Dienstgeber dem Beschluss zugestimmt hat. "Wird ein Vorschlag nur von den von
der Mitarbeitervertretung benannten Mitgliedern gemacht und folgt der
Dienstgeber diesem Vorschlag nicht, sind die Griinde darzulegen. 8Die betriebliche
Kommission ist auch fir die Beratung von schriftlich begriindeten Beschwerden
zustandig, wenn der Dienstgeber eine erneute Gefahrdungsbeurteilung ablehnt.
9Der Dienstgeber entscheidet auf Vorschlag des Arbeitsschutzausschusses bzw. der
betrieblichen Kommission, ob und in welchem Umfang der Beschwerde im Einzelfall
abgeholfen wird. ""Wird dem Vorschlag nicht gefolgt, sind die Griinde darzulegen.

(5) 'Die betriebliche Kommission kann zeitlich befristet Gesundheitszirkel zur
Gesundheitsférderung einrichten, deren Aufgabe es ist, Belastungen am
Arbeitsplatz und deren Ursachen zu analysieren und L&sungsansatze zur
Verbesserung der Arbeitssituation zu erarbeiten. ?Sie berat tGber Vorschlage der
Gesundheitszirkel und unterbreitet, wenn ein Arbeitsschutzausschuss gebildet ist,
diesem, ansonsten dem Dienstgeber Vorschlage. 3Die Ablehnung eines Vorschlags
ist durch den Dienstgeber zu begriinden. “Naheres regelt die Geschaftsordnung der
betrieblichen Kommission.

(6) 'Zur Durchfihrung ihrer Aufgaben sind der betrieblichen Kommission die
erforderlichen, zur Verfigung stehenden Unterlagen zugénglich zu machen. ?Die
betriebliche Kommission gibt sich eine Geschaftsordnung, in der auch Regelungen
uber die Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der
Gefahrdungsbeurteilung, deren Bekanntgabe und Erdrterung sowie Uber die
Qualifizierung der Mitglieder der betrieblichen Kommission und von
Gesundheitszirkeln zu treffen sind.

(7) Gesetzliche Bestimmungen, glinstigere betriebliche Regelungen und die Rechte der
Mitarbeitervertretung bleiben unberihrt.

§ 42
Arbeitsrechtliche Vermittlungsstelle

'Bei Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhéltnis soll die beim Bischoflichen Generalvikariat
eingerichtete Arbeitsrechtliche Vermittlungsstelle angerufen werden. >Die Anrufung der
Arbeitsrechtlichen  Vermittlungsstelle macht die Beachtung arbeitsrechtlicher
Ausschlussfristen, insbesondere bei Kindigungen, nicht entbehrlich. 3Es gelten die
Regelungen fur das Schlichtungsverfahren in arbeitsvertraglichen Angelegenheiten (An-
lage 11).
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§43
Zeugnis

Bei Beendigung des Arbeitsverhdltnisses haben die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter Anspruch auf ein schriftliches Zeugnis tGber Art und Dauer ihrer Tatigkeit,
das sich auch auf Fihrung und Leistung erstrecken muss (Endzeugnis).

Aus triftigen Griinden kdnnen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auch wahrend des
Arbeitsverhaltnisses ein Zeugnis verlangen (Zwischenzeugnis).

Bei bevorstehender Beendigung des Arbeitsverhaltnisses koénnen die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ein Zeugnis Gber Art und Dauer ihrer Tatigkeit
verlangen (vorlaufiges Zeugnis).

Die Zeugnisse gemal3 den Absatzen 1 bis 3 sind unverzuglich auszustellen.

§ 44
Ubergangsgeld, Voraussetzungen

Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter, die oder der am Tage der Beendigung des
Arbeitsverhaltnisses in einem ununterbrochenen Arbeitsverhaltnis von mindestens
einem Jahr bei demselben Dienstgeber gestanden hat, erhalt beim Ausscheiden ein
Ubergangsgeld.

Das Ubergangsgeld wird nicht gewahrt, wenn

a. die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter das Ausscheiden verschuldet hat,

b. die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter gekiindigt hat,

c. das Arbeitsverhaltnis durch Aufldsungsvertrag gemaB 39 Abs. 1 Buchstabe b
beendet worden ist,

d. die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter eine Abfindung aufgrund des
Kindigungsschutzgesetzes erhalt,

e. die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter auf Grund eines Vergleiches
ausgeschieden ist, in dem vom Dienstgeber eine Geldzahlung ohne
Arbeitsleistung zugebilligt wird,

f. sich unmittelbar an das beendete Arbeitsverhaltnis ein neues, mit Einkommen
verbundenes Beschaftigungsverhaltnis anschlief3t,

g. die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter eine ihr oder ihm nachgewiesene
Arbeitsstelle ausgeschlagen hat, deren Annahme ihr oder ihm billigerweise
zugemutet werden konnte,

h. der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter aufgrund Satzung, Gesetzes,
kirchlicher Rechtsnorm oder sonstiger Regelung im Falle des Ausscheidens vor
Eintritt  eines  Versicherungsfalles im  Sinne  der  gesetzlichen
Rentenversicherung eine Versorgungsrente oder vergleichbare Leistung
gewahrt wird oder die Anwartschaft auf eine dieser Leistungen gesichert ist,

i. die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter aus eigener Erwerbstatigkeit eine Rente
aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder Leistungen aus einer
Versicherung oder Versorgung erhalt oder beanspruchen kann, zu der der
Dienstgeber oder ein anderer Arbeitgeber, der diese Ordnung oder eine
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Ordnung wesentlich gleichen Inhalts anwendet, Mittel ganz oder teilweise
beisteuert oder beigesteuert hat.
Auch in den Fallen des Abs. 2 Buchstabe b und c wird Ubergangsgeld gewéhrt, wenn
1. die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter wegen
a. eines mit Sicherheit erwarteten Personalabbaues,
b. einer Korperschadigung, die sie oder ihn zur Fortsetzung der Arbeit
unfahig macht,
c. einer in Ausibung oder infolge der Arbeit erlittenen
Gesundheitsschadigung, die ihre oder seine Arbeitsfahigkeit fur langere
Zeit wesentlich herabsetzt,
2. die Mitarbeiterin auBerdem wegen
a. Schwangerschaft,
b. Niederkunft in den letzten drei Monaten
geklindigt oder einen Auflésungsvertrag nach § 39 Abs. 1 Buchstabe b geschlossen
hat.
Tritt die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter innerhalb der Zeit, wahrend der
Ubergangsgeld zu zahlen ist (§ 46 Abs. 1), in ein neues, mit Einkommen verbundenes
Beschaftigungsverhaltnis ein oder wird ihr oder ihm wahrend dieses Zeitraumes eine
Arbeitsstelle nachgewiesen, deren Annahme ihr oder ihm billigerweise zugemutet
werden kann, so steht ihr oder ihm Ubergangsgeld von dem Tage an, an dem sie
oder er das neue Beschaftigungsverhaltnis angetreten hat oder hatte antreten
kénnen, nicht zu.

§ 45
Bemessung des Ubergangsgeldes

'Das Ubergangsgeld wird nach dem der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter am
Tage vor dem Ausscheiden zustehenden Entgelt nach § 19 bemessen. 2Steht ihr oder
ihm an diesem Tage kein Entgelt zu, so wird das Ubergangsgeld nach dem Entgelt
bemessen, das der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter bei voller Arbeitsleistung am
Tage vor dem Ausscheiden zugestanden hatte.

Das Ubergangsgeld betragt fiir jedes volle Jahr der dem Ausscheiden
vorangegangenen Zeit, die seit der Vollendung des 18. Lebensjahres in einem oder
mehreren ohne Unterbrechung aneinandergereihten Beschaftigungsverhaltnissen
bei kirchlichen Dienstgebern zuriickgelegt ist, ein Viertel der letzten
Monatsvergitung, mindestens aber die Halfte und hochstens das Vierfache dieser
Monatsvergutung.

Als Beschaftigungsverhéltnis gelten alle bei den in Abs. 2 genannten Dienstgebern
in einem Arbeitsverhaltnis zurlickgelegten Zeiten ausschlieBlich derjenigen, fur die
wegen Beurlaubung keine Beziige gezahlt wurden. ?Beschéaftigungszeiten in einem
Ausbildungsverhaltnis bleiben ebenfalls unberticksichtigt. 3Als Unterbrechung im
Sinne des Abs. 2 gilt jeder zwischen den Beschaftigungsverhaltnissen liegende,
einen oder mehrere Werktage — mit Ausnahme allgemein arbeitsfreier Werktage —
umfassende Zeitraum, in dem ein Beschaftigungsverhaltnis nicht bestand. #Als
Unterbrechung gilt es nicht, wenn die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter in dem
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zwischen zwei Beschaftigungsverhéltnissen liegenden gesamten Zeitraum
arbeitsunfahig krank war oder die Zeit zur Ausfihrung eines Umzuges an einen
anderen Ort benotigt wurde.
Wurde der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter bereits Ubergangsgeld oder eine
Abfindung gewahrt, so bleiben die davorliegenden Zeitraume bei der Bemessung
des Ubergangsgeldes unberiicksichtigt.
'Werden der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter laufende Versorgungsbeziige,
laufende Unterstitzungen, Arbeitslosengeld, sonstige laufende Bezlige aus
offentlichen Mitteln, Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung, die nicht
unter § 44 Abs. 2 Buchstabe i fallen oder Renten und vergleichbare Leistungen eines
auslandischen Versicherungstragers gezahlt oder hatte die Mitarbeiterin, die nicht
unter § 44 Abs. 3 Nr. 2 fallt, bei unverziiglicher Antragstellung nach Beendigung des
Arbeitsverhaltnisses Anspruch auf Arbeitslosengeld, so erhdlt sie oder er ohne
Ricksicht darauf, ob der Dienstgeber dazu Mittel beigesteuert hat, das
Ubergangsgeld nur insoweit, als die genannten Beziige fiir denselben Zeitraum
hinter dem Ubergangsgeld zuriickbleiben.
?Zu den Beziigen im Sinne des Satzes 1 gehdren nicht:

a. Renten nach dem Bundesversorgungsgesetz,

b. der nach dem Beamtenversorgungsrecht neben dem Ruhegehalt zu zahlende

Unfallausgleich oder Pflege- und Hilflosigkeitszuschlag,

c. Unfallrente nach dem Siebten Buch Sozialgesetzbuch,

d. Renten nach den Gesetzen zur Entschddigung der Opfer der
nationalsozialistischen Verfolgung (Bundesentschadigungsgesetz, sowie die
entsprechenden Gesetze der Lander), soweit sie an Verfolgte oder deren
Hinterbliebene als Entschadigung fiir Schaden am Leben oder Kdrper oder
Gesundheit geleistet werden,

Kriegsschadenrenten nach dem Lastenausgleichsgesetz,

Renten nach dem Gesetz zur Abgeltung von Besatzungsschaden,

Blindenhilfe nach § 72 SGB XII,

Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz (BKGG) oder nach dem
Einkommensteuergesetz (EStG) oder Leistungen im Sinne des § 4, Abs. 1
Nummern 1 bis 3 BKGG oder des § 65 Abs. 1 Nummern 1 bis 3 EStG sowie
Kindergeld aufgrund des Rechts der Europdischen Gemeinschaften oder
aufgrund zwischenstaatlicher Abkommen in Verbindung mit dem BKGG oder
dem EStG.

S@ ™o

§ 46
Auszahlung des Ubergangsgeldes

'Das Ubergangsgeld wird in Monatsbetrdgen am Zahltag (§ 27 Abs. 1) gezahlt,
erstmalig in dem auf das Ausscheiden folgenden Monat. 2Die Auszahlung
unterbleibt, bis etwaige Vorschiisse durch Aufrechnung getilgt sind. 3Vor der
Zahlung hat die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter anzugeben, ob und welche
laufenden Bezlige nach § 45 Abs. 5 gewahrt werden. “Ferner hat sie oder er zu
versichern, dass sie oder er keine andere Beschaftigung angetreten hat.
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'Beim Tode der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters wird der noch nicht gezahlte
Betrag an den Ehegatten oder die Kinder, fir die der Mitarbeiterin oder dem
Mitarbeiter Kindergeld nach den Bestimmungen des Bundeskindergeldgesetzes
(BKGG) oder des Einkommensteuergesetzes (EStG) zugestanden hat oder ohne
Beriicksichtigung der §§ 3, 4 BKGG oder der 8§ 64, 65 EStG zugestanden hatte, in
einer Summe gezahlt. ?Die Zahlung an einen der nach Satz 1 Berechtigten bringt
den Anspruch der Ubrigen gegeniiber dem Dienstgeber zum Erléschen.

§ 47
Ausschlussfrist

'Anspriiche aus dem Arbeitsverhaltnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer
Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Falligkeit von der Mitarbeiterin oder dem
Mitarbeiter oder vom Dienstgeber schriftlich geltend gemacht werden. 2Fur
denselben Sachverhalt reicht die einmalige Geltendmachung des Anspruchs auch
fur spater fallige Leistungen aus.

Abs. 1 gilt nicht fir Anspriiche aus einem Sozialplan.

§48

Vorlaufige Uberleitungs- und Besitzstandsbestimmungen zu den

Anderungen der KAVO zum 1. Oktober 2005 und zum 1. Februar
2008

Die im Rahmen der KAVO-Reform zum 1. Oktober 2005 beschlossenen
Uberleitungs- und Besitzstandsbestimmungen ergeben sich aus den Anlagen 12,
12a, 12b und 12c zur KAVO.
Die im Rahmen der KAVO-Reform zum 1. Februar 2008 beschlossenen
Uberleitungs- und Besitzstandsbestimmungen ergeben sich aus den Anlagen 13,
13a, 13b und 13c zur KAVO.

Fir die zum 1. Januar 2010 beschlossene Uberleitung der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter im Erziehungsdienst in neue Entgeltgruppen gelten die Bestimmungen
des Abschnitts IV der Anlage 12 zur KAVO.

§ 48a
Ubergangsvorschriften anlisslich der Dritten Ordnung
zur Anderung der KAVO

Flr Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich in einem Altersteilzeitarbeitsverhaltnis
befinden oder deren Altersteilzeitarbeitsverhaltnis spatestens am 1. Januar 2009
beginnt, gilt § 11 Absatz 1 Satz 1 in der bis zum 31. Dezember 2008 geltenden
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Fassung bei der Berechnung der Tabellenentgeltes und von in Monatsbetragen
zustehenden Zulagen.

(2) "Mit Teilzeitbeschaftigten, deren Arbeitsvertrag die Vereinbarung einer festen
Wochenstundenzahl enthalt, ist ab dem 1.Januar 2009 auf Antrag die
Wochenstundenzahl so zu erhéhen, dass das Verhaltnis der neu vereinbarten
Wochenstundenzahl zu der ab 1.Januar 2009 geltenden regelmaBigen
Wochenarbeitszeit dem Verhaltnis zwischen der am 31. Dezember 2008
maBgebenden Wochenstundenzahl und der bis zum 31. Dezember 2008 geltenden
regelmaBigen Wochenarbeitszeit entspricht; der Antrag muss bis spatestens
31.Mérz 2009 gestellt werden. 2Die sich daraus rechnerisch ergebende
Wochenarbeitszeit kann im Wege der Anwendung kaufmannischer
Rundungsregelungen auf- oder abgerundet werden.

Protokollerklarung zu § 48a Absatz 1:
Dem Tabellenentgelt stehen individuelle Zwischen- und Endstufen gleich.

§ 48b
Ubergangsvorschriften anlisslich der 37. Ordnung
zur Anderung der KAVO

FUr Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die spatestens mit Ablauf des 7. September 2017
aus dem Arbeitsverhaltnis ausgeschieden sind, gelten die Regelungen der 37. Ordnung
zur Anderung der KAVO nur, wenn sie dies bis 31. Dezember 2017 schriftlich
beantragen.

§49
Beschliisse der Zentral-KODA
Vom Didzesanbischof in Kraft gesetzte Beschlisse* der Zentral-KODA im Sinne von § 3

Absatz 1 Zentral-KODA-Ordnung stehen in ihrer Wirkung den Regelungen dieser
Ordnung gleich und erganzen bzw. ersetzen sie.

*Die Beschliisse der Zentral-KODA sind im HdR abgedruckt.
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Il. Anhdnge zu den Regelungen der KAVO

1. Anhang zu § 11

Die berufsgruppenspezifischen Regelungen zur Arbeitszeit fur die nachfolgend
aufgefiihrten Berufsgruppen bleiben unberthrt:

a. Hausmeisterinnen und Hausmeister

FUr Hausmeisterinnen und Hausmeister, in deren Tatigkeit regelmaBig und in nicht
unerheblichem Umfang Bereitschaftszeiten fallen, gelten folgende besondere
Regelungen zu § 11:

Die Summe aus den faktorisierten Bereitschaftszeiten und der Vollarbeitszeit darf die
Arbeitszeit nach § 11 Abs. 1 nicht Uberschreiten. °Die Summe aus Vollarbeits- und
Bereitschaftszeiten darf durchschnittlich 48 Stunden wdchentlich nicht Gberschreiten.
3Bereitschaftszeiten sind die Zeiten, in denen sich die Hausmeisterin oder der
Hausmeister am Arbeitsplatz oder einer anderen vom Dienstgeber bestimmten Stelle
zur Verfigung halten muss, um im Bedarfsfall die Arbeit selbststandig, ggf. auch auf
Anordnung, aufzunehmen und in denen die Zeiten ohne Arbeitsleistung Uberwiegen.
4Bereitschaftszeiten werden zur Halfte als Arbeitszeit gewertet (faktorisiert).
>Bereitschaftszeiten werden innerhalb von Beginn und Ende der regelméBigen taglichen
Arbeitszeit nicht gesondert ausgewiesen.

b. Pastoralreferentinnen und Pastoralreferenten
Es gelten die entsprechenden Regelungen des Statutes flr Pastoralreferentinnen und
Pastoralreferenten im Bistum Trier.

c. Gemeindereferentinnen und Gemeindereferenten
Es gelten die entsprechenden Regelungen des Statutes fiir Gemeindereferentinnen und
Gemeindereferenten im Bistum Trier.

d. Liturgischer Bereich
Es gelten die Regelungen der ,Ordnung fir den Arbeitsschutz im Liturgischen Dienst”
gemaB Beschluss der Zentral-KODA vom 1. Juli 2004 (KA 2004 Nr. 220).

e. (nicht besetzt)

f. Beschiftigte im Erziehungsdienst

Bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Erziehungsdienst werden — soweit gesetzliche
Regelungen bestehen, zusatzlich zu diesen gesetzlichen Regelungen — im Rahmen der
regelmaBigen durchschnittlichen wochentlichen Arbeitszeit im Kalenderjahr 19,5
Stunden flr Zwecke der Vorbereitung verwendet. Bei Teilzeitbeschiftigten gilt Satz 1
entsprechend mit der MaBBgabe, dass sich die Stundenzahl nach Satz 1 in dem Umfang,
der dem Verhaltnis ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit zu der
regelmaBigen Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeitbeschéaftigter entspricht, reduziert. 3Im
Erziehungsdienst tatig sind insbesondere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als
Kinderpflegerinnen und Kinderpfleger bzw. Sozialassistentinnen und Sozialassistenten,

41



KAVO - Teil Il. Anhdange zu den Regelungen der KAVO

Heilerziehungspflegerinnen und Heilerziehungspfleger, als Leiterinnen und Leiter oder
standige Vertreterinnen und Vertreter von Leiterinnen und Leitern von
Kindertagesstatten sowie andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit erzieherischer
Tatigkeit in der Erziehungs- oder Eingliederungshilfe.

Protokollerklarung zu Satz 3:

Soweit Berufsbezeichnungen aufgefiihrt sind, werden auch Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter erfasst, die eine entsprechende Tatigkeit ohne staatliche Anerkennung oder
staatliche Prifung ausuben.

g. Rufbereitschaft in der Krankenhausseelsorge

'FUr pastorale Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in der Krankenhausseelsorge
beschaftigt sind, dirfen im Kalendermonat nicht mehr als 16 Rufbereitschaften von
jeweils bis zu 14 Stunden angeordnet werden. ?Die Zahl der Rufbereitschaftsdienste darf
nur Uberschritten werden, wenn wegen der Inanspruchnahme von Urlaub oder wegen
Krankheit einer weiteren Mitarbeiterin oder eines weiteren Mitarbeiters ansonsten die
Versorgung der Patientinnen und Patienten nicht sichergestellt ware. 3Die anfallenden
Rufbereitschaften sollen auf die an der Rufbereitschaft teilnehmenden Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter gleichmaBig verteilt werden.

h. Fahrerinnen und Fahrer im Bischoflichen Generalvikariat

aa. 'Die Arbeitszeit der Fahrerinnen und Fahrer umfasst Lenkzeiten, Vor- und
Abschlussarbeiten, Reparaturarbeiten, Wagenpflege, Wartezeiten,
Wartungsarbeiten und sonstige Arbeit. °Die hochst zuldssige Arbeitszeit richtet sich
grundsatzlich nach den Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes und betragt im
kalenderhalbjahrigen Durchschnitt wochentlich 48 Stunden. 3Sie wird in der Regel
auf sechs Tage verteilt.

Protokollnotiz zu Doppelbuchstabe aa Satz 1:

Sonstige Arbeiten im Sinne des Doppelbuchstaben aa Satz 1 sind insbesondere
Tatigkeiten im Bereich der Hausdruckerei, der Weiterverarbeitung und Expeditur, an
der Pforte, in der Telefonzentrale sowie zur Unterstlitzung der Hausmeister.

bb. 'Die hochstzuldssige Arbeitszeit kann im Hinblick auf die in ihr enthaltenen
Wartezeiten auf bis zu 15 Stunden taglich ohne Ausgleich verlangert werden, wenn
die Fahrerin oder der Fahrer schriftlich einwilligt und geeignete MaBnahmen zur
Gewahrleistung des Gesundheitsschutzes getroffen sind (§ 7 Absatz 2a
Arbeitszeitgesetz - ArbZG); sie darf 209 Stunden im Kalendermonat ohne
Freizeitausgleich nicht Gberschreiten. Geeignete MalBnahmen zur Gewahrleistung
des Gesundheitsschutzes sind insbesondere das Recht der Fahrerin oder des Fahrers
zu einer jahrlichen, fir die Beschaftigten kostenfreien arbeitsmedizinischen
Untersuchung bei einem vom Dienstgeber bestimmten Arzt (unbeschadet der
Pflichten aus anderen Rechtsvorschriften) und/oder die Gewdhrung eines
Freizeitausgleichs mdglichst durch ganze Tage oder durch zusammenhangende
arbeitsfreie Tage zur Regenerationsforderung. 3GemaB & 7 Absatz 1 Nr. 3 in
Verbindung mit den Absétzen 4 und 2a ArbZG wird zugleich die Ruhezeit auf bis zu
9 Stunden verkiirzt, wenn die ordnungsgemafBe Durchfiihrung des betreffenden
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CC.

dd.

2.

Fahrdienstes dies erfordert. “Die Kiirzung der Ruhezeit ist bis zum Ende der
folgenden Woche auszugleichen.

"Muss die hochstzuldssige monatliche Arbeitszeit nach Buchstabe bb Satz 1 aus
zwingenden dienstlichen oder betrieblichen Griinden ausnahmsweise tberschritten
werden, so sind die Stunden, die Uber 221 Stunden hinausgehen, im Laufe des
kommenden oder des darauf folgenden Monats durch Erteilung entsprechender
Freizeit auszugleichen; ferner ist der Zeitzuschlag nach § 13 Absatz 1 Buchstabe a zu
zahlen.

2Die Zahlung einer geldlichen Entschadigung anstelle der Erteilung entsprechender
Freizeit ist aus Griinden des Gesundheitsschutzes (Buchstabe bb) unzulassig.

Bei der Ermittlung der hochstzulassigen monatlichen Arbeitszeit nach Buchstabe

bb Satz 1 sind Ausfallzeiten wie folgt einzurechnen:

Im Falle

* eines Erholungsurlaubes (§ 34),

* einer Arbeitsunfahigkeit infolge Erkrankung oder Unfalls,

* einer Arbeitsbefreiung unter Entgeltfortzahlung (§ 36),

* einer Qualifizierung nach § 10 Absatz 5 Satz 1 und 2,

* eines ganztagigen Freizeitausgleichs nach Buchstabe cc,

* eines ganzen oder teilweisen Ausfalls wegen der Tatigkeit als Mitglied der
Mitarbeitervertretung,

* eines ganzen oder teilweisen Ausfalls infolge eines Wochenfeiertages

sind fur jeden Arbeitstag bis zu 8 Stunden anzusetzen.
?Jeder Tag einer mehrtdgigen Dienstreise ist mit hochstens 12 Stunden anzusetzen.

Anhang zu § 13 Absatz 5

Die nach § 13 Absatz 5 Satz 1 bis 5 und 9 fiir die Berechnung des Entgeltes zu Grunde
gelegten Zeitanteile sollen bei pastoralen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der
Krankenhausseelsorge bis spatestens zum Schluss der auf das Ende des jeweiligen
Rufbereitschaftsdienstes folgenden Kalenderwoche nach Mal3gabe der nachfolgenden
Bestimmungen mit Freizeit ausgeglichen werden. 2Abweichend von § 13 Absatz 5 Satz 2
betragt der anzurechnende Zeitanteil flir Rufbereitschaftsdienste an Samstagen,
Sonntagen und Feiertagen zwei Stunden. 3Fir die Zeit des Freizeitausgleichs wird das
Tabellenentgelt (§ 19) fortgezahlt. “Ein weitergehender Entgeltanspruch besteht nicht.

3. bis 5.
(nicht besetzt)

6.

a.

Anhang zu § 20

Abweichend von § 20 Abs. 1 Satz 1 ist Endstufe in der Entgeltgruppe 9 die Stufe 5
bei Tatigkeiten entsprechend

e  Vergutungsgruppe Vb ohne Aufstieg nach IVb und

e  Vergutungsgruppe Vb nach Aufstieg aus Vc .
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b. Abweichend von § 20 Abs. 3 Satz 1 gelten fir die Stufenlaufzeiten folgende
Sonderregelungen:
aa. In der Entgeltgruppe 9 wird die Stufe 5 nach 9 Jahren in Stufe 4 bei
Tatigkeiten entsprechend der Verglitungsgruppe Vb ohne Aufstieg nach
IVb und der Vergitungsgruppe Vb nach Aufstieg aus Vc erreicht.
bb. 'Die Stufenlaufzeit fir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die unter die
Anlage 4c fallen, wird wie folgt geregelt:

. Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1,

. Stufe 3 nach drei Jahren in Stufe 2,

. Stufe 4 nach vier Jahren in Stufe 3,

. Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und

. Stufe 6 nach flnf Jahren in Stufe 5.
2Abweichend von Satz 1 erreichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die
nach den Tatigkeitsmerkmalen der Anlage 4c in die Entgeltgruppe S 8b
eingruppiert sind, die Stufe 5 nach sechs Jahren in Stufe 4 und die Stufe 6
nach acht Jahren in Stufe 5.

7. Anhang zu § 21

Abweichend von § 21 Abs. 3 Buchstabe b stehen in den Fallen des § 12 Abs. 3 der
Anlage 13 zur KAVO (alte BAT-Falle) den Zeiten einer ununterbrochenen Tatigkeit
im Sinne des § 20 Abs. 3 die Zeiten einer Arbeitsunfahigkeit von bis zu 26 Wochen
gleich.
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Ill. Regelungen fiir angestellte Lehrkrafte

(KA 2018 Nr. 30,
Inkraftsetzung zum 01.02.2018)

§1
Geltungsbereich

(1) Fur angestellte Lehrkrafte gelten die Bestimmungen der KAVO, soweit sich aus den
nachfolgenden Regelungen nichts anderes ergibt.

(2) Fur angestellte Lehrkrafte, mit denen ein beamtenahnliches
Beschaftigungsverhaltnis vereinbart ist, gelten die Bestimmungen des Teils IV.

(3) 'Pastorale Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in einer Schule als Lehrkraft
eingesetzt werden, fallen nicht unter den Geltungsbereich der nachfolgenden Be-
stimmungen. °Néaheres hierzu regelt das jeweilige Statut.

Protokollerklarung zu § 1:

Lehrkrafte im Sinne dieser Sonderregelungen sind Personen, bei denen die Vermittlung
von Kenntnissen und Fertigkeiten im Rahmen eines Schulbetriebes der Tatigkeit das
Geprage gibt.

§2
Allgemeine Pflichten

Erganzend zu § 5 des Teils | der KAVO gilt:

Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter hat alle, die den entsprechenden Lehrkréften an
vergleichbaren o&ffentlichen Schulen obliegenden Pflichten zu Gbernehmen und ihre
oder seine Tatigkeit nach den Weisungen der Schulleitung und in kollegialer
Zusammenarbeit mit den anderen Lehrkraften der Schule unter Berlicksichtigung des
besonderen Charakters der privaten und katholischen Schule in freier Tragerschaft
auszulben.

°Sie oder er ist gewillt und erklart sich bereit, ihre oder seine Unterrichts- und
Erziehungsarbeit im Geiste des christlichen Glaubens und der vom Schultrager und der
Schule erstrebten Bildungsziele gewissenhaft zu erfullen.

§3
Nebentatigkeiten

Erganzend zu § 7 des Teils | KAVO gilt:
Der Lehrkraft ist es nicht gestattet, Schilerinnen und Schiler der Klassen/Kurse, in denen
sie regelmaBig unterrichten, privaten Nachhilfeunterricht zu erteilen.

§4
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Arbeitszeit

'Die §§ 11 bis 14 des Teil | finden keine Anwendung. %Es gelten die Bestimmungen fr
die entsprechenden Beamten der jeweiligen Bundeslander® in der jeweils geltenden
Fassung®

§5
Eingruppierung
Abweichend von § 16 des Teils | KAVO gilt:

(1) 'Die Eingruppierung der Lehrkraft richtet sich nach den Eingruppierungsregelungen
der Anlage 4d. ?Die Lehrkraft erhdlt Entgelt nach der Entgeltgruppe, in der sie
eingruppiert ist. 3Die Lehrkraft ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die sich fur die
gesamte von ihr nicht nur vorlbergehend auszuiibende Tatigkeit aus den
Eingruppierungsregelungen ergibt.

(2) Die Entgeltgruppe der Lehrkraft ist im Arbeitsvertrag anzugeben.

(3) Die Uberleitung der am 31. Juli 2015 vorhandenen Lehrkréfte in die Anlage 4d
erfolgt nach den Bestimmungen der 8§ 23 bis 25 der Anlage 13 zur KAVO.

§6
Eingruppierung in besonderen Fillen

§ 17 des Teil | KAVO findet keine Anwendung.

§7
Voriibergehende Ubertragung einer héherwertigen Titigkeit

Abweichend von § 18 des Teil | KAVO gilt:

(1) Wird einer unter Abschnitt 1, Abschnitt 2 Ziffer 1 oder Abschnitt 5 Ziffer 1 der
Entgeltordnung Lehrkrafte (Anlage 4d zur KAVO) fallenden Lehrkraft
voribergehend eine Tatigkeit Ubertragen, die einer hoheren Entgeltgruppe
zugeordnet ist, erhdlt sie eine personliche Zulage, wenn die Voraussetzungen —
stiinde sie im Beamtenverhaltnis — flr die Zahlung einer Zulage nach den jeweiligen
landesrechtlichen  Bestimmungen  (Rheinland-Pfalz  oder Saarland) bei
voriibergehender Ubertragung der Aufgaben eines héherwertigen Amtes erfiillt
waren.

" MaBgeblich ist der értliche Geltungsbereich im Hinblick auf die im Arbeitsvertrag bezeichnete
Einsatzstelle (Schule) der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters.

" Hierbei handelt es sich um die Lehrkréfte-Arbeitszeitverordnung (LehrArbZVO) des Landes Rheinland-
Pfalz vom 30. Juni 1999 in der jeweils geltenden Fassung sowie fiir den Bereich des Saarlandes um die
Verordnung Uber die Festlegung der Zahl der Unterrichtsstunden der beamteten Lehrer und
Lehrerinnen an offentlichen Schulen (PflichtstundenVO) vom 21.07.1987 in der jeweils geltenden
Fassung.
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(2) Die personliche Zulage bemisst sich aus dem Unterschiedsbetrag zu dem Betrag,
der sich fiir die Lehrkraft bei dauerhafter Ubertragung nach § 21 Absatz 4 Satz 1 bis
3 KAVO ergeben hatte.

§8
Stufen der Entgelttabelle

Erganzend zu § 20 des Teil | der KAVO qilt:

Im Zusammenhang mit der Einfiihrung der Stufe 6 in den Entgeltgruppen 9 bis 15
(Anlage 5b zur KAVO) zum 1. Januar 2018 gelten folgende Ubergangsregelungen:

'FGr am 1. Januar 2018 vorhandene Lehrkrafte der Entgeltgruppen 9 bis 15 wird die bis
zum 31. Dezember 2017 in Stufe 5 bzw. in der individuellen Endstufe zurlickgelegte Zeit
angerechnet. ?Ist das Tabellenentgelt der Stufe 6 niedriger als der bisherige Betrag der
individuellen Endstufe, werden die Beschaftigten erneut einer individuellen Endstufe
unter Beibehaltung der bisherigen Entgelthohe zugeordnet; § 5 Absatz 3 Satze 3 bis 5
der Anlage 13 zur KAVO gelten entsprechend.

3FGr am 1. Januar 2018 vorhandene Lehrkrafte der Entgeltgruppe 9 mit einer besonderen
Stufenlaufzeit von funf Jahren in Stufe 2 oder von sieben Jahren in Stufe 3 wird die bis
zum 31. Dezember 2017 in Stufe 4 bzw. in der individuellen Endstufe zurlickgelegte Zeit
angerechnet. 4Ist das Tabellenentgelt der Stufe 4 zuziiglich des Erhdhungsbetrages nach
Anlage 5b niedriger als der bisherige Betrag der individuellen Endstufe, verbleiben die
Beschaftigten in ihrer individuellen Endstufe unter Beibehaltung der bisherigen
Entgelthdhe; § 5 Absatz 3 Satze 3 bis 5 der Anlage 13 zur KAVO gelten entsprechend.

§9
Allgemeine Regelung zu den Stufen

Erganzend zu § 21 des Abschnitts | KAVO gilt:

(1) 'Bei Hohergruppierung von Lehrkréften, die unter die Anlage 4d zur KAVO fallen,
Uber mehr als eine Entgeltgruppe wird die Zuordnung zu den Stufen so
vorgenommen, als ob faktisch eine Eingruppierung in jede der einzelnen
Entgeltgruppen stattgefunden hatte.
2Flr nachstehend aufgefiihrte Lehrkrafte im Sinne der Anlage 4d zur KAVO gelten
folgende Hohergruppierungen nicht als ,Eingruppierung tber mehr als eine
Entgeltgruppe”:

e Lehrkrafte nach Abschnitt 1 der Entgeltordnung der Lander (EntgO-L) von der
Entgeltgruppe 11 in die Entgeltgruppe 13,

e Lehrkrafte nach Abschnitt 2 Ziffer 1 EntgO-L von der Entgeltgruppe 11 in die
Entgeltgruppe 13,

e Lehrkrafte nach Abschnitt 2 Ziffer 2 EntgO-L von der Entgeltgruppe 10 in die
Entgeltgruppe 12,

e Lehrkrafte nach Abschnitt 5 Ziffer 1 EntgO-L von der Entgeltgruppe 11 in die
Entgeltgruppe 13 und
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e Lehrkrafte nach Abschnitt 6 EntgO-L von der Entgeltgruppe 11 in die
Entgeltgruppe 13.
3Satz 1 findet keine Anwendung bei einer Hohergruppierung, die aufgrund des
Inkrafttretens der Anlage 4d auf Antrag gemaB § 24 Absatz 2 und 3 der Anlage 13
zur KAVO erfolgt. “Hat die Lehrkraft nach der Uberleitung in die Entgeltordnung
Lehrkrafte einen Antrag nach § 24 Absatz 2 der Anlage 13 zur KAVO nicht gestellt,
gilt im Falle einer spateren Hohegruppierung die bisherige Entgeltgruppe
(Protokollerklarung zu § 24 Absatz 1 Satz 1 und 2 der Anlage 13 zur KAVO) als
Entgeltgruppe nach Satz 1, von der aus die Hohergruppierung erfolgt.
(2) Abweichend von § 21 Absatz 4 Satz 2 gilt fir Lehrkrafte, die unter die Anlage 5b
fallen:
Betragt der Unterschiedsbetrag zwischen dem derzeitigen Tabellenentgelt und
dem Tabellenentgelt nach § 21 Absatz 4 Satz 1 weniger als 25 Euro in den
Entgeltgruppen 1 bis 8 bzw. weniger als 50 Euro in den Entgeltgruppen 9 bis 15, so
erhdlt die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter wahrend der betreffenden
Stufenlaufzeit anstelle des Unterschiedsbetrages einen Garantiebetrag von
monatlich 25 Euro (Entgeltgruppen 1 bis 8) bzw. 50 Euro (Entgeltgruppen 9 bis 15).
?Der Garantiebetrag nimmt an allgemeinen Entgeltanpassungen teil. 3Er betragt
a. inden Entgeltgruppen 2 bis 8 der Anlage 5b
e 31,34 Euro ab 1. Januar 2017
e 32,08 Euro ab 1. Januar 2018
b. in den Entgeltgruppen 9 bis 15 der Anlage 5b
e 62,66 Euro ab 1.Januar 2017
e 64,13 Euro ab 1. Januar 2018.

§10
Leistungsentgelt

Die §§ 22 und 22a des Teil | finden keine Anwendung.

§11
Jahressonderzahlung

Abweichend von § 23 Absatz 2 des Teil | KAVO bemisst sich die Jahressonderzahlung
nach folgenden Satzen:

in den Entgeltgruppen 1 bis 8 95 v.H,
in den Entgeltgruppen 9 bis 11 80 v.H,,
in den Entgeltgruppen 12 bis 13 50 v.H. und
in den Entgeltgruppen 14 bis 15 35 v.H.
§12
Urlaub
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(1) "Der Urlaub ist in den Schulferien zu nehmen. 2Wird die Lehrkraft wahrend der
Schulferien durch Unfall oder Krankheit arbeitsunfahig, so hat sie diese unverzuglich
anzuzeigen. 3Die Lehrkraft hat sich nach Ende der Schulferien oder, wenn die
Krankheit langer dauert, nach Wiederherstellung der Arbeitsfahigkeit zur
Arbeitsleistung zur Verfligung zu stellen.

(2) Fur eine Inanspruchnahme der Lehrkraft wahrend der den Urlaub in den Schulferien
Ubersteigenden Zeit gelten die entsprechenden landesrechtlichen Bestimmungen,
die auch fir die angestellten Lehrkrafte der jeweiligen Bundeslander gelten.

§13
Beendigung des Arbeitsverhiltnisses
Abweichend von § 39 Absatz 1 Buchstabe a des Teils | KAVO endet das Arbeitsverhaltnis,
ohne dass es einer Kiindigung bedarf, mit Ablauf des Schulhalbjahres (31. Januar

beziehungsweise 31. Juli), in dem die Lehrkraft das gesetzlich festgelegte Alter zum
Erreichen der Regelaltersrente vollendet hat.
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IV. Regelungen fiir Lehrkriafte im beamtenahnlichen
Beschaftigungsverhaltnis

(KA 2018 Nr. 30;
Inkraftsetzung zum 01.02.2018)

§1
Geltungsbereich

Der Inhalt von beamtenahnlichen Beschaftigungsverhaltnissen von Lehrkraften richtet
sich nach den jeweiligen landesrechtlichen Vorschriften fir die Beamtenverhaltnisse der
Lander Rheinland-Pfalz und Saarland® fir vergleichbare beamtete Lehrkrafte an
offentlichen Schulen der beiden Bundeslander, soweit sich nicht aus den nachfolgenden
Bestimmungen etwas anderes ergibt.

§2
Dienstvertrag und Nebenabreden

Zur Begrindung und Fortfihrung des beamtenahnlichen Beschaftigungsverhaltnisses
ist ein Dienstvertrag nach MaBgabe des Musters in Abschnitt Il Unterabschnitt B der
Anlage 2 zur KAVO zu vereinbaren. § 3 des Teils | der KAVO gilt entsprechend.

§3
Befristung zur Probe

'Die Probezeit fiir beamtenéhnliche Beschaftigungsverhéltnisse von Lehrkréften betragt
ein Jahr. 2Hierzu wird ein befristetes Dienstverhaltnis begriindet.

§4
Allgemeine Pflichten

(1) Der Lehrkraft obliegen die allgemeinen Pflichten gemal3 § 5 des Teils | der KAVO.

(2) 'Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter hat alle, die den entsprechenden Lehrkraften
an vergleichbaren 6ffentlichen Schulen obliegenden Pflichten zu ibernehmen und
ihre oder seine Tatigkeit nach den Weisungen der Schulleitung und in kollegialer
Zusammenarbeit mit den anderen Lehrkraften der Schule unter Berticksichtigung
des besonderen Charakters der privaten und katholischen Schule in freier
Tragerschaft auszutiben.

" MaBgeblich ist der ortliche Geltungsbereich im Hinblick auf die im Dienstvertrag bezeichnete
Einsatzstelle (Schule) der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters.
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2Sie oder er ist gewillt und erklart sich bereit, ihre oder seine Unterrichts- und
Erziehungsarbeit im Geiste des christlichen Glaubens und der vom Schultrager und
der Schule erstrebten Bildungsziele gewissenhaft zu erfllen.

§5
Nebentatigkeiten
'Fur die Durchfiihrung von Nebentatigkeiten gilt § 7 des Teil | KAVO. ?Der Lehrkraft ist

es nicht gestattet, Schilerinnen und Schilern der Klassen/Kurse, in der sie regelmaBig
unterrichtet, privaten Nachhilfeunterricht zu erteilen.

§6
Arbeitszeit

Es gelten die Bestimmungen fir die entsprechenden Beamten der jeweiligen
Bundeslander® in der jeweils geltenden Fassung®.

§7
Versetzung und Abordnung/
Anderung der Tatigkeit

(1) Versetzungen und Abordnungen regeln sich nach § 8 des Teils | KAVO.

(2) Sollte sich durch veranderte Verhaltnisse im Laufe der Zeit ergeben, dass die
vorgesehene Tatigkeit ganz entfallt oder die Arbeitskraft der Mitarbeiterin oder des
Mitarbeiters nicht mehr in vollem Umfang in Anspruch nimmt, ist sie oder er unter
Wahrung ihres oder seines Besitzstandes verpflichtet, eine andere Tatigkeit
innerhalb des Aufgabenbereiches des Bistums Trier zu Gbernehmen, die ihrer oder
seiner Vorbildung entspricht.

§8
Besoldung

(1) Die Besoldung der beamtendhnlich beschaftigten Lehrkrafte richtet sich nach den
jeweiligen Landesbesoldungsgesetzen der Lander Rheinland-Pfalz und Saarland fir

* MabBgeblich ist der ortliche Geltungsbereich im Hinblick auf die im Dienstvertrag bezeichnete
Einsatzstelle (Schule) der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters.

" Hierbei handelt es sich um die Lehrkrafte-Arbeitszeitverordnung (LehrArbZVO) des Landes Rheinland-
Pfalz vom 30.Juni 1999 in der jeweils geltenden Fassung sowie fiir den Bereich des Saarlandes um die
Verordnung Uber die Festlegung der Zahl der Unterrichtsstunden der beamteten Lehrer und Lehrerinnen
an offentlichen Schulen (PflichtstundenVO) vom 21.07.1987 in der jeweils geltenden Fassung.
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(@)

(M

(@)

3)

(M)

(@)

vergleichbare, beamtete Lehrkrafte an offentlichen Schulen der beiden
Bundeslander.

Die Besoldungsgruppe der beamtendhnlich beschéaftigten Lehrkraft wird im
Dienstvertrag angegeben.

§9
Dienstunfahigkeit

Im Krankheitsfall richten sich die Anzeige und Nachweispflichten nach § 26 des Teils
| KAVO.

In den Fallen der dauernden Dienstunfahigkeit und der begrenzten Dienstfahigkeit
finden die Vorschriften der 8§ 26, 27 Beamtenstatusgesetz in Verbindung mit den
jeweils maBgeblichen Bestimmungen des Landesbeamtengesetzes Rheinland-Pfalz
bzw. des Saarlandischen Beamtengesetzes Anwendung.

Das Bistum Trier kann das Dienstverhaltnis fir beendet erklaren, wenn dauernde
Dienstunfahigkeit gemaB den entsprechenden Vorschriften fir Landesbeamte in
Rheinland-Pfalz bzw. im Saarland vorliegt.

Fir die Wiederverwendung im Falle einer vorzeitigen Beendigung des
Dienstverhédltnisses wegen Dienstunfahigkeit gelten die entsprechenden
Bestimmungen des Beamtenstatusgesetzes in  Verbindung mit den
Landesbeamtengesetzen flir Rheinland-Pfalz bzw. das Saarland.

§10
Versorgung

'Nach Beendigung des aktiven Beschaftigungsverhaltnisses infolge der Erreichung
der Altersgrenze oder Eintritt der dauernden Dienstunfahigkeit nach MalBgabe der
jeweiligen beamtenrechtlichen Vorschriften des Landes Rheinland-Pfalz bzw. des
Saarlandes leistet der Dienstgeber Versorgungsbeziige nach MaBgabe der
Vorschriften des jeweiligen Landesbeamtenversorgungsgesetzes.
?Versorgungsbeziige im Sinne dieser Bestimmungen sind auch Witwen-, Witwer-
und Waisengeld.

Die ruhegehaltsfahige Dienstzeit wird entsprechend den jeweils glltigen
beamtenrechtlichen Vorschriften festgesetzt.

§11
Unfallfiirsorge

Bei einem Dienstunfall gewahrt das Bistum Trier Unfallfirsorge in entsprechender
Anwendung der fir die Landesbeamten in Rheinland-Pfalz bzw. im Saarland geltenden
Vorschriften. 2Etwaige Leistungen aus der gesetzlichen Unfallfirsorge werden
angerechnet.

§12
Beihilfe
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Der Dienstgeber gewdhrt Unterstitzungen, Beihilfen, Vorschiisse und sonstige
Fursorgeleistungen nach den flir die Beamten des Landes Rheinland-Pfalz geltenden
Bestimmungen, soweit kein Anspruch auf entsprechende gesetzliche Leistungen
besteht.

1)

(@)

(1)

)

(1)

(@)

(3)

§13
Urlaub

Der Urlaub ist in den Schulferien zu nehmen. Wird die Lehrkraft wahrend der
Schulferien durch Unfall oder Krankheit arbeitsunfahig, so hat sie diese unverzuglich
anzuzeigen. 3Die Lehrkraft hat sich nach Ende der Schulferien oder, wenn die
Krankheit langer dauert, nach Wiederherstellung der Arbeitsfahigkeit zur
Arbeitsleistung zur Verfligung zu stellen.

Fir eine Inanspruchnahme der Lehrkraft wahrend der den Urlaub in den Schulferien
Ubersteigenden Zeit gelten die entsprechenden landesrechtlichen Bestimmungen,
die auch fir die angestellten Lehrkrafte der jeweiligen Bundeslander gelten.

§ 14
Dienstbefreiung

Neben dem Anspruch auf Dienstbefreiung nach den fur die beamteten Lehrkrafte
geltenden jeweiligen landesrechtlichen Vorschriften wird Dienstbefreiung gemaf
den Bestimmungen des § 36 Buchstaben a, ¢, d und k des Teils | der KAVO gewahrt.
Fallt in den Fallen der Buchstaben a, c und d der Anlass der Freistellung auf einen
arbeitsfreien Tag, entféllt der Anspruch auf Freistellung.

§15
Beendigung des Beschaftigungsverhiltnisses

Die Lehrkraft kann das Beschaftigungsverhaltnis mit einer Frist von drei Monaten
zum Ende eines Schulhalbjahres (31. Januar beziehungsweise 31. Juli) kiindigen.
Der Dienstgeber ist zur ordentlichen Kiindigung des Vertrages nach MaBgabe der
Vorschriften des Artikels 5 der Grundordnung berechtigt. 2Als Grund fir eine
ordentliche Kiindigung kommt darlber hinaus ein Verhalten in Betracht, das nach
beamtenrechtlichen Regelungen den Verlust der Beamtenrechte zur Folge hat oder
die Entfernung aus dem Dienst rechtfertigt. >Die Kindigungsfrist betréagt einen
Monat zum Monatsende bei einer Beschéaftigungszeit von bis zu einem Jahr. 4Sie
verlangert sich bei einer Beschaftigungszeit von mehr als einem Jahr auch sechs
Wochen, von mindestens finf Jahren auf drei Monate, von mindestens acht Jahren
auf vier Monate, von mindestens zehn Jahren auf fiinf Monate und von mindestens
zwolf Jahren auf sechs Monate zum Schluss eines Kalendervierteljahres.

Das Recht zur auBerordentlichen Kiindigung bleibt unberihrt.
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V.

Regelungen fiir Auszubildende

Begriindung, Inhalt und Beendigung der Ausbildungsverhaltnisse von Auszubildenden
im Geltungsbereich der KAVO richten sich nach den Bestimmungen des Tarifvertrages
fur Auszubildende im 6ffentlichen Dienst (TVOD) in seiner jeweils geltenden Fassung.

VI.

Anlagen zur KAVO

VII. Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

Vorstehende Bestimmungen in den Abschnitten | bis IV treten am 1. Februar 2008 in
Kraft.

Gleichzeitig treten folgende Vorschriften auBer Kraft:

Die ,Kirchliche Arbeits- und Vergutungsordnung (KAVO) fir das Bistum Trier” vom
2. Dezember 1974 (KA 1974 Nr. 270), zuletzt geandert am 24. September 2007 (KA
2007 Nr. 222), nebst Anlagen.

Die ,Verordnung Uber den Schlichtungsausschuss gemal3 § 46 der Kirchlichen
Arbeits- und Verglitungsordnung flr das Bistum Trier” vom 2. Dezember 1974 (KA
1975 Nr. 96) und die ,Verordnung Uber die Zustandigkeit des
Schlichtungsausschusses beim Bischoflichen Generalvikariat” vom 10. April 1975 (KA
1975 Nr. 97).

Die ,Richtlinien Uber die Eingruppierung der hauptamtlich tatigen
Didzesanvorsitzenden des Bundes der Deutschen Katholischen Jugend” vom 28.
Marz 1995 (KA 1995 Nr. 168).

Die ,Richtlinien Uber die Vergltung von Diplom-Psychologen in den
Lebensberatungsstellen des Bistums Trier” vom 24. Juni 1999 (KA 1999 Nr. 140).

Die ,Richtlinien Uber die Eingruppierung der Hausmeister in Bildungshausern,
Konvikten, Hausern der Jugend, Museen und Verwaltungsgebauden des Bistums
Trier” vom 8. November 1995 (KA 1995 Nr. 253), zuletzt geandert am 1. Januar 1996
(KA 1996 Nr. 55).

Die ,Richtlinien des Bistums Trier fur padagogische Mitarbeiter(innen) in der
kirchlichen Jugendarbeit” vom 24. Januar 1994 zuletzt geandert am 15. Marz 1995
(KA 1995 Nr. 82).

Die ,Ordnung zur Eingruppierung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den
Rendanturen des Bistums Trier” vom 10. Dezember 2007 (KA 2008 Nr. 16)

Die ,Vergutungsordnung fiir Regionalkantoren im Bistum Trier” vom 10. Juni 1975.

Die ,Richtlinien Uber die Vergutung von Sozialarbeitern/Sozialpadagogen/Heil-
padagogen (FH-Abschluss) in den Lebensberatungsstellen des Bistums Trier” vom
24. Juni 1999 (KA 1999 Nr. 140).
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e Die ,Richtlinien Uber die Eingruppierung der Verwaltungsangestellten in den
Erziehungs-, Familien- und Lebensberatungsstellen des Bistums Trier” vom 11. Juni
1993.

e Die ,Vergutungsordnung fir Wirtschaftspersonal in Einrichtungen des Bistums
Trier” vom 9. Januar 1986.

e Die ,Richtlinien zur H6hergruppierung von Lehrkraften im Dienst des Bistums Trier
in Bes./Verg. Grp. A 14/Ib” vom 4. Dezember 1990.

e Die ,Verordnung uber Arbeitsbefreiung fir Beschaftigungsverhaltnisse im
Anwendungsbereich von § 52 Absatz 1 des Bundesangestelltentarifvertrages (BAT)"
vom 20. Marz 2000 (KA 2000 Nr. 78).

e Die ,Ordnung Uber Reisekostenvergiitung des Bistums Trier” vom 2. Mai 2005 (KA
2005 Nr. 107).

e Die ,Ordnung Uber die Vergitung von Dienstfahrten fir hauptamtliche Mitarbeiter
des Bistums Trier im pastoralen Dienst” vom 2. Mai 2005 (KA 2005 Nr. 108)

e Die ,Ordnung zur Zahlung einer zusatzlichen Leistung an Gemeindereferentinnen
und Gemeindereferenten im pastoralen Dienst des Bistums Trier” vom 21. Marz
2001 (KA 2001 Nr. 85), in der Fassung vom 15. Juli 2005 (KA 2005 Nr. 149).

e Die Verordnung tber Schutzkleidung und Dienstkleidung fiir die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter im Geltungsbereich der Bistums-KODA-Ordnung im Bistum Trier
vom 26. November 1999 (KA 1999 Nr. 238).

Trier, den 18. Januar 2008

Dr. Reinhard Marx

Bischof von Trier
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Anlage 1

Regelungen fiir kurzfristig beschaftigte Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter
(§ 1 Abs. 2 KAVO)

(KA 2008 Nr. 38; gecindert durch KA 2008 Nr. 228, S. 353)

§1
Geltungsbereich

Diese Bestimmungen gelten fir Arbeitsverhdltnisse geringfligig beschaftigter
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV.

§2
Vergiitung

(1) 'Mit den in § 1 genannten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird eine Vergiitung
unter Anwendung der Stundensatze nach MaBgabe der Anlage A zur Anlage 1 zur
KAVO vereinbart. 2Hiervon abweichend kann im Einvernehmen zwischen den
Vertragspartnern eine geringere Vergitung vereinbart werden. 3Die Vergiitung von
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern nach Satz 1, die die Tatigkeit einer Organistin
bzw. eines Organisten und/oder einer Chorleiterin bzw. eines Chorleiters ausiben,
richtet sich nach der Anlage B.

(2) Sind im Einvernehmen zwischen den Vertragspartnern die pauschalen Steuern
gemaB §40a EStG durch den Dienstgeber abzufiihren, so entspricht die zu
vereinbarende Verglitung dem Nettobetrag, der sich ergibt, wenn die Vergitung
nach Abs. 1 um die vom Dienstgeber abzufiihrenden Steuern gekirzt wird.

Protokollerklarung zu § 2 Absatz 1 Satz 1:
Das Stundenentgelt nach der Anlage A zur Anlage 1 zur KAVO errechnet sich aus der
Stufe 4 der jeweiligen Entgeltgruppe.
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Anlage A zur Anlage 1:

(in der Fassung KA 2017 Nr. 4, S. 11)

gultig vom 01.03.2016 bis 31.01.2017:

Entgeltgruppe Stundenvergiitung in Euro
E15 32,71
E 14 29,03
E13 27,05
E12 26,46
E11 23,89
E10 22,42
E9 20,43
E8 17,54
E7 16,83
E6 16,29
E5 15,65
E4 14,97
E3 14,33
E2 13,12
E1 10,48

giiltig ab 01.02.2017:

Entgeltgruppe Stundenvergiitung in Euro
E 15 33,48
E14 29,71
E13 27,69
E12 27,08
E11 24,45
E10 22,95
E9 20,91
E8 17,95
E7 17,23
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E6 16,67
ES5 16,02
E4 15,32
E3 14,67
E2 13,43
E1 10,73
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Anlage B zur Anlage 1:

(in der Fassung KA 2017 Nr. 28, S. 37)

giiltig ab 1. Februar 2017

Ausbildung |Organistendienst Chorleitun |Chorleitun |Chorprobe
g. g und
Kasualien |Organisten
i dienst
Kasualien ! 1Std. |2 Std.
So./Vor-  |Werktags- |So./Vor- einschl.  leinschl.
abend messen abend Vorbereit [Vorbereit
ung ung
A/B 38,00 22,00 44,00 50,00 44,00 76,00
C 29,00 22,00 33,00 37,00 33,00 58,00
D 26,00 16,00 29,00 33,00 29,00 51,00
Ohne 24,00 14,00 27,00 31,00 27,00 47,00
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Anlage 2 zur KAVO: Musterarbeitsvertriage

I. Arbeitsvertrag fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als
Beschiftigte von Kirchengemeinden und
Kirchengemeindeverbanden

(KA 2008 Nr.38, S. 64ff, gecindert durch KA 2010, Nr. 173. S. 202 und KA 2011 Nr. 501,
S.521)

ARBEITSVERTRAG

Zwischen

der Kath. Kirchengemeinde/dem Kirchengemeindeverband
vertreten durch den Verwaltungsrat/Verbandsausschuss

-Dienstgeber-

und

geb. am , . Zt. wohnhaft in

-Mitarbeiter/in-

wird vorbehaltlich der Genehmigung durch den Bischoflichen Generalvikar folgender
Arbeitsvertrag geschlossen:

§1
(1) Der/Die Mitarbeiter/in wird als O eingestellt O weiterbeschaftigt,
und zwar
3 ab auf unbestimmte Zeit.
O fir die Zeit vom bis *).
Grund der Befristung:
(2) Die Zeit vom bis gilt als Probezeit, wahrend der das

Arbeitsverhaltnis von beiden Vertragsparteien mit einer Frist von zwei Wochen zum
Monatsschluss ohne Angabe von Griinden gekindigt werden kann.

§2
Fur das Arbeitsverhaltnis gilt die ,Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen
kirchlicher Arbeitsverhaltnisse” vom 22. September 1993 (KA 1993 Nr. 200) in der
jeweiligen Fassung.

§3
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Die Kirchliche Arbeits- und Vergitungsordnung (KAVO) fir das Bistum Trier —
einschlieBlich der Anlagen - ist in ihrer jeweiligen Fassung Bestandteil dieses Vertrages,
es sei denn, dass sich aus diesem Vertrag etwas anderes ergibt.

§4
(1) Der/die Mitarbeiter/in wird unbeschadet der Vorschriften in § 8 KAVO in
eingesetzt.
(2) Der Beschaftigungsumfang betragt:
a % eines Vollbeschaftigten, das sind zurzeit Std./Woche *).
O Die durchschnittliche regelmaBige Arbeitszeit betragt wochentlich ___ Stunden *).
§5

(1) Zum Entgelt werden folgende Regelungen vereinbart:

O Der/Die Mitarbeiter/in ist zum Zeitpunkt der Einstellung/ zum Zeitpunkt der
Weiterbeschaftigung gemal Anlage 4a zur KAVO in die Vergltungsgruppe _____,
Fallgruppe ____ eingruppiert *).

(3 Der/Die Mitarbeiter/in ist zum Zeitpunkt der Einstellung/zum Zeitpunkt der
Weiterbeschaftigung gemal Anlage 4c zur KAVO in die Entgeltgruppe ,

Fallgruppe eingruppiert *).

O GemaB § 19 Abs. 3 KAVO betragt das Entgelt z. Zt. monatlich Euro brutto *).
(2) Gemal § 23 Abs. 3 KAVO

O betragt die Jahressonderzahlung Euro *).

O wird auf die Leistung einer Jahressonderzahlung verzichtet *).
(3) Die Abtretung von Entgeltanspriichen ist ausgeschlossen (§ 399 BGB).

§6
Bisherige mundliche oder schriftliche Zusagen und Vereinbarungen verlieren ihre
Glltigkeit. Vertragsanderungen, -erganzungen und Nebenabreden bedirfen der
Schriftform und der Genehmigung durch den Bischéflichen Generalvikar.

§7
Sonstige Vereinbarungen:
, den , den
(Mitarbeiter/in) (Vorsitzender des Verwaltungsrates/
Verbandsausschusses)
L.S
(ggf. gesetzlicher Vertreter) (Mitglied des Verwaltungsrates/
Verbandsausschusses)
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*) Zutreffendes bitte ankreuzen

Prifungsvermerk/Genehmigungsvermerk
Il. Arbeitsvertrag fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als
Beschiftigte des Bistums Trier”

(KA 2008 Nr. 3, S. 64 ff gedndert durch KA 2009 Nr. 137, S. 147 und KA 2011 Nr. 5017,
S. 521)

ARBEITSVERTRAG

Zwischen

dem Bistum Trier, vertreten durch den Bischoflichen Generalvikar,
- Dienstgeber -

und

geb. am , . Zt. wohnhaft in

- Mitarbeiter/in -

wird folgender Arbeitsvertrag geschlossen:

§1
(1) Der/Die Mitarbeiter/in wird als O eingestellt O weiterbeschaftigt,
und zwar
3 ab auf unbestimmte Zeit.
O fur die Zeit vom bis *).
Grund der Befristung:
(2) Die Zeit vom bis gilt als Probezeit, wahrend der das

Arbeitsverhaltnis von beiden Vertragsparteien mit einer Frist von zwei Wochen zum
Monatsschluss ohne Angabe von Griinden gekindigt werden kann.

§2
Fur das Arbeitsverhaltnis gilt die ,Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen
kirchlicher Arbeitsverhaltnisse” vom 22. September 1993 (KA 1993 Nr. 200) in der
jeweiligen Fassung.

§3

* Dieses Muster ist nicht zu verwenden fir Lehrkrafte.
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Fur das Arbeitsverhaltnis gelten die Bestimmungen der Kirchlichen Arbeits- und
Vergltungsordnung (KAVO) fur das Bistum Trier — einschlieBlich der Anlagen - in ihrer
jeweiligen Fassung, es sei denn, dass sich aus diesem Vertrag etwas anderes ergibt.

§4
(1) Der/die Mitarbeiter/in wird unbeschadet der Vorschriften in § 8 KAVO in
eingesetzt.
(2) Der Beschaftigungsumfang betragt:
) % eines Vollbeschaftigten, das sind zurzeit Std./Woche *).
O Die durchschnittliche regelmaBige Arbeitszeit betragt wochentlich _____ Stunden *).
§5

(1) Zum Entgelt werden folgende Regelungen vereinbart:
O Der/Die Mitarbeiter/in ist zum Zeitpunkt der Einstellung/zum Zeitpunkt der

Weiterbeschaftigung gemal Anlage 4b zur KAVO, Teil Ziffer in die
Vergltungsgruppe/Lohngruppe , Fallgruppe eingruppiert *).

O Gemal § 19 Abs. 3 KAVO betragt das Entgelt z. Zt. monatlich Euro brutto *).
(2) GemaB § 23 Abs. 3 KAVO

O betragt die Jahressonderzahlung Euro *).

O wird auf die Leistung einer Jahressonderzahlung verzichtet *).
(3) Die Abtretung von Entgeltanspriichen ist ausgeschlossen (§ 399 BGB).

§6
Bisherige mundliche oder schriftliche Zusagen und Vereinbarungen verlieren ihre
Gultigkeit. Vertragsanderungen, -erganzungen und Nebenabreden bediirfen der
Schriftform.

§7

Sonstige Vereinbarungen:

, den Trier, den

(Mitarbeiter/in) Bischoflicher Generalvikar

*) Zutreffendes bitte ankreuzen.
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Ill. Mustervertrige fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der
Funktion von Lehrkraften

A. Arbeitsvertrag fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als Beschiaftigte des
Bistums Trier in der Funktion von angestellten Lehrkraften*
ARBEITSVERTRAG
Zwischen

dem Bistum Trier, vertreten durch den Bischoflichen Generalvikar,
-Dienstgeber-

und

geb. am , . Zt. wohnhaft in

-Mitarbeiter/in-

wird folgender Arbeitsvertrag geschlossen:

§1
1) Der/Die Mitarbeiter/in wird als O eingestellt O weiterbeschaftigt,
und zwar
3 ab auf unbestimmte Zeit.
O fur die Zeit vom bis **),
Grund der Befristung:
(2) Die Zeit vom bis gilt als Probezeit, wahrend der das

Arbeitsverhaltnis von beiden Vertragsparteien mit einer Frist von zwei Wochen zum
Monatsschluss ohne Angabe von Griinden gektindigt werden kann.

§2

Fur das Arbeitsverhaltnis gilt die ,Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen
kirchlicher Arbeitsverhaltnisse” vom 22. September 1993 (KA 1993 Nr. 200) in der
jeweiligen Fassung.

§3

Fur das Arbeitsverhaltnis gelten die Bestimmungen der Kirchlichen Arbeits- und
Vergutungsordnung (KAVO) fir das Bistum Trier — einschlieBlich der Anlagen —in ihrer
jeweiligen Fassung, es sei denn, dass sich aus diesem Vertrag etwas anderes ergibt.

* Dieses Muster ist nicht zu verwenden fiir beamtendhnlich beschaftigte Lehrkrafte.
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§4
(1) Der/Die Mitarbeiter/in wird unbeschadet der Vorschriften in § 8 KAVO in
eingesetzt.
§5

(1) Der Umfang der Beschaftigung richtet sich nach den fir Lehrkrafte an

vergleichbaren offentlichen Schulen geltenden Bestimmungen.

(2) Die Zahl der regelmaBig zu erteilenden Unterrichtsstunden betragt zurzeit
Stunden in der Woche.

(3) Die Eingruppierung der Mitarbeiterin/des Mitarbeiters richtet sich nach den

Eingruppierungsregelungen der Anlage 4d. Die Lehrkraft ist zum Zeitpunkt der

Einstellung/der Weiterbeschaftigung gemaB Anlage 4d zur KAVO in die Entgeltgruppe
, Abschnitt , Ziffer eingruppiert.

(4) Die Abtretung von Vergutungsanspriichen ist ausgeschlossen (§ 399 BGB).

§6

Als wichtige Griinde fur eine auBerordentliche Kiindigung nach § 626 BGB werden u. a.
folgende Griinde anerkannt:

a. ein Verhalten, das nach beamtenrechtlichen Regelungen einer Anstellung als
Beamter im offentlichen Dienst entgegensteht oder zu einer Entfernung aus dem
offentlichen Dienst fliihren wiirde,

b. schwere VerstoBe gegen die in § 5 des Teil | und § 2 des Teils Ill der KAVO
enthaltenen Pflichten,

c. die Zuriicknahme der staatlichen Unterrichtsgenehmigung durch die zustandige
Schulaufsichtsbehorde,

d. MaBnahmen der Schulaufsichtsbehorde, aufgrund deren der Betrieb der Schule
ganz oder teilweise eingestellt wird.

§7

Bisherige mundliche oder schriftliche Zusagen und Vereinbarungen verlieren ihre
Gultigkeit. Vertragsanderungen, -erganzungen und Nebenabreden bedurfen der
Schriftform.

§8
Sonstige Vereinbarungen:

, den Trier, den

(Mitarbeiter/in) Bischoflicher Generalvikar

**) Zutreffendes bitte ankreuzen.
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B. Dienstvertrag fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als Beschiftigte des
Bistums Trier in der Funktion von beamtendhnlich beschiftigten
Lehrkraften

DIENSTVERTRAG

Zwischen

dem Bistum Trier, vertreten durch den Bischoflichen Generalvikar,
-Dienstgeber-

und

geb. am , . Zt. wohnhaft in

-Mitarbeiter/in-

wird folgender Dienstvertrag geschlossen:

§1
1) Der/Die Mitarbeiter/in wird als O3 eingestellt O weiterbeschaftigt,
und zwar
3 ab auf unbestimmte Zeit.
3 fir die Zeit vom bis *).
Grund der Befristung:
(2) Die Zeit vom bis gilt als Probezeit, wahrend der das

Dienstverhaltnis von beiden Vertragsparteien mit einer Frist von zwei Wochen zum
Monatsschluss ohne Angabe von Griinden gekindigt werden kann.

§2

Fur das Arbeitsverhaltnis gilt die ,Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen
kirchlicher Arbeitsverhaltnisse” vom 22. September 1993 (KA 1993 Nr. 200) in der
jeweiligen Fassung.

§3

Fur das Arbeitsverhaltnis gelten die Bestimmungen der Kirchlichen Arbeits- und
Vergitungsordnung (KAVO) fur das Bistum Trier — einschlieBlich der Anlagen - in ihrer
jeweiligen Fassung, es sei denn, dass sich aus diesem Vertrag etwas anderes ergibt.

§4

Der/Die Mitarbeiter/in wird unbeschadet der Vorschriften in § 8 KAVO in
eingesetzt.

66



Anlage 2 - Musterarbeitsvertriage

§5

Die Zahl der regelmaBig zu erteilenden Unterrichtsstunden betragt zurzeit
Stunden in der Woche.

§6
(1) Der/Die Mitarbeiter/in erhalt bei der Einstellung/Weiterbeschaftigung* Bezlige
nach der Besoldungsgruppe des Landesbesoldungsgesetzes flir

Rheinland-Pfalz/fir das Saarland*.
(2) Bei Teilzeitbeschaftigung reduzieren sich die Bezlige entsprechend dem anteiligen
Beschaftigungsumfang.

(3) Die Abtretung von Vergutungsansprichen ist ausgeschlossen (§ 399 BGB).

§7

Als wichtige Griinde fur eine auBerordentliche Kiindigung nach § 626 BGB werden u. a.
folgende Griinde anerkannt:

a. ein Verhalten, das nach beamtenrechtlichen Regelungen einer Anstellung als
Beamter im 6ffentlichen Dienst entgegensteht oder zu einer Entfernung aus
dem offentlichen Dienst fuhren wirde,

b. schwere VerstoBe gegen die in § 5 des Teil | und § 4 des Teils IV der KAVO
enthaltenen Pflichten,

c. die Zuriicknahme der staatlichen Unterrichtsgenehmigung durch die zustandige
Schulaufsichtsbehorde,

d. MaBnahmen der Schulaufsichtsbehorde, aufgrund deren der Betrieb der Schule
ganz oder teilweise eingestellt wird.

§8

Bisherige mundliche oder schriftliche Zusagen und Vereinbarungen verlieren ihre
Glltigkeit. Vertragsanderungen, -erganzungen und Nebenabreden bedirfen der
Schriftform.

§9
Sonstige Vereinbarungen:

,den Trier, den

(Mitarbeiter/in) Bischoflicher Generalvikar

*) Zutreffendes bitte ankreuzen
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IV. Arbeitsvertrag fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als
Beschiftigte der gemeinniitzigen Tragergesellschaften
katholischer Kindertageseinrichtungen im Raum Koblenz, im
Raum Trier und im Saarland mbH

(KA 2008 Nr. 38, S. 70f gedndert durch KA 2010 Nr. 173, S. 202 und KA 2011 Nr. 501,
S.521)

ARBEITSVERTRAG

Zwischen

der gemeinniitzigen Tragergesellschaft fir kath. Kindertageseinrichtungen im
, vertreten durch die Geschaftsfihrer,
-Dienstgeber-

und

geb. am , z. Zt. wohnhaft in

-Mitarbeiter/in-

wird folgender Arbeitsvertrag geschlossen:

§1
(1) Der/Die Mitarbeiter/in wird als O eingestellt O weiterbeschaftigt,
und zwar
3 ab auf unbestimmte Zeit.
3 flir die Zeit vom bis ).
Grund der Befristung:
(2) Die Zeit vom bis gilt als Probezeit, wahrend der das

Arbeitsverhaltnis von beiden Vertragsparteien mit einer Frist von zwei Wochen zum
Monatsschluss ohne Angabe von Griinden gekiindigt werden kann.

§2
Fur das Arbeitsverhaltnis gilt die ,Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen
kirchlicher Arbeitsverhaltnisse” vom 22. September 1993 (KA 1993 Nr. 200) in der
jeweiligen Fassung.

§3
Die Kirchliche Arbeits- und Vergitungsordnung (KAVO) fir das Bistum Trier —
einschlieBlich der Anlagen - ist in ihrer jeweiligen Fassung Bestandteil dieses Vertrages,
es sei denn, dass sich aus diesem Vertrag etwas anderes ergibt.
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§4
(1) Der/die Mitarbeiter/in wird unbeschadet der Vorschriften in § 8 KAVO in
eingesetzt.
(2) Der Beschaftigungsumfang betragt:
a % eines Vollbeschaftigten, das sind zurzeit Std./Woche *).
3 Die durchschnittliche regelmaBige Arbeitszeit betragt wochentlich ___ Stunden *).
§5

(1) Zum Entgelt werden folgende Regelungen vereinbart:

[ Der/Die Mitarbeiter/in ist zum Zeitpunkt der Einstellung/zum Zeitpunkt der
Weiterbeschaftigung gemal Anlage 4a zur KAVO in die Vergltungsgruppe _____,
Fallgruppe eingruppiert *).

O Der/Die Mitarbeiter/in ist zum Zeitpunkt der Einstellung/zum Zeitpunkt der
Weiterbeschaftigung gemal Anlage 4c zur KAVO in die Entgeltgruppe ,
Fallgruppe eingruppiert *).

O GemaB § 19 Abs. 3 KAVO betragt das Entgelt z. Zt. monatlich Euro brutto *).
(2) Gemal3 § 23 Abs. 3 KAVO
O betragt die Jahressonderzahlung Euro *).

O wird auf die Leistung einer Jahressonderzahlung verzichtet *).
(3) Die Abtretung von Entgeltanspriichen ist ausgeschlossen (§ 399 BGB).

§6
Bisherige mundliche oder schriftliche Zusagen und Vereinbarungen verlieren ihre
Glltigkeit. Vertragsanderungen, -erganzungen und Nebenabreden bediirfen der
Schriftform.

§7
Sonstige Vereinbarungen:
, den , den
(Mitarbeiter/in) Geschaftsfihrer/in

(ggf. gesetzlicher Vertreter)

*) Zutreffendes bitte ankreuzen.
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V. Arbeitsvertrag fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als
Beschiftigte sonstiger kirchlicher Rechtstrager.

(KA 2008 Nr. 228, gedndert durch KA 2009 Nr. 137, S. 147 und KA 2011 Nr. 501, S. 521)

ARBEITSVERTRAG

Zwischen

(Rechtstrager), vertreten durch

-Dienstgeber-
und

geb. am , Z. Zt. wohnhaft in

-Mitarbeiter/in-

wird folgender Arbeitsvertrag geschlossen:

§1
(1) Der/Die Mitarbeiter/in wird als O3 eingestellt O weiterbeschaftigt,
und zwar
3 ab auf unbestimmte Zeit *).
O fur die Zeit vom bis *).
Grund der Befristung:
(2) Die Zeit vom bis gilt als Probezeit, wahrend der das

Arbeitsverhaltnis von beiden Vertragsparteien mit einer Frist von zwei Wochen zum
Monatsschluss ohne Angabe von Griinden gekiindigt werden kann.

§2
Fur das Arbeitsverhaltnis gilt die ,Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen
kirchlicher Arbeitsverhaltnisse” vom 22. September 1993 (KA 1993 Nr. 200) in der
jeweiligen Fassung.

§3
Die Kirchliche Arbeits- und Vergiitungsordnung (KAVO) fir das Bistum Trier -
einschlieBlich der Anlagen - ist in ihrer jeweiligen Fassung Bestandteil dieses Vertrages,
es sei denn, dass sich aus diesem Vertrag etwas anderes ergibt.
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§4
(1) Der/die Mitarbeiter/in wird unbeschadet der Vorschriften in § 8 KAVO in
eingesetzt.
(2) Der Beschaftigungsumfang betragt:
0 % eines Vollbeschaftigten, das sind zurzeit Std./Woche *).
O Die durchschnittliche regelmalige Arbeitszeit betragt wochentlich __ Stunden *
§5
(1) Zum Entgelt werden folgende Regelungen vereinbart:
[ Der/Die Mitarbeiter/in ist zum Zeitpunkt der Einstellung gemaB Anlage zur
KAVO in die Vergltungsgruppe/Lohngruppe , Fallgruppe eingruppiert *).
O Gem. § 19 Abs. 3 KAVO betragt das Entgelt z. Zt. monatlich _____ Euro brutto *).
(2) Gemal § 23 Abs. 3 KAVO
O betragt die Jahressonderzahlung _ _Euro™.

O wird auf die Leistung einer Jahressonderzahlung verzichtet *).
(3) Die Abtretung von Entgeltanspriichen ist ausgeschlossen (§ 399 BGB).

§6
Bisherige mundliche oder schriftliche Zusagen und Vereinbarungen verlieren ihre
Gultigkeit. Vertragsanderungen, -erganzungen und Nebenabreden bedirfen der
Schriftform.

§7
Sonstige Vereinbarungen:

, den , den

(Mitarbeiter/in) Rechtstrager

(ggf. gesetzlicher Vertreter)
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Anlage 3
Regelungen zur Durchfiihrung des Arbeitszeitkontos
nach § 14 Abs. 1 KAVO

(KA 2008 Nr. 38)

§1
Grundsatzliches

Die tagliche Sollarbeitszeit fir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Einrichtung
insgesamt oder flr einzelne Gruppen von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern oder
bestimmte Dienststellen wird entsprechend den betrieblichen/dienstlichen Bedurfnissen
durch den Dienstgeber verbindlich festgelegt.

(M

(@)
(3)

(4)

§2
Arbeitszeitkonto

'Far alle im Geltungsbereich dieser Anlage erfassten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter wird ein Arbeitszeitkonto eingerichtet.
Das Arbeitszeitkonto enthalt die Abweichungen zwischen der taglich geleisteten
Arbeitszeit und der jeweiligen Sollarbeitszeit (§ 1) der Mitarbeiterin oder des
Mitarbeiters.
3Folgende Zeiten sind Gegenstand des jeweiligen personlichen Arbeitszeitkontos:
Uberschreitungen und Unterschreitungen der Sollarbeitszeit gemaB §& 1 auf
Anordnung der oder des Vorgesetzten (insbesondere auch durch einen Dienstplan)
oder auf die Initiative der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters in Absprache mit der
oder dem Vorgesetzten.
Erfasst werden nur volle Viertelstunden.
Die hochstzulassige Zeitschuld betragt 20 Stunden fir Vollzeitbeschaftigte. ?Das
hochstzuldssige Zeitguthaben betragt 80 Stunden flr Vollzeitbeschéftigte. 3Das
hochstzuldssige Zeitguthaben und die hochst zulassigen Zeitschulden fir
Teilzeitbeschaftigte werden entsprechend der mit ihnen vereinbarten Arbeitszeit
reduziert.
Das Arbeitszeitkonto wird mit einer Ampelfunktion versehen, dabei haben die
Ampelphasen folgende Bedeutung:
a. Rot (= Bereich zwischen 15 und 20 Stunden Zeitschuld bzw. 60 und 80 Stunden
Zeitguthaben):
Es besteht eine Verpflichtung zum unverziiglichen Abbau. Ein Buchen von
Zeitguthaben auf ein vereinbartes Langzeitkonto erfolgt auf Antrag der
Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters.
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()

(M)

(@)

(@)

(3)

b. Gelb (= Bereich zwischen 10 und 15 Stunden Zeitschuld bzw. 40 und 60 Stunden
Zeitguthaben):
Es ist ein Gesprach zwischen der oder dem Vorgesetzten und der Mitarbeiterin
oder dem Mitarbeiter zu fiihren mit dem Ziel des Abbaus des Zeitguthabens
bzw. der Zeitschuld in den griinen Bereich hinein.

c. Grin (= Bereich zwischen 0 und 10 Stunden Zeitschuld und zwischen 0 und 40
Stunden Zeitguthaben):
Dieser Bereich steht zur freien Disposition der Mitarbeiterin und des
Mitarbeiters nach MaBgabe der nachfolgenden Bestimmungen.

Vorgesetzte sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter muissen jederzeit Uber den

Stand der Arbeitszeitkonten informiert sein, damit die Zeitsouveranitat in jeder

Ampelphase gewahrleistet ist.

§3
Abbau von Zeitguthaben

Der Zeitausgleich des Arbeitszeitkontos erfolgt unter Berlicksichtigung betrieblicher
Belange.

Die oder der Vorgesetzte hat einen entsprechenden Antrag der Mitarbeiterin oder
des Mitarbeiters auf Freizeitausgleich innerhalb von zwei Arbeitstagen zu
bearbeiten und schriftlich zu genehmigen bzw. die Ablehnung unter Angabe der
Grunde mitzuteilen.

§4
Ankiindigungsfrist

Die Fristen fiir die Ankiindigung eines gewlinschten Freizeitausgleichs ergeben sich
aus der Lange des gewlinschten Zeitausgleichs.

Die Ankundigung des Freizeitausgleichs durch die Mitarbeiterin oder den
Mitarbeiter erfolgt schriftlich, auch bei kurzfristiger Ankiindigung; die Genehmigung
durch den Dienstgeber ebenfalls (dies kann auch per Fax und E-Mail erfolgen).

Die Ankiindigungsfrist betragt bei

1 bis 5 Tagen Ausgleich: drei Arbeitstage und
ab einer Woche Ausgleich: zwei Wochen.
§5

Folgen des Widerrufs eines genehmigten Freizeitausgleichs
durch den Dienstgeber

Sollte der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter und deren oder dessen
Familienangehdrigen durch den Widerruf eines bereits genehmigten Freizeitausgleichs
aus triftigem Grund durch den Dienstgeber Auslagen entstehen (z.B. bei gebuchter
Urlaubsreise), werden diese durch den Dienstgeber ersetzt.
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§6
Vorzeitiger Ausgleich des Arbeitszeitkontos

(1) Vor Beendigung des Arbeitsverhaltnisses, vor Eintritt in eine Freistellungsphase im
Rahmen eines Altersteilzeitverhaltnisses, vor Inanspruchnahme von Elternzeit nach
dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz oder vor Antritt eines Sonderurlaubs
nach § 35 KAVO ist das Arbeitszeitkonto auszugleichen.

(2) Zeitguthaben, das nicht in Freizeit ausgeglichen werden kann, ist in entsprechender
Anwendung des § 24 zu verguten.

(3) 'Zeitschulden, die auf Initiative der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters in Absprache
mit der oder dem Vorgesetzten angefallen sind und die von der Mitarbeiterin oder
vom Mitarbeiter nicht ausgeglichen werden kdnnen, sind bei der Vergutung als
nicht erbrachte Arbeitszeit zu beriicksichtigen. 2lm Ubrigen wird das
Arbeitszeitkonto auf Null saldiert.

§7
Zeiterfassung und Fiihrung des Arbeitszeitkontos

(1) "Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind zur Selbsterfassung der Arbeitszeit
verpflichtet. 2Die regelmiaBige Kontrolle erfolgt durch den unmittelbaren
Vorgesetzten.

(2) 'Die Fuhrung des Arbeitszeitkontos erfolgt anhand des in der Anlage zu dieser
Ordnung abgebildeten Formulars. 2Abweichungen von der Sollarbeitszeit sind nach
den Bestimmungen dieser Ordnung unverziiglich dem unmittelbaren Vorgesetzten
anzuzeigen und im Formular nach Satz 1 entsprechend zu erfassen.

§8
Beachtung der Arbeitszeitbestimmungen
Neben den Regelungen dieser Anlage sind im Ubrigen die sonstigen
Arbeitszeitbestimmungen der KAVO und die gesetzlichen Regelungen zur Arbeitszeit zu

beachten, d.h. insbesondere die Vorgaben des Arbeitszeitgesetzes und die
Arbeitsschutzbestimmungen im Jugendarbeitsschutz- und Mutterschutzgesetz.
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ARBEITSZEITKONTO N.N.

Datum

Plus

Zeitzu-
schlag

Minus

Gesamt

Kenntnisn
ahme

Bemerkung
en
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Anlage 4a

Allgemeine Vergiitungsordnung/ Tatigkeitsmerkmale fiir
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kirchengemeinden,
Kirchengemeindeverbinde und KiTa gGmbHs mit Ausnahme der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Erziehungsdienst

(KA 2008 Nr. 38, gedindert durch KA 2008 Nr. 108; KA 2009 Nr. 137, KA 2010 Nr. 173;
KA 2070 Nr. 213 und KA 2011 Nr. 52)

A. Tatigkeitsmerkmale

K X

1. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in hauswirtschaftlicher Tatigkeit, fir die spezielle

Fachkenntnisse erforderlich sind;

2. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Hausmeister/Hauswart, soweit

nicht in der Vergutungsgruppe K IX oder K VIII eingruppiert.

3. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Reinigungskraft im

Innenbereich.

KIX

1. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Kulster/Hausmeister mit

Kusterprifung bei Uberwiegender Tatigkeit als Hausmeister;

2. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit entsprechenden handwerklichen Fahigkeiten,
jedoch ohne abgeschlossene entsprechende handwerkliche Berufs- oder

Fachausbildung in der Tatigkeit als Hausmeister,
3. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit kirchenmusikalischen Aufgaben;
4. Hauswirtschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in selbstandiger Tatigkeit;
5. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Kiister ohne Kisterprifung.

K VIl
1. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Kiister mit Kusterprifung;

2. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit entsprechender abgeschlossener

handwerklicher Berufs- oder Fachausbildung in der Tatigkeit als Hausmeister;

2a. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit entsprechenden handwerklichen Fahigkeiten,

jedoch ohne abgeschlossene entsprechende handwerkliche Berufs- oder
Fachausbildung in der Tatigkeit als Hausmeister nach vierjahriger Tatigkeit in der
Vergltungsgruppe K IX Fallgruppe 2;

3. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Kuster/Hausmeister mit

Kusterprifung bei Gberwiegender Tatigkeit als Kuster;

4. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Kuster-Organisten und
Chorleiter mit Kusterpriifung und kirchenmusikalischem Eignungsnachweis oder D-

Prifung;
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5.

10.

2a.

5a.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Organisten und Chorleiter,
Organisten, Chorleiter mit kirchenmusikalischem Eignungsnachweis oder D-
Prifung;

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Kuster/Pfarramtshelfer mit
Kusterprifung ohne abgeschlossene biirokaufmannische Ausbildung;
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Verwaltungsdienst von Sozialstationen
wahrend der ersten sechs Monate in dieser Tatigkeit,

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit kirchenmusikalischen Aufgaben nach
vierjahriger Tatigkeit in der Vergutungsgruppe K IX Fallgruppe 3;
Hauswirtschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit abgeschlossener
Fachausbildung in selbststandiger Tatigkeit;

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Kuster/Hausmeister mit
Kusterprifung bei Uberwiegender Tatigkeit als Hausmeister nach vierjahriger
Tatigkeit in Vergltungsgruppe K IX, Fallgruppe 1 (Anm. 8).

K VIl

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Kuster-Organisten und
Chorleiter mit Kusterprifung und C-Examen;

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Organisten und Chorleiter,
Organisten, Chorleiter mit C-Examen;

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Kuster-Organisten und
Chorleiter mit Kusterprifung und kirchenmusikalischem Eignungsnachweis oder
D-Prifung nach vierjahriger Tatigkeit in der Verglitungsgruppe K VIII Fallgruppe 4;
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Organisten und Chorleiter,
Organisten, Chorleiter mit kirchenmusikalischem Eignungsnachweis oder D-Priifung
nach vierjahriger Tatigkeit in der Vergltungsgruppe K VIII Fallgruppe 5;
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Kuster/Pfarramtshelfer mit
Kusterprifung und abgeschlossener birokaufmannischer Ausbildung;
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Kiister mit Kiisterpriifung nach
vierjahriger Tatigkeit in der Vergltungsgruppe K VIII Fallgruppe 1;
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Kuister/Hausmeister mit
Kusterprifung bei Gberwiegender Tatigkeit als Klster nach vierjahriger Tatigkeit in
der Vergltungsgruppe K VIII Fallgruppe 3;

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Kister mit Kisterprifung,
deren Tatigkeit in Kirchen, die unter Denkmalschutz stehen und die mit
entsprechender reichhaltiger Innenausstattung versehen sind*, gréBere Kenntnisse
und héhere Verantwortung erfordert ;

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Kister mit Kusterprifung,
denen organisierte Fihrungen mit sachkundigem Vortrag obliegen in Kirchen von
kunsthistorischer Bedeutung (Architektur und/oder Ausstattung) und wenn diese
Fihrungen regelmaBig und haufig stattfinden;

(gestrichen)

* Ob die geforderte Voraussetzung im Einzelfall erfillt ist, entscheidet das Amt fiir Kirchliche
Denkmalpflege des Bistums Trier
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9.

10.

11.

12.

3.
4.
5

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Hausmeister der
Vergltungsgruppe K VIII Fallgruppen 2 und 2a nach sechsjahriger Bewahrung in
einer Tatigkeit der jeweiligen Fallgruppe;

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Verwaltungsdienst von Sozialstationen nach
sechsmonatiger Tatigkeit;

Pfarrsekretarinnen und Pfarrsekretare mit grindlichen und vielseitigen
Fachkenntnissen (Anm. 2a.);

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Verwaltungsdienst einer KiTa gGmbH mit
grundlichen und vielseitigen Fachkenntnissen.

KVIib

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Kister-Organisten und
Chorleiter mit Kusterprifung und C-Examen nach einjahriger Tatigkeit in der
Vergltungsgruppe K VIl Fallgruppe 1;

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Organisten und Chorleiter,
Organisten, Chorleiter mit C-Examen nach einjdhriger Tatigkeit in der
Vergltungsgruppe K VII Fallgruppe 2;

(gestrichen)

(gestrichen)

(gestrichen)

5a. (gestrichen)

6.
7.

8a.

2a.

(gestrichen)

Dorfhelferinnen und Dorfhelfer mit staatlicher Anerkennung und entsprechender
Tatigkeit;

Familienpflegerinnen und Familienpfleger mit staatlicher Anerkennung und
entsprechender Tatigkeit;

Pfarrsekretarinnen und Pfarrsekretdre mit griindlichen und vielseitigen
Fachkenntnissen nach sechsjahriger Bewahrung in Vergitungsgruppe K VII,
Fallgruppe 11 (Anm. 2a);

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Verwaltungsdienst einer KiTa gGmbH mit
grundlichen und vielseitigen Fachkenntnissen nach sechsjahriger Bewahrung in der
Vergutungsgruppe K VIl Fallgruppe 12.

KVc

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Kister-Organisten und
Chorleiter mit Kusterprifung, C-Examen und Zusatzqualifikation oder mit
Kusterprifung und B-Examen (Anm. 5);

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Organisten und Chorleiter,
Organisten, Chorleiter mit C-Examen und Zusatzqualifikation oder mit B-Examen
(Anm. VII, 5);

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Kister-Organisten und
Chorleiter mit Kusterprifung und C-Examen nach flinfjahriger Bewahrung in der
Vergltungsgruppe K VI b Fallgruppe 1;
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2b. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Organisten und Chorleiter,

>

N o wuw

o N o w;

Organisten, Chorleiter mit C-Examen nach fiinfjahriger Bewahrung in der
Vergltungsgruppe K VI b Fallgruppe 2;

(gestrichen)

(gestrichen)

. (gestrichen)

(gestrichen)

(gestrichen)

Dorfhelferinnen und Dorfhelfer mit staatlicher Anerkennung und entsprechender
Tatigkeit nach siebenjahriger Bewahrung in der Vergitungsgruppe K VIb Fallgruppe
8;

Familienpflegerinnen und Familienpfleger mit staatlicher Anerkennung und
entsprechender Tatigkeit nach siebenjahriger Bewahrung in der Vergltungsgruppe
K Vlb Fallgruppe 8a;

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Sachbearbeiterin oder
Sachbearbeiter in der Finanzbuchhaltung und/oder Personalverwaltung einer KiTa
gGmbH, deren Tatigkeit grundliche und vielseitige Fachkenntnisse und
selbststandige Leistungen erfordert.

KVb

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Kuster-Organisten und
Chorleiter mit Kusterprifung, B-Examen und Zusatzqualifikation oder mit
Kusterprifung und A-Examen; (Anm. 6)

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Organisten und Chorleiter,
Organisten, Chorleiter mit B-Examen und Zusatzqualifikation oder mit A-Examen;
(Anm. VII, 6);

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Kister, Organisten und
Chorleiter mit Kusterprifung, C-Examen und mit Zusatzqualifikation oder mit
Kusterprifung und B-Examen nach einjahriger Tatigkeit in der Vergitungsgruppe K
Vc Fallgruppe 1; (Anm. 5);

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Organisten und Chorleiter,
Organisten, Chorleiter mit C-Examen und Zusatzqualifikation oder mit B-Examen
nach einjahriger Tatigkeit in der Vergltungsgruppe K Vc Fallgruppe 2 (Anm. 5);
(gestrichen)

(gestrichen)

(gestrichen)

Diplom-Sozialarbeiterin  oder Diplom-Sozialarbeiter ~oder  Diplom-Sozial-
padagoginnen oder Diplom-Sozialpadagogen mit staatlicher Anerkennung und
entsprechender Tatigkeit;

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Sachbearbeiterin oder
Sachbearbeiter in der Finanzbuchhaltung und/oder Personalverwaltung einer KiTa
gGmbH, deren Tatigkeit grindliche und vielseitige Fachkenntnisse und
selbststandige Leistungen erfordert, nach vierjdhriger Bewahrung in der
Vergltungsgruppe K V¢, Fallgruppe 9.
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KIVb

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Kuster-Organisten und
Chorleiter mit Kusterprifung, B-Examen und Zusatzqualifikation oder mit
Kusterprifung und A-Examen nach einjahriger Tatigkeit in der Vergitungsgruppe K
Vb Fallgruppe 1; (Anm. 6);

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Organisten und Chorleiter,
Organisten, Chorleiter mit B-Examen und Zusatzqualifikation oder mit A-Examen nach
einjahriger Tatigkeit in der Vergitungsgruppe K Vb Fallgruppe 2; (Anm. VIl); (Anm.
6);

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Kuster-Organisten und
Chorleiter mit Kusterprifung, C-Examen und mit Zusatzqualifikation oder mit
Kusterprifung und B-Examen nach funfjahriger Bewahrung in der
Vergltungsgruppe K Vb Fallgruppe 3; (Anm. 5);

3a. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Organisten und Chorleiter,

=000~ U

11.

No v kW

Organisten, Chorleiter mit C-Examen und Zusatzqualifikation oder mit B-Examen
nach flnfjahriger Bewahrung in der Vergltungsgruppe K Vb Fallgruppe 4; (Anm.
5);

(gestrichen)
(gestrichen)
(gestrichen)
(gestrichen)
(gestrichen)
(gestrichen)

Diplom-Sozialarbeiterinnen und Diplom-Sozialarbeiter oder Diplom-Sozial-
padagoginnen und Diplom-Sozialpadagogen mit staatlicher Anerkennung und
entsprechender Tatigkeit nach zweijahriger Bewahrung in der Vergttungsgruppe K
Vb Fallgruppe 8; (Anm. IV);

Diplom-Sozialarbeiterinnen und Diplom-Sozialarbeiter oder Diplom-Sozial-
padagoginnen und Diplom-Sozialpadagogen mit staatlicher Anerkennung in der
Tatigkeit als Leiterin oder Leiter eines Hauses der offenen Tur; (Anm. Ill).

KIVa

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Kister-Organisten und
Chorleiter mit Kusterprifung, B-Examen und Zusatzqualifikation oder mit
Kusterprifung und A-Examen nach finfjahriger Bewahrung in Vergttungsgruppe K
IVb Fallgruppe 1; (Anm. 6);

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Organisten und Chorleiter,
Organisten, Chorleiter mit B-Examen und mit Zusatzqualifikation oder mit A-
Examen nach finfjahriger Bewahrung in Vergitungsgruppe K IVb Fallgruppe 2;
(Anm. VII) (Anm. 6);

(gestrichen)

(gestrichen)

(gestrichen)

(gestrichen)

(gestrichen)
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8.

10.

VI.
VII.

VIII.

Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter in der Tatigkeit als Assistentin oder Assistent der
Geschaftsfihrung einer KiTa gGmbH.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tatigkeit als Teamleiterin oder Teamleiter
in der Finanzbuchhaltung oder Personalverwaltung einer KiTa gGmbH.
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als Leiterin oder Leiter der Personalverwaltung
oder Finanzbuchhaltung in einer KiTa gGmbH.

Kl

(gestrichen)

(gestrichen)

Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter in der Tatigkeit als Assistentin oder Assistent der
Geschaftsflihrung einer KiTa gGmbH nach vierjahriger Bewdhrung in der
Vergutungsgruppe IVa Fallgruppe 8.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als Leiterin oder Leiter der Personalverwaltung
oder Finanzbuchhaltung in einer KiTa gGmbH nach vierjahriger Bewahrung in
Vergltungsgruppe K IVa Fallgruppe 10.

B. Anmerkungen zu den Tatigkeitsmerkmalen der Anlage 4a

(gestrichen)

(gestrichen)

Diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten nach vierjahriger Bewahrung in
dieser Fallgruppe eine monatliche Vergitungsgruppenzulage in Hohe von 6 v.H. der
Grundvergutung der Stufe 4 der Vergitungsgruppe K IVb. Bei der Berechnung sich
ergebende Bruchteile eines Cent unter 0,5 sind abzurunden, Bruchteile von 0,5 und
mehr sind aufzurunden. Die Verglitungsgruppenzulage gilt bei der Bemessung des
Sterbegeldes (§ 28 Abs. 4 KAVO) und des Ubergangsgeldes (§8 44 ff

KAVO) als Bestandteil des Entgeltes.

Diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten nach sechsjahriger Tatigkeit in
dieser Fallgruppe eine monatliche Vergutungsgruppenzulage von 5 v.H. der
Grundvergutung der Stufe 4 der Vergutungsgruppe K IV b. Bei der Berechnung sich
ergebende Bruchteile eines Cent unter 0,5 sind abzurunden, Bruchteile von 0,5 und
mehr sind aufzurunden. Die Verglitungsgruppenzulage gilt bei der Bemessung des
Sterbegeldes (§ 28 Abs. 4 KAVO) und des Ubergangsgeldes (8§ 44 ff

KAVO) als Bestandteil des Entgeltes.

(gestrichen)

(gestrichen)

Diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten fir die Tatigkeit als
Dekanatskantorinnen und Dekanatskantoren eine monatliche Zulage in Héhe von
100 Euro. Diese Zulage gilt bei der Bemessung des Sterbegeldes (§ 28 Abs. 4 KAVO)
und des Ubergangsgeldes (8§ 44 ff. KAVO) als Bestandteil des Entgeltes.

Sind einer Stelle Aufgaben zugeordnet, die in der vorgesehenen Kombination in den
Tatigkeitsmerkmalen der Vergltungsgruppen nicht genannt sind, so ist
einzelvertraglich eine entsprechende Vergutungsgruppe zu vereinbaren.
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1) (gestrichen)
2) (gestrichen)
2a) Die Pfarrsekretarin oder der Pfarrsekretar muss die griindlichen und vielseitigen
Fachkenntnisse entweder durch
e eine abgeschlossene burokaufmannische Ausbildung oder
e Abschluss der Berufsfachschule fiir Wirtschaft und mindestens dreijahrige
Tatigkeit in einem vergleichbaren Aufgabengebiet oder
e langjahrige berufliche Tatigkeit in einem vergleichbaren Aufgabengebiet
erworben haben.
2b) (gestrichen)
3) (gestrichen)
4) (gestrichen)
5) Zusatzqualifikation im Sinne dieses Tatigkeitsmerkmales ist:
e die Konzertreifepriifung oder
e die Qualifikation als Orchestermusiker oder
e die Qualifikation fir Schulmusik in der Sekundarstufe oder
e die Qualifikation als Musikerzieherin oder Musikerzieher
und jeweils ein Musikstudium von insgesamt 8 Semestern.
6) Zusatzqualifikation im Sinne dieses Tatigkeitsmerkmales ist:
e das Konzertdiplom fiir Orgel und Chorleitung oder
e das Konzertdiplom fir Orgel und Kapellmeisterexamen oder
die Qualifikation fir Schulmusik in der Sekundarstufe Il oder
die Qualifikation als Musikerzieher oder Musikerzieherin mit Haupt- oder
Nebenfach Orgel
und jeweils ein Musikstudium von insgesamt 12 Semestern.

7) (gestrichen)

8) Zeiten, die vor dem 1.8.2005 in dieser Tatigkeit abgeleistet wurden, werden im
Umfang von bis zu zwei Jahren als Bewahrungszeiten anerkannt.
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Anlage 4b

Allgemeine Vergiitungsordnung/Tatigkeitsmerkmale fiir
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Bistums und der
sonstigen kirchlichen Rechtstrager gemaB § 1 Absatz 1 KAVO

(KA 2008 Nr. 38, gedndert durch KA 2008 Nr. 113; KA 2008 Nr. 206, KA 2008 Nr. 228,
KA 2009 Nr. 69, KA 2009 Nr. 149, KA 2010 Nr. 67, KA 2010 Nr. 213, KA 2012 Nr. 91, KA
2013 Nr. 48, KA 2014 Nr. 90 und KA 2016 Nr. 188)

Die flr die Eingruppierung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Bistums Trier und
der sonstigen kirchlichen Rechtstrager gemaB & 1 Absatz 1 KAVO malBgeblichen
Tatigkeitsmerkmale ergeben sich aus den nachfolgenden Regelungen.

Teil I Allgemeine Tatigkeitsmerkmale

Soweit in Teil 1l keine speziellen Regelungen enthalten sind, gelten fir die
Eingruppierung in die jeweiligen Vergutungsgruppen die Bestimmungen der
Allgemeinen Vergutungsordnung der Anlage 1a zum BAT (TdL) in der Fassung bis zum
31. Oktober 2006 bzw. fur die Eingruppierung in die jeweiligen Lohngruppen das
Lohngruppenverzeichnis der Lander zum Mtarb (TV Lohngruppen Tdl) in der Fassung
bis zum 31. Oktober 2006.

Teil Il Berufsgruppenspezifische Tatigkeitsmerkmale
1. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Lebensberatungsstellen des Bistums

1.1 Vergiitungsgruppe Vib BAT (Tarif Bund/TdL)
Verwaltungsangestellte in den Lebensberatungsstellen

1.2 Vergiitungsgruppe IV b BAT (Tarif Bund/TdL)

Sozialarbeiter/ Sozialpadagogen/ Heilpadagogen (FH-Abschluss) nach Ableistung des
Berufspraktikums.

1.3. Vergiitungsgruppe IV a BAT (Tarif Bund/TdL)

Sozialarbeiter/ Sozialpadagogen/ Heilpadagogen (FH-Abschluss) nach flinfjahriger
Tatigkeit in der Vergutungsgruppe IV b.
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1.4 Vergiitungsgruppe lll BAT (Tarif Bund/TdL)

Sozialarbeiter/ Sozialpddagogen/ Heilpadagogen (FH-Abschluss) nach filnfjahriger
Bewahrung in der Vergutungsgruppe IV a oder in einem ahnlichen Tatigkeitsbereich mit
gleicher oder hoherer Bewertung.

1.5 Vergiitungsgruppe Il a BAT (Tarif Bund/TdL)
Diplom-Psychologen im Beratungsdienst.

1.6 Vergiitungsgruppe | b BAT (Tarif Bund/TdL)

a) Diplom-Psychologen im Beratungsdienst mit dem Nachweis einer erfolgreich
abgeschlossenen und vom Dienstgeber anerkannten Zusatzausbildung im
Tatigkeitsbereich der Lebensberatungsstelle nach 11-jahriger Bewahrung in der
Vergutungsgruppe Il a.

b) Diplom-Psychologen im Beratungsdienst nach 15-jahriger Bewdhrung in der
Vergutungsgruppe Il a.

1.7 Zulage

Diplom-Psychologen mit dem Nachweis einer erfolgreich abgeschlossenen und vom
Dienstgeber  anerkannten Zusatzausbildung im Tatigkeitsbereich der
Lebensberatungsstelle und Sozialarbeiter/Sozialpadagogen/Heilpadagogen  (FH-
Abschluss), denen jeweils die Leitung einer Lebensberatungsstelle Ubertragen ist,
erhalten als Zulage den Unterschiedsbetrag zwischen den Endstufen aus den
Vergutungsgruppen Il und Il a BAT (Tarif Bund/TdL).

Protokollerklarung zu Ziffer 1.7:
Die Zulage betragt ab 1. Januar 2009 354,32 Euro.

2. Hausmeister in Verwaltungsgebauden des Bistums Trier und Schulhausmeister

2.1 Vergiitungsgruppe VIII BAT (Tarif Bund/TdL)
Schulhausmeister in Schulen des Bistums Trier mit mindestens 20 Unterrichtsraumen.

2.2 Vergiitungsgruppe VII BAT (Tarif Bund/TdL)
a. Hausmeister in Verwaltungsgebauden des Bistums Trier

b. Schulhausmeister in Schulen mit mindestens 38 Unterrichtsraumen.
(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)

2.3 Vergiitungsgruppe Vib BAT (Tarif Bund/TdL)

Hausmeister nach Ziffer 2.2 Buchstabe a nach sechsjahriger Bewahrung in der
Vergutungsgruppe VII BAT.
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2.4 Zulagen

a. Hausmeister nach der Ziffer 2.3 erhalten nach neunjahriger Tatigkeit eine monatliche
Zulage nach Buchstabe ¢, wenn mindestens drei der nachfolgend aufgeflihrten
Kriterien vorliegen:

e besondere GréRe der Gebaude
e besondere Aufgaben

hoher Standard oder Vielseitigkeit der Technik

e Besonderheit der AuBBenanlagen (z. B. flir Sport- oder Freizeitzwecke),

sofern sie die entsprechenden Tatigkeiten wahrnehmen.

b. Der Hausmeister des Bischoflichen Dom- und Didzesanmuseums erhéalt eine
monatliche Zulage nach Buchstabe c.

c. Die monatliche Zulage gemaB Buchstabe a und b betragt 90 Euro®. Diese Zulage
nimmt an den von der KODA fiir diese Berufsgruppe beschlossenen allgemeinen
Entgeltanderungen teil.

Protokollnotiz Nr. 1:

Unterrichtsraume sind Klassenrdaume, Fachraume, Turnhallen, Gymnastikraume,

Therapieraume, Testraume und die Aula. Als Unterrichtsraume gelten auch

Lehrschwimmbecken.

3. Padagogische Referentinnen und Referenten in den Fachstellen und
FachstellenPlus fiir Kinder- und Jugendpastoral

3.1 Vergiitungsgruppe lll BAT (Tarif Bund/TdL)

Padagogische Referentinnen und Referenten in den Fachstellen und FachstellenPlus fur
Kinder- und Jugendpastoral.

3.2 Vergiitungsgruppe lla BAT (Tarif Bund/TdL)

Padagogische Referentinnen und Referenten nach Ziffer 3.1 nach funfjahriger
Bewahrung in der Vergltungsgruppe .

Protokollnotiz zu Ziffer 3:

Die Eingruppierung der padagogischen Referentinnen und Referenten, die am 1. Januar
2008 in einer hoheren Vergltungsgruppe als nach den Ziffern 3.1 und 3.2 eingruppiert
waren, bleibt gewahrt.

4. Leiterinnen und Leiter sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Hausern der
offenen Tiir und in Schiilerzentren

4.1 Vergiitungsgruppe IVb BAT (Tarif Bund/TdL)

Sozialarbeiter/Sozialpadagogen mit staatlicher Anerkennung und entsprechender
Tatigkeit sowie sonstige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die auf Grund gleichwertiger
Fahigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tatigkeiten austiben, mit schwierigen
Tatigkeiten.

" Stand Mai 2012 (KA 2012 Nr. 91)
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4.2 \Vergiitungsgruppe IVa BAT (Tarif Bund/TdL)
Leiterinnen und Leiter in Hausern der offenen Tir und in Schilerzentren.

4.3 Vergiitungsgruppe Il BAT (Tarif Bund/TdL)

Leiterinnen und Leiter in Hausern der offenen Tir und in Schilerzentren nach
vierjahriger Bewahrung in der Vergltungsgruppe IVa BAT (Ziffer 4.2)

4.4 Zulagen

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nach der Ziffer 4.1 eingruppiert sind, erhalten nach
vierjahriger ~ Bewahrung in  dieser  Vergitungsgruppe eine  monatliche
Vergltungsgruppenzulage in Hohe von 7,5% der Anfangsgrundvergiitung der
Vergutungsgruppe IV b BAT. Bei der Berechnung sich ergebende Bruchteile eines Cents
unter 0,5 sind abzurunden, Bruchteile von 0,5 und mehr sind aufzurunden. Die
Vergltungsgruppenzulage gilt bei der Bemessung des Sterbegeldes (§ 28 Abs. 4 KAVO)
und des Ubergangsgeldes (§ 44 ff. KAVO) als Bestandteil der Grundvergitung.

5. Padagogische Referentinnen und Referenten im BDKJ und seinen
Mitgliedsverbanden

5.1 Vergiitungsgruppe IVa BAT (Tarif Bund/TdL)

Padagogische Referentinnen und Referenten im BDKJ und seinen Mitgliedsverbanden.

5.2 Vergiitungsgruppe Il BAT (Tarif Bund/TdL)

Padagogische Referentinnen und Referenten im BDKJ und seinen Mitgliedsverbanden
nach vierjahriger Bewahrung in der Vergutungsgruppe 1Va (Ziffer 5.1)

6. Diozesanvorsitzende des Bundes der Deutschen Katholischen Jugend

6.1 Vergiitungsgruppe lll BAT (Tarif Bund/TdL)

Didzesanvorsitzende des Bundes der Deutschen Katholischen Jugend wahrend der
ersten Wahlperiode.

6.2 Vergiitungsgruppe lla BAT (Tarif Bund/TdL)

Didzesanvorsitzende des Bundes der Deutschen Katholischen Jugend wahrend weiterer
Amtsperioden.

6.3 Sonderregelungen

Wenn eine gewahlte Person zum Zeitpunkt der ersten Wahl bereits einen sozialen
Besitzstand erreicht hat, der durch die in Ziffer 6.1 vorgesehene Eingruppierung nicht
gesichert werden kann, kdnnen abweichende Vereinbarungen getroffen werden.
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7. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Rendanturen des Bistums Trier

7.1 Vergiitungsgruppe IX b BAT (Tarif Bund/TdL)
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit einfacheren Arbeiten

7.2 Vergiitungsgruppe VIl BAT (Tarif Bund/TdL)
Verwaltungsangestellte ohne Sachbearbeiterfunktion

7.3 Vergiitungsgruppe Vib BAT (Tarif Bund/TdL)

Verwaltungsangestellte nach Ziffer 7.1 nach sechsjahriger Bewahrung in der
Vergutungsgruppe VII BAT *

7.4 Vergiitungsgruppe Vc BAT (Tarif Bund/TdL)

a. Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter im Bereich Personal.
b. Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter im Bereich Liegenschaften und Bau.
c. Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter im Bereich Buchhaltung *

7.5 Vergiitungsgruppe Vb BAT (Tarif Bund/TdL)

a. Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter im Bereich Personal nach dreijahriger
Bewahrung in der Vergltungsgruppe Vc.

b. Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter im Bereich Liegenschaften und Bau nach
dreijahriger Bewahrung in der Vergitungsgruppe Vc.

7.6 Vergiitungsgruppe IVa BAT (Tarif Bund/TdL)
Rendantinnen und Rendanten.

7.7 Vergiitungsgruppe lll BAT (Tarif Bund/TdL)

a. Rendantinnen und Rendanten nach vierjahriger Bewahrung in der Vergltungsgruppe
IVa.
b. Leiterinnen und Leiter.

7.8 Vergiitungsgruppe lla BAT (Tarif Bund/TdL)
Leiterinnen und Leiter nach fiinfjahriger Bewahrung in der Vergltungsgruppe Il
Protokollerkldarung zu Ziffer 7.7 Buchstabe b und Ziffer 7.8:

Die Eingruppierung erfolgt riickwirkend zu dem Zeitpunkt, zu dem die malgebliche
Tatigkeit bereits ausgelbt wurde.

* Bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die zum Zeitpunkt der Inkraftsetzung dieser Ordnung bereits
tatig sind, wird ein vierjahriger Bewahrungsaufstieg zugrunde gelegt.

" Bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die zum Zeitpunkt der Inkraftsetzung dieser Ordnung bereits
tatig sind, wird ein dreijahriger Bewdhrungsaufstieg in die Vergiitungsgruppe Vb zugrunde gelegt.
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8. Regionalkantoren im Bistum Trier

8.1 Vergiitungsgruppe lll BAT (Tarif Bund/TdL)
Regionalkantoren mit entsprechender Tatigkeit.

8.2 Vergiitungsgruppe lla BAT (Tarif Bund/TdL)
Regionalkantoren nach dreijahriger Bewahrung in Vergutungsgruppe lll.

9. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Wirtschafts- und Kiichendienst

9.1 Entgeltgruppe 2
Beschaftigte im Wirtschaftsdienst mit einfachen Tatigkeiten. (Hierzu Protokollnotiz
Nr. 1)

9.2 Entgeltgruppe 3

Beschaftigte im Wirtschaftsdienst mit Tatigkeiten, fiir die eine eingehende Einarbeitung
bzw. eine fachliche Anlernung erforderlich ist, die Uber eine Einarbeitung im Sinne der
Entgeltgruppe 2 hinausgeht.

9.3 Entgeltgruppe 4
Wirtschafterinnen (Hauswirtschafterinnen) mit entsprechender Tatigkeit, soweit nicht
anderweitig eingruppiert. (Hierzu Protokollnotiz Nr. 2)

9.4 Entgeltgruppe 5

a. Wirtschafterinnen als durch ausdriickliche Anordnung bestellte standige
Vertreterinnen von Hauswirtschaftsleiterinnen. (Hierzu Protokollnotiz Nr. 2)
b. Kéchinnen und Koche

9.5 Entgeltgruppe 6

a. Hauswirtschaftsleiterinnen mit entsprechender Tatigkeit. (Hierzu Protokollnotizen
Nrn. 3 und 4)
b. Kiichenmeister als Leiter von Kiichen. (Hierzu Protokollnotiz Nr. 5)

Protokollnotiz Nr. 1

Einfache Tatigkeiten sind Tatigkeiten, die weder eine Vor- noch eine Ausbildung, aber
eine Einarbeitung erfordern, die Uber eine sehr kurze Einweisung oder Anlernphase
hinausgeht. Die Einarbeitung dient dem Erwerb derjenigen Kenntnisse und Fertigkeiten,
die firr die Beherrschung der Arbeitsablaufe als solche erforderlich sind.

Protokollnotiz Nr. 2
1. Wirtschafterinnen sind Beschaftigte mit staatlicher Priifung als Wirtschafter, die
a. mit der selbstandigen Fiihrung der gesamten Hauswirtschaft
oder

88



Anlage 4b - Aligemeine Vergiitungsordnung fiir den Bereich Bistum u. sonstige Rechtstrager

b. mit der selbstandigen Erledigung von Teilgebieten der Hauswirtschaft oder in
Teilgebieten der Kiichenwirtschaft, z.B.
e Aufstellen des Speiseplans,
e Zubereitung der Nahrung oder Beaufsichtigen des Kiichenpersonals,
e Bestellen und Berechnen der Nahrungsmittel,
oder in Teilgebieten der Hauspflege, z.B.
e Aufsicht Gber Pflege und Reinigen des Hauses,
e Beschaffen der Pflege- und Reinigungsmittel,
oder in Teilgebieten der Waschereinigung und —pflege, z.B.
e Aufsicht Uber Reinigen und Instandhalten der Wasche,
e Beschaffen und Kontrollieren der Wasche,
oder in Teilgebieten der Materialverwaltung, z.B.
e Beschaffen, Ausgeben, Abrechnen und Kontrollieren von Material
beauftragt sind.

2. Beschaftigte, die im Geltungsbereich dieser Regelung mindestens fiinf Jahre die
Tatigkeit von Wirtschafterinnen ausgelibt haben, ohne die staatliche Prifung
abgelegt zu haben, werden fiir diesen Tarifvertrag den Wirtschafterinnen mit
staatlicher Prifung gleichgestellt.

Protokollnotiz Nr. 3:

Hauswirtschaftsleiterinnen sind Beschaftigte mit staatlicher Priifung oder mit staatlicher
Anerkennung als  Hauswirtschaftsleiterin, als  Wirtschaftsleiterin  oder als
hauswirtschaftliche Betriebsleiterin.

Protokollnotiz Nr. 4:

1. Hauswirtschaftsleiterinnen Uben eine entsprechende Tatigkeit aus, wenn sie der
Hauswirtschaft  (Klchenwirtschaft, =~ Waschereinigung und  —-pflege  und
Reinigungsdienst) vorstehen und ihnen der Einkauf oder die Anforderung von
Lebensmitteln oder sonstigen Verbrauchsmitteln, gegebenenfalls einschlieBlich der
Kostenberechnung und der Wirtschaftsbuchfiihrung, obliegen.

2. Die entsprechende Tatigkeit der Hauswirtschaftsleiterin gilt auch dann als erfillt,
wenn wegen der Versorgung durch eine auswartige Kiiche oder wegen der
Waschereinigung durch eine auswartige Wascherei oder wegen der Hausreinigung
durch ein Reinigungsinstitut eines dieser Teilgebiete nicht von der
Hauswirtschaftsleiterin selbst wahrgenommen wird.

Protokollnotiz Nr. 5:
1. Kichenmeister sind Beschaftigte, die bei der Industrie- und Handelskammer die
Prifung als Kichenmeister bestanden haben.
2. Dem Kichenmeister werden gleichgestellt:
a. Kéche mit Abschlusspriifung nach sechsjahriger Berufsaustiibung als Koch,
b. Metzger (Fleischer, Schlachter), Backer oder Konditoren mit Abschlusspriifung
nach achtjahriger Berufsaustibung als Koch, beim Nachweis der Meisterprifung
bereits nach dreijahriger Berufsausiibung als Koch.
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10. Pastoralreferentinnen und Pastoralreferenten sowie Pastoralassistentinnen
und Pastoralassistenten

10.1 Die Eingruppierung der Pastoralreferentinnen und Pastoralreferenten sowie
Pastoralassistentinnen und Pastoralassistenten richtet sich nach den
Bestimmungen des Statuts fir Pastoralreferentinnen und Pastoralreferenten im
Bistum Trier in seiner jeweils glltigen Fassung.

10.2.Pastoralreferentinnen und Pastoralreferenten, die Aufgaben nach den
sogenannten Vakanzmodellen* wahrnehmen, erhalten eine Zulage in
entsprechender Anwendung der Ziffer 3 Absatz 2 im Abschnitt Il der Ordnung iber
die Vergitung fur seelsorgerische Aushilfen und Vertretungen sowie
Pfarrverwaltungen.

* Zur Konkretisierung der Begrifflichkeit der sogenannten Vakanzmodelle wird auf
die Handreichung fir die Gestaltung der Vakanzen in Pfarreien und
Pfarreiengemeinschaften verwiesen.

11. Gemeindereferentinnen und Gemeindereferenten sowie
Gemeindeassistentinnen und Gemeindeassistenten

11.1 Die Eingruppierung der Gemeindereferentinnen und Gemeindereferenten sowie
Gemeindeassistentinnen und Gemeindeassistenten richtet sich nach den
Bestimmungen des Statuts fir Gemeindereferentinnen und Gemeindereferenten
im Bistum Trier in seiner jeweils glltigen Fassung.

11.2 Gemeindereferentinnen und Gemeindereferenten im Seelsorgedienst erhalten
nach zehnjahriger Tatigkeit in der nach urspringlichem Recht malgeblichen
Verglitungsgruppe IVa BAT ab dem 1. Januar 2016 eine zusatzliche Leistung in
Hohe von 415,00 Euro. Diese Zulage nimmt an den von der KODA beschlossenen
allgemeinen Entgeltanderungen teil.

11.3 Gemeindereferentinnen und Gemeindereferenten, die Aufgaben nach den
sogenannten Vakanzmodellen* wahrnehmen, erhalten eine Zulage in
entsprechender Anwendung der Ziffer 3 Absatz 2 im Abschnitt Il der Ordnung Gber
die Vergitung fur seelsorgerische Aushilfen und Vertretungen sowie
Pfarrverwaltungen.

* Zur Konkretisierung der Begrifflichkeit der sogenannten Vakanzmodelle wird auf
die Handreichung fir die Gestaltung der Vakanzen in Pfarreien und
Pfarreiengemeinschaften verwiesen.

12. (unbesetzt)

13. Redakteurinnen und Redakteure

13.1 Vergiitungsgruppe lla BAT (Tarif Bund/TdL)
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Redakteure mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung mit
entsprechender Tatigkeit, sowie sonstige Redakteure, die auf Grund gleichwertiger
Fahigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tatigkeiten ausiiben.

(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1 und 2)

13.2 Vergiitungsgruppe |lb BAT (Tarif Bund/TdL)

a. Redakteure mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung, die sich durch
die besondere Schwierigkeit und Bedeutung ihres Aufgabenkreises aus der
Vergltungsgruppe lla herausheben, sowie sonstige Redakteure, die auf Grund
gleichwertiger Fahigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tatigkeiten
ausuben.

(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1 und 2)

b. Redakteure mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung, die sich durch
hochwertige Leistungen in einem besonders schwierigen Aufgabenkreis aus der
Vergltungsgruppe lla herausheben, sowie sonstige Redakteure, die auf Grund
gleichwertiger Fahigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tatigkeiten
ausuben.

(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1 und 2)

c. Redakteure mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung sowie sonstige
Redakteure, die auf Grund gleichwertiger Fahigkeiten und ihrer Erfahrungen
entsprechende Tatigkeiten ausiiben, wenn ihnen mindestens drei Angestellte der
Vergltungsgruppe lla bis |b standig unterstellt sind.

(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1 und 2)

13.3 Vergiitungsgruppe la BAT (Tarif Bund/TdL)

Redakteure mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung, die sich durch
das MaB ihrer Verantwortung aus der Vergltungsgruppe Ib Fallgruppe a erheblich
herausheben, sowie sonstige Redakteure, die auf Grund gleichwertiger Fahigkeiten
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tatigkeiten ausiiben.

(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1 und 2)

Protokollnotizen:

Nr. 1

Wissenschaftliche Hochschulen sind Universitaten, Technische Hochschulen sowie
andere Hochschulen, die nach Landesrecht als wissenschaftliche Hochschulen anerkannt
sind.

Abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, wenn das Studium mit
einer ersten Staatsprifung oder mit einer Diplompriifung beendet worden ist. Der
ersten Staatsprifung oder der Diplomprifung steht eine Promotion oder die
Akademische Abschlussprifung (Magisterpriifung) einer Philosophischen Fakultat nur
in den Fallen gleich, in denen die Ablegung einer ersten Staatsprifung oder einer
Diplomprufung nach den einschlagigen Ausbildungsvorschriften nicht vorgesehen ist.
Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung setzt voraus, dass die
Abschlussprifung in einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens das
Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder einschlagige
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fachgebundene Hochschulreife) als Zugangsvoraussetzung erfordert, und fir den
Abschluss eine Mindeststudienzeit von mehr als sechs Semestern ohne etwaige
Praxissemester, Prifungssemester o. a. vorgeschrieben ist.

Nr. 2

Das Tatigkeitsmerkmal des Redakteurs mit abgeschlossener wissenschaftlicher
Hochschulbildung ist erfillt, wenn die Erledigung der dem Redakteur Ubertragenen
Aufgaben zur Information der Offentlichkeit (Planung und Bestimmung der Themen,
Gestaltung und Erarbeitung des zu veréffentlichenden Materials, Auswahl und fachliche
Beratung anderer Autoren sowie Uberarbeitung des von diesen gelieferten Materials)
ein Wissen und Konnen erfordert, wie es im Regelfalle durch eine abgeschlossene
wissenschaftliche Hochschulbildung vermittelt wird.

14. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Personal-Abrechnungszentren des
Bistums Trier

14.1 Vergiitungsgruppe VIl BAT (Tarif Bund/TdL)
Verwaltungsangestellte ohne Sachbearbeiterfunktion.

14.2 Vergiitungsgruppe VI b BAT (Tarif Bund/TdL)
Verwaltungsangestellte nach Ziffer 14.1 nach sechsjahriger Bewahrung in der
Vergutungsgruppe VII.

14.3 Vergiitungsgruppe Vc BAT (Tarif Bund/TdL)
Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter.

14.4 Vergiitungsgruppe Vb BAT (Tarif Bund/TdL)
Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter nach dreijahriger Bewahrung in der
VergUtungsgruppe Vc.

14.5 Vergiitungsgruppe IVa BAT (Tarif Bund/TdL)
Stellvertretende Leiterinnen und Leiter.

14.6 Vergiitungsgruppe lll BAT (Tarif Bund/TdL)
Leiterinnen und Leiter.

14.7 Vergiitungsgruppe lla BAT (Tarif Bund/TdL)
Leiterinnen und Leiter nach flnfjahriger Bewdhrung in der Vergltungsgruppe lll.

Protokollerkldarung zu Ziffer 14:
Die Eingruppierung erfolgt riickwirkend zu dem Zeitpunkt, zu dem die maB3gebliche
Tatigkeit bereits ausgelbt wurde.

15. Fahrerinnen und Fahrer im Bischoflichen Generalvikariat
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Die Fahrerinnen und Fahrer im Bischoflichen Generalvikariat werden in die
Vergltungsgruppe Vc eingruppiert und erhalten zusatzlich eine pauschale Zulage fir
die Ableistung von Diensten zu unglnstigen Zeiten in Hohe von 228,44 Euro.
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Anlage 4c

Allgemeine Entgeltordnung

Tatigkeitsmerkmale fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

im Erziehungsdienst der Kirchengemeinden,
Kirchengemeindeverbande und KiTa gGmbHs

(Hierzu Protokollerklarung Nr. 1)

(KA 2010 Nr. 173, gedndert durch KA 2011 Nr. 501, KA 2016 Nr. 85 und
KA 2016 Nr. 229)

A. Tatigkeitsmerkmale

Entgeltgruppe S 2

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als Unterstltzungskrafte in
Kindertageseinrichtung.
(Hierzu Protokollerklarung Nr. 2)

Entgeltgruppe S 3
unbesetzt

Entgeltgruppe S 4

der

Kinderpflegerinnen und Kinderpfleger mit staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher
Prifung und entsprechender Tatigkeit, Sozialassistentinnen und Sozialassistenten sowie
sonstige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fahigkeiten und
ihrer Erfahrungen entsprechende Tatigkeiten austben, als Mitarbeiterinnen und

Mitarbeiter in der Gruppe.
(Hierzu Protokollerklarung Nr. 2)

Entgeltgruppe S 5
unbesetzt

Entgeltgruppe S 6
unbesetzt

Entgeltgruppe S 7
unbesetzt
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Entgeltgruppe S 8a

1. Erzieherinnen und Erzieher mit staatlicher Anerkennung und entsprechender
Tatigkeit sowie sonstige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die aufgrund
gleichwertiger Fahigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tatigkeiten
ausuiben, als padagogische Fachkraft.

2. Erzieherinnen und Erzieher mit staatlicher Anerkennung und entsprechender
Tatigkeit sowie sonstige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die aufgrund
gleichwertiger Fahigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tatigkeiten
auslben, als padagogische Fachkraft mit dem Zusatzauftrag der Gruppenleitung.

3. Erzieherinnen und Erzieher mit staatlicher Anerkennung und entsprechender
Tatigkeit sowie sonstige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die aufgrund
gleichwertiger Fahigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tatigkeiten
auslben, als padagogische Fachkraft mit spezifischem Auftrag.

(Hierzu Protokollerklarung Nr. 2 und 5)

Entgeltgruppe S 8b

Erzieherinnen und Erzieher mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tatigkeit
sowie sonstige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger
Fahigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tatigkeiten ausliben, mit besonders
schwierigen fachlichen Tatigkeiten als padagogische Fachkraft mit besonderem
Auftrag.

(Hierzu Protokollerklarung Nr. 2, 4 und 5)

Entgeltgruppe S 9

1. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als Standortleitung und Leitungen von
Kindertageseinrichtungen mit einer Gruppe.

2. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die durch ausdrickliche Anordnung als standige
Vertreterinnen und Vertreter von Standortleitungen und Leitungen von
Kindertageseinrichtungen mit mindestens zwei Gruppen bestellt sind.

(Hierzu Protokollerklarung Nr. 3)

Entgeltgruppe S 10
unbesetzt

Entgeltgruppe S 11
unbesetzt

Entgeltgruppe S 11a
unbesetzt

Entgeltgruppe S 11b
unbesetzt

95



Anlage 4c - Allgemeine Entgeltordnung fiir den Bereich Erziechungsdienst

Entgeltgruppe S 12
unbesetzt

Entgeltgruppe S 13

1. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als Standortleitungen und Leitungen von
Kindertageseinrichtungen mit mindestens zwei Gruppen.

2. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die durch ausdriickliche Anordnung als standige
Vertreterinnen und Vertreter von Standortleitungen und Leitungen von
Kindertageseinrichtungen mit vier Gruppen bestellt sind.

(Hierzu Protokollerklarung Nr. 3)

Entgeltgruppe S 14
unbesetzt

Entgeltgruppe S 15

1. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als Standortleitungen und Leitungen von
Kindertageseinrichtungen mit vier Gruppen

2. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die durch ausdriickliche Anordnung als standige
Vertreterinnen und Vertreter von Standortleitungen und Leitungen von
Kindertageseinrichtungen mit fiinf Gruppen bestellt sind.

(Hierzu Protokollerklarung Nr. 3)

Entgeltgruppe S 16

1. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als Standortleitungen und Leitungen von
Kindertageseinrichtungen mit flinf Gruppen.

2. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die durch ausdriickliche Anordnung als standige
Vertreterinnen und Vertreter von Standortleitungen und Leitungen von
Kindertageseinrichtungen mit mindestens sechs Gruppen bestellt sind.

(Hierzu Protokollerklarung Nr. 3)

Entgeltgruppe S 17

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als Standortleitungen und Leitungen von
Kindertageseinrichtungen mit mindestens sechs Gruppen.

Entgeltgruppe S 18

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als Gesamtleitungen von Gesamteinrichtungen.
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B. Protokollerklarungen

1. Kindertageseinrichtungen im Sinne dieser Bestimmungen sind Kindergarten, Horte,
Krippen, Spiel- und Lernstuben und andere Tageseinrichtungen fur Kinder.
2. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter kdnnen auch in Freiwilligen Ganztagsschulen
eingesetzt werden.
3. Standige Vertreterinnen/Vertreter sind nicht Vertreterinnen/Vertreter in Urlaubs-
und sonstigen Abwesenheitsfallen. Je Kindertageseinrichtung soll eine standige
Vertreterin oder ein standiger Vertreter der Leiterin oder des Leiters bestellt werden.
4. Besonders schwierige fachliche Tatigkeiten sind z.B.. Tatigkeiten in
Integrationsgruppen (Erziehungsgruppen, denen besondere Aufgaben in der
gemeinsamen Forderung von Kindern mit und ohne Behinderung zugewiesen sind)
mit einem Anteil von mindestens einem Drittel von Kindern mit Behinderung im
Sinne des § 2 SGB IX in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung.
5. Nach diesem Tatigkeitsmerkmal sind auch
a. Kindergartnerinnen/Kindergartner und Hortnerinnen/Hortner mit staatlicher
Anerkennung oder staatlicher Priifung

b. Kinderkrankenschwestern/Kinderkrankenpfleger, die in Kinderkrippen tatig
sind,

eingruppiert.
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Anlage 4d

Allgemeine Entgeltordnung fiir angestellte Lehrkrafte,
die nicht beamtenahnlich beschiaftigt werden

(KA 2076 Nr. 188, S. 278)

Fur die Eingruppierung der Lehrkrafte, die nicht in einem beamtendhnlichen
Beschaftigungsverhaltnis angestellt sind, gelten jeweils die fiir die Lander Rheinland-
Pfalz und Saarland malgeblichen Bestimmungen der Entgeltordnung fur die
Lehrkrafte der Lander (EntgO-L) vom 28. Méarz 2015 in der jeweils geltenden Fassung. *

" Hinweis: Die Entgeltordnung fiir Lehrkrafte ist u.a. zu finden auf der Homepage der Tarifgemeindschaft
Deutscher Lander unter: http://www.tdl-online.de/tv-I/tarifvertrag.html
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Anhang zur Anlage 4d - Angleichungszulage

(KA 2076 Nr. 188, S. 278)

Die Angleichungszulage im Sinne der Entgeltordnung Lehrkrafte (Anlage 4d zur KAVO)
wird ab 1. August 2017 gewahrt. Sie betragt 30 Euro, hdchstens jedoch den Betrag, der
als Hohergruppierungsgewinn bei entsprechender Anwendung des § 24 Absatz 2 Satz
2 und 3 der Anlage 13 zur KAVO zustehen wirde. Fur Lehrkrafte, die in der
Entgeltgruppe 9 eingruppiert sind und fir die eine besondere Stufenlaufzeit gilt, wird
stattdessen eine Angleichungszulage wie folgt gewahrt:

derzeitige Stufenzuordnung bei (fiktive) Stufenzuordnung bei
verliangerter Stufenlaufzeit vollstandiger Angleichung Zulage
Stufe 1 im 1. Jahr - | Stufe 1 keine
im 1. Jahr -
Stufe 2 keine
im 2. Jahr -
Stufe 2 im 3. Jahr -
im 4. Jahr — | Stufe 3 30 Euro
im 5. Jahr -
im 1. Jahr -
im 2. Jahr — | Stufe 3 keine
im 3. Jahr -
im 4. Jahr -
Stufe 3 im 5. Jahr -
im 6. Jahr -
Stufe 4 30 Euro
im 7. Jahr -
im 8. Jahr -
im 9. Jahr -
im 1. Jahr -
im 2. Jahr -
Stufe 4 keine
Stufe 4 im 3. Jahr -
im 4. Jahr -
ab dem 5. Jahr — | Stufe 5 30 Euro
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Anlage 5a

Entgelttabelle (auBer Lehrkrafte)

(monatlich in Euro)

giiltig vom 1. Marz 2016 bis 31. Januar 2017

(in der Fassung KA 2017 Nr. 4, S. 12)

Entgelt- Grundentgelt Entwicklungsstufen

gruppeé | stufe1 | Stufe2 | Stufe3 Stufe4 | Stufe5 Stufe 6
15 4.280,05 | 4.748,72 | 4.923,20 5.546,38 | 6.020,00 6.331,60
14 3.876,23 | 4.299,99 | 4.549,26 492320 | 5.496,55 5.808,12
13 3.573,37 | 396348 | 4.175,38 4.586,64 | 5.159,99 5.396,82
12 3.204,27 | 3.552,17 | 4.050,72 448696 | 5.047,84 5.297,11
11 3.09536 | 3.427,56 | 3.676,82 4.050,72 | 459290 | 4.842,18
10 298643 | 3.302,89 | 3.552,17 3.801,47 | 427508 | 4.387,25
9 2.648,85 | 292594 | 3.071,16 346492 | 3.776,53 4.025,78
8 248548 | 2.74442 | 2.86546 2.974,36 | 3.095,36 3.171,59
7 2.333,03 | 257502 | 273233 2.853,36 | 2.944,10 3.028,81
6 2.289,44 | 2.526,62 | 2.647,62 2.762,59 | 2.841,25 2.919,91
5 219747 | 2.423,78 | 2.538,73 2.653,69 | 273839 2.798,90
4 2.093,40 | 2.308,81 | 2.454,02 2.538,73 | 2.623,44 2.673,03
3 2.060,76 | 2.272,49 | 2.333,03 242982 | 250244 2.568,98
2 1.908,26 | 2.103,09 | 2.163,60 222412 | 2.357,19 2.496,38
1 - 1.711,04 | 1.740,08 1.776,39 | 1.810,25 1.897,38
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Anlage 5a

Entgelttabelle (auBer Lehrkrafte)

(monatlich in Euro)

giiltig ab 1. Februar 2017

(in der Fassung KA 2017 Nr. 4, S. 12)

Entgelt- Grundentgelt Entwicklungsstufen

gruppe | stufe1 | Stufe2 | Stufe3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
15 438063 | 4.860,31 | 5.038,90 5.676,72 | 6.161,47 6.480,39
14 3.967,32 | 4.401,04 | 4.656,17 5.03890 | 5.625,72 5.944,61
13 3.657,34 | 4.056,62 | 4.273,50 4.694,43 | 5.281,25 5.523,65
12 3.279,57 | 3.635,65 | 4.14591 459240 | 5.166,46 5.421,59
11 3.168,10 | 3.508,11 | 3.763,23 4.145,91 4.700,83 4.955,97
10 3.056,61 | 3.380,51 | 3.635,65 3.890,80 | 4.375,54 4.490,35
9 2.711,10 | 2.994,70 | 3.143,33 3.546,35 | 3.865,28 4.120,39
8 2.543,89 | 2.808,91 | 2.932,80 3.044,26 | 3.168,10 3.246,12
7 2.387,86 | 2.635,53 | 2.796,54 2.920,41 3.013,29 3.099,99
6 2.343,24 | 2.586,00 | 2.709,84 2.827,51 2.908,02 2.988,53
5 2.249,11 | 2.480,74 | 2.598,39 2.716,05 | 2.802,74 2.864,67
4 2.142,59 | 2.363,07 | 2.511,69 2.598,39 | 2.685,09 2.735,85
3 2.109,19 | 2.325,89 | 2.387,86 248692 | 2.561,25 2.629,35
2 1.953,10 | 2.152,51 | 2.214,44 2.276,39 | 2.412,58 2.555,04
1 - 1.751,25 | 1.780,97 1.818,14 | 1.852,79 1.941,97
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Entgelttabelle (Lehrkrafte)

Anlage 5b

monatlich in Euro

(in der Fassung KA 2017 Nr. 145, S. 229)

giiltig vom 1. Januar 2017 bis 31. Dezember 2017

Entgelt- Grundentgelt Entwicklungsstufen

gruppe | stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
15 429775 | 4.76507 | 4.941,07 | 5566,18 | 6.039,56
14 3.891,16 | 431596 | 456480 | 4.941,07 | 5517,62
13 3.587,71 3.982,18 | 4.194,60 | 460728 | 5.177,75
12 3.233,48 | 356949 | 4.067,14 | 4.504,11 5.068,51
11 3.128,79 | 3.442,05 | 3.690,86 | 4.067,14 | 4.613,36
10 3.01829 | 3.322,50 | 3.569,49 | 3.818,31 4.291,71
9 2.686,75 | 2.960,11 3.099,71 347846 | 3.794,05
8 2.52390 | 2.779,82 | 2.896,13 | 3.006,65 | 3.128,79 | 3.204,40
7 237268 | 2611,14 | 276818 | 2.884,50 | 2.977,58 | 3.058,98
6 2.331,97 | 2.564,61 2.680,94 | 2.797,27 | 287287 | 2.954,29
5 223890 | 245992 | 257625 | 2.686,75 | 2.77400 | 2.832,16
4 2.134,21 234943 | 249482 | 257625 | 2.657,68 | 2.710,01
3 2.10513 | 231452 | 237268 | 246574 | 254135 | 260532
2 1.953,91 2.14584 | 2204,02 | 226217 | 239594 | 2.53554
1 je 4 Jahre | 1.756,17 | 1.785,23 1.820,13 1.855,04 | 1.942,28
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Anlage 5b
Entgelttabelle (Lehrkrafte)
monatlich in Euro
(in der Fassung KA 2017 Nr. 145, S. 229)

giiltig vom 1. Januar 2018 bis 30. September 2018

Entgelt- Grundentgelt Entwicklungsstufen

gruppe | stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
15 4398,75 | 4.877,05 | 5.057,19 | 569699 | 6.181,49 | 6.274,21
14 3.982,60 | 441739 | 467207 | 505719 | 5.647,28 | 573199
13 3.672,02 | 4.07576 | 429317 | 4.71555 | 529943 | 537892
12 3.309,47 | 3.65337 | 4.162,72 | 460996 | 5.187,62 | 5.26544
11 3.202,32 3.522,94 3.777,60 4.162,72 4.721,77 4.792,59
10 3.089,22 | 3.400,58 | 3.653,37 | 3.90804 | 4.392,57 | 4.458,46
9 2.749,89 | 3.029,67 | 3.172,55 | 3.560,20 | 3.883,21 3.941,46
8 2.583,21 2.84515 | 2.964,19 | 3.077,31 3.202,32 | 3.279,70
7 242844 | 267250 | 283323 | 295229 | 3.047,55 | 3.130,87
6 2.386,77 | 2.624,88 | 274394 | 2.863,01 2.940,38 | 3.023,72
5 2.291,51 251773 | 2.636,79 | 274989 | 2.839,19 | 2.898,72
4 218436 | 240464 | 255345 | 263679 | 272014 | 2.773,70
3 2.154,60 | 2.36891 242844 | 252368 | 260107 | 2.666,55
2 1.999,83 | 2.196,27 | 2.255,81 2.31533 | 245224 | 2.595,13
1 je 4 Jahre | 179744 | 1.827,18 1.862,90 | 1.898,63 1.987,92

In der Entgeltgruppe 9 mit besonderer Stufenlaufzeit von finf Jahren in Stufe 2 oder
von sieben Jahren in Stufe 3 erhoht sich der Tabellenwert nach funf Jahren in Stufe 4
um 53,41 Euro.
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Anlage 5b
Entgelttabelle (Lehrkrafte)
monatlich in Euro
(in der Fassung KA 2017 Nr. 145, S. 229)

gliltig ab 1. Oktober 2018

Entgelt- Grundentgelt Entwicklungsstufen

gruppe | stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe4 | Stufe5 Stufe 6
15 439875 | 4.877,05 | 5.057,19 | 569699 | 6.181,49 | 6.366,93
14 3.982,60 | 441739 | 467207 | 505719 | 564728 | 5.816,70
13 3.672,02 | 4.07576 | 429317 | 471555 | 529943 | 545841
12 3.309,47 | 3.65337 | 4.162,72 | 4.60996 | 5.187,62 | 5.343,25
11 3.202,32 | 352294 | 377760 | 416272 | 472177 | 4.863/42
10 3.089,22 | 3.40058 | 3.653,37 | 3.908,04 | 4.392,57 | 4.524,35
9 2.749,89 | 3.029,67 | 3.172,55 | 3.560,20 | 3.883,21 3.999,71
8 2.583,21 2.84515 | 2.964,19 | 3.077,31 3.202,32 | 3.279,70
7 242844 | 267250 | 2.833,23 | 295229 | 3.047,55 | 3.130,87
6 2.386,77 | 2.624,88 | 274394 | 2.863,01 2.940,38 | 3.023,72
5 2.291,51 251773 | 2.636,79 | 2.749,89 | 2.839,19 | 289872
4 2.184,36 | 240464 | 255345 | 263679 | 272014 | 2.773,70
3 2.154,60 | 236891 242844 | 252368 | 260107 | 2.666,55
2 1.999,83 | 2.196,27 | 2.255,81 231533 | 245224 | 259513
1 je4Jahre | 1.797,44 | 1.82718 | 1.86290 | 1.898,63 | 1.987,92

In der Entgeltgruppe 9 mit besonderer Stufenlaufzeit von finf Jahren in Stufe 2 oder
von sieben Jahren in Stufe 3 erhoht sich der Tabellenwert nach funf Jahren in Stufe 4
um 106,81 Euro.
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Anlage 5c¢

Entgelttabelle
(Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Anlage 4c)

(monatlich in Euro)

(in der Fassung KA 2017 Nr. 3, S. 100)

gliltig vom 1. Marz 2016 bis zum 31. Januar 2017

Entgelt- Grundentgelt Entwicklungsstufen

gruppe | stufe1 | Stufe2 | Stufe3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
S18 3.527,94 | 3.64551 | 4.115,93 4.468,71 4.997,90 5.321,29
S 17 3.177,02 | 3.498,52 | 3.880,71 411593 | 4.586,29 4.862,66
S16 3.097,11 | 3.422,10 | 3.680,80 3.998,31 4.351,10 4.562,78
S15 298292 | 3.292,71 | 3.527,94 3.798,41 4.233,51 4.421,65
S14 2.979,40 | 3.25894 | 3.520,33 3.786,22 | 4.080,23 4.286,02
S13 2.948,68 | 3.177,02 | 3.469,13 3.704,30 | 3.998,31 4.145,30
S12 2.882,60 | 3.168,03 | 3.448,10 3.695,05 | 4.000,81 4.130,17
S11b 2.780,47 | 3.12297 | 3.272,34 3.648,65 3.942,65 4.119,04
S 11a 2.720,34 | 3.062,86 | 3.211,27 3.586,72 | 3.880,71 4.057,11
S10 n.b. n.b. n.b. n.b. n.b. n.b.
S9 2.539,52 | 2.826,24 | 3.051,52 3.379,20 | 3.686,40 3.921,92
S 8b 2.539,52 | 2.826,24 | 3.051,52 3.379,20 | 3.686,40 3.921,92
S 8a 2.519,04 | 2.764,80 | 2.959,36 3.143,68 | 3.322,88 3.509,76
S7 2463,44 | 2.691,79 | 2.874/48 3.057,14 | 3.194,16 3.398,57
S6 n.b. n.b. n.b. n.b. n.b. n.b.
S5 n.b. n.b. n.b. n.b. n.b. n.b.
S4 2.315,02 | 257191 | 2.731,76 2.840,22 | 2.942,98 3.103,07
S3 2.155,18 | 2.420,06 | 2.573,62 2.714,63 2.779,14 2.856,20
S2 2.057,95 | 2.166/43 | 2.246,34 2.337,68 | 2.429,01 2.520,36
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Anlage 5c¢

Entgelttabelle
(Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Anlage 4c)

(monatlich in Euro)

(in der Fassung KA 2017 Nr. 3, S. 100)

giiltig ab 1. Februar 2017

Entgelt- Grundentgelt Entwicklungsstufen

gruppe | stufe1 | Stufe2 | Stufe3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
S18 3.610,85 | 3.731,18 | 4.212,65 4.573,72 5.115,35 5.446,34
S 17 3.251,68 | 3.580,74 | 3.971,91 4.212,65 | 4.694,07 4.976,93
S16 3.169,89 | 3.502,52 | 3.767,30 4.092,27 | 4.453,35 4.670,01
S15 3.053,02 | 3.370,09 | 3.610,85 3.887,67 | 4.333,00 4.525,56
S14 3.049,42 | 333553 | 3.603,06 3.87520 | 4.176,12 4.386,74
S13 3.017,97 | 3.251,68 | 3.550,65 3.791,35 | 4.092,27 4.242,71
S12 2.950,34 | 3.242,48 | 3.529,13 3.781,88 | 4.094,83 4.227,23
S11b 2.84581 | 3.196,36 | 3.349,24 3.73439 | 4.035,30 4.215,84
S 11a 2.784,27 | 3.134,84 | 3.286,73 3.671,01 3.971,91 4.152,45
S10 n.b. n.b. n.b. n.b. n.b. n.b.
S9 2.599,20 | 2.892,66 | 3.123,23 3.458,61 3.773,03 4.014,09
S 8b 2.599,20 | 2.892,66 | 3.123,23 3.458,61 3.773,03 4.014,09
S 8a 2.578,24 | 2.829,77 | 3.028,90 3.217,56 | 3.400,97 3.592,24
S7 2.521,33 | 2.755,05 | 2.942,03 3.128,98 | 3.269,22 3.478,44
S6 n.b. n.b. n.b. n.b. n.b. n.b.
S5 n.b. n.b. n.b. n.b. n.b. n.b.
S4 2.369,42 | 2.632,35 | 2.795,96 2.906,97 | 3.012,14 3.175,99
S3 2.205,83 | 247693 | 2.634,10 2.778,42 | 2.844,45 2.923,32
S2 2.106,31 | 221734 | 2.299,13 2.392,62 | 2.486,09 2.579,59
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Anlage 6 — Gewahrung von Vorschiissen in besonderen Fillen

(M)

(@)

(3)

Anlage 6

Regelungen fiir die Gewahrung von
Vorschiissen in besonderen Fallen (8§ 27 Absatz 8 KAVO)

(KA 2008 Nr. 38)

§1

'Werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, auf deren Arbeitsverhéltnis die KAVO
Anwendung findet, durch besondere Umstande zu unabwendbaren Ausgaben
genotigt, die sie aus den laufenden Bezligen nicht bestreiten kdnnen, so kann der

Dienstgeber aus eigenen Mitteln auf Antrag unverzinsliche Vorschisse gewahren.

’Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter muss sich in einem ungekindigten

Arbeitsverhaltnis befinden.

Als besondere Umstande, die zu unabwendbaren Ausgaben nétigen, sind

insbesondere anzusehen:

a. Wohnungswechsel aus zwingendem Anlass,

b. Aufwendungen aus Anlass der eigenen EheschlieBung,

c. Aussteuer oder Ausstattung eigener Kinder bei deren Verheiratung oder beim
Verlassen des Elternhauses oder zur Erlangung einer selbstandigen
Lebensstellung,

d. schwere Erkrankung, Ableben und Bestattung von mittellosen
Familienangehorigen, wenn durch eine Offentliche oder private
FlirsorgemalBnahme Uberhaupt nicht, nicht rechtzeitig oder nicht ausreichend
geholfen wird,

e. ungedeckter Verlust von Hausrat, Wasche, Kleidern und Schuhwerk, zum
Beispiel durch Brandschaden.

'Unverzinsliche Vorschiisse kénnen auBerdem gewahrt werden, wenn fir die
Aufwendungen bei einem Krankheits- oder Todesfall Ersatz von einer Versicherung
zu erwarten ist oder von einem Dritten Schadensersatz wegen unerlaubter
Handlung gefordert werden kann.
2Ein derartiger Vorschuss kann bis zur Héhe einer an sich moglichen Beihilfe gewahrt
werden und bleibt bis zur endgultigen Entscheidung Uber den Ersatzanspruch
unabgewickelt. 3Die Leistung des Vorschusses kann an die Bedingung geknupft
werden, dass der Vorschussnehmer als Sicherung seinen Ersatzanspruch in Hohe
des Vorschusses dem Arbeitgeber Ubertragt und ihm die Befugnis einraumt, den
abgetretenen Teil des Anspruches selbstindig geltend zu machen. 4Stellt sich
innerhalb angemessener Zeit heraus, dass die Rechtsverfolgung des Anspruchs
ohne Verschulden des Vorschussnehmers ganz oder zum Teil aussichtslos ist, wird
der Vorschuss in eine Beihilfe umgewandelt.
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§2

(1) Die Vorschiisse werden nicht gewahrt:
a. zu Aufwendungen aus Anlass der Erstkommunion, Firmung und
entsprechenden Feiern,
zum Erwerb oder zur Erhaltung von Grundstticken,
wegen Inanspruchnahme als Birge,
zur Flhrung von Zivilprozessen,
zur Beschaffung von Hausrat, sofern nicht die Voraussetzungen des § 1 Abs. 2,
Buchstaben ¢, d oder e gegeben sind,

f.  zu regelmaBigen Aufwendungen, die aus den laufenden Bezligen zu bestreiten
sind, zum Beispiel fur regelmaBige Beschaffung von Kleidung, Wasche und
Schuhwerk, Beschaffung von Wintervorraten, Urlaubs- und Erholungsreisen.

(2) Ferner durfen Vorschiisse nicht gewahrt werden, wenn durch Gewdhrung einer

Unterstlitzung oder Beihilfe fiir einen Krankheits-, Geburts- oder Todesfall oder

durch Leistungen einer Versicherung ausreichend geholfen wird.

© o N o

§3

Die Vorschisse dirfen nicht zu einer untragbaren Verschuldung fiihren und sind
deshalb sehr vorsichtig zu bemessen.

§4

'Der Vorschuss kann auf das 20fache des festzusetzenden monatlichen
Tilgungsbetrages bemessen werden. ?Der Hochstbetrag eines Vorschusses ist das
Doppelte der monatlichen Dienstvergttung.

§5

(1) 'Die Tilgung des Vorschusses beginnt mit dem auf die Auszahlung des Vorschusses
folgenden Zahlungstages der Bezlige und muss spatestens bis zur Beendigung des
Dienstverhaltnisses abgeschlossen sein. 2Soweit der Vorschuss zu Leistungen
verwendet worden ist, flr die der Vorschussempfanger in der Folge Ersatz von
anderer Seite (Versicherungsleistungen, Sterbegeld, Unterstiitzungen usw.) erhalt,
ist der Ersatzbetrag zwecks Tilgung des Vorschusses zu verwenden.

(2) Im Weihnachtsmonat und in dem Monat, in den der Hauptteil des zustehenden
Erholungsurlaubs fallt, kann eine Tilgung des Vorschusses unterbleiben.
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Anlage 7 - Gewdhrung von Beihilfen in Krankheitsfallen

(M

@)

3)

Anlage 7

Regelungen iiber die Gewahrung von Beihilfen
in Krankheitsfallen (8§ 29 KAVO)

(KA 2008 Nr. 38)

§1

Der Beihilfeanspruch der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gemaB & 29 KAVO

bestimmt sich nach den Regelungen der Beihilfeverordnung fiir Beamte im Dienst

des Landes Rheinland-Pfalz v. 31.03.1958 (BVO) in der jeweiligen Fassung. ?Diese

Vorschriften finden entsprechende Anwendung, soweit sich aus den nachfolgenden

Regelungen nicht etwas anderes ergibt.

3Beihilfen werden nicht gewahrt zu Aufwendungen aus Anlass medizinischer

Eingriffe, die gegen kirchliche Grundsatze verstoBen (z. B. Schwangerschaftsabbruch

u. Sterilisation). Aufwendungen i.S.d. § 4a BVO sind nicht beihilfefahig. “An Stelle der

Beihilfe fiir die Sauglings- und Kleinkinderausstattung bei Lebendgeburten gemaB

§ 10 Nr. 6 BVO erhalt die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter Leistungen nach § 28

Abs. 3 KAVO. °Zu dem berechtigten Personenkreis gehoren auch die nach Absatz 3

Pflichtversicherten. ®Nicht vollbeschaftigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

erhalten von der errechneten Beihilfe den Teil, der dem Verhaltnis entspricht, in dem

die regelmaBige wochentliche Arbeitszeit einer entsprechend vollbeschaftigten

Mitarbeiterin oder eines entsprechenden vollbeschaftigten Mitarbeiters zu der

arbeitsvertraglich vereinbarten durchschnittlichen regelmafBigen wdchentlichen

Arbeitszeit steht.

Keine Beihilfen werden gewahrt:

a. an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die auf Zeit flir weniger als ein Jahr
beschaftigt sind,

b. an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wahrend der Probezeit,

c. an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die unter Wegfall der Vergiitung beurlaubt
sind,

d. an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die aufgrund einer Tatigkeit im
offentlichen Dienst bereits einen Beihilfeanspruch erworben haben,

e. an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die aufgrund einer Beschaftigung des
Ehegatten im o6ffentlichen Dienst im Beihilfefall eine beriicksichtigungsfahige
Person darstellen.

In der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversicherte Beihilfeberechtigte sind

fur sich und ihre bertcksichtigungsfahigen Familienangehdrigen, fur die sie

Anspruch auf Familienkrankenhilfe (§ 10 SGB V) haben oder die in der gesetzlichen

Krankenversicherung pflichtversichert sind, ausschlieBlich auf die ihnen

zustehenden Leistungen der Versicherungstrager angewiesen. ?Aufwendungen, die

dadurch entstanden sind, dass der Pflichtversicherte diese Leistungen nicht in

Anspruch nimmt, sind nicht beihilfefahig. 3In den Féllen, in denen die
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Anlage 7 - Gewdhrung von Beihilfen in Krankheitsfallen

(4)

()

(6)

Versicherungstrager satzungsgemal nur einen Zuschuss leisten, sind die geltend
gemachten Aufwendungen im Rahmen der Beihilfeverordnung beihilfefahig. “Die
beihilfefahigen Aufwendungen werden um den Zuschuss gekirzt. °Als
Pflichtversicherte im Sinne dieses Absatzes gelten alle Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, deren maBgebliche Verglitung aus der kirchlichen Tatigkeit unter der
Jahresarbeitsentgeltgrenze nach den Bestimmungen des SGB V liegt.

Ist die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter oder die- bzw. derjenige, fir die oder den
Aufwendungen entstanden sind, Mitglied einer Krankenkasse i. S. d. § 4 SGB V oder
einer Ersatzkasse, so sind die beihilfefahigen Aufwendungen um die hierauf
entfallenden Leistungen des Versicherungstragers zu kiirzen; Sterbegelder bleiben
unbericksichtigt.

!Ist die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter oder die- bzw. derjenige, fir die oder den
beihilfefahige Aufwendungen entstanden sind, Mitglied in der privaten
Krankenversicherung und erhalt sie oder er nach MafBgabe des § 257 SGB V zu
seinen Versicherungsbeitragen einen Zuschuss, so ermaBigt sich der nach § 12 BVO
ergebende Bemessungssatz um 20. 2Satz 1 findet entsprechende Anwendung, wenn
Aufwendungen entstanden sind, als freiwilliges Mitglied einer gesetzlichen
Krankenkasse einen Zuschuss nach MaBgabe des § 257 SGB V zu seinen
Versicherungsbeitragen erhalt und der Versicherungstrager nachweislich keine
Leistungen zu den Aufwendungen gewahrt. 3Dies gilt jedoch nicht fir die nach §§
4a, 8,9 und 10 Nr. 5 sowie nach § 11 BVO beihilfefahigen Aufwendungen.
'Aufwendungen flr Sanatoriumsaufenthalte und Heilkuren der in der gesetzlichen
Krankenversicherung oder Rentenversicherung Versicherten, an deren Beitragen der
Arbeitgeber beteiligt ist oder denen er einen Zuschuss zu den Pramien einer
Lebensversicherung zahlt, werden nur dann als beihilfefdhig anerkannt, wenn die
Versicherungstrager die Bewilligung eines Heil- und Kurverfahrens abgelehnt oder
lediglich einen Zuschuss zu den Kosten zugesagt haben und der Amts- oder
Vertrauensarzt die Durchfiihrung eines Sanatoriumsaufenthaltes oder einer Heilkur
als dringend notwendig bezeichnet. ?Das gilt bei Sanatoriumsaufenthalten auch fur
die berucksichtigungsfahigen Angehdorigen.

§2

Beihilfen werden auch gewahrt:

1.

an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die Gber die Bezugszeit der vom Dienstgeber
gewahrten Krankenbezlige hinaus arbeitsunfahig sind,

an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fiir die Zeit der Inanspruchnahme der Elternzeit
nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz,

an Mitarbeiterinnen flir die Bezugszeit von Mutterschaftsgeld nach der
Reichsversicherungsordnung oder dem Mutterschutzgesetz, solange das
Arbeitsverhaltnis fortbesteht.
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Anlage 7 - Gewdhrung von Beihilfen in Krankheitsfallen

§3

'Empfangerinnen und Empfanger von Versorgungsbeziigen nach beamtenrechtlichen
Grundsatzen und ihre versorgungsberechtigten Hinterbliebenen erhalten Beihilfen wie
Versorgungsempfanger im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BVO. 2Dies gilt jedoch nur,
wenn der Versorgungsanspruch im kirchlichen Dienst erworben wurde.

§4

'Die Beihilfen werden auf Antrag gewahrt. 2Uber die Antrdge entscheidet der
Dienstgeber.
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Anlage 8 — Regelungen zur Erstattung von Dienstreisekosten

Anlage 8

Regelungen zur Erstattung von Dienstreisekosten
nach § 30 KAVO

(KA 2008, Nr. 38; gedndert durch KA 2009, Nr. 50; KA 2012, Nr. 91; KA 2013 Nr. 224,
KA 2014 Nr. 90; KA 2015 Nr. 6 und KA 2015 Nr. 137)

(M

)

3)

(4)

(6)

(M

§1
Begriffsbestimmung

Dienstreisende im Sinne dieser Regelungen sind die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, die eine Dienstreise oder einen Dienstgang ausfihren.

Dienstreisen im Sinne dieser Regelungen sind Reisen zur Erledigung von
Dienstgeschaften auBerhalb des Dienstortes, die vor Antritt angeordnet oder
genehmigt worden sind.

Dienstgange im Sinne dieser Regelungen sind Gange oder Fahrten am Dienst-
oder Wohnort zur Erledigung von Dienstgeschaften auBerhalb der Dienststatte, die
vor Antritt angeordnet oder genehmigt worden sind.

Eine Anordnung oder Genehmigung im Sinne der Absatze 2 und 3 ist nicht
erforderlich, wenn sie nach der Tatigkeit der oder des Dienstreisenden oder dem
Wesen des Dienstgeschaftes vorausgesetzt werden kann.

Dienstort ist die politische Gemeinde, in der die zustandige Dienststelle, bei der die
oder der Dienstreisende regelmaBig beschaftigt ist, ihren Sitz hat. 2Dienststatte ist
die Stelle, bei der regelmaBig Dienst versehen wird. 3Der Dienstort und die
Dienststatte konnen vom Dienstgeber auch in einer Stellenzuweisung festgelegt
werden.

Fahrten oder Gange zwischen Wohnung und Dienststatte sind unbeschadet der
Regelung in § 11 Absatz 2 keine Dienstreisen oder Dienstgange.

§2
Anspruch auf Reisekostenvergiitung

Dienstreisende erhalten auf Antrag eine Vergltung der dienstlich veranlassten
notwendigen Reisekosten.
'In der Regel wird fir die Wegstreckenentschadigung die Strecke zwischen der
Dienststatte und dem Ort des Dienstgeschaftes zu Grunde gelegt. *Wird die
Dienstreise am Wohnort angetreten und/oder beendet, wird diese Fahrtstrecke der
Wegstreckenentschadigung zu Grunde gelegt, wenn:

a. Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit sowie der Flrsorge und

b. Belange und Erfordernisse des Dienstes beriicksichtigt wurden.
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(3)

(4)

()

(M)

(@)

Die

A wn =

(M)

Zuwendungen, die den Dienstreisenden von dritter Seite tGber dieselbe Dienstreise
oder denselben Dienstgang gewahrt werden, sind auf die Reisekostenvergiitung
anzurechnen. 2§ 9 Abs. 3 bleibt unberihrt.

'Die Reisekostenverglitung ist innerhalb einer Ausschlussfrist von einem Jahr
schriftlich unter Verwendung der daflir vorgesehenen Formulare zu beantragen.
Die Frist beginnt mit dem Tage der Beendigung der Dienstreise oder des
Dienstganges, in den Fallen des § 10 mit Ablauf des Tages, an dem der oder dem
Dienstreisenden bekannt wird, dass die Dienstreise oder der Dienstgang nicht
ausgefihrt wird.

'Fur die Berechnung der Wegstreckenentschadigung ist die verkehrsubliche
StraBenverbindung maBgeblich. 2Langere Strecken werden bericksichtigt, wenn sie
insbesondere auf Grund der Verkehrsverhaltnisse (z.B. Umleitung, Stau) oder aus
Griinden der Zeitersparnis benutzt wurden. 3Wegstreckenentschadigung wird auch
fur dienstliche Fahrten am Geschaftsort einschlieBlich der Fahrten zu und von der
Unterkunft gewahrt.

§3
Beforderungsmittel

Fur Dienstreisen und Dienstgange sind grundsatzlich offentliche Verkehrsmittel zu
benutzen.

'Die oder der Dienstreisende kann ein eigenes oder ein von dritter Seite
unentgeltlich zur Verfigung gestelltes Kraftfahrzeug nutzen, wenn dies aus
zeitlichen, verkehrstechnischen oder sonstigen Grinden glnstiger ist. 2Als
Beforderungsmittel fiir Dienstgéange wird auch das Fahrrad anerkannt.

§4
Art der Reisekostenvergiitung

Reisekostenverguitung umfasst:

Fahrtkostenerstattung (§ 5),

Wegstrecken- und Mitnahmeentschadigung (8§ 6),
Erstattung von Nebenkosten (§ 8),

Zahlung von Tagegeld (8 9),

Erstattung von Auslagen fiir die Reisevorbereitung (§ 10).

§5
Fahrtkostenerstattung

Fur Strecken, die mit regelméaBig verkehrenden Beférderungsmitteln zuriickgelegt
werden, werden in der Regel die entstandenen notwendigen Fahrtkosten der
2. Klasse erstattet. °Die Kosten einer hoheren Klasse werden erstattet, wenn die oder
der Dienstreisende diese aus triftigen Griinden benutzt hat. 2Uber das Vorliegen
triftiger Griinde entscheidet die oder der Dienstreisende nach pflichtgemaBem
Ermessen.
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(2) Bei Verwendung einer privat erworbenen Bahn-Card werden die Kosten der Bahn-
Card fur das Kalenderjahr erstattet, wenn nachgewiesen wird, dass dem Dienstgeber
durch Verwendung der Bahn-Card im Laufe des Jahres Aufwendungen mindestens
in Hohe der Kosten der Bahn-Card erspart wurden*.

§6
Wegstrecken- und Mitnahmeentschadigung

(1) 'Fur Strecken, die Dienstreisende mit einem Fahrzeug gemaR § 3 Abs. 2 zurlickgelegt
haben, wird als Auslagenersatz eine Wegstreckenentschadigung gewahrt. ?Diese
richtet sich nach dem jeweils geltenden steuerlich zuldssigen Hochstbetrag fir
Dienstreisen.

(2) Dienstreisende, die in einem Fahrzeug gemaB § 3 Abs. 2 Satz 1 Personen
mitgenommen haben und nach diesen Regelungen Anspruch auf
Fahrtkostenerstattung haben, erhalten eine Mitnahmeentschadigung nach dem
jeweils geltenden steuerlich zulassigen Hochstbetrag.

§7
Dauer der Dienstreise

Die Dauer der Dienstreise bestimmt sich nach der Abreise und Ankunft an der Wohnung,
es sei denn, die Dienstreise beginnt oder endet an der Dienststatte.

§8
Erstattung von Nebenkosten

Entstehen bei der Dienstreise weitere notwendige Auslagen, die nicht durch
Fahrtkostenerstattung oder Wegstrecken- und Mitnahmeentschadigung abgegolten
sind (z.B. Ubernachtung, Parkgebiihren usw.), werden diese bei Nachweis als
Nebenkosten erstattet.

*Die Erstattung der Kosten fiir die Anschaffung der privaten BahnCard erfolgt unmittelbar, wenn in einem
Zeitraum von zwolf Monaten vor Erwerb der BahnCard Aufwendungen im Sinne von Absatz 2 erspart
worden waren, und unter dem Vorbehalt, dass wahrend der Gultigkeitsdauer der BahnCard die Kosten
tatsachlich erspart werden.

Dienstreisende, die den Nachweis ersparter Aufwendungen nicht in voller Héhe fiihren kdénnen, sind
berechtigt, eine anteilige Erstattung der Kosten der privaten BahnCard in entsprechender Anwendung des
Absatzes 2 zu verlangen.

Die Kostenerstattung erfolgt auf Antrag zu dem Zeitpunkt, an dem sich die Kosten vollstandig amortisiert
haben. Ist am Ende der Giiltigkeitsdauer der privat erworbenen BahnCard lediglich eine Teilamortisation
eingetreten, erfolgt auf Antrag Teilkostenerstattung. Eine unmittelbare Erstattung der Kosten fiir die
erstmalige Anschaffung der privat erworbenen BahnCard kann erfolgen, wenn der Antragsteller eine
nachvollziehbare Prognose fir sein kiinftiges Nutzungsverhalten der privat erworbenen BahnCard zur
Verfugung stellt, die sicher erwarten lasst, dass wahrend der Nutzungsdauer Vollamortisation eintreten
wird. Sollte sich die Prognose spater als falsch herausstellen und nur Teilamortisation eingetreten sein, so
hat der Antragsteller die Erstattung anteilig zurtickzuzahlen.

Dem Antrag auf Kostenerstattung sind jeweils eine unterschriebene Aufstellung Uber die ersparten
Aufwendungen oder die Prognose Uber die zu erwartenden Aufwendungen und der Kaufbeleg fir die
privat erworbene BahnCard beizufiigen.
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§9
Tagegeld

(1) Als Ersatz von Mehraufwendungen fir Verpflegung erhalten Dienstreisende ein
Tagegeld.

(2) Die Hohe des Tagegeldes richtet sich nach der Verpflegungspauschale, die sich aus
den einschlagigen Vorschriften des Einkommenssteuergesetzes in seiner jeweils
geltenden Fassung ergibt.

(3) Erhalten Dienstreisende anlasslich der Dienstreise vom Dienstgeber oder auf dessen
Veranlassung  unentgeltlich  Verpflegung, finden die  einschlagigen
Anrechnungsvorschriften des Einkommenssteuergesetzes in seiner jeweils
geltenden Fassung Anwendung.

§10
Erstattung von Auslagen fiir die Reisevorbereitung

Wird eine Dienstreise oder ein Dienstgang aus Grunden, welche die oder der
Dienstreisende nicht zu vertreten hat, nicht ausgefiihrt, so werden die im Rahmen der
Vorbereitungen  entstandenen  notwendigen, nach  diesen  Regelungen
beriicksichtigungsfahigen, Auslagen erstattet.

§11
Reisekostenvergiitung in besonderen Fillen

(1) Bei Versetzung, Abordnung, Aufhebung einer Abordnung, bei einer Dienstreise ins
Ausland, bei unterbrochenen Dienstreisen und bei Dienstreisen in Verbindung mit
einer Urlaubsreise ist Uber die Erstattung der Reisekosten vor Antritt der Dienstreise
in sinngemaBer Anwendung dieser Verordnung eine Vereinbarung zwischen der
oder dem Dienstreisenden und dem Dienstgeber zu treffen.

(2) 'Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter hat Anspruch auf Fahrtkostenerstattung
oder Wegstreckenentschadigung fiir zusatzliche Fahrten zur Dienststatte, wenn die
Fahrt zur Teilnahme an dienstlichen Veranstaltungen oder zur Erledigung
unaufschiebbarer dienstlicher Geschéafte erforderlich war. Abgaben, die aus der
Zahlung von Kostenersatz fiir zusatzliche Fahrten von der Wohnung zur Dienststatte
entstehen, sind von der oder dem Dienstreisenden zu tragen.

§12
Schadenersatz bei Unfall

(1) Tritt anlasslich der Dienstreise an einem Fahrzeug gemdB §& 3 Abs. 2 ein
Unfallschaden ein, so ersetzt das Bistum Trier den nachgewiesenen Schaden bis zur
Hohe von 300,00 € unter der Voraussetzung, dass der Schaden von der oder dem
Dienstreisenden nicht vorsatzlich oder grob fahrlassig verursacht wurde und kein
Anspruch auf Schadenersatz gegen einen Haftpflichtigen besteht.
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(2) 'Zur Deckung eines darlber hinausgehenden Schadens hat das Bistum Trier eine
Kaskoversicherung sowie eine SFR (Schadensfreiheitsrabatt) - Erstattungsversicherung
abgeschlossen. ?Insoweit erfolgt die Schadensregulierung nach den Bestimmungen
dieser Versicherungsvertrage*. 3Ein von der SFR-Erstattungsversicherung wegen der
Uberschreitung des Erstattungszeitraumes nicht gedeckter Schaden wird vom
Dienstgeber erstattet, wenn die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter den tatsachlich
entstandenen Schaden nachweist.

(3) Nicht ersetzt werden sonstige Schaden wie Kosten eines Mietwagens,
Nutzungsausfall, Wertminderung des Unfallfahrzeuges, versicherungsbedingte
Abziige des Vollkaskoversicherers.

§13
Ausfiihrungsregelungen

Die zur Ausfuhrung dieser Regelungen notwendigen Festlegungen trifft der
Dienstgeber.

* verdffentlicht im KA 2015, Nr. 143
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Anlage 8a

(eingeftigt durch Beschluss der KODA vom 17.02.2009; verdffentlicht im KA 2009, Nr. 69)

§1
Schutzkleidung

'Soweit das Tragen von Schutzkleidung gesetzlich vorgeschrieben oder vom
Dienstgeber angeordnet ist, wird sie unentgeltlich geliefert und bleibt Eigentum des
Dienstgebers. 2Als Schutzkleidung sind die Kleidungsstiicke anzusehen, die bei
bestimmten Tatigkeiten an bestimmten Arbeitsplatzen an Stelle oder Giber der sonstigen
Kleidung zum Schutze gegen Witterungsunbilden und andere gesundheitliche Gefahren
oder auBergewohnliche Beschmutzung getragen werden missen. 3Die Schutzkleidung
muss geeignet und ausreichend sein.

Protokollnotiz zu § 1:
Zur Auslegung werden die einschldagigen berufsgenossenschaftlichen Vorschriften
herangezogen.

§2
Dienstkleidung

'Soweit vom Dienstgeber das Tragen von Dienstkleidung angeordnet ist, wird sie
unentgeltlich gestellt. °Sie bleibt Eigentum des Dienstgebers. 3Als Dienstkleidung gelten
Kleidungsstiicke, die zur besonderen Kenntlichmachung im dienstlichen Interesse an
Stelle anderer Kleidung wahrend der Arbeit getragen werden mussen.

§3
Reinigung von Dienst- und Schutzkleidung

(1) Die Reinigung der Schutzkleidung erfolgt auf Kosten der Einrichtung.

(2) 'Fur die regelmaBige Reinigung und Instandhaltung der Dienstkleidung hat die
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter Sorge zu tragen. Hierfir tragt die Mitarbeiterin
oder der Mitarbeiter die Kosten.
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Anlage 9

Regelungen zu den Voraussetzungen und zur Durchfiihrung
der Altersteilzeitarbeit und flexibler Altersarbeitszeit
nach § 31 der KAVO

Giiltig ab 1. Januar 2011

(Beschluss der KODA vom 25.10.2010: verdffentlicht im KA 2010 Nr. 213; gedindert durch
KA 2011 Nr. 3; KA 2012 Nr. 164, KA 2013 Nr. 224, KA 2014 Nr. 143 und KA 2017 Nr. 4)

I. Geltungsbereich

§1
Geltungsbereich

Diese Bestimmungen gelten fir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, auf deren
Arbeitsverhaltnis die Kirchliche Arbeits- und Vergitungsordnung (KAVO) Anwendung
findet.

Il. Altersteilzeit (ATZ)

§2
Inanspruchnahme von Altersteilzeit

Auf der Grundlage des Altersteilzeitgesetzes (AITZG) vom 23. Juli 1996 in der jeweils
geltenden Fassung ist die Anderung des Arbeitsverhiltnisses in ein
Altersteilzeitarbeitsverhaltnis

a. in Restrukturierungs- und Stellenabbaubereichen (§ 3) und

b. im Ubrigen im Rahmen einer Quote (§ 4)
moglich.

§3
Altersteilzeit in Restrukturierungs- und Stellenabbaubereichen

TAltersteilzeit im Sinne des Altersteilzeitgesetzes kann, ohne dass darauf ein
Rechtsanspruch besteht, in Restrukturierungs- und Stellenabbaubereichen bei
dienstlichem oder betrieblichem Bedarf vereinbart werden, wenn die persdnlichen
Voraussetzungen nach § 5 vorliegen. °Die Festlegung der in Satz 1 genannten Bereiche
und die Entscheidung, ob, in welchem Umfang und fir welchen Personenkreis dort
Altersteilzeitarbeit zugelassen wird, erfolgt durch den Dienstgeber.
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1)

(@)

3)

§4
Altersteilzeit im Ubrigen

Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird im Rahmen der Quote nach Absatz 2
die Moglichkeit eroffnet, Altersteilzeit im Sinne des Altersteilzeitgesetzes in
Anspruch zu nehmen, wenn die personlichen Voraussetzungen nach § 5 vorliegen.
'Der Anspruch auf Vereinbarung eines Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses nach
Absatz 1 ist ausgeschlossen, wenn und solange 2,5 v.H. der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter (§ 1) der Einrichtung von einer Altersteilzeitregelung im Sinne des
Altersteilzeitgesetzes Gebrauch machen. 2MaBgeblich fiir die Berechnung der Quote
ist die Anzahl der Beschaftigten zum Stichtag 31. Mai des Vorjahres.

Der  Dienstgeber  kann  ausnahmsweise  die  Vereinbarung  eines
Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses ablehnen, wenn dienstliche oder betriebliche
Griinde entgegenstehen.

Protokollerklarungen zu § 4 Absatz 2:

1.

(M)

(@)

3)

Einrichtung im Sinne dieser Vorschrift ist die Einrichtung im Sinne des
Mitarbeitervertretungsrechtes bzw. der Zustandigkeitsbereich der Sondervertretung
des Bistums Trier.

In die Quote werden alle zum jeweiligen Stichtag bestehenden
Altersteilzeitarbeitsverhaltnisse einschlieBlich solcher nach § 3 dieser Anlage
einbezogen. 2Die so errechnete Quote gilt fir das gesamte Kalenderjahr;
unterjahrige Veranderungen bleiben unbericksichtigt. 3Die Quote wird jahrlich
Uberprift.

In Einrichtungen, in denen weniger als 40 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
beschaftigt sind, kann der Dienstgeber wegen der regelmiaBigen Uberschreitung der
Quote nach Absatz 2 unabhangig vom Vorliegen der Voraussetzungen des § 2
Buchstabe a ein Altersteilzeitverhaltnis nach MalRgabe dieser Ordnung vereinbaren.

§5
Personliche Voraussetzungen fiir Altersteilzeit

Altersteilzeit nach den Bestimmungen dieser Anlage setzt voraus, dass die

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

a. das 60. Lebensjahr vollendet haben und

b. innerhalb der letzten flnf Jahre vor Beginn der Altersteilzeitarbeit mindestens
1080 Kalendertage in einer versicherungspflichtigen Beschaftigung nach dem
Dritten Buch Sozialgesetzbuch gestanden haben.

Das Altersteilzeitarbeitsverhaltnis muss sich zumindest bis zu dem Zeitpunkt

erstrecken, ab dem eine Rente wegen Alters beansprucht werden kann.

'Die Vereinbarung von Altersteilzeit ist spatestens drei Monate vor dem geplanten

Beginn des Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses schriftlich zu beantragen. 2Der Antrag

kann friihestens ein Jahr vor Erfillung der Voraussetzungen nach Absatz 1 gestellt

werden. 3Von den Fristen nach Satz 1 oder 2 kann einvernehmlich abgewichen

werden.
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(M

(@)

3)

(M)

)

3)

§6
Vereinbarung eines Altersteilzeitarbeitsverhiltnisses

Das Altersteilzeitarbeitsverhaltnis muss ein versicherungspflichtiges

Beschaftigungsverhaltnis im Sinne des Dritten Buches Sozialgesetzbuch sein und

darf die Dauer von fiinf Jahren nicht Gberschreiten.

'Die durchschnittliche wochentliche Arbeitszeit wahrend des

Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses betragt die Halfte der bisherigen wochentlichen

Arbeitszeit. °Fir die Berechnung der bisherigen wochentlichen Arbeitszeit gilt § 6

Abs. 2 AIRTZG; dabei bleiben Arbeitszeiten auBer Betracht, die die regelmaBige

wochentliche Arbeitszeit nach den Bestimmungen der KAVO Uberschritten haben.

'Die wahrend der Dauer des Altersteilzeitarbeitsverhéltnisses zu leistende Arbeit

kann so verteilt werden, dass sie

a. durchgehend erbracht wird (Teilzeitmodell) oder

b. in der ersten Halfte des Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses geleistet und die
Beschaftigten anschlieBend von der Arbeit unter Fortzahlung der Leistungen
nach MaBgabe des § 7 freigestellt werden (Blockmodell).

’Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter kbnnen vom Dienstgeber verlangen, dass ihr

Wunsch nach einer bestimmten Verteilung der Arbeitszeit mit dem Ziel einer

einvernehmlichen Regelung erdrtert wird.

§7
Entgelt und Aufstockungsleistungen

'Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten wahrend der Gesamtdauer des
Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses im Teilzeitmodell (§ 6 Abs. 3 Satz 1 Buchstabe a)
das Tabellenentgelt und alle sonstigen Entgeltbestandteile in Hohe der sich fir
entsprechende Teilzeitbeschaftigte nach § 27 Abs. 2 KAVO ergebenden Betrage.
’MaBgebend ist die durchschnittliche wochentliche Arbeitszeit nach § 6 Abs. 2.
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten wéhrend der Arbeitsphase des
Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses im Blockmodell (§ 6 Abs. 3 Satz 1 Buchstabe b) das
Tabellenentgelt und alle sonstigen Entgeltbestandteile in Hohe der Halfte des
Entgelts, das sie jeweils erhalten wiirden, wenn sie mit der bisherigen wéchentlichen
Arbeitszeit (§ 6 Abs. 2 Satz 2) weitergearbeitet hatten; die andere Halfte des Entgelts
flieBt in das Wertguthaben (§ 7b SGB IV) und wird in der Freistellungsphase ratierlich
ausgezahlt. °Das Wertguthaben erhéht sich bei allgemeinen Tariferhéhungen in der
von der KODA jeweils festzulegenden Hohe.

Protokollerklarung zu Absatz 2 Satz 2:
Das Wertguthaben erh6éht sich am 1. Marz 2016 um 2,4 v.H. und am 1. Februar
2017 um weitere 2,35 v.H.

'Das den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern nach Absatz 1 oder 2 zustehende
Entgelt wird nach MaBgabe der Satze 2 und 3 um 20 v.H. aufgestockt. 2Bemessungs-
grundlage fir die Aufstockung ist das Regelarbeitsentgelt fur die Teilzeitarbeit (§ 6
Abs. 1 AItTZG). 3Steuerfreie Entgeltbestandteile und Entgelte, die einmalig (z. B.
Jahressonderzahlung) oder die nicht fir die vereinbarte Arbeitszeit (z. B.
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Uberstunden- oder Mehrarbeitsentgelt) gezahlt werden, sowie Sachbeziige, die
wahrend der Gesamtdauer des Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses unvermindert
zustehen, gehdren nicht zum Regelarbeitsentgelt und bleiben bei der Aufstockung
unbertcksichtigt. 4Satze 1 bis 3 gelten fir das bei Altersteilzeit im Blockmodell in
der Freistellungsphase auszukehrende Wertguthaben entsprechend.

(4) "Neben den vom Dienstgeber zu tragenden Sozialversicherungsbeitragen fir das
nach Absatz 1 oder 2 zustehende Entgelt entrichtet der Arbeitgeber zusatzliche
Beitrage zur gesetzlichen Rentenversicherung (Rentenaufstockung) nach § 3 Abs. 1
Nr. 1 Buchst. b i. V. m. § 6 Abs. 1 AItTZG. ?Fur von der Versicherungspflicht befreite
Beschaftigte im Sinne von § 4 Abs. 2 AItTZG gilt Satz 1 entsprechend.

(5) 'In Fallen krankheitsbedingter Arbeitsunfahigkeit besteht ein Anspruch auf
Leistungen nach den Absatzen1 bis4 langstens fur die Dauer der
Entgeltfortzahlung nach § 25 Abs.1 Satz 1, Abs.6 KAVO und § 12 Abs. 3 der
Anlage 13 zur KAVO. °Fir die Zeit der Zahlung des Krankengeldzuschusses (§ 25
Abs. 2 bis 5 KA VO), langstens bis zum Ende der 26. Krankheitswoche, wird der
Aufstockungsbetrag gemaB Absatz 3 in Hohe des kalendertaglichen Durchschnitts
des in den letzten drei abgerechneten Kalendermonaten maBgebenden
Aufstockungsbetrages gezahilt.

§8
Verteilung des Urlaubs im Blockmodell

TFUr Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die Altersteilzeit im Blockmodell (§ 6 Abs. 3 Satz 1
Buchst. b) leisten, besteht kein Urlaubsanspruch fiir die Zeit der Freistellung von der
Arbeit. 2Im Kalenderjahr des Ubergangs von der Beschaftigung zur Freistellung haben
die Beschaftigten fir jeden vollen Beschaftigungsmonat Anspruch auf ein Zwolftel des
Jahresurlaubs.

§9
Nebentatigkeit

(1) "Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dirfen wahrend des
Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses keine Beschaftigungen oder selbstandigen
Tatigkeiten austiben, die die Geringfligigkeitsgrenze des § 8 SGB IV Uberschreiten,
es sei denn, diese Beschaftigungen oder selbstandigen Tatigkeiten sind bereits
innerhalb der letzten finf Jahre vor Beginn des Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses
standig ausgelbt worden. 2Bestehende Regelungen der KAVO (ber
Nebentatigkeiten bleiben unberihrt.

(2) 'Der Anspruch auf die Aufstockungsleistungen ruht wahrend der Zeit, in der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine unzuldssige Beschaftigung oder
selbststandige Tatigkeit im Sinne des Absatzes 1 austiben oder Uber die
Altersteilzeitarbeit hinaus Mehrarbeit oder Uberstunden leisten, die den Umfang der
Geringfugigkeitsgrenze des § 8 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch Ubersteigen.
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’Hat der Anspruch auf die Aufstockungsleistungen mindestens 150 Tage geruht,
erlischt er; mehrere Ruhenszeitraume werden zusammengerechnet.

§10
Verldngerung der Arbeitsphase im Blockmodell bei Krankheit

Ist die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter bei Altersteilzeitarbeit im Blockmodell wahrend
der Arbeitsphase Uber den Zeitraum der Entgeltfortzahlung (z.B. nach § 25 Abs. 1 Satz 1
KAVO) hinaus arbeitsunfahig erkrankt, verlangert sich die Arbeitsphase um die Halfte
des den Entgeltfortzahlungszeitraum lbersteigenden Zeitraums der Arbeitsunfahigkeit;
in dem gleichen Umfang verkurzt sich die Freistellungsphase.

§ 11
Ende des Arbeitsverhaltnisses

(1) Das Arbeitsverhaltnis endet zu dem in der Altersteilzeitvereinbarung festgelegten
Zeitpunkt.
(2) Das  Arbeitsverhadltnis endet unbeschadet der sonstigen tariflichen
Beendigungstatbestande
a. mit Ablauf des Kalendermonats vor dem Kalendermonat, von dem an die
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter eine abschlagsfreie Rente wegen Alters
beanspruchen kann oder

b. mit Beginn des Kalendermonats, fur den die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter
eine Rente wegen Alters tatsachlich bezieht.

(3) 'Endet bei einer Mitarbeiterin oder einem Mitarbeiter, die oder der im Rahmen der
Altersteilzeit nach dem Blockmodell beschéftigt wird, das Arbeitsverhaltnis vorzeitig,
hat sie oder er Anspruch auf eine etwaige Differenz zwischen den erhaltenen
Entgelten und dem Entgelt fir den Zeitraum ihrer oder seiner tatsachlichen
Beschaftigung, die sie oder er ohne Eintritt in die Altersteilzeit erzielt hatte,
vermindert um die vom Arbeitgeber gezahlten Aufstockungsleistungen. ?Bei Tod
der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters steht dieser Anspruch den Erben zu.

l1l. Flexible Altersarbeitszeit (FALTER)

§12
Flexible Altersarbeitszeit

'Alteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird in einem Modell der flexiblen
Altersarbeitszeit (FALTER) ein gleitender Ubergang in den Ruhestand bei gleichzeitig
langerer Teilhabe am Berufsleben ermoglicht. 2Das Modell sieht vor, dass die
Beschaftigten lGber einen Zeitraum von vier Jahren ihre Arbeitszeit auf die Halfte der
bisherigen Arbeitszeit reduzieren und gleichzeitig eine Teilrente in Hohe von hdchstens
50 v.H. der jeweiligen Altersrente beziehen. 3Die reduzierte Arbeitsphase beginnt zwei
Jahre vor Erreichen des Kalendermonats, fiir den die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter
eine abschlagsfreie Altersrente in Anspruch nehmen kann und geht zwei Jahre tber

122



Anlage 9 - Regelungen zur Altersteilzeitarbeit und flexibler Altersarbeitszeit

diese Altersgrenze hinaus. “Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten nach
Erreichen der Altersgrenze  fir eine abschlagsfreie  Altersrente  einen
Anschlussarbeitsvertrag fiir zwei Jahre unter der Bedingung, dass das Arbeitsverhaltnis
bei Inanspruchnahme einer mehr als halftigen Teilrente oder einer Vollrente endet. °Die
Ubrigen Beendigungstatbestande nach den Bestimmungen der KAVO bleiben
unbertihrt. SAuf die Vereinbarung von flexibler Altersarbeitszeit besteht kein
Rechtsanspruch.

IV. Ubergangs- und Schlussvorschriften

§13
Ubergangsvorschriften
Auf Altersteilzeitarbeitsverhaltnisse, die vor dem 1. Januar 2011 begonnen haben, findet

diese Anlage keine Anwendung; es gelten die Vorschriften der Anlage 9 zur KAVO in der
Fassung bis zum 31. Dezember 2010.

§14
Inkrafttreten, Geltungsdauer

Die Bestimmungen dieser Anlage treten mit Wirkung zum 1. Januar 2011 in Kraft und
gelten flir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die bis zum 31. Dezember 2018 die
jeweiligen  Voraussetzungen nach dieser Anlage erfillen und deren
Altersteilzeitarbeitsverhaltnis oder deren flexible Altersarbeitszeit vor dem 1. Januar
2019 begonnen hat.
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Anlage 10

Regelungen zum Rationalisierungsschutz fiir
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach § 32 der KAVO

(KA 2008 Nr. 38, S. 95 ff)

Vorbemerkung:

'Rationalisierung einschlieBlich der Nutzung des technischen Fortschritts hat den Zweck,
die Aufgaben der Verwaltungen und Betriebe anforderungsgerecht, wirtschaftlich und
kostengunstig zu erfillen. ?Bei der Durchfiihrung von RationalisierungsmaBnahmen sind
die sich aus dem Arbeitsverhaltnis ergebenden Belange der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter zu berticksichtigen und soziale Harten maglichst zu vermeiden. 3Diesem Ziel
dienen die nachstehenden Vorschriften.

4Fur MaBnahmen, die nicht unter diese Regelungen fallen, bleiben die einschlagigen
gesetzlichen Vorschriften und die Bestimmungen der KAVO unberihrt.

§1
Begriffsbestimmung

(1) 'RationalisierungsmaBnahmen im Sinne dieser Regelungen sind vom Dienstgeber
veranlasste erhebliche Anderungen der Arbeitstechnik oder wesentliche
Anderungen der Arbeitsorganisation mit dem Ziel einer rationelleren Arbeitsweise,
wenn diese MaBnahmen fir Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter zu einem Wechsel
der Beschaftigung oder zur Beendigung des Arbeitsverhaltnisses fihren. 2Unter den
Voraussetzungen des Unterabsatz 1 kommen als MaBBnahmen z. B. in Betracht:

a. Stilllegung oder Auflosung einer Verwaltung/eines Betriebes bzw. eines
Verwaltungs-/Betriebsteils;

b. Verlegung oder Ausgliederung einer Verwaltung/eines Betriebes bzw. eines
Verwaltungs-/Betriebsteils;

c. Zusammenlegung von Verwaltungen/Betrieben bzw. von Verwaltungs-/
Betriebsteilen;

d. Verlagerung von Aufgaben zwischen Verwaltungen/Betrieben;

e. Einfihrung anderer Arbeitsmethoden, auch soweit sie durch Nutzung
technischer Veranderungen bedingt sind.

(2) "MaBnahmen, deren Ziel der Abbau von Arbeitsbelastungen ist (durch die z. B. die
Lage der Arbeitszeit gedandert oder die Dienstplangestaltung oder auBere Umstande
der Arbeit verbessert werden), sind keine MalBnahmen im Sinne des Abs. 1.
’MaBnahmen mit dem Ziel einer rationelleren Arbeitsweise sind unter den
Voraussetzungen des  Abs. 1 Unterabsatz1  jedoch auch dann
RationalisierungsmaBnahmen, wenn durch sie zugleich Arbeitsbelastungen
abgebaut werden.
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(3)

Diese Verordnung gilt nicht fur Falle des Betriebsiibergangs im Sinne des § 613a
BGB.

Protokollnotizen zu Abs. 1:

1.

(M

(@)

3)

'0Ob eine Anderung erheblich bzw. wesentlich ist, ist von der Auswirkung der
MaBnahme her zu beurteilen. *Eine RationalisierungsmaBnahme liegt auch dann
vor, wenn sich aus der begrenzten Anwendung einzelner Anderungen zunéchst zwar
keine erheblichen bzw. wesentlichen Auswirkungen ergeben, aber eine Fortsetzung
der Anderungen beabsichtigt ist, die erhebliche bzw. wesentliche Auswirkungen
haben wird. 3Eine Anderung, die fiir die gesamte Verwaltung bzw. den gesamten
Betrieb nicht erheblich bzw. nicht wesentlich ist, kann flr einen Verwaltungs- bzw.
Betriebsteil erheblich bzw. wesentlich sein. 4Ist die Anderung erheblich bzw.
wesentlich, ist es nicht erforderlich, dass sie fir mehrere Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter zu einem Wechsel der Beschaftigung oder zur Beendigung des
Arbeitsverhaltnisses fuhrt.
Keine MaBnahmen im Sinne des Abs. 1 sind MalBnahmen, die unmittelbar z. B. durch

e einen voraussichtlich nicht nur kurzfristigen Nachfrageriickgang;

e eine von Dritten (insbesondere durch gesetzgeberische MaBnahmen)

verursachte Aufgabeneinschrankung;

e Wegfall zweckgebundener Drittmittel veranlasst sind.
Eine wesentliche Anderung der Arbeitsorganisation kann auch vorliegen, wenn
aufgrund von Arbeitsvertragen geleistete Arbeiten klnftig aufgrund Werkvertrages
durchgefiihrt werden sollen (z. B. bei Privatisierung des Reinigungsdienstes).

§2
Unterrichtungspflicht

'Der Dienstgeber hat die zustandige Mitarbeitervertretung rechtzeitig und
umfassend Uber eine vorgesehene RationalisierungsmaBnahme zu unterrichten. 2Er
hat die personellen und sozialen Auswirkungen mit der Mitarbeitervertretung zu
beraten.

'Die Beteiligungsrechte der Mitarbeitervertretung sind zu beachten. ?Sie werden
durch diese Regelungen nicht berihrt.

Unbeschadet der Abs. 1 und 2 soll der Dienstgeber die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, deren Arbeitsplatze von der vorgesehenen RationalisierungsmafBnahme
voraussichtlich betroffen werden, rechtzeitig vor deren Durchfiihrung unterrichten.

Protokollnotiz:

1§ 2 stellt eine analoge Ubernahme der Bestimmungen des & 2 RTV dar und begriindet
keine weitergehenden Rechte als die Bestimmungen der MAVO des Bistums Trier. 2§ 2
besitzt infolge der Regelung des § 69 MAVO keinen rechtsbegriindenden Charakter.
3GemaB § 69 MAVO kann das Mitarbeitervertretungsrecht nicht abweichend von der
Mitarbeitervertretungsordnung geregelt werden.

§3
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(M)

(3)

(4)

)

(6)

Arbeitsplatzsicherung

Der Dienstgeber ist der oder dem von einer RationalisierungsmaBnahme im Sinne
des § 1 betroffenen Mitarbeiterin oder Mitarbeiter nach den Abs. 2 bis 5 zur
Arbeitsplatzsicherung verpflichtet. ?Die Sicherung setzt erforderlichenfalls eine
Fortbildung oder Umschulung der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters voraus.
'Der Dienstgeber ist verpflichtet, der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter einen
mindestens gleichwertigen Arbeitsplatz zu sichern.
Ein Arbeitsplatz ist gleichwertig im Sinne des Unterabsatz 1, wenn sich durch die
neue Tatigkeit die bisherige Eingruppierung nicht andert und die Mitarbeiterin oder
der Mitarbeiter in der neuen Tatigkeit vollbeschaftigt bzw. im bisherigen Umfang
nicht vollbeschéftigt bleibt.
Bei der Sicherung eines gleichwertigen Arbeitsplatzes bei demselben Dienstgeber
gilt folgende Reihenfolge:
a. Arbeitsplatz in derselben Verwaltung/demselben Betrieb an demselben Ort,
b. Arbeitsplatz in derselben Verwaltung/demselben Betrieb an einem anderen
Ort oder in einer anderen Verwaltung/einem anderen Betrieb an demselben
Ort,
c. Arbeitsplatz in einer anderen Verwaltung/einem anderen Betrieb an einem
anderen Ort.
Von der vorstehenden Reihenfolge kann im Einvernehmen mit der Mitarbeiterin
oder dem Mitarbeiter abgewichen werden.
Steht ein gleichwertiger Arbeitsplatz nach MaBBgabe des Unterabsatz 3 nicht zur
Verfligung, soll die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter entsprechend fortgebildet
oder umgeschult werden, wenn ihr oder ihm dadurch ein gleichwertiger Arbeitsplatz
bei demselben Dienstgeber zur Verfligung gestellt werden kann.
'Kann der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeitern kein Arbeitsplatz im Sinne des Abs. 2
zur Verfigung gestellt werden, ist der Dienstgeber verpflichtet, der Mitarbeiterin
oder dem Mitarbeiter einen anderen Arbeitsplatz anzubieten. ?Abs. 2 Unterabsatz 3
und 4 gilt entsprechend. 3Die spatere Bewerbung um einen gleichwertigen
Arbeitsplatz ist im Rahmen der Auswahl unter gleichgeeigneten Bewerberinnen und
Bewerbern bevorzugt zu berlcksichtigen.
Kann der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter kein Arbeitsplatz im Sinne der Abs. 2
und 3 zur Verfliigung gestellt werden, ist der Dienstgeber verpflichtet, sich um einen
Arbeitsplatz bei einem anderen Dienstgeber im Geltungsbereich der Bistums-KODA
an demselben Ort zu bemihen.
Kann der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter kein Arbeitsplatz im Sinne der Abs. 2
bis 4 zur Verfiigung gestellt werden, kann der Dienstgeber der Mitarbeiterin oder
dem Mitarbeiter auch einen Arbeitsplatz bei einem anderen kirchlichen oder
offentlichen Dienstgeber, der die KAVO oder Bestimmungen wesentlich gleichen
Inhaltes anwendet, vorzugsweise an demselben Ort, nachweisen.
Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter ist verpflichtet, einen ihr oder ihm
angebotenen Arbeitsplatz im Sinne der Abs. 2 bis 5 anzunehmen, es sei denn, dass
ihr oder ihm die Annahme nach ihren oder seinen Kenntnissen und Fahigkeiten
billigerweise nicht zugemutet werden kann.
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(M

(@)

3)

§4
Fortbildung, Umschulung

"Ist nach § 3 eine Fortbildung oder Umschulung erforderlich, hat sie der Dienstgeber
rechtzeitig zu veranlassen oder auf seine Kosten durchzufihren. 2Die Mitarbeiterin
oder der Mitarbeiter darf ihre oder seine Zustimmung zu einer Fortbildungs- oder
UmschulungsmaBnahme nicht willklrlich verweigern.

Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter ist fir die zur Fortbildung oder Umschulung
erforderliche Zeit, langstens fur zwolf Monate, von der Arbeit freizustellen. 2Fir
ganze Arbeitstage der Freistellung ist die Urlaubsvergiitung zu zahlen, im Ubrigen
sind die Bezlige fortzuzahlen. 3Wird durch die Fortbildung oder Umschulung die
durchschnittliche regelmaBige wochentliche Arbeitszeit Uberschritten, ist der
Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter ein entsprechender Freizeitausgleich bis zur
Dauer der vereinbarten regelmaBigen wochentlichen Arbeitszeit zu gewahren.
Setzt die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter nach der Fortbildung oder Umschulung
aus einem von ihr oder ihm zu vertretenden Grunde das Arbeitsverhaltnis nicht fir
mindestens einen der Dauer der Fortbildung oder Umschulung entsprechenden
Zeitraum fort, ist der Dienstgeber berechtigt, das nach Abs. 2 Satz 2 gezahlte Entgelt
und die Kosten der Fortbildung oder Umschulung zurtlickzufordern.

Protokollnotiz zu Abs. 1 Unterabsatz 2:

Gibt eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter, die oder der das 55. Lebensjahr vollendet
hat, ihre oder seine Zustimmung zu einer Fortbildungs- oder UmschulungsmaBnahme
nicht, kann dies nicht als willkurliche Verweigerung angesehen werden.

(M)

(@)

§5
Besonderer Kiindigungsschutz

Ist der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter eine andere Tatigkeit Ubertragen
worden, darf das Arbeitsverhaltnis wahrend der ersten neun Monate dieser Tatigkeit
weder aus betriebsbedingten Griinden noch wegen mangelnder Einarbeitung
geklndigt werden. 2Wird die andere Tatigkeit bereits wahrend der Fortbildung oder
Umschulung ausgelbt, verlangert sich die Frist auf zwolf Monate.

'Eine Kiindigung mit dem Ziel der Beendigung des Arbeitsverhéltnisses darf nur
dann ausgesprochen werden, wenn der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter ein
Arbeitsplatz nach § 3 Abs. 2 bis 5 nicht angeboten werden kann oder die
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter einen Arbeitsplatz entgegen & 3 Abs. 6 nicht
annimmt. 2Die Kindigungsfrist betrdgt drei Monate zum Schluss eines
Kalendervierteljahres, soweit sich nicht aus § 40 Abs. 1 KAVO eine langere
Kindigungsfrist ergibt. 3Bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die beim Wechsel
der Beschéaftigung eine Beschaftigungszeit (§ 40 Abs. 3 KAVO) von mehr als 15
Jahren zuriickgelegt und das 40. Lebensjahr vollendet haben, dirfen Kiindigungen
mit dem Ziel der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses im Zusammenhang mit
RationalisierungsmaBBnahmen nur dann ausgesprochen werden, wenn die
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter einen gleichwertigen Arbeitsplatz bei demselben
Dienstgeber entgegen § 3 Abs. 6 nicht annimmt.
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(3)

(1)

)

(3)

(4)

4FUr diese Kiindigung aus wichtigem Grunde betragt die Kindigungsfrist sechs
Monate zum Schluss eines Kalendervierteljahres.

Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter, die oder der auf Veranlassung des
Dienstgebers im gegenseitigen Einvernehmen oder aufgrund einer Kiindigung
durch den Dienstgeber aus dem Arbeitsverhaltnis ausgeschieden ist, soll auf Antrag
bevorzugt wieder eingestellt werden, wenn ein fir ihn geeigneter Arbeitsplatz zur
Verfligung steht.

§6
Vergiitungssicherung

Ergibt sich in den Fallen des § 3 Abs. 2 und 3 eine Minderung der Vergltung, ist der
Dienstgeber verpflichtet, der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter die Vergiitung auf
der Grundlage des Sicherungsbetrages (Abs. 2) zu wahren.

Der Sicherungsbetrag entspricht dem der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter
zustehenden Entgelt gemaB § 19 KAVO.

'Fur die Dauer der fur die Mitarbeiterin oder den Mitarbeiter nach § 40 Abs. 1
KAVO geltenden Frist — bei unter § 40 Abs. 2 KAVO fallende Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern fir die Dauer von sechs Monaten zum Schluss eines
Kalendervierteljahres — erhalt die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter eine personliche
Zulage in Hohe des jeweiligen Unterschiedsbetrages zwischen dem
Sicherungsbetrag und den um den Teil des Ortszuschlags, der sich aus der Differenz
zwischen der Stufe 1 und der fiir die Mitarbeiterin oder den Mitarbeiter
maBgebenden Stufe ergibt. *Die Frist beginnt mit dem Tag, an dem die Mitarbeiterin
oder der Mitarbeiter nach der Anordnung des Dienstgebers die neue Tatigkeit
aufzunehmen hat.

'Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter, die oder der an dem nach Abs. 3
Unterabsatz 2 fiir sie oder ihn mal3gebenden Tag eine Beschaftigungszeit (§ 40 Abs.
3 KAVO) von mehr als flinf Jahren zurlickgelegt hat, erhalt die persdnliche Zulage
nach Abs. 3 auch nach Ablauf der fur sie oder ihn nach Abs. 3 Unterabsatz 1
maBgebenden Frist. ?Der Sicherungsbetrag vermindert sich mit jeder allgemeinen
Verglitungserhohung -  beginnend mit der ersten  allgemeinen
Vergltungserhohung nach Ablauf der fiir die Mitarbeiterin oder den Mitarbeiter
nach Abs. 3 Unterabsatz 1 malBgebenden Frist — bei der Mitarbeiterin oder dem
Mitarbeiter, die oder der an dem nach Abs. 3 Unterabsatz 2 fiir ihn maBgebenden
Tag

a. eine Beschaftigungszeit (§ 40 Abs. 3 KAVO) von mehr als 15 Jahren
zurlickgelegt und das 50. Lebensjahr vollendet hat, insgesamt fiinfmal um
jeweils ein Flnftel;

b. eine Beschaftigungszeit (§ 40 Abs. 3 KAVO) von mehr als 15 Jahren
zuriickgelegt und das 40. Lebensjahr vollendet hat, insgesamt viermal um
jeweils ein Viertel;

c. die Voraussetzungen der Buchstaben a und b nicht erfillt, insgesamt dreimal
um jeweils ein Drittel der Summe der Bezligebestandteile, die nach Abs. 2
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)

(6)

(7)

(8)

Buchstabe b und c bei der Errechnung des Sicherungsbetrages zu
berlcksichtigen waren.
3Eine Verminderung unterbleibt bei der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter, die
oder der an dem nach Abs. 3 Unterabsatz 2 fir sie oder ihn maBgebenden Tag eine
Beschaftigungszeit (§ 40 Abs. 3 KAVO) von mehr als 15 Jahren zurlickgelegt und das
55. Lebensjahr vollendet hat. “Der jeweilige Sicherungsbetrag erhéht sich fir die
Mitarbeiterin oder den Mitarbeiter, die oder der

a. an dem nach Abs. 3 Unterabsatz 2 fiir sie oder ihn maBgebenden Tag eine
Beschaftigungszeit (§ 40 Abs. 3 KAVO) von mehr als 15 Jahren zurlickgelegt
und das 55. Lebensjahr vollendet hat, jeweils um vier Viertel,

b. unter Unterabsatz 2 Buchstabe a fallt, jeweils um drei Viertel,

unter Unterabsatz 2 Buchstabe b fallt, jeweils um die Halfte,

d. an dem nach Abs. 3 Unterabsatz 2 fiir sie oder ihn maBgebenden Tag eine
Beschaftigungszeit (§ 40 Abs. 3 KAVO) von mehr als zehn Jahren zurlickgelegt
hat, jeweils um ein Viertel der sich aus einer allgemeinen Vergitungserhhung
ergebenden Mehrbetréage der Beziige im Sinne des Abs. 2 Buchstabe a aus der
neuen Tatigkeit.

°Der Anspruch auf die personliche Zulage entféllt, wenn fir mindestens zwolf
zusammenhdngende Kalendermonate keine personliche Zulage mehr angefallen ist,
weil die um den Teil des Ortszuschlags, der sich aus der Differenz zwischen der Stufe
1 und der fir die Mitarbeiterin oder den Mitarbeiter mal3gebenden Stufe ergibt,
verminderten jeweiligen Bezuige aus der neuen Tatigkeit den Sicherungsbetrag nicht
unterschritten haben oder hatten.

Wird mit der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter fir die neue Tatigkeit eine
geringere durchschnittliche regelmaBige wdchentliche Arbeitszeit als die Arbeitszeit
vereinbart, die die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter nach der am Tage vor der
Anderung der Beschiftigung bestehenden arbeitsvertraglichen Vereinbarung
durchschnittlich regelméaBig wochentlich zu leisten hatte, ist der maBgebende
Sicherungsbetrag in demselben Verhéltnis zu kirzen, wie die Arbeitszeit
herabgesetzt worden ist.

'Die personliche Zulage wird neben der Vergitung aus der neuen Tatigkeit gezahlt.
’Die personliche Zulage wird bei der Bemessung des Sterbegeldes (§ 28 Abs. 4
KAVO) berlicksichtigt.

'Die Absatze 2 bis 6 gelten nicht, wenn die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter ihre
oder seine Zustimmung zu einer Fortbildungs- oder UmschulungsmaBnahme
entgegen § 4 Abs. 1 Unterabsatz 2 verweigert oder die Fortbildung bzw.
Umschulung aus einem von ihm zu vertretenden Grund abbricht. 2Die personliche
Zulage entfillt, wenn die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter die Ubernahme einer
hoherwertigen Tatigkeit ohne triftige Grinde ablehnt. 3Die personliche Zulage
entfallt ferner, wenn die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter einen Anspruch auf
Bezug einer ungekurzten Altersrente nach §§ 236, 236a oder 237a SGB VI oder einer
entsprechenden Leistung einer berufsstandischen Versorgungseinrichtung im Sinne
des § 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI oder der Zusatzversorgung hat.

Bei Vergltungssicherung nach den vorstehenden Absatzen finden die Vorschriften
tiber die Anderungskiindigung keine Anwendung.

0
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§7
Abfindung

'Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter, die oder der auf Veranlassung des
Dienstgebers im gegenseitigen Einvernehmen oder aufgrund einer Kiindigung
durch den Dienstgeber aus dem Arbeitsverhaltnis ausscheidet, erhalt nach MaBgabe
folgender Tabelle eine Abfindung:

Beschiftigungs \I::Izetll::eten nach vollendetem

Zeit 40. 40. 45, '50. 55.

(§ 40 111 KAVO) Lebensjahr Lebensjahr

Monatsbeziige

3 Jahre - 2 2 3 3
5 Jahre 2 3 3 4 5
7 Jahre 3 4 5 6 7
9 Jahre 4 5 6 7 9
11 Jahre 5 6 7 9 11
13 Jahre 6 7 8 10 12
15 Jahre 7 8 9 11 13
17 Jahre 8 9 10 12 14
19 Jahre 9 10 11 13 15
21 Jahre 10 11 12 14 16
23 Jahre - 12 13 15 17
25 Jahre - 13 14 16 18

’Monatsbezug ist der Betrag, der der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter als
Verglitung (8 19 KAVO) im letzten Kalendermonat vor dem Ausscheiden
zugestanden hat oder zugestanden hatte.

'Der Anspruch auf Abfindung entsteht am Tag nach der Beendigung des

Arbeitsverhaltnisses. Hat der Dienstgeber das Arbeitsverhaltnis geklindigt, wird die

Abfindung erst fallig, wenn die Frist zur Erhebung der Kiindigungsschutzklage

abgelaufen ist oder, falls die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter

Kindigungsschutzklage erhoben hat, endgliltig feststeht, dass die Mitarbeiterin

oder der Mitarbeiter ausgeschieden ist.

Die Abfindung steht nicht zu, wenn

a) die Kindigung aus einem von der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter zu
vertretenden Grund (z. B. Ablehnung eines angebotenen Arbeitsplatzes
entgegen § 3 Abs. 6, Ablehnung der Fortbildung bzw. Umschulung entgegen
§ 4 Abs. 1 Unterabsatz 2) erfolgt ist oder

b) die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter im Einvernehmen mit dem Dienstgeber
aus dem Arbeitsverhaltnis ausgeschieden ist, weil sie oder er von einem
anderen Dienstgeber im kirchlichen oder 6ffentlichen Dienst Gbernommen
wird.
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(4)

(M)

(@)

3)

(M)

(@)

Neben der Abfindung steht Ubergangsgeld nach der KAVO nicht zu.

§8
Personliche Anspruchsvoraussetzungen

'Anspriiche aus dieser Verordnung bestehen nicht, wenn die Mitarbeiterin oder der
Mitarbeiter erwerbsgemindert im Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung ist
oder die Voraussetzungen fir den Bezug einer Rente wegen Alters aus der
gesetzlichen Rentenversicherung vor Vollendung des 65. Lebensjahres oder einer
entsprechenden Leistung einer berufsstandigen Versorgungseinrichtung i.S.d. § 6
Abs. 1 Nr. 1 SGB VI oder der Zusatzversorgung erfillt. ?Satz 1 gilt nicht fir eine
Mitarbeiterin, die die Voraussetzungen fiir den Bezug einer Altersrente nach § 237a
SGB VI erfiillt, solange ihre Versorgungsrente nach § 55 Abs. 6 der Satzung der KZVK
oder entsprechenden Vorschriften ruhen wiirde.

Besteht ein Anspruch auf Abfindung und wird die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter
das 65. Lebensjahr innerhalb eines Zeitraumes vollenden, der kleiner ist als die der
Abfindung zugrundeliegende Zahl der Monatsbeziige, oder ist absehbar, dass
innerhalb dieses Zeitraumes einer der Tatbestande des Abs. 1 eintritt, verringert sich
die Abfindung entsprechend.

Tritt die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter innerhalb eines Zeitraumes, der kleiner
ist als die der Abfindung zugrundeliegende Zahl der Monatsbeziige, in ein
Arbeitsverhaltnis bei einem kirchlichen oder 6ffentlichen Dienstgeber ein, verringert
sich die Abfindung entsprechend. Der Uberzahlte Betrag ist zurlickzuzahlen.

§9
Anrechnungsvorschrift

Leistungen, die der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter nach anderen
Bestimmungen zu den gleichen Zwecken gewahrt werden, sind auf die Anspriche
nach diesen Regelungen anzurechnen. ?Dies gilt insbesondere fiir gesetzliche oder
durch Vertrag vereinbarte Abfindungsanspriiche gegen den Dienstgeber (z. B. §§ 9,
10 Kiindigungsschutzgesetz).

'Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter ist verpflichtet, die ihr oder ihm nach
anderen Bestimmungen zu den gleichen Zwecken zustehenden Leistungen Dritter
zu beantragen. ?Sie oder er hat den Dienstgeber von der Antragstellung und von
den hierauf beruhenden Entscheidungen sowie von allen ihr oder ihm gewahrten
Leistungen im Sinne des Abs. 1 unverziglich zu unterrichten.

3Kommt die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter ihren oder seinen Verpflichtungen
nach Unterabsatz 1 trotz Belehrung nicht nach, stehen ihr oder ihm Anspriiche nach
diesen Regelungen nicht zu.

131



Anlage 11 - Regelungen fiir das Schlichtungsverfahren

(M)

@)

(M)

(@)

(M

(@)

Anlage 11

Regelungen fiir das Schlichtungsverfahren in
arbeitsvertraglichen Angelegenheiten (§ 42 KAVO)

- Arbeitsrechtliche Vermittlungsstelle -

(KA 2008 Nr. 38, gedindert durch KA 2013 Nr. Nr. 179, S. 258)

1. Teil
Allgemeines

§1
Name, Sitz

Beim Bischoflichen Generalvikariat in  Trier besteht eine Arbeitsrechtliche
Vermittlungsstelle, deren Aufgabe es ist, auf die gutliche Beilegung von
arbeitsvertraglichen Streitigkeiten zwischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und
Dienstgebern hinzuwirken.

Sitz und Geschaftsstelle sind beim Bischoflichen Generalvikariat, Hinter dem Dom 6,
54290 Trier.

§2
Zustindigkeit

Die  Arbeitsrechtliche  Vermittlungsstelle kann angerufen werden bei
arbeitsvertraglichen Streitigkeiten zwischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und
Dienstgebern im Geltungsbereich der KAVO.

'Die Zustandigkeit der Arbeitsgerichte bleibt von dieser Ordnung unberihrt.
’Gesetzliche Fristen fur die Anrufung des Arbeitsgerichtes werden durch die
Anrufung der Arbeitsrechtlichen Vermittlungsstelle nicht gewahrt.

§3
Zusammensetzung

Die Arbeitsrechtliche Vermittlungsstelle besteht aus zwei Vorsitzenden sowie den
nach § 4 Abs. 2 bestellten Beisitzerinnen und Beisitzern und stellvertretenden
Beisitzerinnen und Beisitzern.

Die Vorsitzenden

a. mussen die Befdhigung zum Richteramt haben,

b. dirfen weder im kirchlichen Dienst stehen noch dem Leitungsorgan einer
kirchlichen Korperschaft oder eines anderen Tragers einer kirchlichen
Einrichtung angehoren,

c. mussen der katholischen Kirche angehdren und
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3)

(M)

)

3)

(4)

()

d. durfen in der Ausliibung ihrer Gliedschaftsrechte nicht gehindert sein.

'Die Beisitzerin oder der Beisitzer und die stellvertretende Beisitzerin oder der
stellvertretende Beisitzer der Dienstgeberseite missen die Voraussetzungen fir die
Mitgliedschaft in der Bistums-KODA, die Beisitzerin oder der Beisitzer und die
stellvertretende Beisitzerin oder der stellvertretende Beisitzer der Mitarbeiterseite
die Voraussetzungen fir die Wahlbarkeit zur Mitarbeitervertretung nach der
Mitarbeitervertretungsordnung erfillen. 2Sie  missen im Dienst eines
Anstellungstragers nach § 2 Abs. 1 Buchstabe a bis c stehen.

§4
Wahl, Bestellung und Amtszeit der Mitglieder
der Arbeitsrechtlichen Vermittlungsstelle

'Die Vorsitzenden werden von der Bistums-KODA nach einer Aussprache mit drei
Viertel der Gesamtheit ihrer Mitglieder in einem gemeinsamen Wahlgang geheim
gewahlt. ’Kommt in den ersten beiden Wahlgangen diese Mehrheit nicht zustande,
reicht im dritten Wahlgang die einfache Mehrheit der Stimmen. 3§ 19 Absatz 3 der
Bistums-KODA-Ordnung findet Anwendung. *Wird auch diese nicht erreicht, wahlen
die Dienstgeber- und die Mitarbeiterseite getrennt je einen Vorsitzenden mit
mindestens der Mehrheit ihrer Stimmen. *Wahlt eine Seite keinen Vorsitzenden, ist
nur der andere Vorsitzender des Vermittlungsausschusses.

Eine Beisitzerin oder ein Beisitzer und deren Stellvertreterin oder Stellvertreter
werden jeweils von der Dienstgeberseite und von der Mitarbeiterseite der Bistums-
KODA bestellt.

'Die Amtszeit der Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Vermittlungsstelle betragt vier
Jahre. °Sie beginnt, sobald die Beisitzerinnen oder Beisitzer bestellt und die
Vorsitzenden gewahlt worden sind. *Wiederwahl und Neubestellung sind zulassig.*
'Ein Mitglied der Arbeitsrechtlichen Vermittlungsstelle kann jederzeit sein Amt
niederlegen. °Die Amtszeit endet auch vorzeitig, wenn das Fehlen oder der Wegfall
einer Voraussetzung fur seine Mitgliedschaft bekannt wird. 3Bei vorzeitigem
Ausscheiden findet fir den Rest der Amtszeit eine Nachwahl bzw. eine
Nachbestellung statt.

Die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Vermittlungsstelle bleiben nach Ablauf der
Amtszeit nach Abs. 3 bis zur Neuwahl bzw. Bestellung der Nachfolgerinnen oder
Nachfolger im Amt.

*Protokollerkldrung zu Absatz 3:

Die zum Zeitpunkt des Beginns der neuen Amtszeit noch anhangigen Verfahren
werden von der Arbeitsrechtlichen Vermittlungsstelle in der bisherigen Besetzung zu
Ende geflhrt.

(M)

§5
Rechtsstellung der Mitglieder der
Arbeitsrechtlichen Vermittlungsstelle

Die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Vermittlungsstelle sind unabhéngig und nur
an das Recht und ihr Gewissen gebunden. %Sie diirfen in der Ubernahme oder
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(@)

3)

(@)

Q)

@)

(M)

(@)

Ausibung ihres Amtes weder beschrankt, benachteiligt noch bevorzugt werden.
3Sie unterliegen der Schweigepflicht auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt.
'Die Tatigkeit der Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Vermittlungsstelle ist
ehrenamtlich. ?Die Mitglieder erhalten Auslagenersatz gemaB den im Bistum Trier
jeweils geltenden reisekostenrechtlichen Vorschriften. 3Den beiden Vorsitzenden
kann eine Aufwandsentschadigung gewahrt werden.

Die Beisitzerinnen und Beisitzer werden fir die Vorbereitung und Teilnahme an
Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Vermittlungsstelle im notwendigen Umfang von
ihrer dienstlichen Tatigkeit freigestellt.

2. Teil
Allgemeine Verfahrensvorschriften

§6
Verfahrensgrundsatze

Die Arbeitsrechtliche Vermittlungsstelle wird nur auf Antrag einer Mitarbeiterin oder
eines Mitarbeiters oder eines Dienstgebers tatig.

Die Arbeitsrechtliche Vermittlungsstelle tritt zusammen und entscheidet entweder
in der Besetzung mit einem der beiden Vorsitzenden (§ 11) oder in der Besetzung
mit einem der beiden Vorsitzenden und je einer Beisitzerin oder einem Beisitzer der
Dienstgeber- und Mitarbeiterseite (§ 13). 2Die jeweilige Zustandigkeit der oder des
Vorsitzenden ergibt sich aus einem Geschaftsverteilungsplan, der von den beiden
Vorsitzenden festgelegt und der Bistums-KODA bekannt gegeben wird. 3Im Falle
der Verhinderung treten an die Stellen der genannten Personen die jeweiligen
Stellvertreter.

§7
Bevollmachtigte

Fir die Beteiligten sind in jeder Phase des Verfahrens Bevollméachtigte oder
Beistande zugelassen.

Die oder der Vorsitzende kann das persdnliche Erscheinen der Beteiligten in jeder
Phase des Verfahrens anordnen, wenn dies zur Aufklarung des Sachverhaltes
geboten erscheint.

§8
Kosten und Auslagen

'Das Verfahren vor der Arbeitsrechtlichen Vermittlungsstelle ist kostenfrei. 2Die
durch das Tatigwerden der Arbeitsrechtlichen Vermittlungsstelle entstehenden
Kosten tragt das Bistum Trier.

Jeder Verfahrensbeteiligte tragt seine Auslagen selbst. 2Die notwendigen Auslagen
fur die von der Arbeitsrechtlichen Vermittlungsstelle geladenen oder vernommen
Zeugen und Sachverstandigen tragt das Bistum Trier.
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(M

)

3)

(@)

(M)

(@)

3. Teil
Besondere Verfahrensvorschriften

1. Abschnitt
Gemeinsame Vorschriften

§9
Einleitung des Verfahrens

Der Antrag auf Einleitung eines arbeitsrechtlichen Vermittlungsverfahrens ist
schriftlich Gber die Geschéftsstelle an die oder den Vorsitzenden zu richten.

Der Antrag soll die Antragstellerin oder den Antragsteller, die Antragsgegnerin oder
den Antragsgegner und den Streitgegenstand bezeichnen und eine Begriindung
enthalten.

Die oder der Vorsitzende tbersendet den Antrag an die Antragsgegnerin oder den
Antragsgegner und bestimmt eine Frist zur schriftlichen Erwiderung.

§10
Vorbereitung des Vermittlungsverfahrens

'Die oder der Vorsitzende Gbermittelt die Antragserwiderung an die Antragstellerin
oder den Antragsteller. °2Die oder der Vorsitzende kann einen Termin bestimmen,
bis zu dem abschlieBend schriftsatzlich vorzutragen ist.

Die oder der Vorsitzende hat in jeder Phase des Verfahrens auf eine gltliche
Einigung hinzuwirken.

2. Abschnitt
Verfahren vor der oder dem Vorsitzenden

§11
Schriftliches Verfahren / Einigung / Einstellung

'Sieht die oder der Vorsitzende nach Eingang der Antragserwiderungsschrift auf
Grund der Aktenlage eine Einigungsmoglichkeit, unterbreitet sie oder er den
Beteiligten schriftlich einen begrindeten Einigungsvorschlag. 2Die oder der
Vorsitzende kann den Beteiligten eine Frist zur schriftlichen AuBerung setzen und
einen Termin zur mindlichen Verhandlung vor der oder dem Vorsitzenden
anberaumen.

'Erfolgt eine Einigung, beurkundet die oder der Vorsitzende dies auf dem
Einigungsvorschlag und Ubersendet den Beteiligten eine Abschrift desselben.
’Erfolgt keine Einigung bzw. sieht die oder der Vorsitzende keine
Einigungsmaoglichkeit nach Abs. 1 Satz 1, beraumt sie oder er auf Antrag eines
Verfahrensbeteiligten einen Termin zur mindlichen Verhandlung vor der
Arbeitsrechtlichen Vermittlungsstelle an. 3Wird kein Antrag gestellt, stellt die oder
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der Vorsitzende das Scheitern des Vermittlungsverfahrens fest und stellt das
Verfahren ein.

3. Abschnitt
Verfahren vor der Arbeitsrechtlichen Vermittlungsstelle

§12
Vorbereitung des Vermittlungstermins

'Die oder der Vorsitzende bestimmt den Termin zur miindlichen Verhandlung vor der
Arbeitsrechtlichen Vermittlungsstelle und veranlasst unter Einhaltung einer
angemessenen Ladungsfrist die Ladung der Beteiligten und der Bevollmachtigten.
2Soweit nach Aktenlage der Sachverhalt streitig ist, veranlasst die oder der Vorsitzende
die Ladung der fiir den streitigen Sachverhalt benannten Zeugen bzw. die
Herbeischaffung der anderen Beweismittel.

§13
Miindliche Verhandlung

(1) Die Verhandlung vor der Arbeitsrechtlichen Vermittlungsstelle ist nicht 6ffentlich.

(2) In der mindlichen Verhandlung ist eine Einigung zwischen den Beteiligten
anzustreben.

(3) Die Arbeitsrechtliche Vermittlungsstelle erortert mit den Beteiligten das gesamte
Streitverhaltnis und gibt ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme.

(4) Kommt eine Einigung im Verhandlungstermin nicht zu Stande, unterbreitet die
Arbeitsrechtliche Vermittlungsstelle einen schriftlichen Einigungsvorschlag, zu dem
die Beteiligten innerhalb einer von der Arbeitsrechtlichen Vermittlungsstelle zu
bestimmenden Frist schriftlich Stellung zu nehmen haben.

(5) Uber das Ergebnis der miindlichen Verhandlung ist ein Protokoll zu fertigen, das
von den Mitgliedern der Arbeitsrechtlichen Vermittlungsstelle zu unterzeichnen und
den Beteiligten zuzusenden ist.

(6) 'Wird der Einigungsvorschlag von einem Beteiligten nicht oder nicht fristgerecht
angenommen, stellt die oder der Vorsitzende das Scheitern des Verfahrens fest und
stellt das Verfahren ein. ?Die Einstellungsverfligung ist zu begriinden.

§14
Einstellungsverfiigung

(1) Die Einstellungsverfigung enthalt:
a. die Bezeichnung der Beteiligten und ihre Bevollmachtigten,
b. die Namen der Dbetelligten Mitglieder der Arbeitsrechtlichen
Vermittlungsstelle,
c. den Tag der letzten mindlichen Verhandlung,
d. den Einigungsvorschlag,
e. gegebenenfalls die abschlieBende Stellungnahme der Beteiligten.
(2) 'Die Einstellungsverfligung ist den Beteiligten in vollstandiger Form binnen eines
Monats nach der letzten mindlichen Verhandlung zuzustellen. 2Sie ist von den
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Mitgliedern der Arbeitsrechtlichen Vermittlungsstelle, die an dem Verfahren
mitgewirkt haben, zu unterschreiben.
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Anlage 12

Uberleitungs- und Besitzstandsbestimmungen
gemafB § 48 Absatz 1 und 3 KAVO

(KA 2008, Nr. 38; gedndert durch KA 2008 Nr. 108; KA 2008 Nr. 228; KA 2010 Nr. 173;
KA 2070 Nr. 213; KA 2011 Nr. 3; KA 2012 Nr. 164, KA 2014 Nr. 143, KA 2016 Nr. 229
und KA 2017 Nr. 4)

I. Allgemeine Bestimmungen

§1
Geltungsbereich

(1) 'Diese Bestimmungen gelten fir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die am 30.
September 2005 schon und am 1. Oktober 2005 noch in einem Arbeitsverhaltnis
stehen, auf das die KAVO Anwendung findet, fir die Dauer des ununterbrochen
fortbestehenden Arbeitsverhéltnisses. 2Diese Bestimmungen gelten auch fir solche
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die am 30. September 2005 schon und am
1. Oktober 2005 noch in einem Arbeitsverhdltnis stehen, auf das die KAVO
Anwendung findet, wenn dieses Arbeitsverhaltnis beendet wird und sich ein neues
Arbeitsverhaltnis, auf das die KAVO Anwendung findet, unmittelbar anschlieft,
sowie fir jedes weitere sich unmittelbar anschlieBende Arbeitsverhaltnis, auf das die
KAVO Anwendung findet.

(2) Nur soweit nachfolgend ausdriicklich bestimmt, gelten diese Bestimmungen auch
fur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, deren Arbeitsverhaltnis zu einem Dienstgeber
im Sinne von § 1 Absatz 1 KAVO nach dem 30. September 2005 beginnt.

(3) Die Uberleitung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Erziehungsdienst in die
Anlage 4c erfolgt nach den Vorschriften des Abschnitts IV.

Protokollerklarung zu § 1 Absatz 1
Unterbrechungen von bis zu sechs Monaten sind unschadlich.

Il. Uberleitungsregelungen

§2
Zuordnung der Vergiitungsgruppen

(1) Fir die Uberleitung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in die ab 1. Oktober 2005
geltende Entgelttabelle (Anlage 5) wird ihre Vergutungsgruppe gemaB3 Anlage 12a
den Entgeltgruppen der Tabelle zugeordnet.
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@)

(M)

@)

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die im Oktober 2005 bei Fortgeltung des
bisherigen Rechts die Voraussetzungen fir einen Bewahrungs- oder
Tatigkeitsaufstieg erfiillt hatten, werden fiir die Uberleitung so behandelt, als waren
sie bereits im September 2005 hdéhergruppiert worden.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die im Oktober 2005 bei Fortgeltung des
bisherigen Rechts in eine niedrigere Vergltungsgruppe eingruppiert worden waren,
werden fiir die Uberleitung so behandelt, als wéren sie bereits im September 2005
herabgruppiert worden.

§3
Vergleichsentgelt

Fur die Zuordnung zu den Stufen der Entgelttabelle wird fiir die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter nach § 2 ein Vergleichsentgelt auf der Grundlage der im September
2005 erhaltenen Bezlige gemaB den Absatzen 2 bis 6 gebildet.

Das Vergleichsentgelt setzt sich aus Grundvergiitung, allgemeiner Zulage und
Ortszuschlag der Stufe 1 oder 2 zusammen. ?Ist der Ehegatte in voller Hohe der
Stufe 2 ortszuschlagsberechtigt oder nach beamtenrechtlichen Grundsatzen
familienzuschlagsberechtigt, wird nur die Stufe 1 zu Grunde gelegt. 3Hat der
Ehegatte als Teilzeitbeschaftigter Anspruch auf einen anteiligen Ortszuschlag oder
Familienzuschlag, geht der jeweilige Differenzbetrag zwischen der Stufe 1 und 2 in
das Vergleichsentgelt ein. “Findet auf den Ehegatten am 1. Oktober 2005 der
Tarifvertrag fir den 6ffentlichen Dienst (TVOD) oder die KAVO Anwendung, geht der
jeweils individuell zustehende Teil des Unterschiedsbetrages zwischen den Stufen 1
und 2 des Ortszuschlages in das Vergleichsentgelt ein. °Ferner flieBen im September
2005 nach der KAVO zustehende Funktionszulagen insoweit in das
Vergleichsentgelt ein, als sie in der KAVO ab dem 1. Oktober 2005 nicht mehr
vorgesehen  sind.  ®Erhalten  Mitarbeiterinnen  oder  Mitarbeiter  eine
Gesamtvergutung (§ 26 KAVO in der am 30. September 2005 gultigen Fassung),
bildet diese das Vergleichsentgelt. ’Erhalten Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter im
Sinne des § 1 Abs. 1 Beziige gemaB § 43 KAVO in der bis zum 31. Januar 2008
geltenden Fassung, werden diese bis auf weiteres unverandert als zu verrechnender
Abschlag auf das Entgelt, das ihnen nach der noch zu erzielenden kiinftigen
Regelung zusteht, gezahlt.

Protokollerklarungen zu Absatz 2 Satz 2 und 4:

1. Findet die KAVO am 1. Oktober 2005 firr beide Beschaftigte Anwendung und
hat einer der beiden im September 2005 keine Beziige erhalten wegen
Elternzeit, Wehr- oder Zivildienstes, Sonderurlaubs, bei dem der Dienstgeber
vor Antritt ein dienstliches oder betriebliches Interesse an der Beurlaubung
anerkannt hat, Bezuges einer Rente auf Zeit wegen verminderter
Erwerbsfahigkeit oder wegen Ablaufs der Krankenbezugsfristen, erhalt die
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter zusatzlich zu ihrem bzw. seinem Entgelt den
Differenzbetrag zwischen dem ihr bzw. ihm im September 2005 individuell
zustehenden Unterschiedsbetrages zwischen der Stufe 1 und 2 des
Ortszuschlages und dem vollen Unterschiedsbetrag als Besitzstandszulage.
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3)

(4)

2. Hat die andere ortszuschlagsberechtigte oder nach beamtenrechtlichen
Grundsatzen familienzuschlagsberechtigte Person im September 2005 aus den
in Nr. 1 genannten Griinden keine Bezlige erhalten, erhalt die oder der in das
neue Entgeltsystem der KAVO Ubergeleitete Mitarbeiterin bzw. Mitarbeiter
zusatzlich zu ihrem bzw. seinem Entgelt den vollen Unterschiedsbetrag
zwischen der bzw. seinem Entgelt den vollen Unterschiedsbetrag zwischen der
Stufe 1 und der Stufe 2 des Ortszuschlages als Besitzstandszulage.

3. TIst die andere ortszuschlagsberechtigte oder familienzuschlagsberechtigte
Person im September 2005 aus dem kirchlichen Dienst ausgeschieden, ist das
Tabellenentgelt ab dem 1. Juli 2008 auf Antrag neu zu ermitteln. 2Basis ist dabei
die Stufenzuordnung nach § 4 Absatz 1 Satz 2, die sich zum 1. Oktober 2007
ergeben hatte, wenn das Vergleichsentgelt unter Berlicksichtigung der Stufe 2
des Ortszuschlages gebildet worden ware.

4. Die Besitzstandszulage nach den Nrn. 1 und 2 oder das neu ermittelte
Tabellenentgelt nach Nr. 3 wird auf einen bis zum 31. Marz 2009 zu stellenden
schriftlichen Antrag (Ausschlussfrist) vom 1. Juli 2008 an gezahit.

5 In den Fallen der Nrn. 1 und 2 wird bei Stufensteigerungen und
Hohergruppierungen der Unterschiedsbetrag zum bisherigen Entgelt auf die
Besitzstandszulage angerechnet.

Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter hat das Vorliegen der Voraussetzungen der

Nrn. 1 und 2 nachzuweisen und Anderungen anzuzeigen. Die Besitzstandszulage

nach den Nrn. 1 und 2 entfdllt mit Ablauf des Monats, in dem die andere

Mitarbeiterin oder der andere Mitarbeiter die Arbeit wieder aufnimmt.

'Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die im Oktober 2005 bei Fortgeltung des

bisherigen Rechts die Grundvergiitung der nachsthoheren Stufe erhalten hatten,

werden fir die Bemessung des Vergleichsentgelts so behandelt, als ware der

Stufenaufstieg bereits im September 2005 erfolgt. 2§ 2 Abs. 2 und 3 gelten bei der

Bemessung des Vergleichsentgeltes entsprechend. 3Fallt bei Mitarbeiterinnen und

Mitarbeitern im Oktober 2005 eine Stufensteigerung mit einer Héhergruppierung

zusammen, ist zunachst die Stufensteigerung in der bisherigen Vergiitungsgruppe

und danach die Hohergruppierung durchzufiihren.

'Bei teilzeitbeschaftigten  Mitarbeiterinnen und  Mitarbeitern  wird das

Vergleichsentgelt auf der Grundlage einer oder eines vergleichbaren

Vollzeitbeschaftigten bestimmt. 2Sodann wird nach der Stufenzuordnung das

zustehende Entgelt zeitratierlich berechnet (§ 27 Abs. 2). 3Diese zeitratierliche

Kirzung des auf den Ehegattenanteil im Ortszuschlag entfallenden Betrages

unterbleibt nach MaBgabe des § 25 Abschnitt B Abs. 5 Satz 2 KAVO in der bis zum

30. September 2005 geltenden Fassung.

FUr Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nicht fir alle Tage im September 2005

oder fir keinen Tag des Monats Bezlige erhalten, wird das Vergleichsentgelt so

bestimmt, als hatten sie fiir alle Tage dieses Monats Bezlige erhalten; in den Fallen

des § 24 Abschnitt A Abs. 3 Unterabsatz 6 KAVO in der bis zum 31. Januar 2008

geltenden Fassung werden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fiur das

Vergleichsentgelt so gestellt, als hatten sie am 1. September 2005 die Arbeit wieder

aufgenommen.
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(6)

(M

)

(3)

(4)

Abweichend von den Absatzen 2 bis 5 wird bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern,
die gemal § 24 Abs. 9 KAVO in der am 30. September 2005 gultigen Fassung den
Unterschiedsbetrag zwischen der Grundvergutung ihrer bisherigen zur
nachsthoheren Stufe im September 2005 nur zur Halfte erhalten, fir die
Bestimmung des Vergleichsentgelts die volle Grundvergitung aus der
nachsthoheren Stufe zu Grunde gelegt.

§4
Stufenzuordnung

'Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden einer ihrem Vergleichsentgelt
entsprechenden individuellen Zwischenstufe der gemaB § 2 bestimmten
Entgeltgruppe zugeordnet. 2Zum 1. Oktober 2007 steigen diese Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter in die dem Betrag nach nachsthohere regulare Stufe ihrer
Entgeltgruppe auf. 3Der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den Bestimmungen
der KAVO.

Protokollerklarung zu § 4 Absatz 1:
Das Entgelt der individuellen Zwischenstufe fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
die unter die Anlage 5a fallen, erhéht sich zum 1. Januar 2009 um 2,8 v.H.

'Werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor dem 1. Oktober 2007 héhergruppiert
(nach &8 5 Abs. 1, § 6 Abs. 3 Buchstabe a oder auf Grund einer mit einer hoheren
Entgeltgruppe bewerteten Tatigkeit), so erhalten sie in der hdheren Entgeltgruppe
Entgelt nach der reguldren Stufe, deren Betrag mindestens der individuellen
Zwischenstufe entspricht, jedoch nicht weniger als das Entgelt der Stufe 2; der
weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den Regelungen der KAVO. ?In den Fallen
des Satzes 1 gilt § 21 Abs. 4 Satz 2 KAVO entsprechend. *Werden Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter vor dem 1. Oktober 2007 herabgruppiert, werden sie in der
niedrigeren Entgeltgruppe derjenigen individuellen Zwischenstufe zugeordnet, die
sich bei Herabgruppierung im September 2005 ergeben hatte; der weitere
Stufenaufstieg richtet sich nach Abs. 1 Satz 2 und 3.

'Liegt das Vergleichsentgelt Gber der hochsten Stufe der gemal § 2 bestimmten
Entgeltgruppe, werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter abweichend von Abs. 1
einer dem Vergleichsentgelt entsprechenden individuellen Endstufe zugeordnet.
’Werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus einer individuellen Endstufe
hohergruppiert, so erhalten sie in der hoheren Entgeltgruppe mindestens den
Betrag, der ihrer bisherigen individuellen Endstufe entspricht. 3im Ubrigen gilt Abs.
2 entsprechend. “Die individuelle Endstufe verandert sich um denselben
Vomhundertsatz bzw. in demselben Umfang wie die héchste Stufe der jeweiligen
Entgeltgruppe.

'Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, deren Vergleichsentgelt niedriger ist als das
Entgelt in der Stufe 2, werden abweichend von Abs. 1 der Stufe 2 zugeordnet. 2Der
weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den Regelungen der KAVO. 3Abweichend
von Satz 1 werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, denen am 30. September 2005
eine in der Anlage 1a zur KAVO in der bis zum 31. Januar 2008 geltenden Fassung
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(M

@)

durch die Eingruppierung in Vergitungsgruppe Vb mit Aufstieg nach IVb und IVa
abgebildete Tatigkeit Ubertragen ist, der Stufe 1 der Entgeltgruppe 10 zugeordnet.

lll. Besitzstandsregelungen

§5
Bewdhrungs- und Tatigkeitsaufstiege

'In eine der Entgeltgruppen 3, 5, 6 oder 8 Ubergeleitete Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, die am 1. Oktober 2005 bei Fortgeltung des bisherigen Rechts die fir
eine Hohergruppierung erforderliche Zeit der Bewahrung oder Tatigkeit zur Halfte
erfillt haben, sind zu dem Zeitpunkt, zu dem sie nach bisherigem Recht
hohergruppiert waren, in die nachsthéhere Entgeltgruppe eingruppiert.
?Abweichend von Satz 1 erfolgt die Hohergruppierung in die Entgeltgruppe 5, wenn
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus der Vergltungsgruppe K VIII mit
ausstehendem Aufstieg nach Verglitungsgruppe K VIl Gibergeleitet worden sind; sie
erfolgt in die Entgeltgruppe 8, wenn die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus der
Vergltungsgruppe VIb mit ausstehendem Aufstieg nach Vergutungsgruppe Vc
Ubergeleitet worden sind. 3Voraussetzung fir die Hohergruppierung nach Satz 1
und 2 ist, dass
e zum individuellen Aufstiegszeitpunkt keine Anhaltspunkte vorliegen, die bei
Fortgeltung des bisherigen Rechts einer Hoéhergruppierung
entgegengestanden hatten, und
e bis zum individuellen Aufstiegszeitpunkt nach Satz 1 weiterhin eine Tatigkeit
auszuliben ist, die diesen Aufstieg ermdglicht hatte.
“Die Satze 1 bis 3 gelten nicht in den Féllen des & 2 Abs. 2. °Erfolgt die
Hohergruppierung vor dem 1. Oktober 2007, gilt — gegebenenfalls unter
Berticksichtigung des Satzes 2 - § 4 Abs. 2 Satz 1 entsprechend.
'In eine der Entgeltgruppen 2 sowie 9 bis 11 Ubergeleitete Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, die am 1. Oktober 2005 bei Fortgeltung des bisherigen Rechts die fur
eine Hohergruppierung erforderliche Zeit der Bewahrung oder Tatigkeit zur Halfte
erflllt haben, und in der Zeit zwischen dem 1. November 2005 und 30. September
2007 hohergruppiert waren, erhalten ab dem Zeitpunkt, zu dem sie nach bisherigem
Recht hohergruppiert waren, in ihrer bisherigen Entgeltgruppe Entgelt nach
derjenigen individuellen Zwischen- bzw. Endstufe, die sich ergeben hatte, wenn sich
ihr Vergleichsentgelt (8§ 3) nach der Vergiitung auf Grund der Hohergruppierung
bestimmt hatte. °2Die Neuberechnung des Vergleichsentgelts fihrt nicht zu einem
Wechsel der Entgeltgruppe. Voraussetzung fir den Stufenaufstieg ist, dass
e zum individuellen Aufstiegszeitpunkt keine Anhaltspunkte vorliegen, die bei
Fortgeltung des bisherigen Rechts einer Hohergruppierung
entgegengestanden hatten, und
e bis zum individuellen Aufstiegszeitpunkt nach Satz 1 weiterhin eine Tatigkeit
auszuliben ist, die diesen Aufstieg ermdglicht hatte.
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(3)

(M)

(@)

“4Ein etwaiger Strukturausgleich wird ab dem individuellen Aufstiegszeitpunkt nicht
gezahlt. °Der weitere Stufenaufstieg richtet sich bei Zuordnung zu einer
individuellen Zwischenstufe nach § 4 Abs. 1. 6§ 2 Abs. 2 bleibt unberiihrt.
'Abweichend von Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 gelten die Absatze 1 bzw. 2
entsprechend fir Ubergeleitete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die bei
Fortgeltung des bisherigen Rechts bis spatestens 31. Dezember 2016 wegen
Erfullung der erforderlichen Zeit der Bewahrung oder Tatigkeit hdhergruppiert
worden waren, unabhangig davon, ob die Halfte der erforderlichen Bewahrungs-
oder Tatigkeitszeit am Stichtag erflllt ist. ?In den Fallen des Absatzes 2 Satz 1
erhalten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in der Zeit zwischen dem 1. Oktober
2007 und dem 31.Dezember 2016 bei Fortgeltung des bisherigen Rechts
hohergruppiert worden waren, in ihrer bisherigen Entgeltgruppe Entgelt nach
derjenigen individuellen Zwischen- oder Endstufe, die sich aus der Summe des
bisherigen  Tabellenentgelts und dem nach Absatz 2 ermittelten
Hohergruppierungsgewinn nach bisherigem Recht ergibt; die Stufenlaufzeit bleibt
hiervon unberthrt. 3Bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit individueller Endstufe
erhoht sich in diesen Fallen ihre individuelle Endstufe um den nach bisherigem Recht
ermittelten Hohergruppierungsgewinn. 4§ 4 Absatz 3 Satz 4 gilt entsprechend.

Protokollerklarungen zu Absatz 3:

1. Ware die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter bei Fortgeltung des bisherigen
Rechts in der Zeit vom 1. Oktober 2007 bis 31. Dezember 2007 wegen der
Erflllung der Voraussetzungen des Absatzes 3 hohergruppiert worden, findet
Absatz 3 vom 1. Januar 2008 an Anwendung.

2. Die individuelle  Zwischenstufe verandert sich bei allgemeinen
Entgeltanpassungen nach dem 31. Dezember 2009 um den von der KODA fir
die jeweilige Entgeltgruppe festgelegten Vomhundertsatz.

§6
Vergiitungsgruppenzulagen

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, denen am 30. September 2005 nach Anlage 1a
zur KAVO in der bis zum 31. Januar 2008 geltenden Fassung eine
Vergltungsgruppenzulage zusteht, erhalten in der Entgeltgruppe, in die sie
ubergeleitet werden, eine Besitzstandszulage in Hohe der
Vergutungsgruppenzulage.
'Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die bei Fortgeltung des bisherigen Rechts nach
dem 30. September 2005 eine Vergltungsgruppenzulage ohne vorausgehenden
Bewahrungs- oder Tatigkeitsaufstieg erreicht hatten, erhalten ab dem Zeitpunkt, zu
dem lhnen die Zulage nach bisherigem Recht zugestanden hatte, eine
Besitzstandszulage. 2Die Hohe der Besitzstandszulage bemisst sich nach dem
Betrag, der als VerglUtungsgruppenzulage zu zahlen gewesen ware, wenn diese
bereits am 30. September 2005 zugestanden héatte. 3Voraussetzung ist, dass
e am 1. Oktober 2005 die fiir die Vergltungsgruppenzulage erforderliche Zeit
der Bewahrung nach MaBgabe des § 21 a KAVO in der am 30. September 2005
glltigen Fassung zur Halfte erfullt ist,
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e zu diesem Zeitpunkt keine Anhaltspunkte vorliegen, die bei Fortgeltung des
bisherigen Rechts der Vergltungsgruppenzulage entgegengestanden hatten
und

e biszum individuellen Zeitpunkt nach Satz 1 weiterhin eine Tatigkeit auszuiiben
ist, die zu der Vergltungsgruppenzulage gefiihrt hatte.

(2a) 'Absatz 2 gilt entsprechend fir Gibergeleitete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die

3)

(4)

bei Fortgeltung des bisherigen Rechts bis spatestens zum 31. Dezember 2016
wegen Erflllung der erforderlichen Bewahrung oder Tatigkeit die Voraussetzungen
der Vergltungsgruppenzulage erfillt hatten, unabhangig davon, ob die Halfte der
erforderlichen Zeit der Bewahrung oder Tatigkeit am Stichtag nicht erfillt ist. 2Die
Protokollerklarung Nr. 1 zu § 5 Absatz 3 gilt entsprechend.

Fur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die bei Fortgeltung des bisherigen Rechts
nach dem 30. September 2005 im Anschluss an einen Aufstieg eine
Vergltungsgruppenzulage erreicht hatten, gilt Folgendes:

a) 'In eine der Entgeltgruppen 3, 5, 6 oder 8 lbergeleitete Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, die den Aufstieg am 30. September 2005 noch nicht erreicht
haben, sind zu dem Zeitpunkt, zu dem sie nach bisherigem Recht
héhergruppiert worden waren, in die nachsthohere Entgeltgruppe nach den
Bestimmungen der KAVO in ihrer ab 1. Oktober 2005 gultigen Fassung
eingruppiert; § 5 Abs. 1 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend. 2Eine Besitzstandszulage
fur eine Vergltungsgruppenzulage steht nicht zu.

b) st ein der Vergutungsgruppenzulage vorausgehender Fallgruppenaufstieg
am 30. September 2005 bereits erfolgt, gilt Absatz 2 mit der MaBgabe, dass
am 1. Oktober 2005 die Halfte der Gesamtzeit fir den Anspruch auf die
Vergutungsgruppenzulage einschlieBlich der Zeit fiir den vorausgehenden
Aufstieg zurlickgelegt sein muss oder die Vergutungsgruppenzulage bei
Fortgeltung des bisherigen Rechts bis zum 31. Dezember 2016 erworben
worden ware. 2lm Fall des Satzes 1 2. Alternative wird die
Vergltungsgruppenzulage gewahrt. 3Die Protokollerklarung Nr. 1 zu § 5
Absatz 3 gilt entsprechend.

c¢) 'Ware im Fall des Buchstaben a nach bisherigem Recht der
Fallgruppenaufstieg spatestens am 30. September 2007 erreicht worden, gilt
Absatz 2 mit der MaBBgabe, dass am 1. Oktober 2007 die Halfte der Gesamtzeit
fur den Anspruch auf die Vergutungsgruppenzulage einschlieBlich der Zeit fur
den vorausgehenden  Aufstieg erreicht sein  muss und die
Vergutungsgruppenzulage bei Fortgeltung des bisherigen Rechts bis zum 31.
Dezember 2016 erworben worden ware. 2Die Protokollerklarung Nr. 1 zu 5
Absatz 3 gilt entsprechend.

'Die Besitzstandszulage nach den Absatzen 1, 2 und 3 Buchstabe b wird solange
gezahlt, wie die anspruchsbegriindende Tatigkeit ununterbrochen ausgetibt wird
und die sonstigen Voraussetzungen fir die Vergutungsgruppenzulage nach
bisherigem Recht weiterhin bestehen. 2Sie verandert sich bei allgemeinen
Entgeltanpassungen um den in der KAVO fir die jeweilige Entgeltgruppe
festgelegten Vomhundertsatz.
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Protokollerklarung zu Absatz 4 Satz 1:

'Unterbrechungen wegen Elternzeit, Wehr- oder Zivildienstes, Sonderurlaubs, bei
dem der Dienstgeber vor Antritt ein dienstliches oder betriebliches Interesse an der
Beurlaubung anerkannt hat, Bezuges einer Rente auf Zeit wegen verminderter
Erwerbsfahigkeit oder wegen Ablaufs der Krankenbezugsfristen sowie wegen vor-
ibergehender Ubertragung einer hdherwertigen Tatigkeit sind unschadlich. 2In den
Fallen, in denen eine Unterbrechung aus den in Satz 1 genannten Griinden nach
dem 30. September 2005 und vor dem 1. Juli 2008 endet, wird eine
Besitzstandszulage nach § 6 Absatz 1, 2 oder 3 Buchstabe b oder c vom 1. Juli an
gezahlt.

§7
Fortfithrung voriibergehend iibertragener h6herwertiger Tatigkeit

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, denen am 30. September 2005 eine Zulage nach
§ 22 KAVO in der am 30. September 2005 guiltigen Fassung zugestanden hat, erhalten
ab dem 1. Oktober 2005 eine Besitzstandszulage in Hohe ihrer bisherigen Zulage,
solange sie die anspruchsbegriindende Tatigkeit weiterhin ausiiben und die Zulage nach
bisherigem Recht zu zahlen ware. ?Wird die anspruchsbegriindende Tétigkeit tGber den
30. September 2007 hinaus beibehalten, finden mit Wirkung ab dem 1. Oktober 2007
die Regelungen der KAVO uber die voriibergehende Ubertragung einer héherwertigen
Tatigkeit Anwendung. 3Fur eine vor dem 1. Oktober 2005 voriibergehend tbertragene
hoherwertige Tatigkeit, fir die am 30. September 2005 wegen der zeitlichen
Voraussetzungen des § 22 Abs. 1 bzw. 2 KAVO in der am 30. September 2005 gliltigen
Fassung noch keine Zulage gezahlt wurde, gilt Satz 1 und 2 ab dem Zeitpunkt
entsprechend, zu dem nach bisherigem Recht die Zulage zu zahlen gewesen ware. “Ist
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die eine Besitzstandszulage nach Satz 1 erhalten, die
anspruchsbegriindende Tatigkeit bis zum 30. September 2007 dauerhaft Ubertragen
worden, erhalten sie eine personliche Zulage. °Die Zulage nach Satz 4 wird fir die Dauer
der Wahrnehmung dieser Tatigkeit gezahlt. ®Die Hohe der Zulage bemisst sich nach
dem Unterschiedsbetrag zwischen dem am 1. Oktober 2005 nach § 4 zustehenden
Tabellenentgelt oder Entgelt nach einer individuellen Zwischen- oder Endstufe
einschlieBlich der Besitzstandszulage nach Satz 1 und dem Tabellenentgelt nach der
Hohergruppierung. “Allgemeine Entgeltanpassungen, Erhohungen des Entgelts durch
Stufenaufstiege und Hohergruppierungen sowie Zulagen gemaB § 18 Absatz 2 KAVO
und gemaRB § 22a KAVO sind auf die personliche Zulage in voller Hohe anzurechnen.

Protokollerklarung zu Satz 7:
Die Anrechnung umfasst auch entsprechende Entgeltsteigerungen, die nach dem
30. September 2005 und vor dem 1. Juli 2008 erfolgt sind.

§8
Kinderbezogene Entgeltbestandteile

(1) "Fur im September 2005 bertcksichtigte Kinder werden die kinderbezogenen
Entgeltbestandteile der KAVO in der am 30. September 2005 glltigen Fassung in
der fir September 2005 zustehenden Hohe als Besitzstandszulage fortgezahilt,
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(2)

solange fur diese Kinder Kindergeld nach dem Einkommenssteuergesetz (EStG) oder
nach dem Bundeskindergeldgesetz (BKGG) gezahlt wird oder ohne
Beriicksichtigung des § 64 oder des § 65 EStG oder des § 3 oder des § 4 BKGG gezahlt
wirde. ®Die Besitzstandszulage entféllt ab dem Zeitpunkt, zu dem einer anderen
Person, die im offentlichen Dienst steht oder auf Grund einer Tatigkeit im
offentlichen Dienst nach beamtenrechtlichen Grundsatzen oder nach einer
Ruhelohnordnung versorgungsberechtigt ist, fur ein Kind, fir welches die
Besitzstandszulage gewéhrt wird, das Kindergeld gezahlt wird; die Anderung der
Kindergeldberechtigung hat die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter dem
Dienstgeber unverziglich schriftlich anzuzeigen.

Protokollerklarung zu Absatz 1:

1. Ist die andere Person im September 2005 aus dem 6ffentlichen bzw. kirchlichen
Dienst ausgeschieden und entfiel aus diesem Grund der kinderbezogene
Entgeltbestandteil, entsteht der Anspruch auf die Besitzstandszulage bei der
oder dem in die KAVO Ubergeleiteten Mitarbeiterin oder Mitarbeiter.

2. 'Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die im September 2005 keinen
kinderbezogenen Entgeltanteil erhalten haben, weil sie nicht zum
Kindergeldberechtigten bestimmt waren, haben Anspruch auf die
Besitzstandszulage fiir das jeweilige Kind, wenn sie bis zum 31. Marz 2009 einen
Berechtigtenwechsel beim Kindergeld zu ihren Gunsten vornehmen. ?Die Hohe
der Besitzstandszulage ist so zu bemessen, als hatte die Mitarbeiterin oder der
Mitarbeiter bereits im September 2005 Anspruch auf Kindergeld gehabit.

3. 'Bei Tod der oder des Kindergeldberechtigten wird ein Anspruch nach Absatz 1
fur die andere oder den anderen in die KAVO Ubergeleitete Mitarbeiterin oder
Mitarbeiter auch nach dem 1. Oktober 2005 begriindet. °Die Hohe der
Besitzstandszulage ist so zu bemessen, als hatte sie oder er bereits im
September 2005 Anspruch auf Kindergeld gehabt.

4. TIn den Féllen der Nrn. 1 und 2 wird die Besitzstandszulage auf einen bis zum
31. Marz 2009 zu stellenden schriftlichen Antrag (Ausschlussfrist) vom 1. Juli
2008 bzw. in den Fallen der Ziffer 2 frihestens von dem Zeitpunkt des
Berechtigtenwechsels beim Kindergeld an gezahlt. ?In den Féllen der Nr. 3 wird
die Besitzstandszulage auf schriftlichen Antrag ab dem ersten Tag des Monats,
der dem Sterbemonat folgt, frihestens jedoch ab dem 1. Juli 2008, gezahlt. 3Die
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter hat das Vorliegen der Voraussetzungen der
Nrn. 1 bis 3 nachzuweisen und Anderungen anzuzeigen.

1§ 27 Abs. 2 KAVO ist entsprechend anzuwenden. 2Die Besitzstandszulage nach
Abs. 1 Satz 1 verandert sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den fir die
KAVO fur die jeweilige Entgeltgruppe festgelegten Vomhundertsatz. 3Anspriiche
nach Abs. 1 konnen fir Kinder ab dem vollendeten 16. Lebensjahr durch
Vereinbarung mit der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter abgefunden werden.

Protokollerklarung zu Absatz 2 Satz 1:

Die generelle Verlangerung der wochentlichen Arbeitszeit zum 1. Januar 2009 fiihrt
nicht zu einer Veranderung der Besitzstandszulage, sofern als Besitzstandszulage
die kinderbezogenen Entgeltbestandteile aufgrund vor dem 1. Oktober 2005

146



Anlage 12 - Uberleitungs- und Besitzstandsbestimmungen

anzuwendender Konkurrenzregelungen (§ 25 Abschn. B Absatz 6 KAVO i. d. Fassung
bis zum 30. September 2005) in ungekiirzter Hohe zustehen.

(3) Absatze 1 und 2 gelten entsprechend fir

a. zwischen dem 1. Oktober 2005 und 31. Dezember 2005 geborene Kinder der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Sinne von § 1 Absatz 1,

b. die Kinder von bis zum 31. Dezember 2005 in ein Arbeitsverhaltnis
ubernommenen Auszubildenden sowie Praktikanten aus in der ,Verordnung
Uber die Beschaftigung von Berufspraktikantinnen in den Kindergarten”
geregelten Beschaftigungsverhaltnissen, soweit diese Kinder vor dem 1. Januar
2006 geboren sind.

§9
Strukturausgleich

(1) "Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Sinne von § 1 Abs. 1 erhalten ausschlieBlich in
den in der Anlage 12c zur KAVO aufgefihrten Fallen zusatzlich zu ihrem
monatlichen Entgelt einen nicht dynamischen Strukturausgleich. ?MaBgeblicher
Stichtag flr die anspruchsbegriindenden Voraussetzungen (Verglitungsgruppe,
Stufe, Ortszuschlag, Aufstiegszeiten) ist der 1. Oktober 2005, sofern in der Anlage
12c zur KAVO nicht ausdricklich etwas anderes geregelt ist.

(2) Die Zahlung des Strukturausgleichs beginnt im Oktober 2007, sofern in der Anlage
12c zur KAVO nicht etwas anderes bestimmt ist.

(3) 'Bei Teilzeitbeschaftigung steht der Strukturausgleich anteilig zu (8§ 27 Abs. 2
KAVO). °Bei spateren Veranderungen der individuellen regelmaBigen Arbeitszeit der
Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters andert sich der Strukturausgleich entsprechend.

(4) Bei Hohergruppierungen wird der Unterschiedsbetrag zum bisherigen Entgelt auf
den Strukturausgleich angerechnet.

(5) Einzelvertraglich kann der Strukturausgleich abgefunden werden.

§10
Abgeltung

Durch Vereinbarungen mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern kénnen
Entgeltbestandteile aus Besitzstanden, ausgenommen fiir Vergltungsgruppenzulagen,
pauschaliert bzw. abgefunden werden. 28 8 Abs. 2 Satz 3 und § 9 Abs. 5 bleiben
unberthrt.

§ 11
Eingruppierung
(1) 'Alle zwischen dem 1. Oktober 2005 und dem Inkrafttreten der neuen
Eingruppierungsvorschriften stattfindenden Eingruppierungsvorgange
(Neueinstellungen und Umgruppierungen) sind vorlaufig und begriinden keinen

Vertrauensschutz und keinen Besitzstand. 2Dies gilt nicht fir Aufstiege gemaB § 5
Abs. 1 Satz 1 und 2.
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@)

(4)

'Anpassungen der Eingruppierung auf Grund des Inkrafttretens der neuen
Eingruppierungsvorschriften erfolgen mit Wirkung fir die Zukunft. 2Bei
Ruckgruppierungen, die in diesem Zusammenhang erfolgen, sind finanzielle
Nachteile im Wege einer nicht dynamischen Besitzstandszulage auszugleichen,
solange die Téatigkeit ausgetbt wird. 3Die Besitzstandszulage vermindert sich nach
dem 30. September 2008 bei jedem Stufenaufstieg um die Halfte des
Unterschiedsbetrages zwischen der bisherigen und der neuen Stufe; bei
Neueinstellungen (§ 1 Abs. 2) vermindert sich die Besitzstandszulage jeweils um den
vollen Unterschiedsbetrag. “4Die Grundsatze korrigierender Ruckgruppierung
bleiben unberihrt.

Bewdhrungs- und Téatigkeitsaufstiege gibt es ab dem 1. Oktober 2005 nicht mehr;
§8 5 und 6 bleiben unberiihrt. 2Satz 1 gilt auch fir Vergltungsgruppenzulagen, es
sei denn, dem Tatigkeitsmerkmal einer Vergutungsgruppe der Anlage 4a zur  KAVO
ist eine Verglitungsgruppenzulage zugeordnet, die unmittelbar mit Ubertragung
der Tatigkeit zusteht; bei Ubertragung einer entsprechenden Tatigkeit wird diese bis
zum  Inkrafttreten der neuen Eingruppierungsvorschriften unter den
Voraussetzungen des bisherigen Rechts als Besitzstandszulage in der bisherigen
Hohe gezahlt; § 6 Abs. 4 gilt entsprechend.

'FUr Eingruppierungen zwischen dem 1. Oktober 2005 und dem Inkrafttreten der
neuen Eingruppierungsvorschriften werden die Verglitungsgruppen der Anlage 4a
gemaB Anlage 12b zur KAVO den neuen Entgeltgruppen zugeordnet. 2In den Féllen
des § 20 Absatz 2a Satz 1 KAVO erfolgt die Eingruppierung unter Anwendung der
Anlage 12a in die dem unmittelbar vorhergehenden Arbeitsverhaltnis gemaB § 2
Absatz 1 i. V. m. Anlage 12a, § 5 Absatz 1 und 3 oder durch vergleichbare
Regelungen erworbene Entgeltgruppe, sofern das unmittelbar vorhergehende
Arbeitsverhaltnis vor dem 1. Oktober 2005 begriindet worden ist oder als ein
Arbeitsverhaltnis im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 zu qualifizieren ist;
Unterbrechungen von bis zu sechs Monaten sind unschadlich.

3In den Féllen des § 20 Absatz 2a Satz 2 kann die Eingruppierung unter Anwendung
der Anlage 12a in die dem unmittelbar vorhergehenden Arbeitsverhaltnis gemal
§ 2 Absatz 1 i. V. m. Anlage 12a, § 5 Absatz 1 und 3 oder durch vergleichbare
Regelungen erworbene Entgeltgruppe erfolgen, sofern das unmittelbar
vorhergehende Arbeitsverhaltnis vor dem 1. Oktober 2005 begriindet worden ist.
4Soweit es in Anlage 12b fir bestimmte Tatigkeiten vorgesehen ist, erfolgt eine
Eingruppierung unmittelbar in die Entgeltgruppe 1.

Protokollerklarung zu § 11 Absatz 4 Satz 1:

Im Falle der Rickgruppierung im bestehenden Arbeitsverhédltnis wegen eines
vertraglich vereinbarten Tatigkeitswechsels ist fir die Uberleitung einer
Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters im Sinne des § 1 Absatz 1 der Anlage 12 zur
KAVO in eine neue Entgeltgruppe der am 30. September 2005 erreichte Besitzstand
maBgebend, wenn die neue Tatigkeit bereits ein wesentlicher Bestandteil der
bisherigen war.

Protokollerklarung zu § 11 Absatz 4 Satz 3:
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(M)

(@)

)

(3)

Im vorhergehenden Arbeitsverhaltnis noch nicht vollzogene Bewahrungs-,
Tatigkeits- oder Zeitaufstiege werden in dem neuen Arbeitsverhaltnis nicht
weitergeflhrt.

Die Absatze 1 bis 4 gelten fiir besondere Vorschriften tber die Eingruppierung nach
den Bestimmungen der KAVO entsprechend.
§12
Voriibergehende Ubertragung einer héherwertigen Tatigkeit
nach dem 30. September 2005

'Wird einer Mitarbeiterin oder einem Mitarbeiter im Sinne des & 1 Abs. 1 in der Zeit
zwischen dem 1. Oktober 2005 und dem 30. September 2007 erstmalig auBerhalb
von § 7 eine hoherwertige Tatigkeit vortibergehend tbertragen, findet § 22 KAVO in
der ab 1. Oktober 2005 gltigen Fassung Anwendung. ?Ist die Mitarbeiterin oder
der Mitarbeiter in eine individuelle Zwischenstufe Uberflihrt worden, gilt fir die
Bemessung der personlichen Zulage & 4 Abs. 2 Satz 1 und 2 entsprechend. 3Bei
Uberfiihrung in eine individuelle Endstufe gilt § 4 Abs. 3 Satz 2 entsprechend. 4In
den Fallen des § 4 Abs. 4 bestimmt sich die H6he der Zulage nach § 22 KAVO in der
ab 1. Oktober 2005 gltigen Fassung.

Bis zum Inkrafttreten der neuen Eingruppierungsvorschriften gilt — auch fir
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Sinne des § 1 Abs. 2 — die Regelung des § 18
KAVO zur voriibergehenden Ubertragung einer héherwertigen Tatigkeit mit der
MaBgabe, dass sich die Voraussetzungen fir die Ubertragene hdoherwertige
Tatigkeit nach § 16 Abs. 2 KAVO bestimmen.

§13
Einmalzahlungen fiir die Jahre 2006 und 2007

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten fiir die Jahre 2006 und 2007 jeweils
eine Einmalzahlung in Hohe von 300,00 €, die in zwei Teilbetragen in Hohe von
jeweils 150,00 € mit den Beziigen fiir die Monate April und Juli der Jahre 2006 und
2007 ausgezahlt wird.

Der Anspruch auf die Teilbetrdge nach Abs. 1 besteht, wenn die Mitarbeiterin oder
der Mitarbeiter an mindestens einem Tag des jeweiligen Monats Anspruch auf
Beziige (Entgelt/Urlaubsentgelt oder Entgelt im Krankheitsfall) hat; dies gilt auch fur
Kalendermonate, in denen nur wegen der Hohe der Barleistungen des
Sozialversicherungstragers Krankengeldzuschuss nicht gezahlt wird. ?Die jeweiligen
Teilbetrage werden auch gezahlt, wenn eine Mitarbeiterin wegen der
Beschaftigungsverbote nach § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes in
dem jeweiligen Monat keine Bezlige erhalten hat.

Nichtvollbeschaftigte erhalten den jeweiligen Teilbetrag der Einmalzahlung, der
dem Verhaltnis der mit ihnen vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit zu der
regelmaBigen wochentlichen Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschaftigten
entspricht (§ 27 Abs. 2 KAVO). 2MaBBgebend sind die jeweiligen Verhaltnisse am
1. April bzw. 1. Juli.
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(4) Die Einmalzahlungen sind bei der Bemessung sonstiger Leistungen nicht zu
berlcksichtigen; sie sind jedoch zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.
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(M

)

IV. Besondere Regelungen fiir Beschaftigte im Erziehungsdienst

§14
Uberleitung der Beschiftigten in die Anlage 4c zur KAVO
und weitere Regelungen

'Die unter die Anlage 4c zur KAVO fallenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (§ 1
Abs. 1 und 2) werden zum 1. Januar 2010 in die Entgeltgruppe, in der sie nach der
Anlage 4c zur KAVO eingruppiert sind, Ubergeleitet. °Die Stufenzuordnung in der
neuen Entgeltgruppe bestimmt sich nach Absatz 2, das der Mitarbeiterin oder dem
Mitarbeiter in der neuen Entgeltgruppe und Stufe zustehende Entgelt nach den
Absétzen 3 und 4. 3Die Abséatze 5 bis 10 bleiben unberihrt.

'Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden wie folgt einer Stufe und innerhalb
dieser Stufe dem Jahr der Stufenlaufzeit ihrer Entgeltgruppe, in der sie gemaR der
Anlage 4c zur KAVO eingruppiert sind, zugeordnet:

bisherige Stufe | neue Stufe und
und Jahr Jahr
innerhalb der
Stufe
1 1

2/1 2/1
2/2 2/2
3/1 2/3
3/2 3/1
3/3 3/2
4/1 3/3
4/2 3/4
4/3 4/1
4/4 4/2
5/1 4/3
5/2 4/4
5/3 5/1
5/4 5/2
5/5 5/3
6/1 5/4
6/2 5/5.
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’Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in ihrer bisherigen Entgeltgruppe in der Stufe
6 mindestens zwei Jahre zurlickgelegt haben, werden der Stufe 6 zugeordnet. 3Fur
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der bisherigen Entgeltgruppe 8, die in der
Entgeltgruppe S 8 eingruppiert sind, gilt Satz 1 mit der Mallgabe, dass die
verlangerte Stufenlaufzeit in den Stufen 4 und 5 gemal Ziffer 3 b bb Satz 2 in
Abschnitt Il der KAVO bei der Stufenzuordnung zu bertcksichtigen ist.

4Abweichend von Satz 1 werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der bisherigen
Entgeltgruppe 9, die in der Entgeltgruppe S 8 eingruppiert sind, wie folgt einer Stufe
und innerhalb dieser Stufe dem Jahr der Stufenlaufzeit ihrer Entgeltgruppe

zugeordnet:
bisherige Stufe neue Stufe und
und Jahr innerhalb Jahr
der Stufe
1 1
2/1 2/1
2/2 2/2
3/1 2/3
3/2 3/1
3/3 3/2
4/1 3/3
4/2 3/4
4/3 4/1
4/4 4/2
4/5 4/3
4/6 4/4
4/7 4/5
4/8 4/6
4/9 4/7
5/1 4/8
5/2 5/1
5/3 5/2
5/4 5/3
5/5 5/4
5/6 5/5
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3)

(4)

5/7 5/6
5/8 5/7
5/9 5/8
5/10 5/9
5/11 5/10

°Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in ihrer bisherigen Entgeltgruppe in der Stufe
5 mindestens elf Jahre zurlickgelegt haben, werden der Stufe 6 zugeordnet.
®MalBgeblich sind dabei ausschlieBlich die in der bisherigen Entgeltgruppe erreichte
Stufe und die in dieser Stufe zurlickgelegte Laufzeit. ‘Innerhalb des nach Satz 1, Satz
3 oder Satz 4 zugeordneten Jahres der Stufenlaufzeit ist die in der bisherigen Stufe
unterhalb eines vollen Jahres zuriickgelegte Zeit fiir den Aufstieg in das nachste Jahr
der Stufenlaufzeit bzw. in eine hohere Stufe zu bericksichtigen. 8Der weitere
Stufenaufstieg richtet sich nach Ziffer 3 b bb in Abschnitt I| der KAVO.

'Es wird ein Vergleichsentgelt gebildet, das sich aus dem am 31. Dezember 2009
zustehenden Tabellenentgelt oder aus dem Entgelt einer individuellen Endstufe
einschlieBlich eines nach § 21 Abs. 4 Satz 2 KAVO gegebenenfalls zustehenden
Garantiebetrages sowie einer am 31. Dezember 2009 nach § 6 oder § 11 Abs. 3 Satz
2 zustehenden Besitzstandszulage zusammensetzt. ?In den Fallen des § 5 Abs. 3 Satz
2 tritt an die Stelle des Tabellenentgelts das Entgelt aus der individuellen
Zwischenstufe. 3Bei Teilzeitbeschaftigten wird das Vergleichsentgelt auf der
Grundlage eines vergleichbaren Vollzeitbeschaftigten bestimmt, anschlieBend wird
das zustehende Entgelt nach § 27 Abs. 2 KAVO berechnet. 4Fir Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, die nicht fur alle Tage im Dezember 2009 oder fir keinen Tag dieses
Monats Entgelt erhalten haben, wird das Vergleichsentgelt so bestimmt, als hatten
sie fur alle Tage dieses Monats Entgelt erhalten. *Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
die im Januar 2010 in ihrer bisherigen Entgeltgruppe bei Fortgeltung des bisherigen
Rechts einen Stufenaufstieg gehabt hatten, werden fir die Bemessung des
Vergleichsentgelts so behandelt, als ware der Stufenaufstieg bereits im Dezember
2009 erfolgt. ®Bei am 1. Oktober 2005 von der bis zum 30. September 2005 gultigen
KAVO in die ab 1. Oktober 2005 guiltige KAVO ubergeleiteten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, die aus den Stufen 2 bis 5 ihrer Entgeltgruppe, in der sie am 31.
Dezember 2009 eingruppiert sind, Ubergeleitet werden, wird das Vergleichsentgelt
um 2,65 v.H. erhoht. ’Bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die am 1. Oktober 2005
von der bis zum 30. September 2005 glltigen KAVO in die ab 1. Oktober 2005
glltige KAVO Ubergeleitet wurden und die nach der Anlage 4c zur KAVO in
Entgeltgruppe S 8 eingruppiert sind, erfolgt abweichend von Satz 6 eine Erh6hung
des Vergleichsentgelts um 2,65 v.H., wenn sie aus den Stufen 2 bis 4 der
Entgeltgruppe 9 Gbergeleitet werden.

'Ist das Vergleichsentgelt niedriger als das Tabellenentgelt der sich nach Absatz 2
ergebenden Stufe der Entgeltgruppe, in der die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter
am 1. Januar 2010 eingruppiert ist, erhalt die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter das
entsprechende Tabellenentgelt ihrer oder seiner Entgeltgruppe. 2Ubersteigt das
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Vergleichsentgelt das Tabellenentgelt der sich nach Absatz 2 ergebenden Stufe,
erhalt die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter so lange das Vergleichsentgelt, bis das
Tabellenentgelt unter Berlicksichtigung der Stufenlaufzeiten nach Ziffer 3 b bb in
Abschnitt Il der KAVO das Vergleichsentgelt erreicht bzw. Gbersteigt. 3Liegt das
Vergleichsentgelt Uber der hochsten Stufe der Entgeltgruppe, in der die
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter nach der Anlage 4c zur KAVO eingruppiert ist,
wird die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter einer dem Vergleichsentgelt
entsprechenden individuellen Endstufe zugeordnet. “Erhélt die Mitarbeiterin oder
der Mitarbeiter am 31. Dezember 2009 Entgelt nach einer individuellen Endstufe,
wird sie oder er in der Entgeltgruppe, in der sie oder er nach der Anlage 4c zur KAVO
eingruppiert ist, derjenigen Stufe zugeordnet, deren Betrag mindestens der
individuellen Endstufe entspricht. °Steht der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter am
31. Dezember 2009 eine Besitzstandszulage nach § 6 oder § 11 Abs. 3 Satz 2 zu, ist
diese bei Anwendung des Satzes 4 dem Betrag der individuellen Endstufe
hinzuzurechnen. ®Liegt der Betrag der individuellen Endstufe - bei Anwendung des
Satzes 5 erhoht um die Besitzstandszulage - Uber der hdchsten Stufe, wird die
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter erneut einer dem Betrag der bisherigen
individuellen Endstufe - bei Anwendung des Satzes 5 erhoht um die
Besitzstandszulage - entsprechenden individuellen Endstufe zugeordnet. "Das
Vergleichsentgelt verandert sich um denselben Vomhundertsatz bzw. in demselben
Umfang wie die nachsthéhere Stufe; eine individuelle Endstufe nach Satz 3 und 6
verandert sich um denselben Vomhundertsatz bzw. in demselben Umfang wie die
hochste Stufe der jeweiligen Entgeltgruppe.

Protokollnotiz zu Absatz 4 Satz 4:

Soweit bei der Uberleitung der Eingruppierung von den Entgeltgruppen EG 5 und
EG 6 eine entsprechende Anwendung des Absatzes 2 Satz 2 fur die Mitarbeiterin
oder den Mitarbeiter zu glnstigeren Ergebnissen fihren wirde, erfolgt in den Fallen
des Absatzes 4 Satz 4 eine Zuordnung zur Stufe 6.

'Werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nach dem 31. Dezember 2009 das
Vergleichsentgelt erhalten, hohergruppiert, erhalten sie in der hoheren
Entgeltgruppe Entgelt nach der regularen Stufe, deren Betrag mindestens dem
Vergleichsentgelt entspricht, jedoch nicht weniger als das Entgelt der Stufe 2.
’Werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus einer individuellen Endstufe
héhergruppiert, erhalten sie in der hoheren Entgeltgruppe mindestens den Betrag,
der ihrer bisherigen individuellen Endstufe entspricht. 3Werden Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, die das Vergleichsentgelt oder Entgelt aus einer individuellen
Endstufe erhalten, herabgruppiert, erhalten sie in der niedrigeren Entgeltgruppe
Entgelt nach der reguldren Stufe, deren Betrag unterhalb des Vergleichsentgelts
bzw. der individuellen Endstufe liegt, jedoch nicht weniger als das Entgelt der Stufe
2. “In den Féllen von Satz 1 bis 3 gilt Absatz 2 Satz 8 und in den Fallen von Satz 1
und Satz 2 gilt § 21 Abs. 4 Satz 2 KAVO entsprechend.

Das Vergleichsentgelt steht dem Tabellenentgelt im Sinne des § 19 Abs. 1 KAVO
gleich.
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1Auf am 1. Oktober 2005 aus der bis zum 30. September 2005 gultigen KAVO in die
ab 1. Oktober 2005 gultige KAVO ubergeleitete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
die nach der Anlage 4c zur KAVO in der Entgeltgruppe S 8 eingruppiert waren,
finden die Absatze 1 bis 6 nur Anwendung, wenn sie bis zum 31. Dezember 2010
(Ausschlussfrist) ihre Eingruppierung nach der Anlage 4c zur KAVO schriftlich
geltend machen. 2§ 41a KAVO findet auch dann Anwendung, wenn keine
Geltendmachung nach Satz 1 erfolgt.

Protokollerklarung zu Absatz 7 Satz 1:
Soweit eine Eingruppierung nach der Anlage 4c nicht geltend gemacht wird, richtet
sie sich weiterhin nach den Bestimmungen der Anlage 4a in der bis zum
31. Dezember 2009 gultigen Fassung.

'Abweichend von § 19 Abs. 2 KAVO gelten fur am 1. Oktober 2005 aus der bis zum
30. September 2005 gultigen KAVO in die ab 1. Oktober 2005 giltige KAVO
Ubergeleitete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, denen am 31. Dezember 2010 eine
Besitzstandszulage nach § 6 zu stand und die nach der Anlage 4c zur KAVO in der
Entgeltgruppe S 13 eingruppiert sind, folgende Tabellenwerte der Entgeltgruppe
S13 U:

giiltig ab Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe4 |Stufe5 |Stufe6
1.Marz 2016 | 2 996,79 |3.22512 |3.51867 |3.753,86 |4.047,85 |4.194.85
;bﬁ‘;b“'ar 3.067.21 |3.30091 |3.60136 |3.842,08 |4.142,97 |4.29343

9)

(10)

(11)

2lm Ubrigen gelten die Regelungen der Abséatze 1 bis 6 mit Ausnahme von Absatz
3 Satz 6 entsprechend.

'Abweichend von § 19 Abs. 2 KAVO gelten fur am 1. Oktober 2005 aus der bis zum
30. September 2005 gultigen KAVO in die ab 1. Oktober 2005 giltige KAVO
Ubergeleitete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, denen am 31. Dezember 2010 eine
Besitzstandszulage nach § 6 zusteht und die nach Absatz 2 aus den Stufen 3 oder 4
ihrer bisherigen Entgeltgruppe Ubergeleitet werden und nach der Anlage 4c zur
KAVO in der Entgeltgruppe S 16 eingruppiert sind, in den Stufen 3, 4 und 5 folgende
Tabellenwerte der Entgeltgruppe S 16 U:

giiltig ab Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
1. Mérz 2016 3.816,04 | 4.233,51 4.492,24
1. Februar 2017 3.905,72 | 4.333,00 |4.597,81

2lm Ubrigen gelten die Regelungen der Absatze 1 bis 6 mit Ausnahme von Absatz 3
Satz 6 entsprechend. 3Mit Erreichen der Stufe 6 gilt der Tabellenwert der Stufe 6.

§§ 5,6 und § 11 Abs. 4 sowie die Anlagen 12a und 12b finden auf Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, die nach der Anlage 4c zur KAVO eingruppiert sind, keine
Anwendung.

'Ein am 31. Dezember 2009 zustehender Strukturausgleich steht nach den
Regelungen des § 9 auch nach der Uberleitung in eine Entgeltgruppe nach der
Anlage 4c zur KAVO zu; die Anrechnung des Unterschiedsbetrages bei
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Hohergruppierungen nach § 9 Abs. 4 bleibt unberiihrt. 2Ein am 1. Januar 2010 noch
nicht zustehender Strukturausgleich, der nach Uberleitung aus der bis zum 30.
September 2005 gultigen KAVO aus der Ortszuschlagsstufe 2 zu zahlen ist, wird
um den Betrag gekiirzt, der bei Uberleitung aus der bis zum 30. September 2005
glltigen KAVO aus derselben Verglitungsgruppe und der derselben Stufe aus der
Ortszuschlagsstufe 1 in der Anlage 12c ausgewiesen ist. 3Die Kirzung erfolgt
unabhangig davon, ab welchem Zeitpunkt und fir welche Dauer der
Strukturausgleich den aus Ortszuschlagsstufe 1 Uibergeleiteten Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern zusteht. “Am 1. Januar 2010 noch nicht zustehende
Strukturausgleiche fir aus Ortszuschlagsstufe 1 Ubergeleitete Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter entfallen.

Die sich aus der Eingruppierung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach der
Anlage 4c zur KAVO bzw. nach Absatz 8 und 9 ergebenden Entgeltsteigerungen
gelten als allgemeine Entgeltanpassung im Sinne von § 7 Abs. 1 Satz 7.

§15
Besondere Regelungen fiir am 30. Juni 2015 nach der Anlage 4c
eingruppierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
und weitere Regelungen

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nach der Anlage 4c am 30. Juni 2015 in einer
der folgenden Entgeltgruppen eingruppiert sind und am 1. Juli 2015 in einer der
folgenden Entgeltgruppen eingruppiert sind:

Entgeltgruppe Entgeltgruppe
am 30. Juni 2015 am 1. Juli 2015
S6 S 8a

S 8 bei Tatigkeiten der Fallgruppen 3 S 8b

S 8 bei Tatigkeiten Fallgruppe 1 S9

werden stufengleich und unter Beibehaltung der in ihrer Stufe zurlickgelegten
Stufenlaufzeit in die am 1. Juli 2015 maBgebliche Entgeltgruppe tbergeleitet.

Protokollerklarungen zu Absatz 1:
1. Die Zuordnung zu einer individuellen Zwischen- oder Endstufe bleibt unberthrt.
§ 14 Abs. 4 Satz 7 findet Anwendung.
2. Furin Entgeltgruppe S 8 eingruppierte Beschaftigte, die den Entgeltgruppen S
8b oder S 9 zugeordnet werden, gelten folgende abweichende Vorschriften:
a) Bei Erfillung einer Stufenlaufzeit von mindestens sechs Jahren in Stufe 4
erfolgt in der Entgeltgruppe S 8b die Zuordnung zu der Stufe 5.
b) Bei Erfillung einer Stufenlaufzeit von mindestens acht Jahren in Stufe 5
erfolgt in der Entgeltgruppe S 8b die Zuordnung zu der Stufe 6.
c) Bei Erfillung einer Stufenlaufzeit von mindestens vier Jahren in Stufe 4
erfolgt in der Entgeltgruppe S 9 die Zuordnung zu der Stufe 5.
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d) Bei Erfillung einer Stufenlaufzeit von mindestens fiinf Jahren in Stufe 5
erfolgt in der Entgeltgruppe S 9 die Zuordnung zu der Stufe 6.
Die Stufenlaufzeit beginnt nach der Zuordnung zu der hdheren Stufe nach
Satz 1 neu.

(2) 'Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, fir die sich auBerhalb von Absatz 1 am 1. Juli
2015 nach der Anlage 4c eine Eingruppierung in einer hoheren Entgeltgruppe als
am 30. Juni 2015 ergibt, werden in die hohere Entgeltgruppe eingruppiert. °Gegen
die hohere Eingruppierung konnen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bis zum
31. Mérz 2017 (Ausschlussfrist) Widerspruch einlegen. 3Der Widerspruch wirkt auf
den 1. Juli 2015 zurtick. “Ruht das Arbeitsverhaltnis am 1. Juli 2015, beginnt die Frist
von einem Jahr mit der Wiederaufnahme der Tatigkeit; Satz 3 findet Anwendung.
>Flr diese Hohergruppierungen finden § 21 Abs. 4 KAVO und §& 14 Abs. 5 Satz 1
Anwendung. ®Fallen am 1. Juli 2015 ein Stufenaufstieg und die Hohergruppierung
zusammen, erfolgt erst der Stufenaufstieg und anschlieBend die Hohergruppierung.

Protokollerklarung zu Absatz 2:

Fur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die tGber den 30. Juni 2015 hinaus in der
Entgeltgruppe S 10 eingruppiert sind, weil sie einen Widerspruch nach Absatz 2 Satz
2 eingelegt haben, gelten abweichend von §& 19 Abs. 2 KAVO folgende
Tabellenwerte:

giiltig ab Stufe 1 Stufe2 |Stufe3 |Stufe4 |Stufe5 |Stufe6
1.Médrz 2016 | 2 651,83 | 292584 |3.062,86 |3469,13 |3.79841 |4.06886
PEDTUAT 271415 | 299460 |313484 |355065 | 388767 | 416448

(3) "Werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zum 1. Juli 2015 aus einer individuellen
Endstufe nach Absatz 1 einer hoheren Entgeltgruppe zugeordnet oder nach Absatz
2 hohergruppiert, erhalten sie in der héheren Entgeltgruppe ein Entgelt, das dem
Entgelt ihrer bisherigen individuellen Endstufe zuzliglich des Zuordnungs- bzw.
Hohergruppierungsgewinns, den die Beschaftigten erhalten, die aus der Stufe 6
ihrer bisherigen Entgeltgruppe der héheren Entgeltgruppe zugeordnet oder in diese
hohergruppiert werden, entspricht. Soweit sich zum 1. Juli 2015 allein die
Tabellenwerte der Entgeltgruppe der Anlage 5c erhéhen, findet § 4 Abs. 3 Satz 4
entsprechende Anwendung.

(4) 'Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Sinne des § 14 Abs. 7 Satz 1, die nicht innerhalb
der Antragsfrist nach § 14 Abs. 7 Satz 1 ihre Eingruppierung nach der Anlage 4c
geltend gemacht haben und die weiterhin Entgelt nach der Anlage 4a zur
KAVO erhalten, kdnnen bis zum 31. Marz 2017 (Ausschlussfrist) ihre Eingruppierung
nach der Anlage 4c schriftlich beantragen. *Bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern,
die von ihrem Antragsrecht nach Satz 1 Gebrauch machen, wird ein
Vergleichsentgelt gebildet, das aus dem diesen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
am 30. Juni 2015 zustehenden Tabellenentgelt, gegebenenfalls zuzlglich eines am
30.Juni 2015 nach § 21 Abs. 4 Satz 2 KAVO zustehenden Garantiebetrages und einer
am 30. Juni 2015 zustehenden Besitzstandszulage nach § 6 besteht. 3Diese
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Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden einer ihrem Vergleichsentgelt
entsprechenden individuellen Zwischenstufe der Entgeltgruppen S 8b bzw. S 9
zugeordnet. 4Zum 1. Juli 2017 steigen diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in die
dem Betrag nach nachsthohere regulére Stufe ihrer Entgeltgruppe auf. °Der weitere
Stufenaufstieg richtet sich nach § 20 KAVO und Ziffer 3 der Anhdnge zu den
Regelungen der

KAVO. fLiegt das Vergleichsentgelt nach Satz 2 Uber der hochsten Stufe der
Entgeltgruppe S 8b bzw. S 9, werden diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einer
dem Vergleichsentgelt entsprechenden individuellen Endstufe zugeordnet.
"Werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor dem 1. Juli 2017 aus einer
individuellen Zwischenstufe hohergruppiert, so erhalten sie in der hoheren
Entgeltgruppe Entgelt nach der regularen Stufe, deren Betrag mindestens der
individuellen Zwischenstufe entspricht. 8Werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
aus einer individuellen Endstufe héhergruppiert, so erhalten sie in der hoheren
Entgeltgruppe mindestens den Betrag, der ihrer bisherigen individuellen Endstufe
entspricht. °Die individuelle Zwischen- bzw. Endstufe verandert sich bei allgemeinen
Entgeltanpassungen um den von den Tarifvertragsparteien fiir die Entgeltgruppe S
8b, S9 bzw. S 11a festgelegten Vomhundertsatz. 198 14 Abs. 10 findet Anwendung.
118 14 Abs. 11 gilt entsprechend mit der MaBgabe, dass an die Stelle des 31.
Dezember 2009 der 30. Juni 2015 und an die Stelle des 1. Januar 2010 der 1. Juli
2015 tritt.

'Ein am 30. Juni 2015 zustehender Strukturausgleich nach & 9 vermindert sich bei
Hohergruppierung nach Absatz 2 um den sich daraus ergebenden
Hohergruppierungsgewinn. 2Dies gilt auch bei Hohergruppierungen aus einer
individuellen Endstufe nach Absatz 3.

§16
Ausnahmen vom Geltungsbereich des § 15

'FGr Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die spatestens mit Ablauf des 31.10.2016 aus
dem Arbeitsverhaltnis ausgeschieden sind, gilt § 15 nur, wenn sie dies bis 31. Januar
2017 schriftlich beantragen. 2Fur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die spatestens mit
Ablauf des 31. Oktober 2016 aufgrund eigenen Verschuldens ausgeschieden sind, gilt §
15 nicht.
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Anlage 12a

Zuordnung der Vergiitungsgruppen zu den Entgeltgruppen
fiir am 30. September/1. Oktober 2005 vorhandene
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fiir die Uberleitung

Entgeltgruppe |Vergiitungsgruppe
11 K 11
K Il nach Aufstieg aus K IVa
K 1Va mit ausstehendem Aufstieg nach K IlI
10 K IVa ohne Aufstieg nach K llI
K IVa nach Aufstieg aus K IVb
K IVb mit ausstehendem Aufstieg nach K IVa
K Vb in den ersten sechs Monaten der Berufsaustibung, wenn
danach K IVb mit Aufstieg nach K IVa (Zuordnung zur Stufe 1)
9 K 1Vb ohne Aufstieg nach K IVa
K IVb nach Aufstieg aus K Vb
K Vb mit ausstehendem Aufstieg nach K IVb
K Vb ohne Aufstieg nach K IVb (Stufe 5 nach 9 Jahren in Stufe
4, keine Stufe 6)
K Vb nach Aufstieg aus K Vc (Stufe 5 nach 9 Jahren in Stufe 4,
keine Stufe 6)
8 K Vc mit ausstehendem Aufstieg nach K Vb
K Vc ohne Aufstieg nach K Vb
K Vc nach Aufstieg aus K VI b
7 -
6 K VIb mit ausstehendem Aufstieg nach K Vc
K VIb ohne Aufstieg nach K Vc
K VIb nach Aufstieg aus K VII
5 K VII mit ausstehendem Aufstieg nach K Vib
K VII ohne Aufstieg nach K VI b
K VIl nach Aufstieg aus K VIII

w [~

K VIl nach Aufstieg aus K IX

K VIII mit ausstehendem Aufstieg nach K VII
K VIIl ohne Aufstieg nach K VII

2 K IX mit ausstehendem Aufstieg nach K VI
K IX nach Aufstieg aus K X (keine Stufe 6)

K X (keine Stufe 6)

K XI, bei Tatigkeit als Reinigungskraft

1 K XI

K XII
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Anlage 12b

Vorlaufige Zuordnung der Vergiitungsgruppen zu den
Entgeltgruppen fiir zwischen dem 1. Oktober 2005 und dem
Inkrafttreten neuer Eingruppierungsvorschriften
stattfindende Eingruppierungsvorginge

(KA 2008 Nr. 38 in der Fassung KA 2008 Nr. 108)

Entgeltgruppe|Vergiitungsgruppe

11 K1l
K 1Va mit Aufstieg nach K lI
10 K IVa ohne Aufstieg nach K llI

K IVb mit Aufstieg nach K IVa
K Vb wenn danach K IVb mit Aufstieg nach K IVa

9 K IVb ohne Aufstieg nach K IVa
K Vb mit Aufstieg nach K IVb
K Vb ohne Aufstieg nach K IVb (Stufe 5 nach 9 Jahren in Stufe 4, keine

Stufe 6)

K V¢, wenn danach K Vb mit Aufstieg nach K IVb
8 K Vc mit Aufstieg nach K Vb

K Vc ohne Aufstieg nach K Vb
7 -
6 K Vlb mit Aufstieg nach K Vc

K VIb ohne Aufstieg nach K Vc
K VII, wenn danach K VIb mit Aufstieg nach K Vc

5 K VII mit Aufstieg nach K VIb
K VIl ohne Aufstieg nach K VIb

4 -
3 K VIII mit Aufstieg nach K VII
K VIl ohne Aufstieg nach K VII
2 K IX mit Aufstieg nach K VIII
K X (keine Stufe 6)
1 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit einfachsten Tatigkeiten, z. B.

« Essens- und Getrankeausgabe,

« Garderobendienst, Spulen, Gemuse putzen und sonstigen
Tatigkeiten im Haus- und Kiichenbereich, Reinigungsdiensten im
AuBenbereich wie Héfen, Wegen, Griinanlagen, Parks,
Servierdiensten,

« Hausarbeitsdiensten,

« Haushilfe,
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« Botendiensten (ohne Aufsichtsfunktion),
« gartnerischen, handwerklichen und sonstigen Hilfstatigkeiten.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nicht ausschlieBlich aus Griinden
1 der Erwerbstatigkeit beschaftigt werden.

Hinweis:

Diese Zuordnung gilt unabhangig von bisherigen Zuordnungen zu
Vergutungsgruppen
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Anlage 12c

Strukturausgleich fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

(KA 2008 Nr. 38)

"Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, deren Ortszuschlag sich nach § 25 Abschnitt B Abs. 5
KAVO bemisst, erhalten den entsprechenden Anteil, in jedem Fall aber die Halfte des
Strukturausgleichs fir Verheiratete.

2Soweit nicht anders ausgewiesen, beginnt die Zahlung des Strukturausgleichs am
1. Oktober 2007. 3Die Angabe ,nach ... Jahren" bedeutet, dass die Zahlung nach den
genannten Jahren ab dem Inkrafttreten der Anderungen dieser Ordnung (§ 57 KAVO)
beginnt; so wird z. B. bei dem Merkmal ,nach 4 Jahren” der Zahlungsbeginn auf den
1. Oktober 2009 festgelegt, wobei die Auszahlung eines Strukturausgleichs mit den
jeweiligen Monatsbeziigen erfolgt. “Die Dauer der Zahlung ist ebenfalls angegeben;
dabei bedeutet ,dauerhaft” die Zahlung wahrend der Zeit des Arbeitsverhaltnisses.

’|st die Zahlung ,fir” eine bestimmte Zahl von Jahren angegeben, so ist der Bezug auf
diesen Zeitraum begrenzt (z. B. ,fir 5 Jahre” bedeutet Beginn der Zahlung im Oktober
2007 und Ende der Zahlung mit Ablauf September 2012). °Eine Ausnahme besteht dann,
wenn das Ende des Zahlungszeitraumes nicht mit einem Stufenaufstieg in der jeweiligen
Entgeltgruppe zeitlich zusammenfallt; in diesen Féllen wird der Strukturausgleich bis
zum nachsten Stufenaufstieg fortgezahlt. "Diese Ausnahmeregelung gilt nicht, wenn der
Stufenaufstieg in die Endstufe erfolgt; in diesen Fallen bleibt es bei der festgelegten
Dauer. 8Betrifft die Zahlung eines Strukturausgleichs eine Vergltungsgruppe
(Fallgruppe) mit Bewahrungs- bzw. Zeitaufstieg, wird dies ebenfalls angegeben. Soweit
keine Aufstiegszeiten angegeben sind, gelten die Ausgleichsbetrage fir alle Aufstiege.

EG |Vergiitungs- |Ortszuschlag |Uberleitung nach fiir Betrag
gruppe Stufe 1/2 aus Stufe in Euro
1l 0zZ1 5 2 Jahren 4 Jahre 90,00
11 0zZ1 9 2 Jahren 5 Jahre 60,00
11 |l 0z2 4 2 Jahren 4 Jahre 90,00
M 0z2 7 4 Jahren 3 Jahre 90,00
11 0z2 8 2 Jahren 5 Jahre 90,00
IVa/4). 1lI 0zZ1 5 2 Jahren 4 Jahre 90,00
IVa/4). 1lI 0zZ1 9 2 Jahren 5 Jahre 60,00
11 ivaza). i 0z2 4 2 Jahren | 4 Jahre 90,00
IVa/4). 1lI 0z2 7 4 Jahren 3 Jahre 90,00
IVa/4). 1lI 0z2 8 2 Jahren 5 Jahre 90,00
IVa 0zZ2 4 2 Jahren 4 Jahre 30,00
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EG |Vergiitungs- |Ortszuschlag |Uberleitung nach fiir Betrag
gruppe Stufe 1/2 aus Stufe in Euro
10 |IVa 0z2 7 4 Jahren | dauerhaft 25,00
IVa 0z2 8 2 Jahren 5 Jahre 50,00
danach 25,00
IVa 0z2 9 2 Jahren | dauerhaft 25,00
IVb/4). IVa 0zZ2 4 2 Jahren 4 Jahre 30,00
10 |IVb/4). 1Va 0z2 7 4 Jahren | dauerhaft 25,00
IVb/4). IVa 0zZ2 8 2 Jahren 5 Jahre 50,00
danach 25,00
IVb/4). IVa 0z2 9 2 Jahren | dauerhaft 25,00
IVb/5). IVa 0zZ1 4 1 Jahr 8 Jahre 90,00
IVb/5). IVa 0z2 4 1 Jahr 6 Jahre 90,00
10 (IVb/5). IVa 0z2 7 4 Jahren | dauerhaft 25,00
IVb/5). IVa 0z2 8 2 Jahren 5 Jahre 50,00
danach 25,00
IVb/5). IVa 0z2 9 2 Jahren | dauerhaft 25,00
Vb 0z 1 5 2 Jahren 4 Jahre 50,00
Vb 0zZ1 8 2 Jahren 5 Jahre 50,00
9 |IVb 0z2 4 2 Jahren 4 Jahre 80,00
Vb 0z2 6 2 Jahren 5 Jahre 25,00
Vb 0z2 7 2 Jahren 5 Jahre 90,00
Vb/2). IVb 0z 1 5 2 Jahren 4 Jahre 50,00
Vb/2). Vb 0zZ1 8 2 Jahren 5 Jahre 50,00
9 |[Vb/2J.IVb 0z2 4 2 Jahren 4 Jahre 80,00
Vb/2). IVb 0z2 6 2 Jahren 5 Jahre 25,00
Vb/2). IVb 0z2 7 2 Jahren 5 Jahre 90,00
Vb/4). IVb 0zZ1 5 2 Jahren 4 Jahre 50,00
Vb/4). IVb 0zZ1 8 2 Jahren 5 Jahre 50,00
9 |Vb/4).IVb 0z2 4 2 Jahren 4 Jahre 80,00
Vb/4). IVb 0z2 6 2 Jahren 5 Jahre 25,00
Vb/4). IVb 0z2 7 2 Jahren 5 Jahre 90,00
Vb/5J. IVb 0zZ1 4 1 Jahr 2 Jahre 110,00
Vb/5J. IVb 0zZ1 5 2 Jahren 4 Jahre 50,00
Vb/5J. IVb 0zZ1 8 2 Jahren 5 Jahre 50,00
9 |Vb/5J).1Vb 0z2 4 1 Jahr 5 Jahre 80,00
Vb/5). IVb 0z2 6 2 Jahren 5 Jahre 25,00
Vb/5J). IVb 0z2 7 2 Jahren 5 Jahre 90,00
Vb 0zZ2 6 2 Jahren 9 Jahre 50,00
8 |Vc 0zZ1 2 9 Jahren | dauerhaft 55,00

163




Anlage 12c - Strukturausgleich

EG |Vergiitungs- |Ortszuschlag |Uberleitung nach fiir Betrag
gruppe Stufe 1/2 aus Stufe in Euro
Vc 0zZ1 3 9 Jahren | dauerhaft 55,00
Vc 0zZ1 4 7 Jahren | dauerhaft 55,00
Vc 0zZ1 5 6 Jahren | dauerhaft 55,00
Vc 0zZ1 6 2 Jahren | dauerhaft 55,00
Vc 0zZ1 7 2 Jahren | dauerhaft 55,00
Vc 0zZ1 8 2 Jahren | dauerhaft 55,00
Vc 0z2 2 5 Jahren | dauerhaft 55,00
Vc 0z2 3 3 Jahren | dauerhaft 120,00
Vc 0z2 4 2 Jahren | dauerhaft 120,00
Vc 0z2 5 2 Jahren | dauerhaft 120,00
Vc 0z2 6 2 Jahren | dauerhaft 120,00
Vc 0z2 7 2 Jahren | dauerhaft 120,00
Vc 0z2 8 2 Jahren | dauerhaft 55,00
Vib 0z 1 2 9 Jahren | dauerhaft 50,00
Vib 0z 1 3 9 Jahren | dauerhaft 50,00
Vib 0z 1 4 7 Jahren | dauerhaft 50,00
Vib 0z 1 5 6 Jahren | dauerhaft 50,00
Vib 0z 1 6 6 Jahren | dauerhaft 50,00
Vib 0zZ1 7 2 Jahren | dauerhaft 50,00
Vib 0zZ1 8 2 Jahren | dauerhaft 50,00

6 |[Vib 0z 1 9 2 Jahren | dauerhaft 50,00
Vib 0zZ2 2 7 Jahren | dauerhaft 90,00
Vib 0z2 3 6 Jahren | dauerhaft 90,00
Vib 0z2 4 6 Jahren | dauerhaft 90,00
Vib 0z2 5 2 Jahren | dauerhaft 90,00
Vib 0z2 6 2 Jahren | dauerhaft 90,00
Vib 0z2 7 2 Jahren | dauerhaft 90,00
Vib 0z2 8 2 Jahren | dauerhaft 50,00
Vib 0z2 9 2 Jahren | dauerhaft 50,00
VI 0z2 4 4 Jahren | dauerhaft 20,00
VI 0z2 5 2 Jahren | dauerhaft 20,00
5 |Vl 0zZ2 6 2 Jahren | dauerhaft 20,00
VI 0z2 7 2 Jahren | dauerhaft 20,00
VI 0z2 8 2 Jahren | dauerhaft 20,00
VI 0z 1 7 2 Jahren 4 Jahre 30,00
VIII 0OzZ1 9 2 Jahren 5 Jahre 20,00
3 |Vl 0z2 3 2 Jahren 9 Jahre 40,00
VI 0z2 4 4 Jahren 3 Jahre 25,00
VIII 0z2 5 2 Jahren | dauerhaft 50,00
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EG |Vergiitungs- |Ortszuschlag |Uberleitung nach fiir Betrag
gruppe Stufe 1/2 aus Stufe in Euro
VI 0z2 6 2 Jahren | dauerhaft 50,00
VI 0z2 7 2 Jahren | dauerhaft 50,00
3 |V 0zZ2 8 2 Jahren | dauerhaft 50,00
VIII 0zZ2 9 2 Jahren | dauerhaft 35,00
VI 0z2 10 2 Jahren | dauerhaft 25,00
IX 0zZ1 5 2 Jahren 4 Jahre 25,00
IX 0z2 3 4 Jahren | dauerhaft 40,00
IX 0z2 4 4 Jahren | dauerhaft 40,00
2 |IX 0z2 5 2 Jahren | dauerhaft 40,00
IX 0z2 6 2 Jahren | dauerhaft 40,00
IX 0z2 7 2 Jahren | dauerhaft 25,00
X 0zZ1 5 2 Jahren 4 Jahre 25,00
X 0z2 3 4 Jahren | dauerhaft 40,00
2 (X 0z2 4 4 Jahren | dauerhaft 40,00
X 0z2 5 2 Jahren | dauerhaft 40,00
X 0z2 6 2 Jahren | dauerhaft 40,00
X 0z2 7 2 Jahren | dauerhaft 25,00
Xl 0zZ1 5 2 Jahren 4 Jahre 25,00
Xl 0zZ2 3 4 Jahren | dauerhaft 40,00
2 (X 0z2 4 4 Jahren | dauerhaft 40,00
Xl 0z2 5 2 Jahren | dauerhaft 40,00
Xl 0zZ2 6 2 Jahren | dauerhaft 40,00
Xl 0z2 7 2 Jahren | dauerhaft 25,00
Xl 0zZ1 5 2 Jahren 4 Jahre 25,00
Xl 0z2 3 4 Jahren | dauerhaft 40,00
1 |XI 0zZ2 4 4 Jahren | dauerhaft 40,00
Xl 0z2 5 2 Jahren | dauerhaft 40,00
Xl 0z2 6 2 Jahren | dauerhaft 40,00
Xl 0z2 7 2 Jahren | dauerhaft 25,00
Xl 0OZ1 5 2 Jahren 4 Jahre 25,00
Xl 0z2 3 4 Jahren | dauerhaft 40,00
1 Xl 0zZ2 4 4 Jahren | dauerhaft 40,00
Xl 0z2 5 2 Jahren | dauerhaft 40,00
Xl 0z2 6 2 Jahren | dauerhaft 40,00
Xl 0z2 7 2 Jahren | dauerhaft 25,00
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Anlage 13

Regelungen zur Uberleitung der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des Bistums Trier sowie weiterer kirchlicher
Rechtstriger und zur Regelung des Ubergangsrechtes (§ 48
Abs. 2 KAVO)

(KA 2008 Nr. 38; gedindert durch KA 2008 Nr. 108; KA Nr. 228; KA 2009 Nr. 69; KA 2010
Nr. 213; KA 2011 Nr. 501; KA 2011 Nr. 524, KA 2012 Nr. 164, KA 2013 Nr. 179; KA 2014
Nr. 143, KA 2016 Nr. 188 und KA 2017 Nr. 4)

I. Allgemeine Bestimmungen

§1
Geltungsbereich

(1) 'Diese Regelungen gelten fir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Bistums Trier,
deren Arbeitsverhdltnis zum Bistum Trier Gber den 31. Januar 2008 hinaus
fortbesteht und die mit Wirkung vom 1. Februar 2008 unter den Geltungsbereich
der KAVO fallen, fir die Dauer des ununterbrochen fortbestehenden
Arbeitsverhaltnisses. ?Diese Bestimmungen gelten auch fiir solche Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter im Sinne des Satzes 1, bei denen sich ein neues Arbeitsverhaltnis,
auf das die  KAVO Anwendung findet, unmittelbar anschliet, sowie fiir jedes
weitere sich unmittelbar anschlieBende Arbeitsverhaltnis im Geltungsbereich der
KAVO. 3Fur  Mitarbeiterinnen und  Mitarbeiter der  gemeinnitzigen
Tragergesellschaften Katholischer Kindertageseinrichtungen im Raum Koblenz, im
Raum Trier und im Saarland mbH sowie des Kirchengemeindeverbandes
Katholischer  Kindertageseinrichtungen  Dekanat Koblenz | fir deren
Arbeitsverhaltnis bislang nicht die KAVO galt, finden diese Regelungen mit den
MaBgaben von Satz 1 entsprechende Anwendung.

Protokollerklarung zu § 1 Absatz 1:
Unterbrechungen von bis zu sechs Monaten sind unschadlich.

(2) Nur soweit nachfolgend ausdriicklich bestimmt, gelten diese Bestimmungen auch
fur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, deren Arbeitsverhaltnis zu einem Dienstgeber
im Sinne von Abs. 1 nach dem 31. Januar 2008 beginnt.

(3) Die Vorschriften der KAVO gelten, soweit diese Regelungen keine abweichenden
Bestimmungen treffen.
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Il. Uberleitungsregelungen

§2
Uberleitung

Die von § 1 Abs. 1 erfassten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden zum 1. Februar
2008 gemaB den nachfolgenden Bestimmungen in die KAVO in der ab dem 1. Februar
2008 geltenden Fassung Ubergeleitet.

(M)

(3)

(M)

(@)

§3
Zuordnung der Vergiitungs- und Lohngruppen

Fur die Uberleitung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wird ihre Vergiitungs-
bzw. Lohngruppe (§ 22 BAT bzw. entsprechende Regelungen fiir Arbeiterinnen und
Arbeiter bzw. besondere Vorschriften fiir bestimmte Berufsgruppen) nach der
Anlage 13a den Entgeltgruppen der KAVO zugeordnet.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die im Februar 2008 bei Fortgeltung der
bisherigen Bestimmungen die Voraussetzungen fir einen Bewahrungs-,
Fallgruppen- oder Tatigkeitsaufstieg erfillt hatten, werden fiir die Uberleitung so
behandelt, als waren sie bereits im Januar 2008 hohergruppiert bzw. hoher
eingereiht worden.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die im Februar 2008 bei Fortgeltung der
bisherigen Bestimmungen in eine niedrigere Vergitungs- bzw. Lohngruppe
eingruppiert bzw. eingereiht worden wéren, werden fiir die Uberleitung so
behandelt, als waren sie bereits im Januar 2008 herabgruppiert bzw. niedriger
eingereiht worden.

§4
Vergleichsentgelt

Fur die Zuordnung zu den Stufen der Entgelttabelle (Anlage 5a und 5b zur KAVO)
wird fur die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach § 3 ein Vergleichsentgelt auf der
Grundlage der im Januar 2008 erhaltenen Bezliige gemaB den Absdtzen 2 — 6
gebildet.

'Bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus dem Geltungsbereich des BAT in
der bis zum 31. Januar 2008 nach Mal3gabe des Arbeitsvertrages gultigen Fassung
setzt sich das Vergleichsentgelt aus Grundvergutung, allgemeiner Zulage und
Ortszuschlag der Stufe 1 oder 2 zusammen. 2Findet auf den Ehegatten am 1. Februar
2008 die KAVO Anwendung, geht der jeweils individuell zustehende Teil des
Unterschiedsbetrages zwischen den Stufen 1 und 2 des Ortszuschlages in das
Vergleichsentgelt ein.

3Ferner flieBen im Januar 2008 nach dem Arbeitsvertrag zustehende
Funktionszulagen insoweit in das Vergleichsentgelt ein, als sie in der KAVO ab dem
1. Februar 2008 nicht mehr vorgesehen sind. “Erhalten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter eine Gesamtvergitung (§ 30 BAT) bildet diese das Vergleichsentgelt.
>Bei Lehrkraften im Sinne der Vorbemerkung Nr. 5 zu allen Vergitungsgruppen der
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3)

(4)

Anlage Ta zum BAT wird die Zulage nach § 2 Abs. 3 des Tarifvertrages tUber Zulagen
an Angestellten in das Vergleichsentgelt eingerechnet.

®Abweichend von Satz 5 wird bei Lehrkréften, die am 29. Februar 2008 einen
Anspruch auf die Zulage nach Abschnitt A Nr. 2 der Lehrer-Richtlinien der TdL
haben, die Zulage nach § 2 Abs. 2 Buchstabe c des Tarifvertrages Uiber Zulagen an
Angestellte, und bei Lehrkraften die einen arbeitsvertraglichen Anspruch auf
Zahlung einer allgemeinen Zulage wie die unter die Anlage 1a zum BAT fallenden
Angestellten haben, diese Zulage in das Vergleichsentgelt eingerechnet.

Protokollerklarung zu Absatz 2 Satz 2:

1. Findet die KAVO vom 1. Februar 2008 fiir beide Beschaftigte Anwendung und
hat einer der beiden im Januar 2008 keine Bezlige erhalten wegen Elternzeit,
Wehr- oder Zivildienstes, Sonderurlaubs, bei dem der Dienstgeber vor Antritt
ein dienstliches oder betriebliches Interesse an der Beurlaubung anerkannt hat,
Bezuges einer Rente auf Zeit wegen verminderter Erwerbsfahigkeit oder wegen
Ablaufs der Krankenbezugsfristen, erhalt die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter
zusatzlich zu ihrem bzw. seinem Entgelt den Differenzbetrag zwischen dem ihr
bzw. ihm im Januar 2008 individuell zustehenden Unterschiedsbetrages
zwischen der Stufe 1 und 2 des Ortszuschlages und dem vollen
Unterschiedsbetrag als Besitzstandszulage.

2. Hat die andere ortszuschlagsberechtigte Person im Januar 2008 aus den in Nr. 1
genannten Griinden keine Bezlige erhalten, erhalt die oder der in das neue
Entgeltsystem der KAVO Ubergeleitete Mitarbeiterin bzw. Mitarbeiter zusatzlich
zu ihrem bzw. seinem Entgelt den vollen Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe
1 und der Stufe 2 des Ortszuschlages als Besitzstandszulage.

3. Ist die andere ortszuschlagsberechtigte Person im Januar 2008 aus dem
kirchlichen Dienst ausgeschieden, ist das Vergleichsentgelt unter
Berlicksichtigung der Stufe 2 des Ortszuschlages ab dem 1. Juli 2008 auf Antrag
neu zu ermitteln; der Antrag muss bis spatestens 30. Juni 2009 gestellt werden.

4. Die Besitzstandszulage nach den Nrn. 1 und 2 oder das neu ermittelte
Tabellenentgelt nach Nr. 3 wird auf einen bis zum 31. Marz 2009 zu stellenden
schriftlichen Antrag (Ausschlussfrist) vom 1. Juli 2008 an gezahlt.

5. 'In den Fallen der Nrn. 1 und 2 wird bei Stufensteigerungen und
Hohergruppierungen der Unterschiedsbetrag zum bisherigen Entgelt auf die
Besitzstandszulage angerechnet. 2Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter hat das
Vorliegen der Voraussetzungen der Nrn. 1 und 2 nachzuweisen und
Anderungen anzuzeigen. *Die Besitzstandszulage nach den Nrn. 1 und 2 entfallt
mit Ablauf des Monats, in dem die andere Mitarbeiterin oder der andere
Mitarbeiter die Arbeit wieder aufnimmt.

'Bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auf deren Arbeitsverhaltnis am 31. Januar
2008 der MTArb Anwendung findet, wird der Monatstabellenlohn als
Vergleichsentgelt zugrunde gelegt. 2Abs. 2 Satz 3 gilt entsprechend. 3Erhalten
Beschaftigte den Lohn nach § 23 Abs. 1 MTArb bildet dieser das Vergleichsentgelt.
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die im Februar 2008 bei Fortgeltung des
bisherigen Rechts die Grundvergltung bzw. den Monatstabellenlohn der nachst
hoheren Lebensaltersstufe bzw. Lohnstufen erhalten hatten, werden fir die
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(6)

(M)

Bemessung des Vergleichsentgelts so behandelt, als ware der Stufenaufstieg bereits
im Januar 2008 erfolgt.

2§ 3 Abs. 2 und 3 gilt bei der Bemessung des Vergleichsentgeltes entsprechend.
Bei Teilzeitbeschaftigten wird das Vergleichsentgelt auf der Grundlage eines
entsprechenden Vollzeitbeschaftigten bestimmt.

Protokollerklarung zu § 4 Abs. 5:

Lediglich das Vergleichsentgelt wird auf der Grundlage eines entsprechenden
Vollzeitbeschdftigten ermittelt; sodann wird nach der Stufenzuordnung das
zustehende Entgelt zeitratierlich berechnet. ?Diese zeitratierliche Kiirzung des auf
den Ehegattenanteil im Ortszuschlag entfallenden Betrages (§ 4 Abs.2 Satz 2
2. Halbsatz) unterbleibt nach MaBgabe des § 29 Abschn. B Abs. 5 Satz 2 BAT.

Fur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nicht fir alle Tage im Januar 2008 oder fir
keinen Tag dieses Monats Bezuige erhalten, wird das Vergleichsentgelt so bestimmt,
als hatten sie fur alle Tage dieses Monats Bezlige erhalten; in den Fallen des § 27
Abschnitt A Abs. 7 BAT und § 27 Abschnitt B Abs. 3 Unterabsatz 4 BAT bzw. der
entsprechenden Regelungen flr Arbeiterinnen und Arbeiter werden die
Beschaftigten fiir das Vergleichsentgelt so gestellt, als hatten sie am 1. Januar 2008
die Arbeit wieder aufgenommen.

§5
Stufenzuordnung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

'Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fir deren Arbeitsverhaltnis am 31. Januar 2008
der BAT galt, werden einer ihrem Vergleichsentgelt entsprechenden individuellen
Zwischenstufe der gemaB & 3 bestimmten Entgeltgruppe zugeordnet. 2Zum 1.
Februar 2010 steigen diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in die betragsmaBig
nachst hohere regulare Stufe ihrer Entgeltgruppe auf. 3Der weitere Stufenaufstieg
richtet sich nach den Bestimmungen der KAVO. 4Fur die Stufenzuordnung der
Lehrkrafte im Sinne der Vorbemerkung Nr. 5 zu allen Vergitungsgruppen der
Anlage 1a zum BAT qilt die Entgelttabelle der Anlage 5b zur KAVO mit den
MaBgaben des & 19. °Das Entgelt der individuellen Zwischenstufe bzw. Endstufe fir
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die unter die Anlage 5b fallen, erhoht sich mit
Wirkung vom 1. Februar 2008 um 2,9 v. H. und wird auf volle fiinf Euro aufgerundet.

Protokollerklarung zu § 5 Absatz 1:

Das Entgelt der individuellen Zwischenstufe flir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
die unter die Anlage 5a fallen, erhoht sich zum 1. Februar 2008 um den Sockelbetrag
von 50 Euro sowie anschlieBend um 3,1 v. H.

Protokollerklarung zu § 5 Absatz 1:
Das Entgelt der individuellen Zwischenstufe flr Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
die unter die Anlage 5a fallen, erhéht sich zum 1. Januar 2009 um 2,8 v. H.

'Werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor dem 1. Februar 2010 héhergruppiert
(nach § 7 Abs. 1 und 3, 8 Abs. 3 Buchstabe a oder aufgrund Ubertragung einer mit
einer hoheren Entgeltgruppe bewerteten Tatigkeit), so erhalten sie in der hdheren
Entgeltgruppe Tabellenentgelt nach der regularen Stufe, deren Betrag mindestens
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3)

(4)

(M)

(@)

(3)

(4)

der individuellen Zwischenstufe entspricht, jedoch nicht weniger als das
Tabellenentgelt der Stufe 2; der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den
Regelungen der KAVO. ?In den Fallen des Satzes 1 gilt § 21 Abs. 4 Satz 2 KAVO
entsprechend. 3Werden Beschéftigte vor dem 1. Februar 2010 herabgruppiert,
werden sie in der niedrigeren Entgeltgruppe derjenigen individuellen
Zwischenstufen zugeordnet, die sich bei Herabgruppierung im Januar 2008 ergeben
hatte; der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach Abs. 1 Satz 4 und 5.

Liegt das Vergleichsentgelt tber der hochsten Stufe der nach § 3 bestimmten
Entgeltgruppe, werden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter abweichend von Abs.
1 einer dem Vergleichsentgelt entsprechenden individuellen Endstufe zugeordnet.
’Bei Lehrkraften im Sinne der Vorbemerkung Nr. 5 zu allen Vergltungsgruppen der
Anlage 1a zum BAT gilt dabei die Entgelttabelle nach Anlage 5b zur KAVO mit den
MaBgaben des § 19. 3Abs. 1 Satze 2 und 3 geltend entsprechend. *Werden
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus einer individuellen Endstufe hdhergruppiert,
so erhalten sie in der hoheren Entgeltgruppe mindestens den Betrag, der ihrer
bisherigen individuellen Endstufe entspricht. >Im Ubrigen gilt Abs. 2 entsprechend.
®Die individuelle Endstufe verandert sich um denselben Vomhundertsatz bzw. in
demselben Umfang wie die hochste Stufe der jeweiligen Entgeltgruppe.
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, deren Vergleichsentgelt niedriger ist als das
Tabellenentgelt in der Stufe 2, werden abweichend von Abs. 1 der Stufe 2
zugeordnet. 2Der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den Regelungen der
KAVO.

§6
Stufenzuordnung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus dem
Geltungsbereich des MTArb

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus dem Geltungsbereich des MTArb werden
entsprechend ihrer Beschaftigungszeit nach § 6 MTArb der Stufe der gemaB § 3
bestimmten Entgeltgruppe zugeordnet, die sie erreicht hatten, wenn die
Entgelttabelle der Anlage 5a zur KAVO bereits seit Beginn ihrer Beschaftigungszeit
gegolten hatte; Stufe 1 ist hierbei ausnahmslos mit einem Jahr zu bericksichtigen.
Der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den Regelungen der KAVO.

§ 5 Abs. 3 und Abs. 4 Satz 1 und 2 gilt fur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gemaB
Abs. 1 entsprechend.

'Ist das Tabellenentgelt nach Abs. 1 Satz 1 niedriger als das Vergleichsentgelt,
werden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einer dem Vergleichsentgelt
entsprechenden individuellen Zwischenstufe zugeordnet; § 5 Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt
entsprechend. 2Der Aufstieg aus der individuellen Zwischenstufe in die
betragsmaBig nachst hohere reguldre Stufe ihrer Entgeltgruppe findet zu dem
Zeitpunkt statt, zu dem sie gemaB Abs. 1 Satz 1 die Voraussetzungen fiir diesen
Stufenaufstieg aufgrund der Beschaftigungszeit erfillt haben. 3§ 5 Absatz 3 Satz 5
gilt entsprechend.

'Werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wahrend ihrer Verweildauer in der
individuellen Zwischenstufe hohergruppiert, erhalten sie in der hdoheren
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Entgeltgruppe Tabellenentgelt nach der regularen Stufe, deren Betrag mindestens
der individuellen Zwischenstufe entspricht, jedoch nicht weniger als das Entgelt der
Stufe 2; der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den Regelungen der KAVO. 2§
21 Abs. 4 Satz 2 KAVO gilt entsprechend. 3Werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
wahrend ihrer Verweildauer in der individuellen Zwischenstufe herabgruppiert,
erfolgt die Stufenzuordnung in der niedrigeren Entgeltgruppe, als sei die niedrigere
Einreihung bereits im Januar 2008 erfolgt; der weitere Stufenaufstieg richtet sich bei
Zuordnung zu einer individuellen Zwischenstufe nach Abs. 3 Satz 2, ansonsten nach
Abs. 1 Satz 2.

lll. Besitzstandsregelungen

§7
Bewahrungs- und Fallgruppenaufstiege

'Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die aus dem Geltungsbereich des BAT in eine der
Entgeltgruppen 3, 5, 6 oder 8 tbergeleitet werden und
e die am 1. Februar 2008 bei Fortgeltung des bisherigen Rechts nach MalBgabe
des BAT die fiir eine Hohergruppierung erforderliche Zeit der Bewahrung oder
Tatigkeit zur Halfte erfillt haben,
e bis zum individuellen Aufstiegszeitpunkt weiterhin eine Tatigkeit auszulben
haben, die diesen Aufstieg ermoglicht hatte, und
e bei denen zum Aufstiegszeitpunkt keine Anhaltspunkte vorliegen, die bei
Fortgeltung des bisherigen Rechts einer Hohergruppierung
entgegengestanden hatten,
sind zu dem Zeitpunkt, zu dem sie nach bisherigem Recht hohergruppiert waren, in
die nachsthéhere Entgeltgruppe der KAVO eingruppiert. 2Abweichend von Satz 1
erfolgt die Hohergruppierung in die Entgeltgruppe 5, wenn die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter aus der Vergltungsgruppe VIII BAT mit ausstehendem Aufstieg
nach Vergltungsgruppe VII BAT in die Entgeltgruppe 3 Ubergeleitet worden sind.
3Die Satze 1 und 2 gelten nicht in den Fallen des §3 Abs. 2. “Erfolgt die
Hohergruppierung vor dem 1. Februar 2010, gilt — gegebenenfalls unter
Berticksichtigung des Satzes 2 — § 5 Abs. 2 Satz 1 und 2 entsprechend.
>Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, fir die nach MaBgabe der Ziffern 1.2, 1.3 und 1.4
des Teils 1l der Anlage 4b ein doppelter Bewahrungsaufstieg aus der
Vergltungsgruppe Vb bis zur Vergitungsgruppe Il vorgesehen ist und
e die am 1. Februar 2008 bei Fortgeltung des bisherigen Rechts nach MalRgabe
dieser Regelung die fur eine Hohergruppierung in die Vergiitungsgruppe 1Va
erforderliche Zeit der Bewahrung zur Halfte erfullt haben,
e bis zum individuellen Aufstiegszeitpunkt weiterhin eine Tatigkeit auszulben
haben, die diesen Aufstieg ermdglicht hatte, und
e Dbei denen zum Aufstiegszeitpunkt keine Anhaltspunkte vorliegen, die bei
Fortgeltung des bisherigen Rechts einer Hohergruppierung
entgegengestanden hatten,

171



Anlage 13 - Regelungen des Ubergangsrechtes

(@)

(3)

(4)

sind zu dem Zeitpunkt, zu dem sie nach bisherigem Recht hohergruppiert waren, in
die nachsthohere Entgeltgruppe der KAVO eingruppiert.
'Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die aus dem Geltungsbereich des BAT in eine der
Entgeltgruppen 2 sowie 9 bis 15 lGbergeleitet werden, und
e die am 1. Februar 2008 bei Fortgeltung des bisherigen Rechts die fir eine
Hohergruppierung erforderliche Zeit der Bewahrung oder Tatigkeit zur Halfte
erfillt haben,
e in der Zeit zwischen dem 1. Marz 2008 und dem 31. Januar 2010
héhergruppiert waren,
e bis zum individuellen Aufstiegszeitpunkt weiterhin eine Tatigkeit auszutiben
haben, die diesen Aufstieg ermdglicht hatte, und
e bei denen zum individuellen Aufstiegszeitpunkt keine Anhaltspunkte
vorliegen, die bei Fortgeltung des bisherigen Rechts einer Hoéhergruppierung
entgegengestanden hatten,
erhalten ab dem Zeitpunkt, zu dem sie nach bisherigem Recht hohergruppiert
waren, in ihrer bisherigen Entgeltgruppe Entgelt nach derjenigen individuellen
Zwischen- bzw. Endstufe, die sich ergeben hatte, wenn sich ihr Vergleichsentgelt
(8 4) nach der Vergitung aufgrund der Hohergruppierung bestimmt hatte. 2Ein
etwaiger Strukturausgleich wird ab dem individuellen Aufstiegszeitpunkt nicht mehr
gezahlt. 3Der weitere Stufenaufstieg richtet sich bei Zuordnung zu einer
individuellen Zwischenstufe nach § 5 Abs. 1. 4§ 3 Abs. 2 bleibt unberiihrt.
'Abweichend von Abs.1 Satz1 und Abs.2 Satz1 gelten die Abs.1 bzw. 2
entsprechend fir Ubergeleitete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die bei
Fortgeltung des bisherigen Rechts bis spatestens 31. Dezember 2016 wegen
Erfillung der erforderlichen Zeit der Bewahrung oder Tatigkeit hohergruppiert
worden waren, unabhdngig davon, ob die Halfte der erforderlichen Bewahrungs-
oder Tatigkeitszeit am Stichtag erflllt ist. ?In den Fallen des Absatzes 2 Satz 1
erhalten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in der Zeit zwischen dem 1. Februar
2010 und dem 31. Dezember 2016 bei Fortgeltung des bisherigen Rechts
hohergruppiert worden waren, in ihrer bisherigen Entgeltgruppe Entgelt nach
derjenigen individuellen Zwischen- oder Endstufe, die sich aus der Summe des
bisherigen  Tabellenentgelts und dem nach Absatz 2 ermittelten
Hohergruppierungsgewinn nach bisherigem Recht ergibt; die Stufenlaufzeit bleibt
hiervon unberihrt. *Bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit individueller Endstufe
erhoht sich in diesen Fallen ihre individuelle Endstufe um den nach bisherigem Recht
ermittelten Hohergruppierungsgewinn. 48 5 Absatz 3 Satz 5 gilt entsprechend.

Protokollerklarung zu Absatz 3:

1. Die individuelle Zwischenstufe verandert sich bei allgemeinen
Entgeltanpassungen nach dem 31. Dezember 2009 um den von der KODA fir die
jeweilige Entgeltgruppe festgelegten Vomhundertsatz.

Ist bei einer Lehrkraft, die gemadB Nr. 5 der Vorbemerkungen zu allen
Verglitungsgruppen nicht unter die Anlage 1a zum BAT fallt, eine
Hohergruppierung nur vom Ablauf einer Bewahrungszeit und von der Bewahrung
abhangig und ist am 1. Februar 2008 die Halfte der Mindestzeitdauer fir einen
solchen Aufstieg erfillt, erfolgt in den Fallen des Abs. 1 unter den weiteren dort
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genannten Voraussetzungen zum individuellen Aufstiegszeitpunkt der Aufstieg in
die nachst héhere Entgeltgruppe. ’Abs. 1 Satz 2 und
Hohergruppierungsmaglichkeiten durch entsprechende Anwendung
beamtenrechtlicher Regelungen bleiben unberihrt. 3In den Fallen des Abs. 2 gilt
Satz 1 mit der MaBgabe, dass anstelle der Hohergruppierung eine Neuberechnung
des Vergleichsentgeltes nach Abs. 2 erfolgt. “Abs. 3 findet entsprechende
Anwendung mit der MaBgabe, dass in den Satzen 1 und 2 anstelle des Datums
30. Juni 2014 das Datum 31. Oktober 2012 gilt.

§8
Vergiitungsgruppenzulagen

Aus dem Geltungsbereich des BAT ubergeleitete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
denen am 31. Januar 2008 nach der Vergutungsordnung zum BAT oder nach einer
kirchlichen Rechtsnorm eine Vergltungsgruppenzulage zusteht, erhalten in der
Entgeltgruppe, in die sie Ubergeleitet werden, eine Besitzstandszulage in Hohe ihrer
bisherigen Vergutungsgruppenzulage nach MalBgabe dieser Vorschriften.

'Aus dem Geltungsbereich des BAT Ubergeleitete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
die bei Fortgeltung des bisherigen Rechts nach dem 31. Januar 2008 eine
Vergltungsgruppenzulage ohne vorausgehenden Fallgruppenaufstieg erreicht
hatten, erhalten ab dem Zeitpunkt, zu dem ihnen die Zulage nach bisherigem Recht
zugestanden hatte, eine Besitzstandszulage. °Die Hohe der Besitzstandszulage
bemisst sich nach dem Betrag, der als Vergltungsgruppenzulage zu zahlen gewesen
ware, wenn diese bereits am 31. Januar 2008 zugestanden hatte. 3Voraussetzung ist,
dass

e am 1. Februar 2008 die fur die Vergttungsgruppenzulage erforderliche Zeit
der Bewahrung oder Tatigkeit nach MalBRgabe des § 23 b Abschnitt A BAT oder
nach einer kirchlichen Bestimmung zur Halfte erfllt ist,

e zu diesem Zeitpunkt keine Anhaltspunkte vorliegen, die bei Fortgeltung des
bisherigen Rechts der Vergutungsgruppenzulage entgegengestanden hatten
und

e biszum individuellen Zeitpunkt nach Satz 1 weiterhin eine Tatigkeit auszuliben
ist, die zu der VergUtungsgruppenzulage gefiihrt hatte.

(2a) Absatz 2 gilt entsprechend fir Uibergeleitete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die

3)

bei Fortgeltung des bisherigen Rechts bis spatestens 31. Dezember 2016 wegen
Erfillung der erforderlichen Bewahrung oder Tatigkeit die Voraussetzungen der
Vergitungsgruppenzulage erfullt hatten, unabhangig davon, ob die Halfte der
erforderlichen Zeit der Bewahrung oder Tatigkeit am Stichtag nicht erfillt ist.
Fir aus dem Geltungsbereich des BAT Ubergeleitete Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, die bei Fortgeltung des bisherigen Rechts nach dem 31. Januar 2008 im
Anschluss an einen Fallgruppenaufstieg eine Vergltungsgruppenzulage erreicht
hatten, gilt Folgendes:
a. In eine der Entgeltgruppen 3, 5, 6 oder 8 tbergeleitete Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, die den Fallgruppenaufstieg am 31. Januar 2008 noch nicht
erreicht haben, sind zu dem Zeitpunkt, zu dem sie nach bisherigem Recht
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héhergruppiert worden waren, in die nachsthéhere Entgeltgruppe der KAVO
eingruppiert; § 7 Abs. 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. Eine Besitzstandszulage
fur eine Vergltungsgruppenzulage steht nicht zu.

b. Istein der Vergutungsgruppenzulage vorausgehender Fallgruppenaufstieg am
31. Januar 2008 bereits erfolgt, gilt Absatz 2 mit der MaBgabe, dass am 1.
Februar 2008 die Halfte der Gesamtzeit fir den Anspruch auf die
Vergutungsgruppenzulage einschlieBlich der Zeit fir den vorausgehenden
Aufstieg zurlickgelegt sein muss oder die Vergitungsgruppenzulage bei
Fortgeltung des bisherigen Rechts bis zum 31. Dezember 2016 erworben
worden ware. Im Fall des Satzes 1 2. Alternative wird die
Verglitungsgruppenzulage gewahrt.

c. Ware im Fall des Buchstaben a nach bisherigem Recht der Fallgruppenaufstieg
spatestens am 31. Januar 2010 erreicht worden, gilt Absatz 2 mit der MaBBgabe,
dass am 1. Februar 2010 die Halfte der Gesamtzeit fir den Anspruch auf die
Vergutungsgruppenzulage einschlieBlich der Zeit fur den vorausgehenden
Aufstieg erreicht sein muss und die Vergitungsgruppenzulage bei Fortgeltung
des bisherigen Rechts bis zum 31. Dezember 2016 erworben worden ware.

'Die Besitzstandszulage nach den Absatzen 1, 2 und 3 Buchstabe b wird so lange
gezahlt, wie die anspruchsbegriindende Tatigkeit ununterbrochen ausgetibt wird
und die sonstigen Voraussetzungen fir die Vergitungsgruppenzulage nach
bisherigem Recht weiterhin bestehen. 2Sie verandert sich bei allgemeinen
Entgeltanpassungen um den fir die jeweilige Entgeltgruppe festgelegten
Vomhundertsatz.

Protokollerklarung zu Absatz 4 Satz 1:

'Unterbrechungen wegen Elternzeit, Wehr- oder Zivildienstes, Sonderurlaubs, bei
dem der Dienstgeber vor Antritt ein dienstliches oder betriebliches Interesse an der
Beurlaubung anerkannt hat, Bezuges einer Rente auf Zeit wegen verminderter
Erwerbsfahigkeit oder wegen Ablaufs der Krankenbezugsfristen sowie wegen vor-
Ubergehender Ubertragung einer hdherwertigen Tatigkeit sind unschadlich. 2In den
Fallen, in denen eine Unterbrechung aus den in Satz 1 genannten Griinden nach
dem 31. Januar 2008 und vor dem 1. Juli 2008 endet, wird eine Besitzstandszulage
nach § 8 Absatz 1, 2 oder 3 Buchstabe b oder c vom 1. Juli 2008 an gezahlt.

Protokollerklarung zu Absatz 4 Satz 2:
Fur Lehrkrafte, die unter den Geltungsbereich der Anlage 5b fallen, erhéht sich die
Besitzstandszulage ab 1. Januar 2017 um 2,2 v.H. und ab 1. Januar 2018 um 2,35 v.H.

Die Zahlung einer Vergutungsgruppenzulage fir Gemeindereferentinnen und
Gemeindereferenten bestimmt sich dem Grunde und der Hohe nach der Ziffer 11.1
des Teils Il der Anlage 4b zur KAVO.

§9

Fortfithrung voriibergehend libertragener hoherwertiger Tatigkeit

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, denen am 31. Januar 2008 eine Zulage nach § 24 BAT
zusteht, erhalten nach Uberleitung in die KAVO eine Besitzstandszulage in Héhe ihrer
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bisherigen Zulage, solange sie die anspruchsbegriindende Tatigkeit weiterhin austiben
und die Zulage nach bisherigem Recht zu =zahlen waére. 2Wird die
anspruchsbegriindende Tatigkeit Gber den 31. Januar 2010 hinaus beibehalten, finden
mit Wirkung ab dem 1. Februar 2010 die Regelungen der KAVO duber die
voriibergehende Ubertragung einer hdherwertigen Tatigkeit Anwendung. 3Fiir eine vor
dem 1. Februar 2008 voriibergehend tbertragene hoherwertige Tatigkeit, fir die am 31.
Januar 2008 wegen der zeitlichen Voraussetzungen des § 24 Abs. 1 bzw. 2 BAT noch
keine Zulage gezahlt wird, gilt Satz 1 und 2 ab dem Zeitpunkt entsprechend, zu dem
nach bisherigem Recht die Zulage zu zahlen gewesen ware. 4Satze 1 bis 3 gelten in den
Fallen des § 9 MTArb entsprechend; bei Vertretung einer Mitarbeiterin oder eines
Mitarbeiters bemisst sich die Zulage nach dem Unterschiedsbetrag zwischen dem Lohn
nach § 9 Abs. 2 Buchstabe a MTArb und dem im Januar 2008 ohne Zulage zustehenden
Lohn. °Satze 1 bis 4 gelten bei besonderen Vorschriften ber die voriibergehende
Ubertragung héherwertiger Tatigkeiten entsprechend. ®Die Zulage nach Satz 1
verandert sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den fir die jeweilige
Entgeltgruppe festgelegten Vomhundertsatz. ’Ist Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die
eine Besitzstandszulage nach Satz 1 erhalten, die anspruchsbegriindende Tatigkeit bis
zum 31. Januar 2010 dauerhaft tUbertragen worden oder wird sie ihnen Ubertragen,
erhalten sie eine personliche Zulage. 8Die Zulage nach Satz 7 wird fur die Dauer der
Wahrnehmung dieser Tatigkeit gezahlt. °Die Hohe der Zulage bemisst sich nach dem
Unterschiedsbetrag zwischen dem am 1. Februar 2008 nach § 5 oder § 6 zustehenden
Tabellenentgelt oder Entgelt nach einer individuellen Zwischen- oder Endstufe
einschlieBlich der Besitzstandszulage nach Satz 1 und dem Tabellenentgelt nach der
Hohergruppierung. °Allgemeine Entgeltanpassungen, Erhdhungen des Entgelts durch
Stufenaufstiege und Hohergruppierungen sowie Zulagen gemaB § 18 Absatz 2 KAVO
und gemaB § 22a KAVO sind auf die personliche Zulage in voller Héhe anzurechnen.
Protokollerklarung zu Satz 9:

Die Anrechnung umfasst auch entsprechende Entgeltsteigerungen, die nach dem
31. Januar 2008 und vor dem 1. Juli 2008 erfolgt sind.

§10
Kinderbezogene Entgeltbestandteile

(1) "Fur im Januar 2008 zu berlcksichtigende Kinder werden die kinderbezogenen
Entgeltbestandteile des BAT oder MTArb in der fir Januar 2008 zustehenden Hohe
als Besitzstandszulage fortgezahlt, solange fir diese Kinder Kindergeld nach dem
Einkommensteuergesetz (EStG) oder nach dem Bundeskindergeldgesetz (BKGG)
gezahlt wird oder ohne Berticksichtigung des § 64 oder § 65 EStG oder des § 3 oder
§ 4 BKGG gezahlt wiirde. ?Die Besitzstandszulage entfallt ab dem Zeitpunkt, zu dem
einer anderen Person, die im kirchlichen oder 6ffentlichen Dienst steht oder auf
Grund einer Tatigkeit im kirchlichen oder Offentlichen Dienst nach
beamtenrechtlichen  Grundsdtzen oder nach einer Ruhelohnordnung
versorgungsberechtigt ist, fir ein Kind, flir welches die Besitzstandszulage gewahrt
wird, das Kindergeld gezahlt wird; die Anderung der Kindergeldberechtigung hat
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die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter dem Dienstgeber unverziglich schriftlich
anzuzeigen.

Protokollerklarung zu Absatz 1:

1. Ist die andere Person im Januar 2008 aus dem kirchlichen oder 6ffentlichen Dienst
ausgeschieden und entfiel aus diesem Grund der kinderbezogene
Entgeltbestandteil, entsteht der Anspruch auf die Besitzstandszulage bei der oder
dem in die KAVO ubergeleiteten Mitarbeiterin oder Mitarbeiter.

2. "Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die im Januar 2008 keinen kinderbezogenen
Entgeltanteil erhalten haben, weil sie nicht zum Kindergeldberechtigten bestimmt
waren, haben Anspruch auf die Besitzstandszulage, wenn sie bis zum 31. Marz
2009 einen Berechtigtenwechsel beim Kindergeld zu ihren Gunsten vornehmen.
’Die Hohe der Besitzstandszulage ist so zu bemessen, als hatte die Mitarbeiterin
oder der Mitarbeiter bereits im Januar 2008 Anspruch auf Kindergeld gehabt.

3. 'Bei Tod der oder des Kindergeldberechtigten wird ein Anspruch nach Absatz 1
fur die andere oder den anderen in die KAVO (bergeleitete Mitarbeiterin oder
Mitarbeiter auch nach dem 1. Februar 2008 begriindet. °Die Hohe der
Besitzstandszulage ist so zu bemessen, als hatte sie oder er bereits im Januar
2008 Anspruch auf Kindergeld gehabt.

4. In den Féllen der Nrn. 1 und 2 wird die Besitzstandszulage auf einen bis zum
31. Mérz 2009 zu stellenden schriftlichen Antrag (Ausschlussfrist) vom 1. Juli 2008
bzw. in den Fallen der Ziffer 2 frihestens von dem Zeitpunkt des
Berechtigtenwechsels beim Kindergeld an gezahlt. 2In den Fallen der Nr. 3 wird
die Besitzstandszulage auf schriftlichen Antrag ab dem ersten Tag des Monats,
der dem Sterbemonat folgt, friihestens jedoch ab dem 1. Juli 2008, gezahlt. 3Die
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter hat das Vorliegen der Voraussetzungen der
Nrn. 1 bis 3 nachzuweisen und Anderungen anzuzeigen.

1§ 27 Abs. 2 KAVO ist anzuwenden. ?Die Besitzstandszulage nach Abs. 1 Satz 1
verdndert sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den fir die KAVO fir die
jeweilige Entgeltgruppe festgelegten Vomhundertsatz. 3Anspriiche nach Abs. 1
konnen fir Kinder ab dem vollendeten 16. Lebensjahr durch Vereinbarung mit der
Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter abgefunden werden.

Protokollerklarung zu Absatz 2 Satz 1:

Die generelle Verlangerung der wochentlichen Arbeitszeit zum 1. Januar 2009 fihrt
nicht zu einer Veranderung der Besitzstandszulage, sofern als Besitzstandszulage
die kinderbezogenen Entgeltbestandteile aufgrund vor dem 1. Februar 2008
anzuwendender Konkurrenzregelungen (8 29 Abschn. B Absatz 6 BAT) in
ungekurzter Héhe zustehen.

Die Absatze 1 und 2 gelten entsprechend fir

a. zwischen dem 1. Februar 2008 und dem 31. Marz 2008 geborene Kinder der
Ubergeleiteten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,

b. die Kinder von bis zum 31. Méarz 2008 in ein Arbeitsverhéltnis ibernommenen
Auszubildenden sowie Praktikantinnen und Praktikanten aus tarifvertraglich
geregelten Beschaftigungsverhaltnissen, soweit diese Kinder vor dem 1. April
2008 geboren sind.
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§11
Strukturausgleich

'Aus dem Geltungsbereich des BAT Ubergeleitete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
erhalten einen nicht dynamischen Strukturausgleich ausschlieBlich in den in
Anlage 13b aufgefihrten Fallen zusatzlich zu ihrem monatlichen Entgelt.
’MaBgeblicher Stichtag fir die anspruchsbegriindenden Voraussetzungen
(Vergltungsgruppe, Lebensaltersstufe, Ortszuschlag, Aufstiegszeiten) ist der 1.
Februar 2008, sofern in Anlage 13b nicht ausdricklich etwas anderes geregelt ist.
Die Zahlung des Strukturausgleichs beginnt im Februar 2010, sofern in der Anlage
13b nicht etwas anderes bestimmt ist.

'Bei Teilzeitbeschaftigung steht der Strukturausgleich anteilig zu (§ 27 Abs. 2 KAVO).
’Bei spateren Veranderungen der individuellen regelmaBigen wochentlichen
Arbeitszeit der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters andert sich der Strukturausgleich
entsprechend.

'Bei Hohergruppierungen wird der Unterschiedsbetrag zum bisherigen Entgelt auf
den Strukturausgleich angerechnet. ?Dies gilt auch, wenn die Héhergruppierung
aufgrund der Uberleitung von Beschiftigten in die Anlage 4d gemé&B § 2 Absatz 2
der Anlage 4d erfolgt. 3Fur Lehrkréfte der Anlage 4d in einer der Entgeltgruppen 9
bis 15 wird bei Erreichen der Stufe 6 auch der Unterschiedsbetrag zwischen Stufe 5
und Stufe 6 auf den Strukturausgleich angerechnet.

Protokollerklarung zu Absatz 4:

'Fur Lehrkrafte der Anlage 4d, die in der Zeit vom 1. Januar 2018 bis zum 30.
September 2018 der Stufe 6 zugeordnet werden, wird auch die Erh6hung des
Unterschiedsbetrages am 1. Oktober 2018 auf den Strukturausgleich angerechnet.
°Satz 1 gilt entsprechend bei Lehrkraften in Entgeltgruppe 9 mit besonderer
Stufenlaufzeit von finf Jahren in Stufe 2 flr den Erh6hungsbetrag nach der Anlage
5b.

Einzelvertraglich kann der Strukturausgleich abgefunden werden.

Protokollerklarung zu § 11:

Fur Lehrkrafte, die unter die Anlage 5b fallen, gelten die Tabellenwerte der Anlage 3 zum
.Tarifvertrag zur Uberleitung der Beschéftigten der Lander in den TV-L und zur Regelung
des Ubergangsrechts (TVU-Lander)" entsprechend, soweit sie von den Tabellenwerten
der Anlage 13b abweichen oder diese erganzen.

(M)

§12
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall

Bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, fiir die bis zum 31. Januar 2008 § 71 BAT
gegolten hat und die nicht in einer privaten Krankenversicherung versichert sind,
wird abweichend von § 25 Abs. 2 KAVO fiir die Dauer des Uber den 31. Januar 2008
hinaus ununterbrochen fortbestehenden Arbeitsverhaltnisses der
Krankengeldzuschuss in Hohe des Unterschiedsbetrages zwischen dem festgesetzte
Nettokrankengeld oder der entsprechenden gesetzlichen Nettoleistung und dem
Nettoentgelt (§ 25 Abs. 2 Satz 2 und 3 KAVO) gezahlt. 2Nettokrankengeld ist das um
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(@)

die Arbeitnehmeranteile zur Sozialversicherung reduzierte Krankengeld. 3Bei
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die in der gesetzlichen Krankenversicherung
versicherungsfrei oder die von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken-
versicherung befreit sind, werden bei der Berechnung des Krankengeldzuschusses
diejenigen Leistungen zugrunde gelegt, die ihnen als Pflichtversicherte in der
gesetzlichen Krankenversicherung zustiinden.

"Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Sinne des Abs. 1 erhalten langstens bis zum
Ende der 26. Woche seit dem Beginn ihrer Uber den 31. Januar 2008 hinaus
ununterbrochen fortbestehenden Arbeitsunfahigkeit infolge derselben Krankheit
oder Arbeitsverhinderung infolge einer MaBBnahme der medizinischen Vorsorge
oder Rehabilitation ihr Entgelt nach § 24 KAVO fortgezahlt. ?Tritt nach dem 1. Januar
2008 Arbeitsunfahigkeit infolge derselben Krankheit ein, werden die Zeiten der
Entgeltfortzahlung nach Satz 1 auf die Fristen gemaB § 25 KAVO angerechnet.

'Bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, fir die bis zum 31. Januar 2008 § 71 BAT
gegolten hat und die in der privaten Krankenversicherung versichert sind, wird
anstelle des Krankengeldzuschusses nach § 25 Abs. 2 und 3 KAVO fur die Dauer des
uber den 31. Dezember 2007 hinaus ununterbrochen fortbestehenden
Arbeitsverhaltnisses das Entgelt nach § 24 KAVO bis zur Dauer von 26 Wochen
gezahlt. 2§25 Abs.4 KAVO findet auf die Entgeltfortzahlung nach Satz 1
entsprechende Anwendung. 3Hat die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter im Sinne
des Satzes 1 nicht mindestens vier Wochen wieder gearbeitet und wird sie oder er
aufgrund derselben Ursache erneut arbeitsunfahig, wird das Entgelt nach § 24 KAVO
insgesamt nur fir die nach Satz 1 maBgebende Zeit gezahlt.

“Hat die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter in dem Fall, in dem die erste
Arbeitsunfahigkeit durch einen bei dem Dienstgeber erlittenen und anerkannten
Arbeitsunfall oder durch eine bei dem Dienstgeber zugezogene und anerkannte
Berufskrankheit verursacht wurde, vor Ablauf der Bezugsfrist von 26 Wochen die
Arbeit wieder aufgenommen und wird sie oder er vor Ablauf von sechs Monaten
aufgrund desselben Arbeitsunfalls oder derselben Berufskrankheit erneut
arbeitsunfahig, wird der Ablauf der Bezugsfrist, wenn dies fiir die Mitarbeiterin oder
den Mitarbeiter glinstiger ist, um die Zeit der Arbeitsunfahigkeit hinausgeschoben.
°Die Satze 1 und 4 gelten entsprechend fiir bisher unter § 71 BAT fallende
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in der gesetzlichen Krankenversicherung
versichert sind.

®Auf Antrag der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters im Sinne des Satzes 5 finden die
Bestimmungen des § 25 der KAVO insgesamt oder nach MaBBgabe der Absatze 1
und 2 Anwendung. 'Der Antrag ist spatestens bis zum 30. Juni 2008 zu stellen.

Protokollerkldrung zu § 12:

'Anspriiche aufgrund von Regelungen fir die Gewdhrung von Beihilfen an
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Krankheitsfall bleiben fur Ubergeleitete
Beschaftigte, die am 31. Januar 2008 noch Anspruch auf Beihilfe haben, unberihrt.
2Anderungen von Beihilfevorschriften fiir Beamte kommen zur Anwendung, soweit auf
Landesvorschriften Bezug genommen wird.

Protokollerkldrung zu § 12 Absatz 3 Unterabsatz 1:
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Auf die vier Wochen wird ein Erholungsurlaub (einschlieBlich eines etwaigen
Zusatzurlaubes) angerechnet, den die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter nach der
Arbeitsaufnahme angetreten hat, weil dies im Urlaubsplan vorgesehen war oder der
Dienstgeber dies verlangt hat.

§13
Beschiftigungszeit

(1) Far die Dauer des Uber den 31. Januar 2008 hinaus fortbestehenden
Arbeitsverhaltnisses werden die vor dem 1. Februar 2008 nach MaBgabe der jeweils
einschlagigen Vorschriften anerkannten Beschaftigungszeiten als
Beschaftigungszeit im Sinne des § 40 Abs. 3 KAVO berlcksichtigt.

(2) Fur die Anwendung des § 28 Abs. 2 KAVO werden die bis zum 31. Januar 2008
zurlickgelegten Zeiten, die nach MaBgabe

e des § 39 BAT anerkannte Dienstzeit,
e des § 45 MTArb anerkannte Jubildaumszeit
sind, als Beschaftigungszeit im Sinne des § 40 Abs. 3 KAVO berlcksichtigt.

§ 14
Urlaub

(1) Fur eine Ubertragung von Urlaub auf das Kalenderjahr 2009 sowie fir die
Bemessung des entsprechenden Urlaubsentgelts gelten die Regelungen der KAVO.

(2) 'Aus dem Geltungsbereich des BAT libergeleitete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Vergutungsgruppen | und la, die fir das Urlaubsjahr 2008 einen Anspruch auf
30 Arbeitstage Erholungsurlaub erworben haben, behalten bei einer Flinftagewoche
diesen Anspruch fur die Dauer des Giber den 31. Januar 2008 hinaus ununterbrochen
fortbestehenden Arbeitsverhéltnisses. ?Die Urlaubsregelungen der KAVO bei
abweichender Verteilung der Arbeitszeit gelten entsprechend.

§15
Abgeltung

Durch Vereinbarung mit der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter kdénnen
Entgeltbestandteile aus Besitzstanden, ausgenommen fir Verglitungsgruppenzulagen,
pauschaliert bzw. abgefunden werden. 2§ 19 Abs.2 Satz 3 und § 11 Abs. 5 bleiben
unberihrt.

IV. Sonstige abweichende oder erganzende Bestimmungen

§16
Eingruppierung
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(M)

@)

(3)

)

(6)

Die Regelungen der KAVO Uber die Eingruppierung (8§ 16, 17 KAVO) finden sowohl
auf Ubergeleitete als auch ab dem 1. Februar 2008 neu eingestellte Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter des Bistums Trier Anwendung.

Mit Ausnahme der Eingruppierung in die Entgeltgruppe 1 sind alle zwischen dem
1. Februar 2008 und dem Inkrafttreten neuer Eingruppierungsregelungen fir die
jeweiligen Berufsgruppen stattfindenden Eingruppierungs- bzw.
Einreihungsvorgange (Neueinstellungen und Umgruppierungen) vorlaufig und
begriinden keinen Vertrauensschutz und keinen Besitzstand. ?Dies gilt nicht fir
Aufstiege gemal3 § 7 Abs. 1 Satz 1 und 2 und Abs. 3.

'Anpassungen der Eingruppierung aufgrund des Inkrafttretens neuer
Eingruppierungsvorschriften erfolgen mit Wirkung fir die Zukunft. 2Bei
Rickgruppierungen, die in diesem Zusammenhang erfolgen, sind finanzielle
Nachteile im Wege einer nicht dynamischen Besitzstandszulage auszugleichen,
solange die Téatigkeit ausgelibt wird. 3Die Besitzstandszulage vermindert sich nach
dem 31. Dezember 2009 bei jedem Stufenaufstieg um die Halfte des
Unterschiedsbetrages zwischen der bisherigen und der neuen Stufe; bei
Neueinstellungen (§ 1 Abs. 2) vermindert sich die Besitzstandszulage jeweils um den
vollen Unterschiedsbetrag. “Die Grundsatze korrigierender Ruckgruppierung
bleiben unberihrt.

Bewdhrungs-, Fallgruppen- und Tatigkeitsaufstiege gibt es ab dem 1. Februar 2008
nicht mehr; 8§87 wund 8 bleiben wunberihrt. 2Satz1 gilt auch fir
Vergltungsgruppenzulagen, es sei denn, dem Tatigkeitsmerkmal einer
Vergutungsgruppe der Anlage 4b zur KAVO ist eine Vergutungsgruppenzulage
zugeordnet, die unmittelbar mit Ubertragung der Tatigkeit zusteht; bei Ubertragung
einer entsprechenden Tatigkeit wird diese bis zum In-Kraft-Treten der neuen
Eingruppierungsvorschriften unter den Voraussetzungen des bisherigen Rechtes als
Besitzstandszulage in der bisherigen Hohe gezahlt; § 8 Abs. 4 gilt entsprechend.

In der Zeit zwischen dem 1. Februar 2008 und dem Inkrafttreten neuer
Entgeltvorschriften erhalten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, denen ab dem 1.
Februar 2008 eine anspruchsbegriindende Tatigkeit Ubertragen wird, eine
personliche Zulage, die sich betragsmaBig nach der entfallenen Techniker-, Meister-
und Programmiererzulage bemisst, soweit die Anspruchsvoraussetzungen nach
bisherigem Recht erfillt sind.

'Flr Eingruppierungen bzw. Einreihungen zwischen dem 1. Februar 2008 und dem
Inkrafttreten von neuen Eingruppierungsvorschriften werden die
Verglitungsgruppen der Anlage 4b zur KAVO und die Lohngruppen des
Lohngruppenverzeichnisses gemaB Anlage 13c den Entgeltgruppen der KAVO
zugeordnet. 2In den Fallen des § 20 Absatz 2a Satz 1 KAVO erfolgt die
Eingruppierung unter Anwendung der Anlage 13a in die dem unmittelbar
vorhergehenden Arbeitsverhaltnis gemaB § 3 Absatz 1i.V.m. Anlage 13a, § 7 Absatz
1 und 3 oder durch vergleichbare Regelungen erworbene Entgeltgruppe, sofern das
unmittelbar vorhergehende Arbeitsverhaltnis vor dem 1. Februar 2008 begriindet
worden ist oder als ein Arbeitsverhaltnis im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 zu
qualifizieren ist; Unterbrechungen von bis zu sechs Monaten sind unschadlich.
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(7)

(8)

(M

(@)

3In den Fallen des § 20 Absatz 2a Satz 2 kann die Eingruppierung unter Anwendung
der Anlage 13a in die dem unmittelbar vorhergehenden Arbeitsverhaltnis gemal
§ 3 Absatz 1 i. V. m. Anlage 13a, § 7 Absatz 1 und 3 oder durch vergleichbare
Regelungen erworbene Entgeltgruppe erfolgen, sofern das unmittelbar
vorhergehende Arbeitsverhaltnis vor dem 1. Februar 2008 begriindet worden ist.
4Soweit es im Teil A der Anlage 13c fiir bestimmte Tatigkeiten vorgesehen ist, erfolgt
eine Eingruppierung unmittelbar in die Entgeltgruppe 1.

Protokollerklarung zu § 16 Absatz 6 Satz 3:

Im vorhergehenden Arbeitsverhaltnis noch nicht vollzogene Bewahrungs-,
Tatigkeits- oder Zeitaufstiege werden in dem neuen Arbeitsverhaltnis nicht
weitergeflhrt.

'Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die ab dem 1. Februar 2008 in Entgeltgruppe 13
eingruppiert sind und die nach der Anlage 4b zur KAVO in Vergutungsgruppe lla
BAT mit finf- bzw. sechsjahrigem Aufstieg nach Vergltungsgruppe |b BAT
eingruppiert waren, erhalten bis zum Inkrafttreten neuer
Eingruppierungsvorschriften  eine  personliche  Zulage in  Hohe des
Unterschiedsbetrages zwischen dem Entgelt ihrer Stufe nach Entgeltgruppe 13 und
der entsprechenden Stufe der Entgeltgruppe 14. ?Von Satz 1 werden auch
Fallgruppen der Vergltungsgruppe |Ib BAT erfasst, deren Tatigkeitsmerkmale eine
bestimmte Tatigkeitsdauer voraussetzen. 3Die Satze 1 und 2 gelten auch fur
Beschaftigte im Sinne des § 1 Abs. 2.

Die Absatze 1 bis 7 gelten fiir besondere Vorschriften tber die Eingruppierungen
entsprechend.

§17
Voriibergehende Ubertragung einer héherwertigen Titigkeit
nach dem 31. Januar 2008

'Wird aus dem Geltungsbereich des BAT libergeleiteten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern in der Zeit zwischen dem 1. Februar 2008 und dem 31. Januar 2010
erstmalig auBerhalb von § 9 eine héherwertige Tatigkeit voriibergehend tbertragen,
findet die KAVO Anwendung. ?Ist die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter in eine
individuelle Zwischenstufe Ubergeleitet worden, gilt fir die Bemessung der
persdnlichen Zulage § 5 Abs. 2 Satz 1 und 2 entsprechend. 3Bei Uberleitung in eine
individuelle Endstufe gilt § 5 Abs. 3 Satz 2 entsprechend. 4In den Féllen des § 5
Abs. 4 bestimmt sich die Hohe der Zulage nach den Vorschriften der KAVO Uber die
voriibergehende Ubertragung einer htherwertigen Tatigkeit.

Wird aus dem Geltungsbereich des MTArb Ubergeleiteten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern nach dem 31. Januar 2008 erstmalig auBerhalb von §9 eine
hoherwertige Tatigkeit voriibergehend Ubertragen, gelten bis zum Inkrafttreten
einer Regelung Uber eine personliche Zulage fir diese Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter die bisherigen Regelungen des MTArb mit der MaBgabe entsprechend,
dass sich die Hohe der Zulage nach der KAVO richtet, soweit sich aus § 16 Abs. 7
Satz 3 nichts anderes ergibt.
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(3) Bis zum Inkrafttreten neuer Eingruppierungsvorschriften der KAVO gilt — auch fir
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Sinne des § 1 Abs.2 — § 18 KAVO mit der
MaBgabe, dass sich die Voraussetzungen fir die Ubertragene hdoherwertige
Tatigkeit nach § 16 Abs. 2 KAVO bestimmen.
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§18
Entgeltgruppen 2 U und 15 U
(1) Zwischen dem 1. Februar 2008 und dem |Inkrafttreten neuer

Eingruppierungsvorschriften gelten fir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in die
Entgeltgruppe 2 U (ibergeleitet oder die in die Lohngruppe 1 mit Aufstieg nach 2
und 2a oder in die Lohngruppe 2 mit Aufstieg nach 2a eingestellt worden sind,
folgende Tabellenwerte (in Euro):

giiltig ab Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 | Stufed4 | Stufe5 | Stufe6
1. Marz 2016 | 1.973,60 217571 | 2.248,31 | 234512 | 241166 | 2.461,30
1. Februar 2.019,98 | 2.226,84 | 2.301,15 | 2.400,23 | 246833 | 2.519,14
2017

(2) 'Ubergeleitete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Vergiitungsgruppe | zum BAT
unterliegen der KAVO, soweit ihr Arbeitsvertrag dies vorsieht. 2Sie werden in die
Entgeltgruppe 15 U Gibergeleitet. 3Fiir sie gelten folgende Tabellenwerte (in Euro):

giiltig ab Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe5 | Stufe 6
1. Méarz 2016 5.459,14 6:051,16 6:612,04 6:985,97 | 7:073,20
1. Februar 5.587,43 6.193,36 6.767,42 7.150,14 | 7.239,42
2017

3Die Verweildauer in den Stufen 2 bis 5 betragt jeweils funf Jahre.

§19
Anwendung der Entgelttabelle auf Lehrkrafte

(1) 'Fir Gbergeleitete und fir ab 1. Februar 2008 neu angestellte Lehrkréafte, die gemal
Nr. 5 der Vorbemerkungen zu allen Vergutungsgruppen nicht unter die Anlage 1a
zum BAT fallen, gilt die Entgelttabelle gemaB Anlage 5b bis zum 31. Dezember 2016
mit der MaBgabe, dass die Tabellenwerte

e der Entgeltgruppen 5 -8 um 64,00 € und
e der Entgeltgruppen 9 — 13 um 72,00 €

vermindert werden; die verminderten Tabellenwerte sind auch maBgebend fir die
Zuordnung der Lehrkrafte in die individuelle Zwischenstufe bzw. individuelle
Endstufe am 1. Februar 2008. 2Satz 1 gilt nicht fur Lehrkréfte, die die fachlichen und
padagogischen Voraussetzungen fir die Einstellung als Studienrat nach der
Besoldungsgruppe A 13 BBesG erfiillen und fir Gbergeleitete Lehrkrafte, die einen
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arbeitsvertraglichen Anspruch auf Zahlung einer allgemeinen Zulage wie die unter
die Anlage 1a BAT fallenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben.

(2) Die Betrage nach Abs. 1 Satz 1 vermindern sich bei jeder nach dem 1. Februar 2008
wirksam werdenden allgemeinen Tabellenanpassung in

e den Entgeltgruppen 5 -8 um 6,40 € und
e den Entgeltgruppen 9 — 13 um 7,20 €.

Protokollerklarung zu § 19:
Die Verminderungsbetrage nach Absatz 1 betragen

in den Entgeltgruppen | vom 1.3.2015 bis vom 1.3.2016 bis
29.2.2016 31.12.2016
Euro Euro
5 bis 8 12,80 6,40
9 bis 13 14,40 7,20
§ 20
Jahressonderzahlung
(aufgehoben)
§ 21
Abrechnung unstindiger Beziigebestandteile
(aufgehoben)
§ 22
Bereitschaftszeiten

INr.3 SR 2r BAT fur Hausmeister und entsprechende Tarifregelungen flr
Beschaftigtengruppen mit Bereitschaftszeiten innerhalb ihrer regelmafBigen Arbeitszeit
gelten fort. 2Dem Anhang zu § 11 KAVO widersprechende Regelungen zur Arbeitszeit
sind bis zum 31. Mai 2008 entsprechend anzupassen.
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V. Uberleitung der Lehrkrifte,
die nicht beamtendhnlich beschaftigt sind,
in die Anlage 4d *

§23
Geltungsbereich

Flr in die KAVO Ubergeleitete und fir zwischen dem 1. Februar 2008 und dem 31. Juli
2016 neu eingestellte Lehrkrafte gelten flr Eingruppierungen ab dem 1. August 2016
die Ziffer 3 der Anhdnge zu den Regelungen der KAVO sowie die Anlage 4d zur KAVO.
’Hangt die Eingruppierung nach Satz 1 von der Zeit einer Tatigkeit oder Berufsausiibung
ab, wird die vor dem 1. August 2016 zurlickgelegte Zeit so berticksichtigt, wie sie zu
berlicksichtigen ware, wenn die Anlage 4d zur KAVO bereits seit dem Beginn des
Arbeitsverhaltnisses gegolten hatte.

§ 24
Uberleitung

(1) 'In die KAVO Ubergeleitete und ab dem 1. Februar 2008 neu eingestellte Lehrkrafte,
e deren Arbeitsverhaltnis zum Bistum Trier UGber den 31. Juli 2016 hinaus

fortbesteht und
e dieam 1. August 2016 unter den Geltungsbereich der KAVO fallen,

sind — jedoch unter Beibehaltung der bisherigen Entgeltgruppe fir die Dauer der
unverandert auszulibenden Tatigkeit — zum 1. August 2015 in die Anlage 4d zur
KAVO bergeleitet; Absatz 3 bleibt unberihrt. *Soweit an die Tatigkeit in der
bisherigen Entgeltgruppe in Abweichung von Ziffer 6 Buchstabe a Doppelbuchstabe
bb der Anhange zu den Bestimmungen der KAVO und § 20 Absatz 3 Satz 1 KAVO
besondere Stufenregelungen geknipft waren, gelten diese fir die Dauer der
unverandert auszutibenden Tatigkeit fort. 3Soweit an die Tatigkeit in der bisherigen
Entgeltgruppe eine Zulage geknipft war, wird diese weitergewahrt, solange die
anspruchsbegriindende Tatigkeit unverandert ausgelibt wird und die sonstigen
Voraussetzungen fir die Zulage erfillt sind.

Protokollerklarung zu § 24 Absatz 1 Satz 1 und 2:
Bisherige Entgeltgruppe ist die Entgeltgruppe, die sich aufgrund der Regelungen
in

e den Lehrer-Richtlinien der TdL oder

e landesspezifischen Eingruppierungsregelungen

ergibt, die am 31. Juli 2016 auf das Arbeitsverhaltnis der Lehrkraft anzuwenden sind.
?Die vorlaufige Zuordnung zu der Entgeltgruppe der KAVO nach der Anlage 13a Teil
C gqilt als Eingruppierung. 3Eine Uberprifung und Neufeststellung der
Eingruppierungen findet aufgrund der Uberleitung in die Anlage 4d nicht statt.

* Die Bestimmungen in Abschnitt V. Uberleitung der Lehrkrifte treten riickwirkend zum 1. August 2016 in Kraft.
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@)

3)

(4)

Protokollerklarung zu § 24 Absatz 1 Satz 3

Die Hohe der jeweiligen Zulage entspricht der Hohe der vergleichbaren Zulage nach
den jeweiligen landesrechtlichen Besoldungsregelungen (Rheinland-Pfalz und
Saarland).

'Ergibt sich in den Fallen des Absatzes 1 Satz 1 nach der Anlage 4d eine hoéhere
Entgeltgruppe, sind die Lehrkrafte auf Antrag in die Entgeltgruppe eingruppiert, die
sich nach Ziffer 3 der Anhdnge zu den Regelungen der KAVO ergibt. °Die
Stufenzuordnung in der hoheren Entgeltgruppe richtet sich nach den Regelungen
fur Hohergruppierungen (§ 21 Absatz 4 i. V. m. Ziffer 7 Buchstabe b der Anhange zu
den Regelungen der KAVO). *War die Lehrkraft in der bisherigen Entgeltgruppe der
Stufe 1 zugeordnet, wird sie abweichend von Satz 2 der Stufe 1 der hoheren
Entgeltgruppe zugeordnet; die bisher in Stufe 1 verbrachte Zeit wird angerechnet.
4Satz 1 gilt fur den erstmaligen Anspruch auf eine Entgeltgruppenzulage
entsprechend. *Satz 1 gilt fir den Anspruch auf die Angleichungszulage (Anhang
zur Anlage 4d zur KAVO) entsprechend.

Protokollerklarung zu § 24 Absatz 2 Satz 1:

Die Regelung gilt auch im Falle des Wechsels von einem Eingruppierungsmerkmal
der Entgeltgruppe 9 mit dem Zusatz, ,Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach
9 Jahren in Stufe 3, keine Stufen 5 und 6" in ein Eingruppierungsmerkmal der
Entgeltgruppe 9 ohne Zusatz.

Der Antrag nach Absatz 2 Satz 1 und/oder nach Absatz 2 Satz 4 kann nur bis zum
31. Juli 2017 gestellt werden (Ausschlussfrist) und wirkt auf den 1. August 2016
zuriick; nach dem Inkrafttreten der Anlage 4d eingetretene Anderungen der
Stufenzuordnung in der bisherigen Entgeltgruppe bleiben bei der Stufenzuordnung
nach Absatz 2 Satz 2 und 3 unbertcksichtigt. Ruht das Arbeitsverhaltnis am 1.
August 2016, beginnt die Frist von einem Jahr mit der Wiederaufnahme der
Tatigkeit; der Antrag wirkt auf den 1. August 2016 zurlck.

'Der Antrag nach Absatz 2 Satz 5 kann nur bis zum 31. Juli 2018 gestellt werden
(Ausschlussfrist) und wirkt auf den 1. August 2017 zurlck. °Ruht das
Arbeitsverhaltnis am 1. August 2017, beginnt die Frist von einem Jahr mit der
Wiederaufnahme der Tatigkeit; der Antrag wirkt auf den 1. August 2017 zurick.
3Ergibt sich in den Fallen des Absatzes 1 Satz 1 nach der Anlage 4d zur KAVO ein
Anspruch auf eine hohere Entgeltgruppe (Absatz 2 Satz 1) oder auf eine
Entgeltgruppenzulage (Absatz 2 Satz 4) und bestinde nach entsprechender
Eingruppierung Anspruch auf eine Angleichungszulage (Absatz 2 Satz 5) ab 1.
August 2017, gilt im Falle eines nicht ausgelibten Antragsrechts nach Absatz 2 Satz
1 bzw. Satz 4 ein Antrag nach Absatz 2 Satz 5 als Antrag nach Absatz 2 Satz 1 bzw.
Satz 4, der auf den 1. August 2016 zurtickwirkt.

'Ergibt sich in den Fillen des Absatzes 1 Satz 1 aufgrund einer Anderung der
jeweiligen landesrechtlichen Besoldungsregelungen (Rheinland-Pfalz  oder
Saarland) fur die vergleichbare beamtete Lehrkraft eine hohere Besoldungsgruppe,
sind die Lehrkrafte, die keinen Antrag nach Absatz 2 gestellt haben, auf Antrag in
die Entgeltgruppe eingruppiert, die sich nach Ziffer 3 der Anhange zu den
Regelungen der KAVO ergibt. 2Die Stufenzuordnung in der héheren Entgeltgruppe
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(6)

richtet sich nach den Regelungen fiir Hohergruppierungen (§ 21 Absatz 4 i. V. m.
Ziffer 7 Buchstabe b der Anhdnge zu den Regelungen der KAVO). 3War die Lehrkraft
in der bisherigen Entgeltgruppe der Stufe 1 zugeordnet, wird sie abweichend von
Satz 2 der Stufe 1 der hoheren Entgeltgruppe zugeordnet; die bisher in Stufe 1
verbrachte Zeit wird angerechnet. 4Satz 1 gilt fir den erstmaligen Anspruch auf eine
Entgeltgruppenzulage entsprechend.

Der Antrag nach Absatz 5 Satz 1 und/oder nach Absatz 5 Satz 4 kann nur innerhalb
eines Jahres nach dem Inkrafttreten der Gesetzesanderung gestellt werden
(Ausschlussfrist) und wirkt auf den Tag des Inkrafttretens zurlick; danach
eingetretene Anderungen der Stufenzuordnung in der bisherigen Entgeltgruppe
bleiben bei der Stufenzuordnung nach Absatz 5 Satz 2 und 3 unbertcksichtigt. 2Ruht
das Arbeitsverhéltnis am Tag des Inkrafttretens des Anderungsgesetzes, beginnt die
Frist von einem Jahr mit der Wiederaufnahme der Tatigkeit; der Antrag wirkt auf den
Tag des Inkrafttretens der Gesetzesanderung zurtick.

§ 25

MaBgabe zur Anwendung des § 16 Absatz 6 der Anlage 13 zur KAVO
'In den Fallen des § 20 Absatz 2a Satz 2 KAVO kann die Eingruppierung auch tber den

31.

Juli 2016 hinaus unter Anwendung der Anlage 13 in die im unmittelbar

vorhergehenden Arbeitsverhaltnis gemaB § 3 Absatz 1 in Verbindung mit Anlage 133, §
7 Absatz 1 und 3 oder durch vergleichbare Regelungen erworbene Entgeltgruppe
erfolgen, sofern des unmittelbar vorhergehende Arbeitsverhaltnis vor dem 1. Februar
2008 begriindet worden ist und derselben Ausgangsvergttungsgruppe zugeordnet war;
im vorhergehenden Arbeitsverhaltnis noch nicht vollzogene Bewahrungs-, Tatigkeits-
oder Zeitaufstiege werden in dem neuen Arbeitsverhaltnis nicht weitergefihrt.
2Unterbrechungen bis zu sechs Monaten bleiben unschadlich.
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Anlage 13a

Zuordnung der Vergiitungsgruppen zu den Entgeltgruppen
fiir am 31. Januar 2008/1. Februar 2008 vorhandene
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fiir die Uberleitung

Teil A
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Ausnahme der

kirchenspezifischen Berufsgruppen i.S.d. Teils B und der Lehrkrafte
i.S.d. Teils C.

Entgelt | Vergiitungsgruppe Lohngruppe
gruppe

150 | -

15 la

| a nach Aufstieg aus | b -
| b mit ausstehendem Aufstieg nach | a (keine
Stufe 6)

14 | b ohne Aufstieg nach | a
| b nach Aufstieg aus Il a -
Il a mit ausstehendem Aufstieg nach | b

13 Il a ohne Aufstieg nach | b -

12 [l a nach Aufstieg aus Il -
[ll mit ausstehendem Aufstieg nach Il a

11 Il ohne Aufstieg nach Il a

[ll nach Aufstieg aus IV a -
IV a mit ausstehendem Aufstieg nach IlI

10 IV a ohne Aufstieg nach Il

IV a nach Aufstieg aus IV b

IV b mit ausstehendem Aufstieg nach IV a
V b in den ersten sechs Monaten der -
Berufsaustibung, wenn danach IV b mit Aufstieg
nach IV a (Zuordnung zur Stufe 1)

9 IV b ohne Aufstieg nach IV a

IV b nach Aufstieg aus V b

V b mit ausstehendem Aufstieg nach IV b
V b ohne Aufstieg nach IV b (Stufe 5 nach 9 -
Jahren in Stufe 4, keine Stufe 6)

V b nach Aufstieg aus V c (Stufe 5 nach 9 Jahren
in Stufe 4, keine Stufe 6)

8 V ¢ mit ausstehendem Aufstieg nach V b
V c ohne Aufstieg nach V b -
V ¢ nach Aufstieg aus VI b
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Entgelt | Vergiitungsgruppe Lohngruppe
gruppe
7 Keine -
6 VI b mit ausstehendem Aufstieg nach V ¢ 6a
VI b ohne Aufstieg nach V ¢ 6 mit ausstehendem
VI b nach Aufstieg aus VII Aufstieg nach 6a
6 nach Aufstieg aus 5
5 mit ausstehendem
Aufstieg nach 6 und 6a
5 VII mit ausstehendem Aufstieg nach VI b 5a
VIl ohne Aufstieg nach VI b 5 mit ausstehendem
VIl nach Aufstieg aus VI Aufstieg nach 5a
5 nach Aufstieg aus 4
4 mit ausstehendem
Aufstieg nach 5 und 5a
4 Keine 4a
4 mit ausstehendem
Aufstieg nach 4a
4 nach Aufstieg aus 3
3 mit ausstehendem
Aufstieg nach 4 und 4a
3 VIIl nach Aufstieg aus IX b 3a
VIII mit ausstehendem Aufstieg nach VI 3 mit ausstehendem
VIIl ohne Aufstieg nach VII Aufstieg nach 3a
3 nach Aufstieg aus 2
2 mit ausstehendem
Aufstieg nach 3 und 3a
20 Keine 2a
2 mit ausstehendem
Aufstieg nach 2a
2 nach Aufstieg aus 1
1 mit ausstehendem
Aufstieg nach 2 und 2a
2 IX a 1a (keine Stufe 6)
IX b mit ausstehendem Aufstieg nach VIl 1 mit ausstehendem
IX b mit ausstehendem Aufstieg nach IX a IX b Aufstieg nach 1a (keine
nach Aufstieg aus X (keine Stufe 6) Stufe 6)
X (keine Stufe 6)
1 Keine Keine
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Teil B

Kirchenspezifische Berufsgruppen

Berufsgruppe

Vergutungsgruppe

Entgeltgruppe

Gemeindeassistentinnen
und Gemeindeassistenten

Vb ohne Aufstieg nach IVb

9 (keine Stufe 4 bis 6)

Gemeindereferentinnen
und Gemeindereferenten

IVb mit ausstehendem Aufstieg
nach IVa
IVa nach Aufstieg aus IVb

10

Pastoralassistentinnen und
Pastoralassistenten

70 % einer vergleichbaren
Pastoralreferentin oder eines
vergleichbaren Pastoralreferenten

70 % von 13, Stufe 2

Pastoralreferentinnen und
Pastoralreferenten

lla mit ausstehendem Aufstieg
nach Ib
Ib nach Aufstieg aus lla

14
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Teil C
Lehrkrafte, fiir die nach Nr. 5 der Vorbemerkungen zu allen
Vergiitungsgruppen die Anlage 1a zum BAT nicht gilt

Entgeltgru
ppe

Uberleitung Lehrkrifte
,Erfuller”
Vergiitungsgruppe

Uberleitung Lehrkrifte , Nichterfiiller”
Vergiitungsgruppe

15 0

15

| a

14

I b

| b nach Aufstieg aus Il a

13

Ila

[l a ohne Aufstieg nach I b
[l a mit ausstehendem Aufstieg nach | b

12

[l a nach Aufstieg aus IlI

[l a nach Aufstieg aus Il b

[Il mit ausstehendem Aufstieg nach Il a
[l b mit ausstehendem Aufstieg nach Il a

11

[l b ohne Aufstieg nach Il a

[l ohne Aufstieg nach Il a

[ll nach Aufstieg aus IV a

IV a mit ausstehendem Aufstieg nach Il

10

IV a

IV a ohne Aufstieg nach Il
IV a nach Aufstieg aus IV b
IV b mit ausstehendem Aufstieg nach IV a

Vb

V b (Stufe 3 nach 5 Jahren
in Stufe 2, Stufe 4 nach 9
Jahren in Stufe 3, keine
Stufe 5)

IV b ohne Aufstieg nach IV a

IV b nach Aufstieg aus V b

V b mit ausstehendem Aufstieg nach IV b
V b ohne Aufstieg nach IV b (Stufe 3 nach 5
Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in
Stufe 3, keine Stufe 5)

VB b nach Aufstieg aus V c (Stufe 3 nach 5
Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in
Stufe 3, keine Stufe 5)

V b nach Aufstieg aus VI b (Stufe 3 nach 5
Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in
Stufe 3, keine Stufe 5)

V c ohne Aufstieg
V ¢ nach Aufstieg aus VI b
V ¢ mit ausstehendem Aufstieg nach V b

VI b ohne Aufstieg
VI b mit ausstehendem Aufstieg nach V c
VI b mit ausstehendem Aufstieg nach V b
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Anlage 13b - Strukturausgleich

Anlage 13b

Strukturausgleich fiir libergeleitete Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, deren Ortszuschlag sich nach § 29 Abschnitt B Abs. 5
BAT bemisst, erhalten den entsprechenden Anteil, in jedem Fall aber die Halfte des
Strukturausgleichs fir Verheiratete.

’Soweit nicht anders ausgewiesen, beginnt die Zahlung des Strukturausgleiches am
1. Februar 2010. 3Die Angabe ,nach ... Jahren” bedeutet, dass die Zahlung nach den
genannten Jahren ab dem Inkrafttreten der Anderungen dieser Regelungen beginnt; so
wird z. B. bei dem Merkmal ,nach 4 Jahren” der Zahlungsbeginn auf den 1. Februar 2012
festgelegt, wobei die Auszahlung eines Strukturausgleichs mit den jeweiligen
Monatsbezligen erfolgt. “Die Dauer der Zahlung ist ebenfalls angegeben; dabei
bedeutet ,dauerhaft” die Zahlung wahrend der Zeit des Arbeitsverhaltnisses.

’|st die Zahlung ,fir" eine bestimmte Zahl von Jahren angegeben, so ist der Bezug auf
diesem Zeitraum begrenzt (z. B. ,fir 5 Jahre” bedeutet Beginn der Zahlung im Februar
2010 und Ende der Zahlung mit Ablauf Januar 2015). ®Eine Ausnahme besteht dann,
wenn das Ende des Zahlungszeitraumes nicht mit einem Stufenaufstieg in der jeweiligen
Entgeltgruppe zeitlich zusammenfallt; in diesen Fallen wird der Strukturausgleich bis
zum nachsten Stufenaufstieg fortgezahlt. ‘Diese Ausnahmeregelung gilt nicht, wenn der
Stufenaufstieg in die Endstufe erfolgt; in diesen Fallen bleibt es bei der festgelegten
Dauer.

Entgelt- | Vergiitungs- | Aufstieg |Ortszu- | Lebens- |Hohe Dauer
gruppe |gruppe am schlag |alters- Ausgleichs-
1. Februar Stufe |stufe betrag
2008 1,2
Am 1. Februar 2008
2 X IXbnach |0OZ2 23 40 € fur 4 Jahre
2 Jahren
2 X IXbnach |[0OZ2 29 30 € dauerhaft
2 Jahren
2 X IXbnach |0OZ2 31 30 € dauerhaft
2 Jahren
2 X IXbnach |0OZ2 33 30 € dauerhaft
2 Jahren
2 X IXbnach |[0OZ2 35 20 € dauerhaft
2 Jahren
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Entgelt- | Vergiitungs- | Aufstieg |Ortszu- | Lebens- |Hohe Dauer
gruppe |gruppe am schlag |alters- |Ausgleichs-
1. Februar Stufe |stufe betrag
2008 1,2
3 VIl ohne 0z?2 25 35 € nach 4 Jahren
dauerhaft
3 VIII ohne 0z?2 27 35 € dauerhaft
3 VIII ohne 0z?2 29 35 € nach 4 Jahren
dauerhaft
3 VIII ohne 0z?2 31 35 € dauerhaft
3 VIII ohne 0zZ?2 33 35 € dauerhaft
VIII ohne 0z?2 35 35 € dauerhaft
3 VIl ohne 0z?2 37 20 € dauerhaft
6 VIib ohne 0z?2 29 50 € dauerhaft
6 Vib ohne 0z?2 31 50 € dauerhaft
6 Vi b ohne 0z?2 33 50 € dauerhaft
6 Vib ohne 0z?2 35 50 € dauerhaft
6 Vi b ohne 0z?2 37 50 € dauerhaft
6 VIib ohne 0z?2 39 50 € dauerhaft
8 Vc ohne 0z?2 37 40 € dauerhaft
8 Vc ohne 0oz?2 39 40 € dauerhaft
9 Vb ohne OZ 1 29 60 € fur 12 Jahre
9 Vb ohne OZ 1 31 60 € nach 4 Jahren
far 7 Jahre
9 Vb ohne 0Oz 1 33 60 € far 7 Jahre
9 Vb ohne 0z 2 27 90 € nach 4 Jahren
far 7 Jahre
9 Vb ohne 0z?2 29 90 € far 7 Jahre
9 Vb ohne 0z?2 35 20 € nach 4 Jahren
dauerhaft
9 Vb ohne 0z?2 37 40 € nach 4 Jahren
dauerhaft
9 Vb ohne 0z?2 37 40 € nach 4 Jahren
dauerhaft
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Entgelt- | Vergiitungs- | Aufstieg |Ortszu- | Lebens- |Hohe Dauer
gruppe |gruppe am schlag |alters- |Ausgleichs-
1. Februar Stufe |stufe betrag
2008 1,2
9 Vb ohne 0z?2 39 40 € dauerhaft
9 Vb ohne 0z?2 41 40 € dauerhaft
9 Vb IVbnach [OZ1 29 50 € far 3 Jahre
6 Jahren
9 Vb IVbnach [OZ1 35 60 € fir 4 Jahre
2,3,4,6
Jahren
9 Vb IVbnach [OZ2 31 50 € fir 4 Jahre
2,3,4,6
Jahren
9 Vb IVbnach [OZ2 37 60 € dauerhaft
2,3,4,6
Jahren
9 Vb IVbnach [OZ2 39 60 € dauerhaft
2,3,4,6
Jahren
9 Vb IVbnach [OZ2 41 60 € dauerhaft
2,3,4,6
Jahren
9 Vb ohne 0Oz 1 35 60 € fir 4 Jahre
9 Vb ohne 0z?2 31 50 € fir 4 Jahre
9 IV b ohne 0z?2 37 60 € dauerhaft
9 Vb ohne 0zZ?2 39 60 € dauerhaft
9 Vb ohne 0z?2 41 60 € dauerhaft
10 IV b IVanach [0OZ1 35 40 € fir 4 Jahre
2,4,6
Jahren
10 IV b IVanach [0OZ1 41 30 € dauerhaft
2,4,6
Jahren
10 IV b IVanach [OZ1 43 30 € dauerhaft
2,4,6
Jahren
10 IV b IVanach6|0OZ2 29 70 € far 7 Jahre
Jahren
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Entgelt- | Vergiitungs- | Aufstieg |Ortszu- | Lebens- |Hohe Dauer
gruppe |gruppe am schlag |alters- |Ausgleichs-
1. Februar Stufe |stufe betrag
2008 1,2

10 Vb IVanach [0OZ2 37 60 € nach 4 Jahren
2,4,6 dauerhaft
Jahren

10 Vb IVanach [OZ2 39 60 € dauerhaft
2,4,6
Jahren

10 IV b IVanach |0OZ2 41 85 € dauerhaft
2,4,6
Jahren

10 Vb IVanach [OZ2 43 60 € dauerhaft
2,4,6
Jahren

10 IV a ohne OZ 1 35 40 € fur 4 Jahre

10 IV a ohne OZ 1 41 30 € dauerhaft

10 IV a ohne Oz 1 43 30 € dauerhaft

10 IV a ohne 0z?2 37 60 € nach 4 Jahren

dauerhaft

10 IV a ohne 0z?2 39 60 € dauerhaft

10 IV a ohne 0z?2 41 85 € dauerhaft

10 IV a ohne 0z?2 43 60 € dauerhaft

11 IV a Il nach 4, [OZ1 41 40 € dauerhaft
6, 8 Jahren

11 IV a Il nach4, [OZ1 43 40 € dauerhaft
6, 8 Jahren

11 IV a ll nach4, [0OZ2 37 70 € nach 4 Jahren
6, 8 Jahren dauerhaft

11 IV a Il nach4, |0OZ2 39 70 € dauerhaft
6, 8 Jahren

11 IV a ll nach4, [OZ?2 41 85 € dauerhaft
6, 8 Jahren

11 IV a Il nach4, |0OZ2 43 70 € dauerhaft
6, 8 Jahren
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Entgelt- | Vergiitungs- | Aufstieg |Ortszu- | Lebens- |Hohe Dauer
gruppe |gruppe am schlag |alters- |Ausgleichs-
1. Februar Stufe |stufe betrag
2008 1,2
11 11 ohne 0Oz 1 41 40 € nach 4 Jahren
dauerhaft
11 I ohne OZ 1 43 40 € dauerhaft
11 I ohne 0z?2 37 70 € nach 4 Jahren
dauerhaft

11 I ohne 0z?2 39 70 € dauerhaft

11 I ohne 0zZ?2 41 85 € dauerhaft

11 I ohne 0z?2 43 70 € dauerhaft

12 1l [l a nach 0OZ 1 33 95 € fur 5 Jahre
10 Jahren

12 11 [l a nach OZ 1 35 95 € fur 4 Jahre
10 Jahren

12 11 [l a nach Oz 1 39 50 € nach 4 Jahren
10 Jahren dauerhaft

12 11 [l a nach OZ 1 41 50 € dauerhaft
10 Jahren

12 I Il a nach Oz 1 43 50 € dauerhaft
10 Jahren

12 " Il a nach 0zZ?2 33 100 € fur 4 Jahre
10 Jahren

12 11 [l a nach 0z ?2 37 100 € nach 4 Jahren
10 Jahren dauerhaft

12 11 Il a nach 0z?2 39 100 € dauerhaft
10 Jahren

12 I Il a nach 0z?2 41 100 € dauerhaft
10 Jahren

12 11 [l a nach 0z?2 43 85 € dauerhaft
10 Jahren

12 11 [lanach8 [OZ 1 35 95 € far 4 Jahre
Jahren
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Entgelt- | Vergiitungs- | Aufstieg |Ortszu- | Lebens- |Hohe Dauer
gruppe |gruppe am schlag |alters- |Ausgleichs-
1. Februar Stufe |stufe betrag
2008 1,2

12 11 [lanach8 [OZ 1 39 50 € nach 4 Jahren
Jahren dauerhaft

12 I lanach8 [OZ1 41 50 € dauerhaft
Jahren

12 11 [lanach8 [OZ 1 43 50 € dauerhaft
Jahren

12 " [lanach8 |OZ2 31 100 € far 5 Jahre
Jahren

12 11 [lanach8 |OZ2 33 100 € far 4 Jahre
Jahren

12 11 [lanach8 |OZ2 37 100 € nach 4 Jahren
Jahren dauerhaft

12 11 [lanach8 |OZ2 39 100 € dauerhaft
Jahren

12 I lanach8 [OZ 2 41 100 € dauerhaft
Jahren

12 I lanach8 [OZ2 43 85 € dauerhaft
Jahren

12 11 [lanach5 [OZ 1 29 100 € far 3 Jahre
Jahren

12 11 lanach5 [OZ 1 35 95 € fir 4 Jahre
u. 6 Jahren

12 11 [lanach5 [OZ 1 39 50 € nach 4 Jahren
u. 6 Jahren dauerhaft

12 11 [lanach5 [OZ 1 41 50 € dauerhaft
u. 6 Jahren

12 11 lanach5 [OZ 1 43 50 € dauerhaft
u. 6 Jahren

12 11 [lanach5 |OZ2 33 100 € far 4 Jahre
u. 6 Jahren

12 11 [lanach5 |OZ2 37 100 € nach 4 Jahren
u. 6 Jahren dauerhaft

12 11 [lanach5.|0Z2 39 100 € dauerhaft
u. 6 Jahren
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Entgelt- | Vergiitungs- | Aufstieg |Ortszu- | Lebens- |Hohe Dauer
gruppe |gruppe am schlag |alters- |Ausgleichs-
1. Februar Stufe |stufe betrag
2008 1,2

12 1l [lanach5 |OZ2 41 100 € dauerhaft
u. 6 Jahren

12 I lanach5 [OZ2 43 85 € dauerhaft
u. 6 Jahren

13 Ila ohne 0z?2 39 60 € nach 4 Jahren

dauerhaft

13 Ila ohne 0z?2 41 60 € dauerhaft

13 Ila ohne 0z?2 43 60 € dauerhaft

14 Ila | b nach 15| 0Z 1 39 80 € dauerhaft
Jahren

14 Ila | b nach 15[ 0Z 1 41 80 € dauerhaft
Jahren

14 Ila | b nach 15 0Z 1 43 80 € dauerhaft
Jahren

14 Ila | bnach 15| 0OZ 1 45 60 € dauerhaft
Jahren

14 Ila | b nach 15| 0Z 2 37 110 € dauerhaft
Jahren

14 Ila | bnach15(0Z 2 39 110 € dauerhaft
Jahren

14 Ila I bnach15(0Z 2 41 110 € dauerhaft
Jahren

14 Ila | b nach 15| 0Z 2 43 110 € dauerhaft
Jahren

14 Ila | bnach 15| 0Z 2 45 60 € dauerhaft
Jahren

14 Ila Ibnach5 [OZ1 31 100 € far 3 Jahre
u. 6 Jahren

14 Ila Ibnach5 [OZ1 35 100 € fur 4 Jahre
u. 6 Jahren

14 Ila I[bnach5 [OZ1 41 80 € nach 4 Jahren
u. 6 Jahren dauerhaft

14 b Ibnach5 [OZ 1 43 80 € dauerhaft
u. 6 Jahren
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Entgelt- | Vergiitungs- | Aufstieg |Ortszu- | Lebens- |Hohe Dauer
gruppe |gruppe am schlag |alters- |Ausgleichs-
1. Februar Stufe |stufe betrag
2008 1,2

14 Ila I[bnach5 [OZ1 45 60 € dauerhaft
u. 6 Jahren

14 Ila Ibnach5 [OZ2 31 110 € fur 7 Jahre
u. 6 Jahren

14 Ila I[bnach5 |0OZ2 33 50 € fir 4 Jahre
u. 6 Jahren

14 Ila I[bnach5 |0OZ2 39 110 € nach 4 Jahren
u. 6 Jahren dauerhaft

14 Ila I[bnach5 |0OZ2 41 110 € dauerhaft
u. 6 Jahren

14 Ila Ibnach5 [OZ2 43 110 € dauerhaft
u. 6 Jahren

14 Ila I[bnach5 |0OZ2 45 60 € dauerhaft
u. 6 Jahren

14 Ila I bnach11|{0Z 1 33 50 € nach 4 Jahren
Jahren fur 5 Jahre

14 Ila I bnach11|{0OZ1 35 50 € fur 5 Jahre
Jahren

14 Ila | bnach 11| 0OZ 1 37 80 € fir 4 Jahre
Jahren

14 Ila | bnach 11| 0OZ 1 41 80 € nach 4 Jahren
Jahren dauerhaft

14 Ila | bnach11{0OZ 1 43 80 € dauerhaft
Jahren

14 Ila I bnach11|{0OZ 1 45 60 € dauerhaft
Jahren

14 Ila bnach11|0Z2 35 110 € nach 3 Jahren
Jahren far 3 Jahre

14 Ila bnach11|0Z2 37 110 € dauerhaft
Jahren

14 Ila lbnach11|0Z2 39 110 € nach 4 Jahren
Jahren dauerhaft

200




Anlage 13b - Strukturausgleich

Entgelt- | Vergiitungs- | Aufstieg |Ortszu- | Lebens- |Hohe Dauer
gruppe |gruppe am schlag |alters- |Ausgleichs-
1. Februar Stufe |stufe betrag
2008 1,2

14 Ila bnach11|0Z2 41 110 € dauerhaft
Jahren

14 Ila I bnach11|0Z2 43 110 € Dauerhaft
Jahren

14 Ila bnach11|0Z2 45 60 € dauerhaft
Jahren

14 I b ohne OZ 1 35 100 € fur 4 Jahre

14 I b ohne OZ 1 41 80 € nach 4 Jahren

dauerhaft

14 I b ohne OZ1 43 80 € dauerhaft

14 I b ohne OZ 1 45 60 € dauerhaft

14 I b ohne 0z?2 33 50 € far 4 Jahre

14 I b ohne 0z?2 39 110 € nach 4 Jahren

dauerhaft

14 I b ohne 0z?2 41 110 € dauerhaft

14 I b ohne 0z?2 43 110 € dauerhaft

14 I b ohne 0z?2 45 60 € dauerhaft

15 la ohne OZ 1 39 110 € fur 4 Jahre

15 la ohne OZ 1 43 50 € dauerhaft

15 la ohne OZ 1 45 50 € dauerhaft

15 | a ohne 0z?2 37 110 € fur 4 Jahre

15 | a ohne 0z?2 41 50 € dauerhaft

15 la ohne 0z?2 43 50 € dauerhaft

15 la ohne 0z?2 45 50 € dauerhaft

15 I b lanach8 [0OZ1 39 110 € fur 4 Jahre
Jahren

15 I b lanach8 [0OZ1 43 50 € dauerhaft
Jahren

15 I b lanach8 [OZ1 45 50 € dauerhaft
Jahren
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Entgelt- | Vergiitungs- | Aufstieg |Ortszu- | Lebens- |Hohe Dauer
gruppe |gruppe am schlag |alters- |Ausgleichs-
1. Februar Stufe |stufe betrag
2008 1,2

15 I b lanach8 |0OZ2 37 110 € fur 4 Jahre
Jahren

15 I b lanach8 [OZ2 41 50 € dauerhaft
Jahren

15 I b lanach8 [0OZ2 43 50 € dauerhaft
Jahren

15 I b lanach8 [0OZ2 45 50 € dauerhaft
Jahren

15 I b lanach4 [OZ1 39 110 € fur 4 Jahre
Jahren

15 I b lanach4 [OZ1 43 50 € dauerhaft
Jahren

15 I b lanach4 [OZ1 45 50 € dauerhaft
Jahren

15 I b lanach4 |0OZ2 37 110 € fur 4 Jahre
Jahren

15 I b lanach4 [0OZ2 41 50 € dauerhaft
Jahren

15 I b lanach4 |0OZ2 43 50 € dauerhaft
Jahren

15 I b lanach4 [0OZ2 45 50 € dauerhaft
Jahren

15U I ohne 0z?2 43 50 € dauerhaft

15U I ohne 0z2 45 50 € dauerhaft
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Anlage 13c

Vorlaufige Zuordnung der Vergiitungsgruppen zu den
Entgeltgruppen fiir ab dem 1. Februar 2008 stattfindende
Eingruppierungsvorgange

Teil A
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Ausnahme kirchenspezifischer
Berufsgruppen i.S.d. Teils B und der Lehrkrafte i.S.d. Teils C

Entgelt | Vergiitungsgruppe Lohngruppe
gruppe
15 la

| b mit Aufstieg nach | a (zwingend Stufe
1, keine Stufe 6)

14 | b ohne Aufstieg nach | a

13 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit
Tatigkeiten, die eine abgeschlossene
wissenschaftliche Hochschulausbildung
voraussetzen (Il a mit und ohne Aufstieg
nach | b) [ggf. Zulage nach § 16 Abs. 7
der Anlage 13] und weitere
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die
nach der Vergutungsordnung zum BAT
unmittelbar in Ila eingruppiert sind.

12 Il mit Aufstieg nach Il a

11 Ill ohne Aufstieg nach Il a
IV a mit Aufstieg nach Il

10 IV a ohne Aufstieg nach Il

IV b mit Aufstieg nach IV a

V a in den ersten sechs Monaten der
Berufsausiibung, wenn danach IV b mit
Aufstieg nach IV a

9 IV b ohne Aufstieg nach IV a

V a mit Aufstieg nach IV b ohne
weiteren Aufstieg nach IV a (keine Stufe
6)

V a ohne Aufstieg nach IV b (Stufe 3
nach 5

Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren
in Stufe 3, keine Stufen 5 und 6)

V b mit Aufstieg nach IV b
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Entgelt | Vergiitungsgruppe Lohngruppe
gruppe
V b ohne Aufstieg nach IV b (Stufe 5
nach 9
Jahren in Stufe 4, keine Stufe 6)
V b nach Aufstieg aus V c (Stufe 5 nach
9 Jahren in Stufe 4, keine Stufe 6)
8 V ¢ mit Aufstieg nach V b
V c ohne Aufstieg nach V b
7 Keine
6 VI b mit Aufstieg nach V ¢ 6 mit Aufstieg nach 6a
VI b ohne Aufstieg nach V ¢ 5 mit Aufstieg nach 6 und 6a
5 VIl mit Aufstieg nach VI b 5 mit Aufstieg nach 5a
VIl ohne Aufstieg nach VI b 4 mit Aufstieg nach 5 und 5a
4 Keine 4 mit Aufstieg nach 4a
3 mit Aufstieg nach 4 und 4a
3 VIl mit Aufstieg nach VI 3 mit Aufstieg nach 3a
VIII ohne Aufstieg nach VII 2a mit Aufstieg nach 3 und
3a
2 mit Aufstieg nach 2a, 3
und 3a
2 mit Aufstieg nach 2a und 3
(keine Stufe 6)
2U Keine 2 mit Aufstieg nach 2a
1 mit Aufstieg nach 2 und 2a
2 IX b mit Aufstieg nach VIII 1a (keine Stufe 6)
IX b mit Aufstieg nach IX a 1 mit ausstehendem
X mit Aufstieg nach IX b (keine Stufe 6) | Aufstieg nach 1a (keine
Stufe 6)
1 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit einfachsten Tatigkeiten, z. B.
e Reinigungskrafte im AuBenbereich wie Hofe, Wege, Griinanlagen
e Hausgehilfinnen und Hausgehilfen
e Botinnen und Boten
Hinweis: Diese Zuordnung gilt unabhangig von bisherigen
Zuordnungen zu Vergltungs-/Lohngruppen.
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Teil B

Kirchenspezifische Berufsgruppen

Berufsgruppe

Vergutungsgruppe

Entgeltgruppe

Gemeindeassistentinnen
und Gemeindeassistenten

Vb ohne Aufstieg nach IVb

9 (keine Stufe 4 bis 6)

Gemeindereferentinnen
und Gemeindereferenten

IVb mit ausstehendem Aufstieg
nach IVa
IVa nach Aufstieg aus IVb

10

Pastoralassistentinnen und
Pastoralassistenten

70 % einer vergleichbaren
Pastoralreferentin oder eines
vergleichbaren Pastoralreferenten

70 % von 13, Stufe 2

Pastoralreferentinnen und

lla mit ausstehendem Aufstieg

13

Pastoralreferenten

nach Ib

Ib nach Aufstieg aus lla

Teil C
Lehrkrafte, fiir die nach Nr. 5 der Vorbemerkungen zu allen
Vergiitungsgruppen die Anlage 1a zum BAT nicht gilt

Entgeltgru | Uberleitung Lehrkrifte | Uberleitung Lehrkrifte , Nichterfiiller”
ppe JErfiiller” Vergiitungsgruppe
Vergiitungsgruppe
15 | a -
14 I b -
13 Ila [l a mit und ohne Aufstieg nach | b
12 [l mit Aufstieg nach Il a
- [l b mit Aufstieg nach Il a
11 [l b ohne Aufstieg nach Il a
1 [ll ohne Aufstieg nach Il a
IV a mit Aufstieg nach Il
10 IV a ohne Aufstieg nach Il
IV a IV b mit Aufstieg nach IV a
9 Vb IV b ohne Aufstieg nach IV a
V b (Stufe 3 nach 5 Jahren | V b mit Aufstieg nach IV b
in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 V b ohne Aufstieg nach IV b (Stufe 3 nach 5
Jahren in Stufe 3, keine Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in
Stufe 5) Stufe 3, keine Stufe 5)
8 Vc V ¢ ohne Aufstieg
V ¢ mit Aufstieg nach V b
7 - -
6 VI b ohne Aufstieg
- VI b mit Aufstieg nach V c
VI b mit Aufstieg nach V b
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Anlage 14

(KA 2008 Nr. 206, gecindert durch KA 2010 Nr. 213; KA 2013 Nr. 8 KA 2013 Nr. 48 und KA 2015
Nr. 6)

I. Sonstige Kirchliche Rechtstrager

1. Grundsatze

a. Die Erweiterung des Geltungsbereiches der KAVO auf sonstige kirchliche
Rechtstrager gemal § 1 Absatz 1 der KAVO erfolgt zum Stichtag 1. November 2008.

b. Das Recht zur Uberleitung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der sonstigen
kirchlichen Rechtstrager in die KAVO bestimmt sich nach den Regelungen der
Anlagen 13 bis 13 ¢ zur KAVO, die entsprechend anzuwenden sind.

c. Werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach dem 1. Februar 2008 Ubergeleitet,
wird der Stichtag ,31. Januar 2008" durch das Datum des Tages vor der Uberleitung
und, soweit der 1. Februar 2008 als Stichtag genannt ist, dieser durch das Datum
des Tages der Uberleitung ersetzt. Beginn- und Endzeitpunkt von Fristen in der
Anlage 13 verschieben sich in diesen Fallen um den Zeitraum der spateren
Uberleitung in die KAVO.

Protokollerklarung zu Ziffer 1 Buchstabe a:

Soweit die Erweiterung des Geltungsbereiches der KAVO auf Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter sonstiger kirchlicher Rechtstrager zu ihrer Umsetzung einer Anpassung der
KAVO bedarf (z. B. in Bezug auf Eingruppierungsvorschriften), ist eine eigene Regelung
erforderlich.

Il. Regelungen fiir einzelne sonstige kirchliche Rechtstrager
A. Regelungen zur Erweiterung des Geltungsbereiches der KAVO auf die

Beschaftigungsverhiltnisse der Tragergesellschaft Bistum Trier mbH (TBT
mbH)

-—

. Allgemeine Regelungen

a. Die Erweiterung des Geltungsbereiches der KAVO auf  die
Beschéaftigungsverhaltnisse der TBT mbH erfolgt zum Stichtag 1. Januar 2011.

b. Die Abweichungen von den Vorschriften des Abschnitts | der KAVO bestimmen sich
nach den Regelungen der Ziffer 2.

c. Das Recht zur Uberleitung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der TBT mbH in
die KAVO bestimmt sich abweichend von Ziffer 1 Buchstabe b des Abschnitts | nach
Ziffer 3 dieses Abschnitts.
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2. Abweichungen von den Vorschriften in Abschnitt | der KAVO
a. Abweichungen von § 1 Abs. 2 KAVO

Mit den in § 1 Abs. 2 KAVO genannten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der TBT mbH
(sog. kurzfristig Beschaftigte) wird abweichend von § 2 Abs. 1 Satz 1 der Anlage 1 zur

KAVO eine Vergltung nach MaBBgabe nachfolgender Tabelle vereinbart.

gliltig ab dem 1. Marz 2016

Tabelle Stundensitze kurzfristig Beschaftigte der TBT mbH in Euro *

Reinigung 9,76 - 10,25 | je nach Berufserfahrung und
Einsatzzeiten

Service ohne 8,70 -9,16 je nach Berufserfahrung und

Kichenhilfe, Ausbildung Einsatzzeiten

AuBenarbeiten

Service mit 8,70 - 9,71 je nach Berufserfahrung und

Kichenhilfe, Ausbildung Einsatzzeiten

AuBenarbeiten

Koche 10,77-12,93 | je nach Berufserfahrung und
Einsatzzeiten

Hausmeister mit 10,77-12,93 | je nach Berufserfahrung,

Ausbildung Einsatzzeiten und eigenen

techn. Geratschaften

Q

liltig ab dem 1. Februar 2017

Tabelle Stundensitze kurzfristig Beschéftigte der TBT mbH in Euro *

Reinigung 9,99 - 1049 | je nach Berufserfahrung und
Einsatzzeiten

Service ohne 8,90 - 9,38 je nach Berufserfahrung und

Kichenhilfe, Ausbildung Einsatzzeiten

AuBenarbeiten

Service mit 8,90 - 9,94 je nach Berufserfahrung und

Kichenhilfe, Ausbildung Einsatzzeiten

AuBenarbeiten

Koche 11,02-13,23 | je nach Berufserfahrung und
Einsatzzeiten

Hausmeister mit 11,02-13,23 | je nach Berufserfahrung,

Ausbildung Einsatzzeiten und eigenen

techn. Geratschaften

" Ggf. auf der Grundlage des § 7 Absatz 1 und 2 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes oder nach anderen einschlagigen
gesetzlichen Bestimmungen verordnete Festlegungen Uber einen Mindestlohn sind zu berticksichtigen.
T Ggf. auf der Grundlage des § 7 Absatz 1 und 2 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes oder nach anderen einschlagigen
gesetzlichen Bestimmungen verordnete Festlegungen lber einen Mindestlohn sind zu beriicksichtigen.
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b. Abweichungen zu § 3 Abs. 1 Satz 1 KAVO

Abweichend von § 3 Abs. 1 Satz 1 1. Halbsatz KAVO erhalt § 5 Absatz 1 des Musters im
Abschnitt V. der Anlage 2 zur KAVO fir die Beschaftigungsverhaltnisse der TBT mbH
folgende Fassung:

~85
(1)  Zum Entgelt werden folgende Regelungen vereinbart:

O Der/Die Mitarbeiter/in ist zum Zeitpunkt der Einstellung/zum Zeitpunkt der
Weiterbeschaftigung gemal3 Anlage 14 Abschnitt Il Ziffer 2 g zur KAVO in die

Entgeltgruppe , Fallgruppe eingruppiert *).
O Gem. § 19 Abs. 3 KAVO betragt das Entgelt z. Zt. monatlich Euro
brutto *).”

c. Abweichungen von § 5 Abs. 4 KAVO

Abweichend von § 5 Abs. 4 KAVO sind Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im
Restaurantbetrieb berechtigt, Bedienungsgelder anzunehmen. Regelungen zur
Aufteilung von Bedienungsgeldern richten sich nach den Gepflogenheiten der
Einrichtung.

d. Abweichungen von § 11 KAVO und Erganzungen

aa. Abweichend von § 11 Abs. 1 Satz 1 KAVO betragt die regelmaBige Arbeitszeit
ausschlieBlich der Pausen durchschnittlich 40 Stunden wdéchentlich.

bb. In Einrichtungen der TBT mbH, deren Aufgaben Sonn- und Feiertagsarbeit
erfordern, muss an Sonntagen und Wochenfeiertagen dienstplanmaBig bzw.
betriebstblich gearbeitet werden. Es besteht ein Anspruch auf einen vollen freien
Tag in der Woche und einen freien Samstag mit Sonntag im Monat.

cc. Dienstplane sind spatestens eine Woche vor Inkrafttreten des Dienstplans der
Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter auszuhandigen oder an geeigneter Stelle
innerhalb der Einrichtung zur Einsichtnahme auszuhangen.

e. Abweichungen von § 13 KAVO

§ 13 KAVO findet fir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Tragergesellschaft Bistum
Trier mbH keine Anwendung.

f. Abweichungen von § 14 KAVO
§ 14 1l und V KAVO finden fir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Tragergesellschaft Bistum Trier mbH keine Anwendung.

g. Abweichungen von § 16 KAVO

§ 16 Abs. 1 und 3 KAVO finden keine Anwendung. Die Eingruppierung der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der TBT mbH in eine Entgeltgruppe richtet sich nach
den nachfolgend aufgefiihrten Tatigkeitsmerkmalen.
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Tatigkeitsmerkmale fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der TBT mbH:

Entgeltgruppe 1

1. Reinigungskrafte

2. Servicemitarbeiterinnen/Servicemitarbeiter ohne Ausbildung
3. Hilfskrafte in der Kiiche

4. sonstige Hilfskrafte

Entgeltgruppe 2:
1. Servicemitarbeiterinnen/Servicemitarbeiter und Bankettmitarbeiterinnen/
Bankettmitarbeiter mit Ausbildung

2. Jungkoéchin/Jungkoch

3. Demi chef de partie (Kéchin/Koch)

4. Mitarbeiterin/Mitarbeiter in der Rezeption

5. Hauswirtschaftshelferin/Hauswirtschaftshelfer
Entgeltgruppe 3:

Gelernte Hauswirtschafterin/Gelernter Hauswirtschafter

Entgeltgruppe 4:
Sekretarin/Sekretar in der Verwaltung

Entgeltgruppe 5:

1. Hausmeisterin/Hausmeister
2. Chef de partie (Kbchin/Koch)
3. Chef de rang (Service)

Entgeltgruppe 6:

1. Alleinkochin/Alleinkoch

2. Leitung Rezeption

3. Service- /Restaurant-/Bankettleitung
4. Assistenz Geschaftsleitung

5. Direktionsassistenz/Empfangsleitung

Entgeltgruppe 7:
Leitende Hausdame/Leitender Hausherr bis 5 Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter

Entgeltgruppe 8:

1. Buchhalterin/Buchhalter

2. Sachbearbeitung Personal/Finanzen/Verwaltung

3. Leitende Hausdame/Leitender Hausherr mit mehr als 5 Mitarbeiterinnen/
Mitarbeiter

4. Haustechnikerin/Haustechniker in komplexen Gebauden

5. Sous chef bei mehr als 5 Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter in der Kiiche (zzgl. Sous chef
und Kichenchefin/Kichenchef)
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Entgeltgruppe 9:
1. Kuchenchefin/Kichenchef bei mehr als 5 Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter
2. abschlussfahiger Buchhalterin/Buchhalter

Entgeltgruppe 10:
Hausleitung

h. Abweichungen von § 18 KAVO

Abweichend von § 18 Abs. 2 KAVO betragt die personliche Zulage fur Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der TBT mbH stets 4,5 v. H. des individuellen Tabellenentgelts der
Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters.

i. Abweichungen von § 19 KAVO

Abweichend von § 19 bestimmt sich das Entgelt der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

der TBT mbH nach folgenden Regelungen:

aa. Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter erhalt monatlich ein Tabellenentgelt. Die
Hohe bestimmt sich nach der Entgeltgruppe, in die sie oder er eingruppiert ist, und
nach der fur sie oder ihn geltenden Stufe in Verbindung mit den jeweiligen
vertraglichen Vereinbarungen mit dem Dienstgeber (Stufen 1 und 3).
Die Bandbreite fiir das Tabellenentgelt der Stufe 1 (Einstiegsgehalt) sowie das
Tabellenentgelt der Stufe 2 (Entwicklungsstufe) ergibt sich aus Buchstabe bb.

bb. giiltig ab 1. Marz 2016

Entgelttabelle TBT in Euro
Entgeltgruppe | Einstiegsgehalt Entwicklungsstufe | individuelle Zulagen
Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3
von bis
10 2.825,39 | 3.122,49 3.442,51
9 2.506,58 | 2.897,54 3.331,46
8 2.358,47 | 2.596,86 2.897,54 .
nach zusatzlicher
7 2208,34 2436,88 2585,44 Qualifikation und
6 2.167,20 | 2.391,16 | 2.505,45 Uberdurchschnittlicher
Arbeitsleistung
5 2.080,37 | 2.294,05 2.402,59 individuell vereinbar
4 1.982,10 | 2.185,48 2.322,61
3 1.951,24 | 2.151,21 2.208,34
2 1.807,25 | 1.991,24 2.088,93
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1° 1.549,85 | 1.700,80 1.765,49
giiltig ab 1. Februar 2017

Entgelttabelle TBT in Euro

Entgeltg | Einstiegsgehalt Entwicklun | individuelle Zulagen

ruppe Stufe 1 gsstufe Stufe 3

von bis Stufe 2

10 2.891,79 3.195,87 3.523,41

9 2.565,48 2.965,63 3.409,75

8 2.413,89 2.657,89 2.965,63 .
nach zusatzlicher

7 2.260,24 2.494,15 2.646,20 Qualifikation und

6 221813 |244735 | 256433 | Uberdurchschnittlicher
Arbeitsleistung

5 2.129,26 2.347,96 2.459,05 individuell vereinbar

4 2.028,68 2.236,84 2.377,19

3 1.997,09 2.201,76 2.260,24

2 1.849,72 2.038,03 2.138,02

17 1.586,27 1.740,77 1.806,98

Protokollerklarung zu Buchstabe i:

Das innerhalb der jeweiligen Bandbreite mit der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter
individuell vereinbarte monatliche Entgelt erhoht sich ab dem 1. Marz 2016 um 2,4
Prozent und ab dem 1. Februar 2017 um weitere 2,35 Prozent.

j.- Abweichungen von § 20

§ 20 KAVO findet keine Anwendung. Stattdessen gilt fir die Mitarbeiterinnen und

Mitarbeiter der TBT mbH Folgendes:

aa. Bei der Einstellung erhalten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ein Entgelt
innerhalb der Bandbreite der Stufe 1 ihrer Entgeltgruppe. Dieses ist mit ihnen frei
zu vereinbaren. Nach dem Ende des sechsten Monats seit Beginn des
Arbeitsverhaltnisses haben die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Anspruch auf ein
Entgelt nach MaBgabe des fir ihre Entgeltgruppe vorgesehenen Hochstbetrages
der Stufe 1.

bb. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erreichen die Stufe 2 nach zwei Jahren
ununterbrochener Tatigkeit innerhalb der Stufe 1 derselben Entgeltgruppe bei
ihrem Dienstgeber.

: Ggf. auf der Grundlage des § 7 Absatz 1 und 2 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes verordnete Festlegungen lber einen
Mindestlohn sind zu beriicksichtigen

' Ggf. auf der Grundlage des § 7 Absatz 1 und 2 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes verordnete Festlegungen lber einen
Mindestlohn sind zu beriicksichtigen
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cc. Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter, die oder der die Stufe 2 bereits erreicht hat
kann mit dem Dienstgeber Uber die Vereinbarung einer individuellen Zulage
(Stufe 3) verhandeln, wenn sie oder er eine zusatzliche Qualifikation oder eine
uberdurchschnittliche Arbeitsleistung nachweisen kann.

k. Abweichungen von § 21

aa. § 21 Absatz 2 KAVO findet keine Anwendung.

bb. § 21 Absatz 3 Satze 1 und 2 KAVO finden unter Berlcksichtigung der Ausfiihrungen
im Doppelbuchstaben bb des Buchstaben j entsprechende Anwendung.

cc. § 21 Absatz 3 Satz 3 KAVO findet keine Anwendung.

dd. § 21 Absatz 4 KAVO findet keine Anwendung. Bei Eingruppierung in eine héhere
Entgeltgruppe werden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unter Anrechnung
einer ggf. nach Doppelbuchstaben cc des Buchstaben j vereinbarten Zulage der
jeweiligen Stufe 2 zugeordnet. Ist die Zulagenh6he niedriger als der Differenzbetrag
zwischen den malBgeblichen Tabellenwerten der beiden Entgeltgruppen, verbleibt
es bei dem Betrag der Stufe 2 der héheren Entgeltgruppe. Ubersteigt die Zulage
den Differenzbetrag nach Satz 3, wird der UberschieBende Betrag als Besitzstand
fortgezahlt. Bei der Eingruppierung der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters in eine
niedrigere Entgeltgruppe, gilt Satz 2 mit der MaBgabe, dass der Anspruch auf eine
nach dem Doppelbuchstaben cc des Buchstaben j vereinbarte Zulage entfallt.

. Abweichungen von §§ 22, 22a
Die §§ 22, 22a KAVO finden keine Anwendung.

m. Abweichungen von § 23
Abweichend von § 23 |l Satz 1 erster Halbsatz KAVO gilt Folgendes:
Die Jahressonderzahlung betragt bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
in den Entgeltgruppen 1 bis 8 80 v.H. und
in den Entgeltgruppen 9 bis 10 70 v.H.
des der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter in den Kalendermonaten Juli, August und
September durchschnittlich gezahlten Entgelts.

n. Abweichungen von § 40

Abweichend von § 40 | KAVO gilt Folgendes:

aa. Das Arbeitsverhaltnis einer Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters kann mit einer Frist
von vier Wochen zum Fiinfzehnten oder zum Ende eines Kalendermonats gekiindigt
werden.

bb. Fur eine Kiindigung durch den Dienstgeber betragt die Kiindigungsfrist, wenn das
Arbeitsverhaltnis in der Einrichtung
e zwei Jahre bestanden hat, einen Monat zum Ende eines Kalendermonats,
e fiinf Jahre bestanden hat, zwei Monate zum Ende eines Kalendermonats,
e acht Jahre bestanden hat, drei Monate zum Ende eines Kalendermonats,
e zehn Jahre bestanden hat, vier Monate zum Ende eines Kalendermonats,
e zwolf Jahre bestanden hat, flinf Monate zum Ende eines Kalendermonats,
e 15 Jahre bestanden hat, sechs Monate zum Ende eines Kalendermonats,
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CC.

e 20 Jahre bestanden hat, sieben Monate zum Ende eines Kalendermonats.
Wahrend einer vereinbarten Probezeit, langstens fir die Dauer von sechs Monaten,
kann das Arbeitsverhaltnis mit einer Frist von zwei Wochen gekiindigt werden.

3. Uberleitungsregelungen

a. Geltungsbereich

Diese Regelungen gelten fur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, deren Arbeitsverhaltnis
zur TBT mbH Uber den 31. Dezember 2010 hinaus fortbesteht und die mit Wirkung vom
1. Januar 2011 unter den Geltungsbereich der KAVO fallen, fir die Dauer des
ununterbrochen fortbestehenden Arbeitsverhaltnisses.

b. Uberleitung

aa.

bb.

CC.

dd.

Die von Buchstabe a erfassten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden zum 1.
Januar 2011 gemaB den nachfolgenden Bestimmungen in die KAVO Ubergeleitet.
Die von Buchstabe a erfassten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden zum 1.
Januar 2011 in die Entgeltgruppe, in der sie nach Ziffer 2 Buchstabe g eingruppiert
sind, Ubergeleitet.

Es wird ein Vergleichsentgelt gebildet, das sich aus dem am 31. Dezember 2010
zustehenden vertraglichen Entgelt zusammensetzt. Flir Arbeitsverhaltnisse, fur die
im Dezember 2010 noch der Bundesangestelltentarifvertrag galt, finden die Absatze
2 und 4 des § 4 der Anlage 13 zur KAVO entsprechende Anwendung. Bei
Teilzeitbeschaftigten wird das Vergleichsentgelt auf der Grundlage eines
vergleichbaren Vollzeitbeschaftigten bestimmt, anschlieBend wird das zustehende
Entgelt nach § 27 Abs. 2 KAVO berechnet. Fir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die
nicht fur alle Tage im Dezember 2010 oder fiir keinen Tag dieses Monats Entgelt
erhalten haben, wird das Vergleichsentgelt so bestimmt, als hatten sie fir alle Tage
dieses Monats Entgelt erhalten. Ist das Vergleichsentgelt niedriger als das
Tabellenentgelt der sich nach Ziffer 2 Buchstabe j ergebenden Stufe der
Entgeltgruppe, in der die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter am 1. Januar 2011
eingruppiert ist, erhalt die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter das entsprechende
Tabellenentgelt ihrer oder seiner Entgeltgruppe.

Ubersteigt das Vergleichsentgelt das Tabellenentgelt der sich nach Ziffer 2
Buchstabe j ergebenden Stufe, erhélt die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter so lange
das Vergleichsentgelt, bis das Tabellenentgelt unter Berlicksichtigung der
Stufenlaufzeiten nach Ziffer 2 Buchstabe j das Vergleichsentgelt erreicht bzw.
Ubersteigt. Liegt das Vergleichsentgelt Gber der Stufe 2 der Entgeltgruppe, in der
die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter nach Ziffer 2 Buchstabe g eingruppiert ist,
wird die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter einer dem Vergleichsentgelt
entsprechenden individuellen Endstufe zugeordnet.

Werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nach dem 31. Dezember 2010 das
Vergleichsentgelt erhalten, hohergruppiert, erhalten sie in der hoheren
Entgeltgruppe mindestens den Betrag, der ihrem bisherigen Vergleichsentgelt
entspricht, jedoch nicht weniger als das Entgelt der Stufe 2. Werden
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ee.

ff.

99.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die das Vergleichsentgelt erhalten,
herabgruppiert, erhalten sie in der niedrigeren Entgeltgruppe Entgelt nach der Stufe
2. Die Satze 2 und 3 des Doppelbuchstabens dd in Buchstabe k der Ziffer 2 gelten

entsprechend.
§ 10 der Anlage 13 zur KAVO (Kinderbezogene Entgeltbestandteile) findet fir
Arbeitsverhaltnisse, fur die im Dezember 2010 noch der

Bundesangestelltentarifvertrag galt, mit der MaBgabe Anwendung, dass anstelle
des Zeitpunktes ,Januar 2008" der Zeitpunkt ,Dezember 2010" gilt. Im Ubrigen
gelten die Bestimmungen des § 10 der Anlage 13 zur KAVO entsprechend.

§ 12 der Anlage 13 zur KAVO (Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall) findet fir
Arbeitsverhaltnisse, fur die im Dezember 2010 noch der
Bundesangestelltentarifvertrag galt, mit der MaBgabe Anwendung, dass anstelle
des Zeitpunktes ,31. Januar 2008" der Zeitpunkt ,31. Dezember 2010" gilt. Im
Ubrigen gelten die Bestimmungen des § 12 der Anlage 13 zur KAVO entsprechend.
Fir die Dauer des uber den 31. Dezember 2010 hinaus fortbestehenden
Arbeitsverhaltnisses werden die vor dem 1. Januar 2011 nach MaBBgabe der jeweils
einschlagigen Vorschriften anerkannten Beschaftigungszeiten als
Beschaftigungszeit im Sinne des § 40 Abs. 3 KAVO berlcksichtigt.

Fur die Anwendung des § 28 Abs. 2 KAVO werden die bis zum 31. Dezember 2010
zurlickgelegten Zeiten, die nach MalBgabe des § 39 BAT anerkannte Dienstzeit sind,
als Beschaftigungszeit im Sinne des § 40 Abs. 3 KAVO berticksichtigt.

c. Jahressonderzahlung und Urlaubsgeld

aa.

bb.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, auf deren Arbeitsverhaltnis im Dezember 2010
der Bundesangestelltentarifvertrag keine Anwendung fand, haben in den
Kalenderjahren 2011 wund 2012 keinen Anspruch auf Leistung einer
Jahressonderzahlung nach § 23 KAVO. Einzelvertragliche Anspriiche fir den
gleichen Zeitraum bleiben davon unberthrt.

Ein fir das Kalenderjahr 2010 zugestandener Anspruch auf Auszahlung eines
Urlaubsgeldes kann nach gleicher MaBgabe auch in den Kalenderjahren 2011 und
2012 geltend gemacht werden. Er entfallt jedoch ab dem Kalenderjahr 2013.

Die Bestimmungen in Abschnitt Il treten zum 1. Januar 2011 in Kraft.

Einmalzahlung fiir 2012

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die unter Abschnitt Il Teil A fallen und die zum 1. Mérz
2012 schon und zum 1. Dezember 2012 noch in einem Arbeitsverhaltnis stehen, erhalten
fur das Jahr 2012 eine Einmalzahlung in Hohe von 300,00 Euro. Teilzeitbeschaftigte
erhalten die Einmalzahlung anteilig entsprechend dem Umfang ihrer Arbeitszeit. Die
einmalige Pauschalzahlung ist bei der Bemessung sonstiger Leistungen nicht zu
bertcksichtigen.
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Anlage 15
Regelungen fiir Einmal- und Pauschalzahlungen

(KA 2010 Nr. 173; gedndert durch KA 2070 Nr. 213; KA 2011 Nr. 501, KA 2012 Nr. 164
und KA 2014 Nr. 143)

(M)

)

(4)

(M)

@)

3)

(4)

§1
Pauschalzahlungen fiir den Erziehungsdienst

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die unter die Anlage 4c (Erziehungsdienst) fallen
und deren Arbeitsverhéltnis spatestens am 1. November begonnen hat, erhalten
eine einmalige Pauschalzahlung in Hohe von 125 Euro, sofern sie in der Zeit vom 1.
November 2009 bis 31. Dezember 2009 fir mindestens einen Tag Anspruch auf
Entgelt * hatten und das Arbeitsverhaltnis am 31. Dezember bestand.

Absatz 1 gilt nicht fur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die von ihrem Antragsrecht
nach § 14 Absatz 7 der Anlage 12 keinen Gebrauch gemacht haben.

§ 27 Absatz 2 KAVO gilt entsprechend. MaBgeblich sind die jeweiligen Verhaltnisse
am 31. Dezember 2009.

Die Pauschalzahlung fir den Erziehungsdienst steht anspruchsberechtigten
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern nur einmal zu.

§2
Einmalige Sonderzahlung 2011

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die unter den Geltungsbereich der Anlagen
5a und 5c fallen, erhalten mit dem Entgelt fir den Kalendermonat Januar 2011 eine
einmalige Sonderzahlung in Hohe von 240 Euro, wenn sie an mindestens einem Tag
dieses Monats Anspruch auf Entgelt’ haben.

§ 27 Absatz 2 KAVO gilt entsprechend. MaBgeblich sind die jeweiligen Verhaltnisse
am 1. Januar 2011. Beginnt das Arbeitsverhaltnis erst nach dem 1. Januar 2011, sind
die Verhaltnisse des ersten Tages des Arbeitsverhaltnisses maBgeblich.

Wird im Laufe des Monats Januar 2011 ein neues Arbeitsverhaltnis begonnen, wird
kein weiterer Anspruch begriindet.

Die einmalige Sonderzahlung ist bei der Bemessung sonstiger Leistungen nicht zu
bertcksichtigen.

*Anspruch auf Entgelt im Sinne des Absatzes 1 ist auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung aus Anlass

der Entgeltfortzahlung wegen Freistellung (§ 11 Abs. 3 Satz 1 KAVO)

der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall (§ 25 Abs. 1 KAVO, § 12 der Anlage 13 zur KAVO)

der Entgeltfortzahlung bei Erholungsurlaub (§ 34 KAVO)

der Entgeltfortzahlung bei Arbeitsbefreiung (§ 36 KAVO)
und der Anspruch auf Krankengeldzuschuss (§ 25 Abs. 2 bis 5 KAVO), auch wenn dieser wegen der Hohe der Barleistungen des
Sozialversicherungstrégers nicht gezahlt wird. Einem Anspruch auf Entgelt gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach § 45
SGB V oder entsprechender gesetzlicher Leistungen und der Bezug von Mutterschaftsgeld nach § 13 MuSchG oder § 200 RVO.
T Die FuBnote zu § 1 Abs. 1 dieser Anlage findet entsprechende Anwednung.
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§ 2a
Einmalige Sonderzahlung 2011 (Anlage 5b)

(1) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die unter den Geltungsbereich der Anlagen
5b fallen und die fir mindestens einen Tag im Monat April 2011 Anspruch auf
Entgelt * aus dem Arbeitsverhaltnis hatten, erhalten eine Einmalzahlung in Héhe von
360 Euro.

(2) Teilzeitbeschaftigte erhalten den Teilbetrag der Einmalzahlung, der dem Verhaltnis
der mit ihnen am 1. April 2011 vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit zu der
regelmaBigen wochentlichen Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschaftigten
entspricht. § 27 Abs. 2 KAVO gilt entsprechend. Beginnt das Arbeitsverhaltnis erst
nach dem 1. April 2011, sind die Verhaltnisse des ersten Tages des
Arbeitsverhaltnisses maf3gebend.

(3) Endet ein von Abs. 1 erfasstes Arbeitsverhaltnis im Laufe des Monats April 2011 und
wird ein neues Arbeitsverhaltnis begonnen, wird in dem neuen Arbeitsverhaltnis ein
weiterer Anspruch auf eine Einmalzahlung nicht begriindet.

(4) Die Einmalzahlung ist bei der Bemessung sonstiger Leistungen nicht zu
bertcksichtigen.

§3
Einmalige Pauschalzahlung 2014

(1) Fiar das Jahr 2014 erhalten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die
a. am 31. Dezember 2013 in den Entgeltgruppen 2 bis 8 nach § 16 KAVO in
Verbindung mit § 11 Abs. 4 Satz 1 der Anlage 12 und der Anlage 12b zur KAVO
eingruppiert waren oder
b. am 31. Dezember 2013 in den Entgeltgruppen 2 bis 8 nach § 16 KAVO in
Verbindung mit § 16 Abs. 6 Satz 1 der Anlage 13 und der Anlage 13c Teil A zur
KAVO eingruppiert waren und deren Arbeitsverhaltnis
e im Falle des Buchstaben a in der Zeit vom 1. Oktober 2005 bis zum
31. Dezember 2013 bzw.
e im Falle des Buchstaben b in der Zeit vom 1. Februar 2008 bis zum
31. Dezember 2013
begonnen hat, eine einmalige Pauschalzahlung in Hohe von 360 Euro, fallig mit dem
Entgelt fir den Monat Oktober 2014, sofern sie fiir mindestens einen Tag im Jahr
2014 bis zum 31.Oktober 2014 Anspruch auf Entgelt *haben und das
Arbeitsverhaltnis im Oktober 2014 noch besteht.
(2) Die Pauschalzahlung nach Absatz 1 erhalten auf Antrag auch Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter,
e deren Arbeitsverhaltnis in der Zeit vom 1. Januar 2014 bis 1. Juli 2014 begonnen
hat,

* Die FuBnote zu § 1 Abs. 1 dieser Anlage findet entsprechende Anwendung.
T Die FuBnote zu § 1 Abs. 1 dieser Anlage findet entsprechende Anwendung
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e die die Voraussetzungen eines Tatigkeitsmerkmals erfillen, das einen Aufstieg
nach einer Dauer von langstens einem Jahr vorsieht, und

o deren Arbeitsverhaltnis im Oktober 2014 fortbesteht.

Satz 1 gilt nicht fur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die bereits entsprechend der

Aufstiegsgruppe eingruppiert sind.

(3) Absatze 1 und 2 gelten auf Antrag entsprechend fiir nach den Anlagen 12 und 13
zur KAVO am 1. Oktober 2005 bzw. am 1. Februar 2008 in die jeweils neue KAVO
Ubergeleitete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, denen in den jeweiligen Zeitraumen
der Absatze 1 und 2 eine andere Tatigkeit Ubertragen wurde, die zu einer neuen
Eingruppierung nach § 11 Abs. 4 Satz 1 der Anlage 12 zur KAVO in Verbindung mit
der Anlage 12b zur KAVO bzw. nach § 16 Absatz 6 Satz 1 der Anlage 13 zur KAVO
in Verbindung mit der Anlage 13c Teil A zur KAVO gefihrt hat. Satz 1 gilt nicht far
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die von ihrem Antragsrecht nach § 14 Abs. 7 der
Anlage 12 zur KAVO keinen Gebrauch gemacht haben.

(4) Teilzeitbeschaftigte erhalten die Pauschalzahlung anteilig entsprechend dem
Umfang ihrer Arbeitszeit am 31. Dezember 2013 in den Fallen des Absatzes 1 und
entsprechend dem Umfang ihrer Arbeitszeit am 1. Oktober 2014 in den Fallen des
Absatzes 2.

(5) Keine Pauschalzahlung erhalten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,

e deren Tatigkeit vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung der Arbeiter
unterlegen hatte,
e auf die am 31. Dezember 2013 die Anlage 4c zur KAVO (Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter im Erziehungsdienst) Anwendung gefunden hat.

(6) Die einmalige Pauschalzahlung steht anspruchsberechtigten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern im Kalenderjahr 2014 nur einmal zu.

(7) Die einmalige Pauschalzahlung ist bei der Bemessung sonstiger Leistungen nicht zu
berlcksichtigen.

§4
Einmalige Pauschalzahlung 2015

(1) Wenn spatestens mit Wirkung ab 1. Januar 2015 keine Eingruppierungsvorschriften
bzgl. der Beschaftigungsverhaltnisse, die unter die Anlage 5a fallen, in Kraft getreten
sind, erhalten flr das Jahr 2015 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die
a. am 31. Dezember 2014 in den Entgeltgruppen 2 bis 8 nach § 16 KAVO in

Verbindung mit § 11 Abs. 4 Satz 1 der Anlage 12 und der Anlage 12b zur KAVO

eingruppiert waren oder

b. am 31 Dezember 2014 in den Entgeltgruppen 2 bis 8 nach § 16 KAVO in

Verbindung mit § 16 Abs. 6 Satz 1 der Anlage 13 und der Anlage 13c Teil A zur

KAVO eingruppiert waren und deren Arbeitsverhaltnis

e im Falle des Buchstaben a in der Zeit vom 1. Oktober 2005 bis zum 31.
Dezember 2014 bzw.

e im Falle des Buchstaben b in der Zeit vom 1. Februar 2008 bis zum 31.
Dezember 2014
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@)

(4)

()

(6)

(7)

begonnen hat, eine einmalige Pauschalzahlung in Héhe von 360 Euro, fallig mit dem

Entgelt fir den Monat Oktober 2015, sofern sie fiir mindestens einen Tag im Jahr

2015 bis zum 31. Oktober 2015 Anspruch auf Entgelt * haben und das

Arbeitsverhaltnis im Oktober 2015 noch besteht.

Die Pauschalzahlung nach Absatz 1 erhalten auf Antrag Mitarbeiterinnen und

Mitarbeiter,

e deren Arbeitsverhaltnis in der Zeit vom 1. Januar 2015 bis 1. Juli 2015 begonnen

hat,
e die die Voraussetzungen eines Tatigkeitsmerkmals erfillen, das einen Aufstieg
nach einer Dauer von langstens einem Jahr vorsieht, und

e deren Arbeitsverhaltnis im Oktober 2015 fortbesteht.

Satz 1 gilt nicht fir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die bereits entsprechend der

Aufstiegsgruppe eingruppiert sind.

Absatze 1 und 2 gelten auf Antrag entsprechend fiir nach den Anlagen 12 und 13

zur KAVO am 1. Oktober 2005 bzw. am 1. Februar 2008 in die jeweils neue KAVO

ubergeleitete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, denen in den jeweiligen Zeitraumen

der Absatze 1 und 2 eine andere Tatigkeit Ubertragen wurde, die zu einer neuen

Eingruppierung nach § 11 Abs. 4 Satz 1 der Anlage 12 zur KAVO in Verbindung mit

der Anlage 12b zur KAVO bzw. nach § 16 Absatz 6 Satz 1 der Anlage 13 zur KAVO

in Verbindung mit der Anlage 13c Teil A zur KAVO gefiihrt hat. Satz 1 gilt nicht fur

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die von ihrem Antragsrecht nach § 14 Abs. 7 der

Anlage 12 zur KAVO keinen Gebrauch gemacht haben.

Teilzeitbeschaftigte erhalten die Pauschalzahlung anteilig entsprechend dem

Umfang ihrer Arbeitszeit am 31. Dezember 2014 in den Fallen des Absatzes 1 und

entsprechend dem Umfang ihrer Arbeitszeit am 1. Oktober 2015 in den Fallen des

Absatzes 2.

Keine Pauschalzahlung erhalten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,

e deren Tatigkeit vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung der Arbeiter
unterlegen hatte,

e auf die am 31. Dezember 2014 die Anlage 4c zur KAVO (Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter im Erziehungsdienst) Anwendung gefunden hat.

Die einmalige Pauschalzahlung steht anspruchsberechtigten Mitarbeiterinnen und

Mitarbeitern im Kalenderjahr 2015 nur einmal zu.

Die einmalige Pauschalzahlung ist bei der Bemessung sonstiger Leistungen nicht zu

bertcksichtigen.

§5
Einmalzahlung fiir Dekanatskantorinnen und Dekanatskantoren

Dekanatskantorinnen und Dekanatskantoren, die unter die Anlage 4a Teil B Ziffer VII
fallen und die fir mindestens einen Tag im Monat Januar 2016 Anspruch auf Entgelt
aus dem Arbeitsverhaltnis hatten, erhalten eine Einmalzahlung in H6he von 180 Euro.*

" Die FuBnote zu § 1 Abs. 1 dieser Anlage findet entsprechende Anwendung

218



Anlage 16 — Regelungen zum Abschluss einer betrieblichen Zusatzversicherung

Anlage 16

Regelungen zum Abschluss einer betrieblichen Zusatzver-

sicherung bei der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse
des Verbandes der Diozesen Deutschlands (KZVK)
(§ 33 KAVO - Versorgungsordnung)

(eingefiigt durch Beschluss der KODA vom 08.12.2017, veréffentlicht im KA 2017, Nr. 4)

§1
Versicherungspflicht

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst, fiir die nach der Satzung der
kirchlichen Zusatzversorgungskasse des Verbandes der Di6zesen Deutschlands (KZVK)
Versicherungspflicht besteht, sind durch ihre Dienstgeber bei der KZVK zum Zwecke der

Alte

(M)

)

rs-, Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenversorgung zu versichern.

§2
Versicherung

Der Dienstgeber erfillt den Anspruch auf Zusatzversorgung durch Versicherung bei
der KZVK, indem er die nach der Satzung der KZVK versicherungspflichtigen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dort anmeldet. Mit Ende der Versicherungspflicht
meldet der Dienstgeber die oder den Versicherten bei der KZVK ab.

Soweit sich aus den nachfolgenden Bestimmungen keine andere Regelung ergibt,
gelten fir die Begriindung, Durchfihrung und Beendigung der Versicherung der
Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters ausschlieBlich die Bestimmungen der Satzung
der Zusatzversorgungskasse und ihrer Ausfihrungsbestimmungen in ihrer jeweils
geltenden Fassung.

§3
Beitrage

Der Dienstgeber tragt die von der KZVK nach § 62 ihrer Satzung festgesetzten
Beitrége bis zu einer Hohe von 5,2 % des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts der
Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters allein. An dem dartber hinausgehenden Beitrag
des Dienstgebers zur Pflichtversicherung beteiligt sich die Mitarbeiterin oder der
Mitarbeiter zur Halfte mit einem Eigenbeitrag im Sinne des § 62 Abs. 2 der Satzung
KZVK. "

" Hinweis: Die Regelung im Satz 2 (bzgl. des Eigenbeitrags der Beschéftigten ) tritt mit Wirkung zum 01.01.2017 in

Kraft.
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@)

(3)

(4)

()

(/)

Der Dienstgeber fihrt die Beitrage als Schuldner nach § 61 Abs. 1 Buchstabe a der
Satzung der KZVK ab. Dies umfasst auch die Eigenbeitrage der Mitarbeiterin oder
des Mitarbeiters. Der Dienstgeber behalt den Eigenbeitrag der Mitarbeiterin oder
des Mitarbeiters vom Arbeitsentgelt der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters ein. Die
Beteiligung erfolgt fir jeden Kalendermonat, flr den die Mitarbeiterin oder der
Mitarbeiter einen Anspruch auf Bezlge (Entgelt, sonstige Zuwendungen,
Krankenbeziige) oder einen Anspruch auf Krankengeldzuschuss hat, auch wenn
dieser wegen der Hohe der Barleistungen des Sozialversicherungstragers nicht
gezahlt wird.
Der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter wird unter Bezug auf § 30e Abs. 2 BetrAVG
das Recht, nach § 1b Abs. 5 Nr. 2 BetrAVG die Pflichtversicherung nach Ausscheiden
aus dem Beschaftigungsverhaltnis mit eigenen Beitragen fortzusetzen, nicht
eingerdaumt, sofern die Satzung der KZVK dies nicht ausdricklich vorsieht. Sind die
persdnliche Beteiligung der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters und die Ubernahme
der Pflichtbeitragsschuld nach der Satzung der KZVK vorgesehen, richten sich alle
weiteren Anspriche, die aus diesen Beitrdgen bestehen, ausschlieBlich nach deren
Satzung, ohne dass Anspriiche gegenuber dem Dienstgeber entstehen.
Der Anspruch der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters nach § 1 Abs. 2 Nr. 4 zweiter
Halbsatz BetrAVG in Verbindung mit § 1a Abs. 3 BetrAVG, zu verlangen, dass die
Voraussetzungen fur eine Forderung nach den §§ 10a, 82 Abs. 2 EStG erfllt werden,
ist ausgeschlossen, wenn die Satzung der KZVK diese Forderungsmaglichkeit nicht
ausdricklich vorsieht.
Der Anspruch der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters nach § 1 Abs. 2 Nr. 4 zweiter
Halbsatz BetrAVG in Verbindung mit § 1a Abs. 4 BetrAVG auf Fortfihrung der
Versicherung mit eigenen Beitragen in entgeltlosen Zeiten wahrend des
Beschaftigungsverhaltnisses ist fur die Pflichtversicherung ausgeschlossen, sofern
die Satzung der KZVK dies nicht ausdricklich vorsieht. Absatz 3 Satz 2 gqilt
entsprechend.
Soweit die KZVK einen Beitrag im Sinne von Absatz 1 im Zeitraum

a) vom 1. Januar 2016 bis zum 31. Dezember 2017 von mehr als 5,3 %

b) vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2019 von mehr als 5,8 %

¢) vom 1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2021 von mehr als 6,3 %

d) vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2023 von mehr als 6,8 % oder

e) von mehr als 7,1 % ab dem 1. Januar 2024
erhebt, ist in diesen Zeitraumen der Eigenbeitrag des Mitarbeiters nach Absatz 1
Satz 2 auf die jeweilige Halfte der Differenz zwischen 5,2 % und den Jeweiligen in
Halbsatz 1 genannten Prozentsdtzen des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts
beschrankt. Erhebt die KZVK in den in Satz 1, 1. Halbsatz genannten Zeitraumen
geringere Beitrage als die dort Genannten, verbleibt es bei der Anwendung von
Absatz 1 Satz 2.
Die Regelungen des Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 bis 4 und Absatz 6 treten mit Ablauf
des Tages vor dem Tag auBer Kraft, an dem ein Leistungsrecht der KZVK wirksam
wird, das nicht dem Tarifvertrag Uber die zusatzliche Altersversorgung der
Beschaftigten des offentlichen Dienstes- Altersvorsorge- TV- Kommunal (ATV-K),
abgeschlossen zwischen der Vereinigung kommunale Arbeitgeberverbande und
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ver.di — Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft, in der jeweils geltenden Fassung
festgelegten Versorgungsanspruch entspricht. Sie treten auBerdem mit Ablauf des
Tages vor dem Tag auBer Kraft, an dem eine Satzungsbestimmung der KZVK
wirksam wird, nach der nicht mindestens 50 % der Mitglieder der Organe der KZVK
ausgenommen deren Vorstand Versicherte oder ihre Vertreter sein sollen. Bei der
Zahl der Organmitglieder im Sinne des Satzes 2 bleiben neutrale Vorsitzende
unbericksichtigt.

§4
Versorgungsanspruch

Der Versorgungsanspruch der Mitarbeiterin, des Mitarbeiters oder eines ihrer
Hinterbliebenen richtet sich ausschlieBlich nach der Satzung der Kirchlichen
Zusatzversorgungskasse und ihren Ausfihrungsbestimmungen in ihren jeweiligen
Fassungen und kénnen nur gegentiber der Zusatzversorgungskasse geltend gemacht
werden.

§5
Versorgungspunkte

Fur die Pflichtversicherten ergeben sich Versorgungspunkte nach MaBBgabe der Satzung
der KZVK.

§6
Mitwirkungsvorbehalt

(1) Weicht die KZVK in ihrer Satzung inhaltlich von den
a) Regelungen des ATV-K zur Versicherungspflicht von Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern und
b) Regelungen des ATV-K zu den Bestandteilen des
Zusatzversorgungspflichtigen Entgelts
ab, ist zur Umsetzung der Satzungsanderung in den Arbeitsverhéltnissen eine
entsprechende KODA-Regelung erforderlich.
(2) Erganzende eigenstandige KODA-Regelungen zur betrieblichen Altersversorgung
durch die KODA sind mdglich. Sie sind vorab mit der KZVK abzustimmen.

§7
Soziale Komponenten

Anderungen der sozialen Komponenten gem. § 35 der Satzung der KZVK in der
Fassung vom 1. Januar 2017 werden nur durch Beschluss der KODA wirksam.

221



222



	Kirchliche Arbeits- und Vergütungsordnung (KAVO)
	für das Bistum Trier
	Präambel
	I.  Regelungen der KAVO
	§ 1 Geltungsbereich
	§ 2 Ärztliche Untersuchung
	§ 3 Schriftform, Nebenabreden
	§ 4 Probezeit
	§ 5 Allgemeine Pflichten
	§ 6 Vorgesetztenverhältnisse
	§ 7 Nebentätigkeiten
	§ 8 Versetzung, Abordnung, Zuweisung und Personalgestellung
	§ 9 Personalakten
	(2) 1Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter muss über Beschwerden und Behauptungen tatsächlicher Art, die für sie oder ihn ungünstig sind oder ihr oder ihm nachteilig werden können, vor Aufnahme in die Personalakte gehört werden. 2Die Äußerung ist zu ...
	§ 10 Qualifizierung
	§ 11( Regelmäßige Arbeitszeit
	§ 12 Sonderformen der Arbeit
	§ 13
	Ausgleich für Sonderformen der Arbeit

	Arbeitszeitkonto
	§ 15 Teilzeitbeschäftigung
	§ 16 Eingruppierung
	§ 17 Eingruppierung in besonderen Fällen
	§ 18 Vorübergehende Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit
	§ 19 Tabellenentgelt
	§ 20 Stufen der Entgelttabelle
	§ 21 Allgemeine Regelungen zu den Stufen
	§ 22 Leistungsentgelt
	§ 23 Jahressonderzahlung
	§ 24 Bemessungsgrundlage für die Entgeltfortzahlung
	§ 25
	Entgelt im Krankheitsfall
	§ 26 Anzeige- und Nachweispflichten
	§ 28 Besondere Zahlungen
	§ 29 Beihilfen
	§ 30 Dienstreisekostenerstattung
	§ 30a Schutz- und Dienstkleidung
	§ 32 Rationalisierungsschutz
	§ 33 Zusatzversorgung
	§ 35 Sonderurlaub
	§ 37 Führung auf Probe
	§ 38 Führung auf Zeit
	§ 39 Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne Kündigung
	§ 40 Kündigung des Arbeitsverhältnisses
	§ 41 Ausgleichszulage bei Arbeitsunfall und Berufskrankheit
	§ 41a  Betrieblicher Gesundheitsschutz/Betriebliche Gesundheitsförderung
	§ 42 Arbeitsrechtliche Vermittlungsstelle
	§ 43 Zeugnis
	§ 44 Übergangsgeld, Voraussetzungen
	§ 45 Bemessung des Übergangsgeldes
	§ 46 Auszahlung des Übergangsgeldes
	§ 47 Ausschlussfrist
	§ 48 Vorläufige Überleitungs- und Besitzstandsbestimmungen zu den  Änderungen der KAVO zum 1. Oktober 2005 und zum 1. Februar 2008
	§ 48a Übergangsvorschriften anlässlich der Dritten Ordnung
	zur Änderung der KAVO
	§ 49 Beschlüsse der Zentral-KODA
	II. Anhänge zu den Regelungen der KAVO
	K X
	K IX
	K VIII
	K VII
	K VI b
	K V c
	K V b
	K IV b
	K IV a
	K III

	Anlage 4c
	Entgeltgruppe S 2
	Entgeltgruppe S 3
	Entgeltgruppe S 4
	Entgeltgruppe S 5
	Entgeltgruppe S 6
	unbesetzt
	Entgeltgruppe S 7
	Entgeltgruppe S 8a
	Entgeltgruppe S 9
	Entgeltgruppe S 10
	unbesetzt
	Entgeltgruppe S 11
	Entgeltgruppe S 12
	Entgeltgruppe S 13
	Entgeltgruppe S 14
	Entgeltgruppe S 15
	Entgeltgruppe S 16
	Entgeltgruppe S 17
	1. Teil
	Allgemeines
	Allgemeine Verfahrensvorschriften
	Besondere Verfahrensvorschriften
	1. Abschnitt
	Gemeinsame Vorschriften
	2. Abschnitt
	Verfahren vor der oder dem Vorsitzenden
	3. Abschnitt
	Verfahren vor der Arbeitsrechtlichen Vermittlungsstelle
	I. Allgemeine Bestimmungen
	II. Überleitungsregelungen
	III. Besitzstandsregelungen
	Anlage 13a
	Anlage 13b
	Strukturausgleich für übergeleitete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
	§ 2a  Einmalige Sonderzahlung 2011 (Anlage 5b)

	(1) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die unter den Geltungsbereich der Anlagen 5b fallen und die für mindestens einen Tag im Monat April 2011 Anspruch auf Entgelt   aus dem Arbeitsverhältnis hatten, erhalten eine Einmalzahlung in Höhe von 360 Euro.
	(2) Teilzeitbeschäftigte erhalten den Teilbetrag der Einmalzahlung, der dem Verhältnis der mit ihnen am 1. April 2011 vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit zu der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschäftigten ents...
	(3) Endet ein von Abs. 1 erfasstes Arbeitsverhältnis im Laufe des Monats April 2011 und wird ein neues Arbeitsverhältnis begonnen, wird in dem neuen Arbeitsverhältnis ein weiterer Anspruch auf eine Einmalzahlung nicht begründet.
	(4) Die Einmalzahlung ist bei der Bemessung sonstiger Leistungen nicht zu berücksichtigen.
	§ 3 Einmalige Pauschalzahlung 2014


